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Erſter Ceil .

Die Cätigkeit des Fentrums auf politiſchem Gebiete .

A. Die Bundesſtaaten und Organe des Reiches .
3. Die Lovember - Interpellation über das

perſönliche Regiment des Kaiſers .
Am 28 . Oktober 1908 erſchien in den Berliner Blãttern , ver⸗breitet durch das offiziöſe Wolffbureau , folgendes kaiſerliche Interview

aus dem Londoner „ Daily Telegraph “ :
„ Ihr Engländer ſeid verdreht wie Märzhaſen . Was iſt denn über Euch ge⸗kommen , daß ihr Euch einem einer großen Nation ſo unwürdigen Mißtrauen ſowiderſtandslos überlaßt ? Was kann ich mehr tun , als ich ſchon getan habe ?Mit allem mir zu Gebote ſtehenden Nachdruck habe ich in meiner Londoner lnt fGuildhall⸗Rede erklärt , daß mein Sinn auf Frieden gerichtet iſt , und daß ein ühgutes Einvernehmen mit England zu meinen innigſten Wünſchen gehört . Habe iftich jemals mein Wort gebrochen ? Falſchheit iſt meiner Natur völlig fremd .Meine Handlungen ſprechen für ſich ſelbſt , aber anſtatt auf ſie zu achten , hörtIhr auf diejenigen , welche ſie falſch auslegen und verdrehen . Das iſt eine perſön⸗liche Beleidigung , die ich ſchmerzlich empfinde . Ewig verkannt zu werden , meinewiederholten Freundſchaftsanerbietungen mit mißtrauiſchen , eiferſüchtigen Augenabgewogen und durchgehechelt zu ſehen , iſt eine harte Probe für meine Geduld .Immer wieder habe ich meine Freundſchaft für England betont , Eure Preſſe aberoder wenigſtens ein beträchtlicher Teil davon weiſt meine dargebotene Hand zurückund tut ſo, als hielte die andere einen Dolch . Wie kann ich eine Nation gegenihren Willen überzeugen ? Ich wiederhole , daß ich Englands Freund bin , aberIhr macht mir die Sache ſchwer, meine Aufgabe iſt wirklich nicht leicht . Die inbreiten Schichten der mittleren und unteren Klaſſen meines eigenen Volkes vor⸗waltende Geſinnung iſt England nicht freundlich , ich bin ſozuſagen in meinemeigenen Lande in der Minderheit . Freilich iſt es eine Minderheit der beſten3 ebenſo wie es umgekehrt in England mit bezug auf Deutſchland derall iſt . “

Der Engländer erwiderte hierauf , daß das jüngſte Vorgehen Deutſchlands inMarokko , die Rückkehr des deutſchen Konſuls von Tanger nach Fez und diedeutſche Vorwegnahme der gemeinſamen franko⸗ſpaniſchen Aktion durch den Vor⸗ſchlag , Mulay Hafid anzuerkennen , nicht bloß in England , ſondern in ganz Europamißbilligend beurteilt worden ſei .Mit einer ungeduldigen Handbewegung antwortete der Kaiſer : „ Das iſt einklaſſiſches Beiſpiel für die Verdrehung deutſcher Aktionen .Erſtens was die Reiſe des Dr. Vaſſel anlangt : Bei ſeiner Rückſendung nachFez war die Reichsregierung einzig und allein von dem Wunſche geleitet , ihndie Privatintereſſen der dort nach Schutz und Hilfe ringenden deutſchen Unter⸗tanen wahrnehmen zu laſſen . Warum hätte man ihn nicht hinſchicken ſollenꝰ



Wiſſen die, welche Deutſchland des Verſuches beſchuldigen , anderen Mächten den
Rang abzulaufen , wirklich nicht , daß der franzöſiſche Konſularvertreter ſchon ſeitMonaten in Fez war , als Dr. Vaſſel dorthin aufbrach ? Zweitens die Anerkennung
Mulay Hafids : Die europäiſche Preſſe hat Klage darüber geführt , daß Deutſch⸗land Mulays Anerkennung nicht bis zu deſſen bindender Annahme der Algeciras⸗Akte verſchoben habe . Darauf antwortete ich, daß Mulay ſich zu dieſer Annahme
ſchon vor Wochen , als die entſcheidende Schlacht noch nicht geſchlagen war , bereit⸗
erklärt hat . Bereits Mitte Juli teilte er Deutſchland , Frankreich und Englandmit, daß er alle von Abdul Aſis während ſeiner Regierung Europa gegenüberübernommenen Verpflichtungen für ſich als bindend anerkenne . Die Reichs⸗
regierung erblickte in dieſer Mitteilung den endgültigen und autoritativen Ausdruck
der Abſichten Mulays , ſie hatte ſomit keine Veranlaſſung , noch eine weitere8
Erklärung abzuwarten , bevor ſie ihn als tatſächlichen Sultan anerkannte , der
ſeinem Bruder durch das Recht des Waffenſieges auf dem Throne nach⸗gefolgt war . “

Der Engländer wies darauf hin , daß ein einflußreicher Teil der deutſchen
Preſſe die Haltung der Reichsregierung ganz anders aufgefaßt , als einen Fort⸗
ſchritt von Worten zu Taten begrüßt und ihrer Genugtuung darüber Ausdruck
gegeben habe , daß Deutſchland ſich der Geſtaltung der marokkaniſchen Dingewieder einmal energiſch annehme .

„ Es gibt hüben wie drüben Störenfriede “ , entgegnete der Kaiſer . „ Ich will
ihre beiderſeitigen Fähigkeiten zur Entſtellung von Tatſachen nicht abwägen .
Dieſe ſind jedenfalls ſo, wie ich ſie eben dargeſtellt habe . Deutſchlands Vorgehenin bezug auf Marokko enthält nichts , was mit meiner in Straßburg wie in der
Guildhall von mir beteuerten Friedensliebe in Widerſpruch ſtände . “

Zu dem Thema der deutſch - engliſchen Beziehungen zurückkehrend , bemerkte
der Kaiſer : „Ich will mich jedoch nicht bloß auf meine Reden , ſondern auch aufmeine Handlungen berufen . Gewöhnlich wird angenommen , daß Deutſchland
während des füdafrikaniſchen Feldzuges England feindlich geſinnt war , die
öffentliche Meinung war das zweifellos . Wie aber ſtand es mit der Reichs⸗
regierung ? Meine Kritiker mögen ſich fragen , was den plötzlichen Stillſtand der
europäiſchen Tour der Burengenerale verurſachte , die eine Intervention herbei⸗führen wollten . Sie waren in Holland , in Frankreich lärmend gefeiert worden .
Sie wünſchten , nach Berlin zu kommen , wo das Volk ſie mit Blumen bekränzen
würde , als ſie jedoch von mir empfangen werden wollten , lehnte ich ab. Die
Agitation hörte alsbald auf , und die Delegation kehrte mit leeren Händen heim.War das die Handlungsweiſe eines geheimen Feindes ? Als der Kampf auf dem
Höhepunkt ſtand , wurde die Reichsregierung von Frankreich und Rußland ein⸗
geladen , gemeinſam England zur Beendigung des Krieges aufzufordern . Der
Augenblick ſagten ſie, ſei da, nicht bloß die Republiken zu retten , ſondern Euglandbis in den Staub zu demütigen . Ich antwortete : Deutſchland werde nicht nurſeine Hand nicht dazu leihen , auf England einen Druck auszuüben und deſſenSturz herbeizuführen , ſondern ſich überhaupt abſeits von jeder Politik halten , die
Verwickelungen mit England mit ſich bringen könne . Die Nachwelt wird dereinſtden Wortlaut der Depeſche leſen , ſie ruht im Schloßarchiv von Windſor , worinich Englands Souverain die Antwort mitteilte , die ich den auf Groß⸗britanniens Fall bedachten Mächten hatte zuteil werden laſſen . Engländer , diemich kränkten , indem ſie an meinen Worten zweifeln , können daraus erſehen , wieich in Tagen engliſcher Not gehandelt habe . Das war aber nicht alles.Während jener „ ſchwarzen Woche “ , im Dezember 1899 , empfing ich einenBrief der Königin Viktoria , der in Sorde und Kummer verfaßt , deutlicheSpuren der Aengſte aufwies , die damals auf ihr laſteten . Ich begnügte michnicht mit einer teilnehmenden Antwort . Durch einen meiner Offiziere ließ ich mireinen möglichſt genauen Bericht über die beiderſeitige Gefechtsſtärke und die
Truppenſtellungen in Südafrika vorlegen . Daraufhin arbeitete ich den unter den
obwaltenden Umſtänden meiner Meinung nach für England beſten Feldzugsplan
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aus , ließ ihn von meinem Generalſtabe begutachten und ſandte ihn nach England,
wo er in den Staatsarchiven ebenfalls des unparteiiſchen Schickſals der Geſchichte
harrt . Beiläufig kann ich erwähnen , daß mein Plan zum großen Teil mit dem⸗
jenigen zuſammenfiel , nach welchem dann Lord Roberts die engliſchen Waffen zum
Siege geführt hat . Hätte ſo jemand gehandelt , der gegen England Böſes im
Schilde führte ? „Aber “ , werden Sie ſagen , „liegt nicht in dem deutſchen Flotten⸗
ausbau eine Bedrohung für England ? “ Meine Erwiderung iſt einfach . Deutſch⸗
land iſt ein junges , im Wachſen begriffenes Reich , es hat einen weltumſpannenden
Handel , deſſen ſchnelle Ausdehnung der berechtigte Ehrgeiz der patriotiſchen
Deutſchen in keine Schranken weiſen laſſen will . Dieſen Handel zu ſchützen und
ſeine mannigfachen Intereſſen in den entfernteſten Meeren wahrzunehmen ,
braucht Deutſchland eine mächtige Flotte . Deutſchland blickt voraus . Es muß für
alle im fernen Oſten möglichen Fälle gerüſtet ſein . Sehen Sie auf die vollendete
Erhebung Japans , das ſchon mögliche nationale Erwachen Chinas , und beurteilen
Sie danach die größten Zukunftsprobleme im Stillen Ozean . Nur Mächte im
Beſitz großer Kriegsflotten werden mitzureden haben , wenn das Schickſal des
Pacific ſich entſcheidet . Schon aus dieſem Grunde braucht Deutſchland eine ſtarke
Kriegsmarine . Vielleicht wird England eines Tages froh ſein, ein flottenſtarkes
Deutſchland neben ſich zu haben und mit ihm in den großen Völkerdebatten der
Zukunft auf derſelben Seite zu ſtehen . “

Die offtziöſe „Norddeutſche Allgemeine Zeitung “ ( Nr . 258 vom
31 . Oktober 1908 ) brachte infolge der Preſſeauslaſſungen folgende
Erklärung an der Spitze des Blattes :

„Ein großer Teil der ausländiſchen und inländiſchen Preſſe hat wegen des im
„Daily Telegraph “ veröffentlichten Artikels kritiſche Betrachtungen gegen die
Perſon Sr . Majeſtät des Kaiſers gerichtet , wobei von der Annahme ausgegangen
wurde , der Kaiſer hätte dieſe Publikation ohne Vorwiſſen der für die Politik
des Reiches verantwortlichen Stelle veranlaßt . Die ſe Annahme iſt un⸗
begründet .

Se . Majeſtät der Kaiſer hatte von einem engliſchen Privatmann mit der
Bitte , die Veröffentlichung zu genehmigen , das Manufkript eines Artikels erhalten ,
in dem eine Reihe von Geſprächen Sr . Majeſtät von verſchiedenen engliſchen
Perſönlichkeiten und zu verſchiedenen Zeiten zuſammengefaßt war . Jener Bitte
lag der Wunſch zugrunde , die Aeußerungen Sr . Majeſtät einem möglichſt großen
Kreiſe engliſcher Leſer bekannt zu geben und damit den guten Beziehungen
zwiſchen England und Deutſchland zu dienen . Der Kaiſer ließ den Entwurf
des Artikels an den Reichskanzler gelangen , der das Manuftript dem Auswärtigen lb0
Amt mit der Weiſung überwies , dasſelbe einer ſorgfältigen Prüfung zu unter⸗ Eln.
ziehen . Nachdem in einem Bericht des Auswärtigen Amts Bedenken nicht erhobenworden waren , iſt die Veröffentlichung erfolgt . 9

Als der Reichskanzler durch die Publikation des „Daily Telegraph “ von f
dem Inhalt des Artikels Kenntnis erhielt , erklärte er Sr . Majeſtät 0
dem Kaiſer : er hätte den Entwurf des Artikels nicht ſelbſt geleſen ; anderenfalls 100würde er Bedenken erhoben und die Veröffentlichung widerraten haben ; er 8
betrachte ſich aber als für den Vorgang allein verantwortlich und decke die ihm 5
unterſtellten Reſſorts und Beamten . Gleichzeitig unterbreitete der Reichskanzler 0Sr . Majeſtät dem Kaiſer ſein Abſchiedsgeſuch . 10Se . Majeſtät der Kaiſer hat dieſem Geſuch keine Folge gegeben , jedoch auf
Antrag des Reichskanzlers genehmigt , daß dieſer durch Veröffenklichung des oben 0
dargeſtellten Sachverhalts in die Lage verſetzt werde , den ungerechten Angriffen
auf Se . Majeſtät den Kaiſer den Boden zu entziehen . “ U

‚Der ſich nun erhebende Preſſeſturm richtete ſich naturgemäß zu⸗ 5
nächſt gegen den Reichskanzler , deſſen Entlaſſung allgemein gefordert 06
wurde ; aber nach einigen Tagen ſchwenkte alles um ; nun wurde der



Kaiſer die Zielſcheibe der Angriffe. Von den Auslaſſungen jener
Tage verdient folgende Erklärung ob ihrer Herkunft beſondere Be⸗
achtung :

„ Die letzten öffentlichungen der engliſchen Preſſe verbundenen
Ereigniſſe zeigen ,

d
Dienſt des Aus gen Amtes nicht rall ausreichend

organiſiert iſt . der vom Reichskanzler formell übernommenen Vertretung
nüſſen Vorkehrungen getroffen werden , welche die Wiederkehr olcher Mißſtände

für die Zukunft mit Sicherheit verhindern . Im Zuſa enhang hiermit hält der
verſammelte Vorſtand der konſervativen Partei es für erforderlich ,
folgendes auszuſprechen : Wir ſehen mit Sorge , daß Aeußerungen Seiner
Majeſtät des Kaiſers , gewiß ſtets von edlen Motiven ausgehend , nicht ſelten
dazu beigetragen haben , teilweiſe durch mißv rſtändliche Auslegung unſere aus⸗
wärtige Politik in ſchwierige Lage zu bringen . Wir halten , geleitet von dem
Beſtreben , das Kaiſerliche Anſehen vor einer Kritik und Diskuſſion , die ihm nicht
zuträglich ſind , zu bewahren , ſowie von der Pflicht beſeelt , das Deutſche Reich
und Volk vor Verwickelungen und Nachteilen zu ſchützen , uns zu dem ehrfurchts⸗
vollen Ausdruck des Wunſches verbunden , daß in ſolchen Aeußerungen zukünftig
eine größere Zurückhaltung beobachtet werden möge .

Wir wollen dabei zugleich mit aller Entſchiedenheit feſtſtellen , daß wir im
Intereſſe der Würde und des Machtbewußtſeins des Deutſchen Reiches eine
weitere publiziſtiſche Behandlung dieſer Vorgänge nicht für ſegensreich erachten
können . Wir müſſen wünſchen , insbeſondere auch dem Auslande gegenüber,
diejenige Ruhe und Geſchloſſenheit des Volkes zum Ausdruck zu bringen , welche
für uns , umdroht von Gefahren , eine politiſche Notwendigkeit der Selbſt⸗
erhaltung iſt .

Berlin , 5. November 1908 .

Freiherr von Manteuffel ( Kroſſen ) , Vorſitzender .
von Buch⸗Carmzow . Dr. Freiherr von Erffa .

Dr. von Heydebrand und der Laſa . Dr. Klaſing . von Kröcher .
Dr. Mehnert . Graf von Mirbach - Sorquitten . von Normann .

von Pappenheim . Stackmann . “

In verſchiedenen Parteiorganen hatte man eine einheitliche Kund⸗
gebung des eben zuſammengetretenen Reichstages angeregt , das
Zentrum war geneigt , eine ſolche mitzumachen . Aber die National⸗
liberalen wollten dieſe nicht ; denn ſie brachten ſchon am 3. November
eine Interpellation über das Interview ein (J. Seſſion 1907/09
D. S . Nr . 1003 ) und nun folgten faſt alle Parteien : die Frei⸗
ſinnigen (1. Seſſ . 1907/09 D. ⸗S. 1006 ) , die Sozialdemokraten
( 1. Seſſ . 1907/09 D . S . Nr . 1007 ) , die Konſervativen (1. Seſſ .
190/09 D. S . Nr . 1011 ) und die Reichspartei (1. Seſſ . 1907/09
D. ⸗S. 1016 ) . Am 10 . und 11 . November 1908 endlich , als die
geſamte Oeffentlichkeit auf eine künſtliche Erregung hin eingepeitſcht
worden war , fand die Beſprechung der Interpellation ſtatt . Ab⸗
geordneter Baſſermann meinte :

„ Der erſte Eindruck war folgender : man ſprach von böswilliger Erfindung ,
von Entſtellung . Als die „Norddeutſche Allgemeine Zeitung “ die Veröffentlichungdes „ Daily Telegraph “ übernahm , da machte dies Gefühl dem Gefühl maßloſen
Erſtaunens , tiefer Trauer Platz . Temperamentvolle Leute ſprachen von einem
Gefühl wie nach einer verlorenen Schlacht . .

Die Meinung des Inlandes — man kann wohl ſagen , die einmütige Meinung
Deutſchlands — hallt wider in der Preſſe aller Parteien , ſie hallt wider in
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tauſenden von Zuſchriften und Privatbriefen , die in den letzten Tagen hier in
dieſem hohen Hauſe bei den Abgeordneten eingetroffen ſind (Sehr wahr ! bei

den Nationalliberalen und links . ) Es iſt nahezu ein einmütiger Proteſt gegen
das Eingreifen Seiner Majeſtät des Kaiſers in die offizielle Politik Deutſchlands
( Lebhafte Zuſtimmung bei den Nationalliberalen und links ) , gegen das , was
man im Lande das perſönliche Regiment nennt . . .

Dieſe volle Anerkennung der bisherigen Tätigkeit des Herrn Reichskanzlers
darf uns nicht hindern , die Art der Behandlung dieſes Manuſkripts für verfehlt
und der Wichtigkeit der Sache nicht entſprechend zu erachten . ( Sehr wahr !
links . ) Entweder mußte der Herr Reichskanzler das Manuſkript ſelbſt leſen .
Konnte er das nicht , dann mußte unbedingt dafür Sorge getragen werden , daß
eine abſolut zuverläſſige Perſon für ihn las und genauen Bericht erſtattete . ( Sehr
richtig ! links . )

Die Fehler , die in dieſer Beziehung gemacht worden ſind , ſind pfychologiſch
nicht ganz erklärlich . Bei der impulſiven Natur Seiner Majeſtät des Kaiſers , von
der ja ſehr oft geſprochen wird , bei der Möglichkeit , daß aus Augenblicks⸗
ſtimmungen heraus Aeußerungen erfolgen , erachte ich eine genaue Prüfung von
Schriftſtücken , die ſich mit Aeußerungen Seiner Majeſtät des Kaiſers befaſſen ,
für abſolut notwendig , wenn Schaden vermieden werden ſoll . ( Sehr richtig !
links . ) . . . Ich habe in vollem Umfange hier anerkannt die Verdienſte des Herrn
Reichskanzlers um die Führung der Geſchäfte des Reichs in der hinter uns
liegenden Zeit , und ich habe im Auftrag meiner politiſchen Freunde auch das
geſagt , was wir tadeln müſſen bei dieſen Vorgängen . Wir wünſchen andererſeits
eine Amtsniederlegung des Fürſten v. Bülow nicht. Wir wünſchen ſie nicht an⸗
geſichts der ſchweren Aufgaben der inneren und äußeren Politik . “

( 158. Sitzung vom 10. November 1908 S. 3380 . )

Zum Schluſſe richtete der Redner einen Appell an den Kaiſer ,
ſich mehr Zurückhaltung aufzuerlegen . Der freiſinnige Abg . Dr . Wiemer

ging dieſelben Wege : „ Der Wiederkehr der vom ganzen deutſchen
Volke ſchwer empfundenen Mißgriffe kann wirkſam und dauernd
nur vorgebeugt werden durch die Herſtellung eines wahrhaft kon⸗

ſtitutionellen Verfaſſungslebens und durch die Kräftigung der Rechte
der Volksvertretung . ( Lebhafte Zuſtimmung bei den Freiſinnigen . )
Wir erachten insbeſondere den Erlaß eines Miniſterverantwortlichkeits⸗
geſetzes und die Unterſtellung von Zivil⸗ und Militärkabinett unter

verantwortliche Regierungsbehörden für geboten . ( Lebhafte Zu⸗
ſtimmung bei den Freiſinnigen . ) Das deutſche Volk , dem die Auf⸗
gabe zufällt , mit Gut und Blut für die Folgen der Regierungs⸗
politik einzutreten , erwartet in voller Einmütigkeit , daß das Präſidium
des Deutſchen Bundes , das verfaſſungsmäßig dem König von Preußen
zuſteht, in allen politiſchen Fragen diejenige Zurückhaltung beobachtet ,
die das Amt und das Reichsintereſſe erfordern . “

„ Der Sozialdemokrat Singer meinte: „ Wie iſt es möglich , aus der

Politik der Konfuſion , aus der Politik des Leichtſinns und der Un⸗
fähigkeit , aus der Politik der Reden, Briefe und Telegramme heraus⸗
zukommen zum Wohle des deutſchen Volkes zu einer Politik , die das
deutſche Voltk kraft ſeiner Intelligenz , kraft ſeiner Leiſtungen in der

Welt zu fordern berechtigt und zu treiben verpflichtet iſt ? ( Sehr
richtig! bei den Sozialdemokraten. ) Meine Herren , es iſt allerhöchſte
Zeit — vielleicht iſt es die zwölfte Stunde —, daß der Reichstag
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Wandel ſchafft in dieſer Politik , Wandel gegen den Kanzler , Wandel
gegen den Kaiſer . “

Der konſervative Abg . von Heydebrand und der Laſa ſprach aus ,„ daß es ſich hier um eine Summe von Sorgen ,
man kann wohl auch ſagen , von Unmut handelt , der ſi t Jahrenangeſammelt hat ( hört ! hört ! rechts und links ) , angeſammelt hat auchin Kreiſen , an deren Treue zu Kaiſer und Reich bisher noch niemand
gezweifelt hat ( ſehr richtig !“ rechts ) , und die dieſe Treue zu Kaiſerund Reich bewieſen in Stunden , die ſehr viel ernſter waren noch als
die jetzige . “

Nach einer ſehr kurzen Rede des Fürſten von Hatzfeldt (R. ⸗P. )führte Reichskanzler Fürſt von Bülow im allgemeinen aus :
„ Ich muß auf die Wirkung meiner Worte im Auslande ſehen , und ich willnicht neuen Nachteil zu dem großen Schaden hinzufügen , der durch die Ver⸗öffentlichung des „ Daily Telegraph “ ſchon angerichtet worden iſt . ( Hört ! hört !links und bei den Sozialdemokraten. )
In Beantwortung der vorliegenden Interpellationen habe ich folgendes zuerklären .
Seine Majeſtät der Kaiſer hat zu verſchiedenen Zeiten gegenüber privatenengliſchen Perſönlichkeiten private Aeußerungen getan , die, aneinander gereiht , im„ Daily Telegraph “ veröffentlicht worden ſind . Ich muß annehmen , daß nichtalle Einzelheiten aus den Geſprächen richtig wiedergegeben worden ſind . ( Hört !hört ! rechts . ) Von einem weiß ich, daß es nicht richtig iſt . Das iſt die Ge⸗ſchichte mit dem Feldzugsplan . ( Hört ! hört ! rechts . ) Es handelt ſich nicht umeinen ausgearbeiteten detaillierten Feldzugsplan , ſondern um einige rein akademiſcheGedanken — ich glaube , ſie waren ausdrücklich als Aphorismen bezeichnet —über die Kriegführung im allgemeinen , die der Kaiſer in ſeinem Briefwechſelmit der verewigten Königin Viktoria ausgeſprochen hat . Es waren theoretiſcheBetrachtungen ohne praktiſche Bedeutung für den Gang der Operationen und fürden Ausgang des Krieges . Der Chef des Generalſtabes , General v. Moltke ,und ſein Vorgänger , General Graf Schlieffen , haben erklärt , daß der General⸗ſtab zwar über den Burenkrieg , wie Über jeden großen oder kleinen Krieg , derauf der ganzen Erde im Laufe der letzten Jahrzehnte ſtattfand , dem KaiſerVortrag gehalten hat . Beide haben aber verſichert , daß unſer Generalſtab

e

niemals einen Feldzugsplan oder eine ähnliche auf den Burenkri g bez heArbeit des Kaiſers geprüft oder nach England weitergegeben habe . ( Hört ! hört !rechts und in der Mitte . ) Ich muß aber auch unſere Politik gegen den Vorwurfverteidigen , als ob ſie den Buren gegenüber eine zweideutige geweſen wäre . Wirhaben — das ſteht aktenmäßig feſt — die Transvaalregierung rechtzeitig gewarnt .Wir haben ſie darauf aufmerkſam gemacht , daß ſie im Falle eines Krieges mitEngland allein ſtehen würde . Wir haben ihr direkt und durch die befreundeteholländiſche Regierung im Mai 1899 nahe gelegt , ſich friedlich mit England zuverſtändigen , weil über den Ausgang eines kriegeriſchen Konflikts kein Zweifelbeſtehen könne .
In der Frage der Intervention ſind in dem Artikel des „Daily Telegraph “die Farben zu ſtark aufgetragen . Die Sache ſelbſt war längſt bekannt . ( Sört !hört ! ) Sie war bereits vor einiger Zeit der Gegenſtand einer Polemik zwiſchender „National Review “ und der „Deutſchen Revue “ . Von einer Euthüllungkann gar keine Rede ſein. Man hat geſagt , die Kaiſerliche Mitteilung an die

Königin von England , daß Deutſchland einer Anregung zur Mediation oderIntervention keine Folge gegeben habe , verſtoße gegen die Regeln des diploma⸗tiſchen Verkehrs .
Meine Herren , ich will nicht an Indiskretionen erinnern , an denen die
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feindlich geſinnt . Zwiſchen Deutſchland und Engla haben Mißverſtändniſſe
ſtattgefunden , ernſte , 545 lerliche Mißverſtändniſſe . Aber ich weiß mich einig mit
dieſem ganzen hohen Hauſe in der Auffaſſung , daß das deu tſche VVolk auf der

Baſis gegenſeitiger Achtung friedliche und freundliche Beziehungen zu England
wünſcht (allſeitiges lebhaftes Bravo) , und ich konſtatiere , daß ſich die Redner
aller Parteien heute in gleichem Sinne ausgeſprochen haben. Geht richtig ! )

Die Farben ſind auch zu ſtark aufgetragen an der Stelle , die Bezug hat
auf unſere Intereſſen im Pacifiſchen Meere. Sie iſt in einem für Japan feind⸗
lichen Sinne ausgelegt worden . Mit Unrecht . Wir haben im fernen Oſten nie
an etwas anderes gedacht als an dies : für Deutſchland einen Anteil an dem
Handel Oſtaſiens bei der großen wirtſchaftlichen Zukunft dieſer Gebiete zu
erwerben und zu behaupten . Wir denken nicht daran , uns dort auf maritime
Abenteuer einzulaſſen ; aggreſſive Tendenzen liegen dem deutſchen Flottenbau im
Stillen Ozean ebenſo fern wie in Europa . Im übrigen ſtimmt Seine Majeſtät
der Kaiſer mit dem verantwortlichen Leiter der auswärtigen Politik völlig überein
in der der hohen politiſchen Bedeutung , die ſich das japaniſche
Volk durch politiſche Tatkraft und militäriſche Leiſtungsfähigkeit errungen hat .
Die deutſche Politit betrachtet es nicht als ihre Aufgabe , dem japaniſchen Volk
den Genuß und den Ausbau des Erworbenen zu ſchmälern .

Meine Herren, die Einſicht , daß die Veröffentlichung dieſer Geſpräche
England die von er Majeſtät dem Kaiſer gewollte Wirkung nicht hervor⸗
gerufen , in unſerem Lande aber tiefe Erregung und ſchmerzliches Bedauern ver —
urſacht hat , wird —dieſe feſte Ueberzeugung habe ich in dieſen ſchweren Tagen
gewonnen — Seine Majeſtät den Kaiſer dahin führen , fernerhin auch in Privat⸗
geſprächen jene Zurückhaltung zu beobachten , die im Intereſſe einer einheitlichen
Politik und für die Autorität der 910 gleich unentbehrlich iſt . ( Bravo ! rechts . )
Wäre dem nicht ſo, ſo könnte weder ich noch einer meiner Nachfolger die Ver —
antwortung tragen . ( Bravo ! rechts und bei den

Für den Fehler , der bei der Behandlung des Manufkriptes jenes Artikels
des „Daily Telegraph “ gemacht worden iſt , trage ich, wie ich ſchon in der „ Nord —

deulſchen Allgemeinen Zeitung “ habe ſagen laſſen , die ganze Verantwortung .
Auch Juidetſtrebt es meinem perſönlichen Empfinden , Beamte , die ihr Leben lang
ihre Pflicht getan haben , deshalb zu Sündenböcken zu ſtempeln , weil ſie ſich in
einem Falle zu ſehr darauf verlaſſen haben , daß ich meiſt alles ſelbſt leſe und im

letzten Ende entſcheide.
Mit Herrn v. Heydebrand bedaure ich, daß in der Maſchinerie des Aus⸗

wärtigen Amts , die 55 Jahre unter mir tadellos funktioniert hatte , ſich einmal
ein Defekt gezeigt hat . Ich ſtehe dafür ein, daß ſo etwas nicht wieder vorkommt ,
und daß zu dieſem Zweck ohne Ungerechtiglel, aber auch ohne Anſehen der
Perſon das Erforderliche veranlaßt wird . ( Bravol )

Als der Artikel des „Daily Telegraph “ erſchienen war , deſſen verhängnis⸗
volle Wirkung mir nicht einen Augeäblick zweifelhaft ſein konnte, habe ich mein
Abſchiedsgeſuch eingereicht . Dieſer Entſchluß war geboten , und er iſt mir nicht
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ſchwer geworden . Der ernſteſte und ſchwerſte Entſchluß , den ich in meinem
politiſchen Leben gefaßt habe , war es, dem Wunſche des Kaiſers folgend , im
Amte zu bleiben , ich habe mich hierzu nur entſchloſſen , weil ich es für ein Gebot
der politiſchen Pflicht anſah , gerade in dieſer ſchwierigen Zeit Seiner Majeſtät
dem Kaiſer und dem Lande weiter zu dienen . ( Lebhaftes Bravo . ) Wie lange
mir das möglich ſein wird , ſteht dahin . “

Nachdem ein Vertagungsantrag des Abg . Frhrn . v. Hertling
abgelehnt worden war , führte dieſer u. a. aus : „ Der heutige Tag
iſt zweifellos ein Markſtein in der parlamentariſchen Geſchichte
Deutſchlands . ( Sehr richtig ! links . ) Noch niemals iſt der alte gute
Brauch , die Perſon Seiner Majeſtät nicht in die Debatte zu ziehen ,
iſt die Marime monarchiſcher Geſinnung , wonach die Kritik vor
der Allerhöchſten Perſon Halt zu machen hat , ſo vollkommen außer
acht gelaſſen worden wie heute . ( Sehr gut ! bei den Sszial⸗
demokraten . ) Wer wie ich in monarchiſchen Empfindungen auf⸗
gewachſen iſt , wer wie ich den unerſetzlichen Wert einer angeſtammten
Dynaſtie zu ſchätzen weiß , wer auch ſeinen theoretiſchen Ueber⸗

zeugungen nach ganz und gar zur Monarchie ſteht , für den iſt die

Zwangslage , in der wir uns befinden , in ſolcher Weiſe hier zu
reden , eine überaus unglückliche und beklagenswerte . .

Auch ich, meine Herren , bin zunächſt der Meinung , daß Seine

Majeſtät gänzlich falſch unterrichtet war , als er davon ſprach , daß die

große Mehrheit des deutſchen Volkes England unfreundlich geſinnt
ſei. Auch ich frage mich : woher kam Seine Majeſtät zu dieſer
irrigen Meinung ? Das deutſche Volk iſt ein friedliches Volk .
Das deutſche Volk hat von jeher im Gegenteil viel eher durch ein

Uebermaß der Sympathie zu fremden Völkern geſündigt , als daß es
ſich einer unbegründeten Antipathie gegen ein oder das andere
Volk ſchuldig gemacht hätte . . . Nicht ſo ſehr darum handelt es ſich,
was der Herr Reichskanzler in Zukunft zu tun gedenkt , ſondern was
der Herr Reichskanzler getan hat . ( Sehr wahr ! in der Mitte . )

Es iſt ja ſchon von der Miniſterverantwortlichkeit geſprochen
worden , und wir tun gut , nachdem wir , was die Stunde gebot , uns
freimütig über die Worte des Kaiſers hier ausgeſprochen haben ,
nunmehr auf den Standpunkt des konſtitutionellen Staatsrechts
zurücktreten . Wir können den Kaiſer nicht zur Rechenſchaft ziehen ,
verantwortlich iſt allein der Reichskanzler .

Meine politiſchen Freunde hätten gewünſcht , daß ſich der ganze
Reichstag zu einer Kundgebung in ihrem Sinne vereinigt hätte . Da
dies nicht der Fall iſt , ſo haben ſie geglaubt , wenigſtens durch eine

Erklärung ihrerſeits zu den Dingen , die uns hier ſo lebhaft be⸗

ſchäftigt haben , Stellung nehmen zu ſollen . Ich bin von meinen poli⸗
tiſchen Freunden beauftragt , dieſe Erklärung hier zu verleſen , und bitte
den Präſidenten um die Erlaubnis dazu . Sie lautet :

Am 28. Oktober d. J . ſind durch die Londoner Zeitung „ Daily Telegraph “
Aeußerungen veröffentlicht worden , welche der Deutſche Kaiſer in England vor



Engländern getan hat . Wenn in denſelben die vorherrſchende Stimmung des
deutſchen Volkes als eine gegen England unfreundliche bezeichnet wird , ſo iſt dies
in den Tatſachen nicht begründet d 5 auf mangelnder Information ſeitens
der verantwortlichen Ratgeber . Der Deutſche Kaiſer hat ferner mitgeteilt , daß
er während des Burenkrieges, durch ſeine Beziehungen zu der Königin von
England veranlaßt , ve

rſchiedene Schritte getan habe , die ihn als im Widerſpruch
mit dem Empfinden des deutſchen Volkes erſcheinen laſſen Wir bedauern dieſe
Erklärungen und hoffen, daß der Reichskanzler mit dem ganzen Gewicht ſeiner
Stellung dahin wirken werde , daß
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1 1 1 andes zu hieebent⸗ MeineFreunde
daß alles verhütet werde, was geeignet

iſt , Zweifel an den föderativ an den konſtitutionellen Grundſätzen der
Reichsverfaſſung im Inlande wie im Auslande zu erwecken. Nach der Verfaſſung
iſt dem Reichstage fürdie Politik des 115 ausſchließlich der Reichskanzler ver —
antwortlich . Das deutſche Volk muß verlangen , daß der Reichskanzler den Willen
und die Kraft b dem Kaiſer gegenüber denjeenigen Einifluß zur Geltung zu
bringen , ohne welchenſeine ſtaat Verantwortlichkeit jede Bedeutung ver⸗
liert . ( Lebhaftes Bravo in der

tzung v. 10. November 1908 S. 5401 . )

Abg. Liebe von Sonnenberg ſtimmte der ſcharfen
Kritik Singers

Ve rſteht 11
Ohr , wir

Kaiſer gar ni üſſen um das

me die un ch uns völlig zu ent⸗1 meh Wit
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iſers , diefremden droht . iſche Nebel, der ſchen Thron und Voll gelagert
hat , den ich3 hren ſchon eifmal in einer Rede erwähnte , hat ſich noch mehr
verdichtet ſheint faſt , und man ſpricht viel von unüber brückbarer Kluft. Ich
hoffe , ſie wird nicht unüberbrückbar ſein ; aber die 0 iſt da, daß entſchloſſene
Männer in die Kluft Und wenn man dann —das iſt faſt das aller⸗
chlimmſte , muß aber auch geſagt werden — wenn 5 in den Zeitungen lieſt ,

daß ein beſonders pikantes zerliner Cabaret vom Fürſten von Fürſtenberg zur
Unterhaltung ſeines hohen Gaftes nach Donaueſchingen beordert iſt , da verſagt
die Kritik , da weiß man nicht mehr Worte . . . Wir wollen das Feſtefeiern auf⸗
geben (ſehr richtig ! links ) , das Klingklanggloria und das Hurrageſchrei beiſeite
laſſen. ( Sehr richtig ! bei der Wirtſchaftlichen Vereinigung . ) Statt deſſen ſollen
wir in ſtiller , friedlicher Arbeit unſere Finanzen in Ordnung bringen ( ſehr wahr ! ) ,
unſer Pulver trocken halten ; und wenn dann das Ausland etwa glauben ſollte ,wir ſeien ddurth die innere Kriſis geſchwächt , dann mögen ſie kommen : was uns
an Begeiſterung fehlen ſollte , das wird dann deutſcher Zorn erſetzen .

( 458. Sitzung vom 10. November 1908 S. 5405 . )
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Am 11 . November wurde die Debatte fortgeſetzt ; obwohl
die Abgg . Haußmann und Heine den Kaiſer ſehr ſcharf angriffen ,
antwortete der Reichskanzler nicht mehr , ſondern ließ den Geſandten
v. Kiderlen⸗Wächter eine der Situation wenig angepaßte Rede über
die ſtets wachſende Zahl der Journalnummern im Auswärtigen
Amte halten .

Am Schluſſe der Sitzung beantragte der Abg . Raab ( Wirtſch .
Ver. ) , folgenden Antrag ſeiner Partei auf die Tagesordnung der

nächſten Sitzung zu ſetzen : „eine Kommiſſion von 21 Mitgliedern
einzuſetzen zur Vorberatung des Entwurfes einer Adreſſe an Seine

Majeſtät den Kaiſer , worin zu den Vorgängen , die zu der Tages⸗
ordnung des Reichstages vom 10 . November 1908 Veranlaſſung
gegeben haben , Stellung genommen wird . Der Reichstag wolle ferner
beſchließen , dieſe Adreſſe Seiner Majeſtät dem Kaiſer durch eine

Deputation überreichen zu laſſen . “ ( 1 Seſſ . 1907/09 , Druckſ . Nr . 1026 . )
Die Konſervativen widerſprachen dem Antrag aus „ſchweren

prinzipiellen Gründen “ , die Nationalliberalen ſchloſſen ſich dem an ,
und das Zentrum ſtimmte gegen den Antrag , da nun keine gemein⸗
ſame Kundgebung des Reichstages zu erzielen ſei. Die ſofortige
Behandlung des Antrages wurde gegen die Stimmen der Antrag⸗
ſteller , der Freiſinnigen und der Sozialdemokraten abgelehnt .

Nunmehr wartete alles mit Spannung auf die Audienz des

Reichskanzlers beim Kaiſer ; ſie ſollte erſt in Kiel ſtattfinden ; in⸗

folge des Todes des Chefs des Militärkabinetts begab ſich der Kaiſer
nach Potsdam , wo er am 17 . November den Kanzler empfing . Der

Deutſche Reichsanzeiger ( Nr . 272 vom 17 . November 1908 ) brachte
hierauf folgende amtliche Kundgebung :

„ In der heute dem Reichskanzler gewährten Audienz hörte
Seine Majeſtät der Kaiſer und König einen mehrſtündigen Vortrag
des Fürſten von Bülow . Der Reichskanzler ſchilderte die im An⸗

ſchluß an die Veröffentlichung des „ Daily Telegraph “ im deutſchen
Volke hervorgetretene Stimmung und ihre Urſachen ; er erläuterte

ferner die Haltung , die er in den Verhandlungen des Reichstages
über die Interpellationen eingenommen hatte . Seine Majeſtät der

Kaiſer nahm die Darlegungen und Erklärungen des Reichskanzlers
mit großem Ernſte entgegen und gab Seinen Willen dahin kund :

Unbeirrt durch die von Ihm als ungerecht emp⸗
fundenen Uebertreibungen der öffentlichen Kritik , erblicke
Er Seine vornehmſte Kaiſerliche Aufgabe darin , die

Stetigkeit der Politik des Reiches unter Wahrung der

verfaſſungsmäßigen Verantwortlichkeiten zu ſichern . Dem⸗

gemäß billigte Seine Majeſtät der Kaiſer die Ausführungen des

Reichskanzlers im Reichstage und verſicherte den Fürſten von Bülow
Seines fortdauernden Vertrauens . “

Die Kritik gegen den Kaiſer hörte nicht auf ; bei einem Teil
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der Preſſe war der Kaiſer ſo gut wie vogelfrei, was den Abg . Erz⸗
berger am 11 . Dezember 1908 zu folgenden Sätzen veranlaßte :

„ Der Herr Abg . Graf v. Mielzynski hat am 2. Dezember 1908
in dieſem hohen Hauſe ausgeführt , Bülow habe es verſtanden , für
ſich in dieſem Augenblick aus der Verwirrung und aus der Ver⸗
legenheit ſeines Herrn noch einen Scheinerfolg herauszuſchneiden .
Dieſe Behauptung des Grafen Mielzynski , der leider durch Krankheit
verhindert iſt , unſeren Verhandlungen weiter beizuwohnen, hat viel

für ſich. Ich glaube , daß der Reichskanzler Fürſt Bismarck in den

Tagen des 10 . und 11 . November anders gehandelt hätte . Ich
glaube ſogar , daß der Fürſt Hohenlohe , ſelbſt wenn er ſeine Rede

hätte ableſen müſſen , auch anders gehandelt hätte . Der Staatsſekretär
Graf Poſadowsky war einſtens ſtolz darauf , hier als Kugelfang
aufzutreten . Der Kugelfang hat in jenen Tagen aber vollſtändig
gefehlt . Ein in weiten politiſchen Kreiſen bekannter Mann ſagte im

Anſchluß an dieſe Debatten , daß ſeit Ludwig XVI . über keinen

Monarchen in einem Parlament ſo ſcharf geurteilt worden iſt , wie

am 10 . und 11 . November über den Deutſchen Kaiſer . Dieſe An⸗

ſchauung hat manches für ſich. Von anderer Seite iſt das Ver⸗

halten des Reichskanzlers in jenen Tagen bezeichnet worden mit der

Anfangsſtrophe eines Gedichtes , das ein Blockdichter verfaßt hat :
Der Knecht hat erſtochen den edlen Herrn ,
Der Knecht wär ' ſelber ein Ritter gern . “
( 181. Sitzung vom 11 . Dezember 1908 S . 6169 . )

Zwiſchen Kaiſer und Kanzler trat in dieſer Zeit eine erhebliche
Verſtimmung ein, ſo daß der Reichskanzler am 11 . März 1909 ſein
Entlaſſungsgeſuch erneuerte , das aber mit den Worten „Jetzt nicht ! “
abgelehnt wurde . Auf Wunſch des Reichskanzlers gab der Kaiſer
dieſem einen Vertrauensbeweis , indem er ſich für den nächſten Tag
zum Diner anſagte . Was der Reichskanzler im November verſäumt
hatte , holte er am 30 . März 1909 nach :

Der Herr Abgeordnete David iſt auf die Vorgänge des vergangenen
Novembers zurückgekommen . Darüber will ich das Folgende ſagen . Greifen Sie
mich an, ſo viel Sie wollen , aber laſſen wir endlich Seine Majeſtät den Kaiſer
aus der Debatte . ( Lebhaftes Bravo . ) Seine Majeſtät der Kaiſer hat dem
deutſchen Volk ſein volles Vertrauen bewieſen . Er hat durch ſeine Haltung
gegenüber vielen Mißverſtändniſſen , übertriebenen Kritiken und ungerechten An⸗
griffen bewieſen , daß er nicht klein denkt . Seien wir auch nicht klein in ſeiner
Beurteilung . Darauf hat er ſich ein Recht durch ſeine zwanzigjährige Arbeit um
das Wohl des Reiches erworben . ( Lebhaftes Bravo . ) Wenn ich einmal geſagt
habe , Seine Majeſtät der Kaiſer ſei kein Philiſter , ſo habe ich damit negativ
feſtſtellen wollen , daß er in ſeltenem Maße eine Eigenſchaft beſitzt , die ich bei
einem Manne ſo hoch ſtelle : die Großherzigkeit . An dieſer Großherzigkeit —
megalopsychia nannten es die Griechen — können wir uns alle ein Beiſpiel
nehmen! ( Sehr richtig ! ) Das Land hat genug von dieſen Erörterungen über
die Allerhöchſte Perſon ! ( Sehr wahr ! rechts und links . — Unruhe bei den Sozial⸗
demokraten . ) Machen wir damit ein Ende und kehren wir zurück zu der alten
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und bewährten Ueberlieferung , die Perſon Seiner Majeſtät des Kaiſers nicht in
die Debatte zu ziehen . ( Bravo . )

Der Herr Abgeordnete Dr. David hat weiter gemeint , ich führte einen Kampfum mein Amt . Davon iſt , ſoweit die Allerhöchſte Perſon und der Hof in Frage
kommen , nicht die Rede . Der Herr Abgeordnete Dr. David äußert bei dieſer
Gelegenheit — vielleicht war dabei der Wunſch der Vater des Gedankens —, er
ſehe mich wohl zum letztenmal auf dieſer Bank . Meine Herren , ich bleibe ſo
lange , als mir das Vertrauen Seiner Majeſtät des Kaiſers zur Seite ſteht ( leb⸗
haftes Bravo ) und als es mit meinem Gewiſſen verträglich iſt ! ( Erneutes Bravo . )
Wenn eine dieſer beiden Vorausſetzungen hinfällig werden ſollte , ſo werde ichkeinen Augenblick länger bleiben . Darüber können ſich auch die Herren auf der
äußerſten Linken beruhigen . Parlamentariſche Hinderniſſe können mir meine Auf⸗
gabe erſchweren ; ſie entbinden mich aber nicht von der Pflicht , ſo lange mein
ſchweres Amt zu verwalten , als dies der Wille des Kaiſers iſt , und als ich glaube ,damit dem Intereſſe des Landes zu dienen . ( Bravo ! ) Damit iſt für mich die
Erörterung über dieſes Thema abgeſchloſſen .

( 237. Sitzung vom 30. März 1909 S. 7870 )
Aber die volle Wahrheit iſt damit noch nicht an das Tageslicht

gefördert worden , obwohl der Kaiſer wie die heutige Generation ein
Recht darauf haben . Regierungsrat Martin hat auf Grund guter
Information ein großes Stück Aufklärungsarbeit geleiſtet , er ſelbſt
ſchreibt darüber in der „ Gegenwart “ ( Nr . 11 vom 13 . Mai 1909) :

Vom Abend des 28. Oktober 1908 bis zum 17. November veränderte ſichdie Kenntnis der Oeffentlichkeit von dem Tatbeſtande der „Daily - Telegraph “ ⸗
Affaire fortgeſetzt . Aber was ſich auch immer von neuem ergab , welche Formenimmer die Affaire erhielt , man glaubte mit der gleichen Zähigkeit an den Tat⸗
beſtand , ſo oft er ſich auch veränderte . Urſprünglich glaubte man der Darſtellungdes „ Daily Telegraph “ und hatte höchſtens noch ſchwache Hoffnung auf die
Möglichkeit eines Dementis . Nach der Darſtellung des „ Daily Telegraph “ hatteein engliſcher Diplomat eine längere Unterredung mit dem deutſchen Kaiſer gehabtund den Inhalt dieſer Unterredung in der Nummer des „ Daily Telegraph “ vom
28. Oktober 1908 deponiert .

In meinem ſoeben erſchienenen Buche „Fürſt Bülow und Kaiſer Wilhelm II . “
Ceipzig⸗Gohlis , Bruno Volgerſche Verlagsbuchhandlung ) habe ich die beiſpielloſe
Täuſchung der Heffentlichkeit über den wahren Tatbeſtand der „Daily - Telegraph “⸗
Affaire nachgewieſen , indem ich den dichten Schleier des Novembergeheimniſſes
zunächſt nur ein klein wenig lüftete . Nach den Feſtſtellungen meines Buches iſt
die ſo ſorgfältig geheim gehaltene Perſönlichkeit , die die angeblichen Aeußerungen
des Kaiſers zuſammenſtellte und im „ Daily Telegraph “ veröffentlichte , nicht ein
früherer Diplomat , ſondern der unabhängige liberale engliſche Schriftſteller
E. Harold Spender in London . Spender iſt der Bruder des Chefredakteurs der
liberalen , miniſteriellen „Weſtminſter Gazette “ und hatte früher ſelbſt der Redaktion
hervorragender liberaler engliſcher Zeitungen ( der „ Pall Mall Gazette “, ſpäterder „Weſtminſter Gazette “, dann des „ Daily Chronicle “ und endlich des
„Mancheſter Guardian “ ) angehört . Er iſt ein Gegner des Imperialismus . Man
kann ihn als Klein⸗Engländer bezeichnen. Spender iſt niemals in ſeinem Leben
vom Kaiſer empfangen worden . Der Beſitzer von Higheliffe Caſtle , der frühere
Oberſt und jetzige General Stuart Wortley , beſtreitet auf das nachdrücklichſte , daß
er irgend eine Beziehung zu E. Spender habe . Vielmehr dürfte E. Spender mitkleiner einzigen der engliſchen Perſönlichkeiten in Berührung gekommen ſein, die in
Highcliffe Caſtle mit dem Kaiſer verkehrten . Er kennt die Unterhaltungen des
Kaiſers in Highceliffe Caſtle gar nicht oder höchſtens ganz oberflächlich vom Hören⸗
ſagen . Als liberaler Schriftſteller auf ſozialpolitiſchem Gebiete iſt er gut bekannt
mit dem liberalen Schatzkanzler Lloyd George und begleitete dieſen nicht in amt⸗



licher Stellung , auch nicht als Privatſekretär , ſondern auf ſeine eigenen Koſten
Ende Auguſt 1908 nach Deutſchland , als Lloyd George in Berlin und in Hamburg
ſozialpolitiſche Studien für einige Tage machen wollte .

Auch der Schatzkanzler Lloyd George hat nicht bei dem Kaiſer in HigheliffeCaſtle verkehrt . Während des Aufenthalts des Kaiſers auf Schloß Higheliffevom 18. November bis Dezember 1907 hat nur eine kleine Anzahl engliſcherPerſönlichkeiten , die faſt durchweg der höchſten Ariſtokratie angehören , Gelegenheitgehabt , in Highcliffe oder auf den Herrſchaftsſitzen der Umgegend mit dem Kaiſerin Berührung zu kommen . Bevor der Kaiſer Higheliffe Caſtle bezog , war dasSchloß auf einige Zeit an Sir Alfred Cooper verpachtet geweſen , der ebenſo wie
der Beſitzer des Schloſſes , Stuart Wortley , wiederholt beim Kaiſer ſpeiſte oder
ſonſt mit ihm in Berührung kam. Neben dieſen beiden Herren hat ſich derKaiſer eingehender unterhalten nur mit Lord Pembroke in Wilton , mit Oberſt
Legge , mit dem Grafen von Malmesbury auf Heron Court , mitLord und Ladyllington in Crichel , mit Mr. Cooſer , General S vaine , dem Leibarzt des KönigsSir James Reed , mit Colonel und Mrs . Cornwales Weſt in Newlands Manor ,mit Lord Montague auf Beaulieu ſowie 5. Bankes in Kingſton Lacey .

Beſonders mit dem damaligen Oberſten Stuart Wortley hat der Kaiſer
manche angenehme Stunde geplaudert . Zweimal , ſowohl im Jahre 1881 als
zwanzig Jahre ſpäter in den Jahren 1900 und 1901 , hat der Beſitzer des
Schloſſes Higheliffe gegen die Buren gekämpft . Auch an dem Sudanfeldzug inden Jahren 1897 und 1898 hat er hervorragenden Anteil genom Nach dem
letzten Burenkrieg war Stuart Wortley drei Jahre hindurch brit ſcher Militär⸗
attachee in Paris .

Es wäre unnatürlich , wenn ſich der Kaiſer mit Stuart Wortley nicht überden Burenkrieg unterhalten hätte . Von der Intervention und dem angeblichenKriegsplan hätte aber der Kaiſer dem früheren britiſchen Militärattachee in Parisnichts erzählen können , was ihm nicht ſchon bekannt war . Es mag ſein, daß das
Geſpräch ſich einigemale um die beſte Taktik im Burenkrieg und um die Inter⸗vention gedreht hat . Dem Oberſten Stuart Wortley war aber längſt bekannt ,daß Deutſchland das Verdienſt zukomme , die ruſſiſck anzöſiſche Intervention
Anfang 1900 vereitelt zu haben ; denn Miite März ' 1900 hatte der Prinz vonWales bereits zu den Mitgliedern des engliſchen Parlaments geäußert : „ Englanddürfe nicht vergeſſen , daß es ſowohl dem kürzeſten Beſuche des Kaiſers in Eng⸗land als auch der Haltung der deutſchen Regierung im allgemeinen zu verdankenſei, wenn keine Intervenkion ſeitens der Feinde Englands ſtattgefunden habe . “( September 1908 , Deutſche Revue . )

Auch von dem Schatzkanzler Lloyd George kann Spender auf der Berliner
Reiſe den Inhalt ſeines perſönlichen Interviews nicht erhalten haben . Denn ſelbſtdurch Hörenſagen kann unter wenigen Perſonen , die an der Spitze der Geſellſchaftſtehen , eine ſo vollkommene Entſtellung tatſächlicher Aeußerungen und Vorgängeſich kaum ereignen . Durch Lloyd George hat Spender kaum mehr erfahren , als
daß der Kaiſer in Highcliffe Caſtle mit Stuart Wortley gelegentlich über den
Burenkrieg und über ſeine Sympathie für England geſprochen hat . Da Stuart
Wortley gut mit dem gegenwärtigen Präſidenten des engliſchen HandelsamtesWinſton Churchill bekannt iſt und ihm mancherlei über den kaiſ rlichen Aufenthalterzählt haben mag , ſo war einige Kenntnis über die Tiſchgeſpräche von HigheliffeCaſtle auch an Lloyd George gelangt .

Am Freitag , 21. Auguſt 1908 abends , gab der Staatsſekretär des Innernvon Bethmann - Hollweg dem engliſchen Schatzſekretär Lloyd George ein Diner imReſtaurant Adlon im Zoologiſchen Garten . Unter den 16 Anweſenden befandenſich der Unterſtaatsſekretär im Auswärtigen Amt Stemrich und E. HaroldSpender .
Damals war das Auswärtige Amt zufällig mit einer wichtigen Aktion be—⸗ſchäftigt , die die Beziehungen Deutſchlands zu England beſſern und der Welt diefeindſelige Haltung Rußlands und Frankreichs gegen England während des



Burenkrieges ins Gedächtnis zurückrufen ſollte . Auf Veranlaſſung des Auswärtigen
Amtes war ſoeben ein Leitartikel mit der Ueberſchrift „Deutſche Intrigen gegen
England während des Burenkrieges “ für das Septemberheft der „Deutſchen
Revue “ hergeſtellt worden .

„ Von einem Wiſſenden “ war der Artikel geſchrieben , und wer ihn las , der
erkannte ſofort , daß nur mit Genehmigung des Reichskanzlers der „Wiſſende “
ſeine Wiſſenſchaft erlangt haben konnte . Dieſer offiziöſe Artikel war nur eine
Entgegnung auf den im Juliheft der engliſchen „National Review “ erſchienenen
Artikel des Herrn Andrs Meloil , der den engliſchen Leſern die Verdienſte Delcaſſés
um das Zuſtandekommen der entente cordiale darlegen wollte . Der September⸗
artikel der „Deutſchen Revue “ bemüht ſich, anzudeuten , daß Deutſchland das
Verdienſt hat , den ruſſiſch - franzöſiſchen Interventionsvorſchlag vom 28. Februar
1900 ſofort der engliſchen Regierung mitgeteilt zu haben und ſpricht die Ver⸗
mutung aus , daß der Briefwechſel des Kaiſers aus der Zeit des Burenkrieges
mit der Königin von England und dem Prinzen von Wales wertvolle Aufſchlüſſe
über die freundliche Haltung der deutſchen Politik geben könnte . Es kam alſo
damals dem Auswärtigen Amte darauf an, die Blicke Englands auf den Brief⸗
und Telegrammwechſel des deutſchen Kaiſers mit der Königin von England und
dem Prinzen von Wales während des Burenkrieges zu richten .

Iſt es nicht ein ungewöhnliches Beginnen , daß die amtliche Politik eines
Landes die Blicke der Heffentlichkeit auf den Briefwechſel des Monarchen mit
andern ihm nahe verwandten Monarchen richtet ?! Dieſes Beſtreben des Aus —
wärtigen Amtes war nicht neu und hatte ſich in der gleichen Angelegenheit ſchon
einmal offenbart . Der in Berlin lebende , kürzlich verſtorbene , eng mit dem Aus⸗
wärtigen Amte liierte engliſche Journaliſt J . L. Baſhford hat im Januar 1908
in dem Londoner „ Strand Magazine “ erzählt , daß der Kaiſer einem Herrn
gegenüber folgende Bemerkungen gemacht habe : „ Ich kann dieſes Uebelwollen
gegen mich in England nicht verſtehen . Deutſchland wurde während des
Burenkrieges von zwei mächtigen Seiten gleichzeitig der Antrag geſtellt , die für
England entſtandene Situation zu benützen , und ich habe direkt abgelehnt . Ich
telegraphierte ſofott an meinen Onkel , was für ein Antrag an mich geſtellt
worden war . “

Dieſer Artikel Baſhfords iſt mit Genehmigung des Auswärtigen Amtes in
Berlin erſchienen . Obgleich der Artikel von deutſchen Blättern , wie beiſpielsweiſe
der „Voſſiſchen Zeitung “ vom 9. Januar 1908 , Abendausgabe , abgedruckt worden
war , hat er weder in Deutſchland noch in England irgendwelche Erregung hervor —
gerufen und wenig Beachtung gefunden .

Dem Auswärtigen Amte iſt es augenſcheinlich nicht leicht geworden , die
Blicke der Welt auf die Mitteilung des ruſſiſchen Interventionsvorſchlages an
England zu richten und den Kaiſer mit ſeinem Briefwechſel in den Mittelpunkt
der Ereigniſſe zu ſchieben . Die erſte iöſe Aufklärung dieſer Interventions —
angelegenheit in der „ Münchener Allgemeinen Zeitung “ fand ſo gut wie gar
keine Beachtung . Nicht umſonſt aber unterhielt das Auswärtige Amt die denkbar
engſten Beziehungen zu dem Journaliſten Baſhford . Durch ihn wurde man im
„ Strand Magazine “ im Januar 1908 ſowie in andern engliſchen Blättern ſchon
deutlicher . Da auch dieſer Verſuch keinen Erfolg brachte , ſo rückte man den
Briefwechſel des deutſchen Kaiſers mit der Königin von England und dem
Prinzen von Wales geradezu in bengaliſche Beleuchtung durch geheimnisvolle An⸗
deutungen über ſeinen wertvollen Inhalt durch die Septembernummer der
„Deutſchen Revue “ .

Zu überbieten waren dieſe Verſuche nicht mehr , außer durch das Syſtem
E. Harold Spenders , der ſich für einen ehemaligen Diplomaten im „Daily Tele⸗
graph “ ausgab und in kühner Erfindung behauptete , er habe eine längere Unter —⸗
redung mit dem deutſchen Kaiſer gehabt . Ich weiß nicht , ob der „ Daily Tele⸗
graph “ dem Herrn Spender das hohe Honorar von 250 Pfund für ſeinen
Artikel auch dann bezahlt haben würde , wenn Spender ihn nicht durch ſeine



Phantaſie in ſo wirkungsvoller Weiſe eingekleidet hätte , und wenn dem „Daily
Telegraph “ die Erfolgloſigkeit der bisherigen Veröffentlichungen dieſer Art , ſowie
die tatſächlichen Unwahrheiten des Spenderſchen Artikels vollſtändig bekannt ge⸗
weſen wären .

Ich glaube zu wiſſen , welches die innerſten Motive waren , aus denen die
Redaktion eines andern ſehr großen Londoner Blattes die Aufnahme des

Spenderſchen Artikels , bevor der Verfaſſer ihn dem „Daily Telegraph “ antrug ,
abgelehnt hat . Eine einzige offiziöſe Depeſche aus Berlin konnte die Senſation
wie eine Seifenblaſe vernichten , wenn ſie an den Septemberartikel der „Deutſchen
Revue “ , an den Januarartikel des „ Strand Magazine “ oder gar an den uralten
Artikel der „ Münchener Allgemeinen Zeitung “ erinnerte und gleichzeitig die
abenteuerlichen Unwahrheiten des vom Großen Generalſtab begutachteten Kriegs⸗
plans richtig ſtellte .

Es iſt aber Spender gelungen , den Sohn des Verlegers des „ Daily Tele⸗
graph “ , Lawſon , davon zu überzeugen , daß das Auswärtige Amt in Berlin ſich
unentwegt zu ſeinem „perſönlichen Interview “ wie zu einer halbamtlichen Mit⸗
teilung bekennen werde . Und in der Tat , Spender und der junge Lawſon hatten
ſich nicht geirrt . Als am 28. Oktober 1908 der „alte Hirſch “ des Berliner Aus⸗
wärtigen Amtes vom „Daily Telegraph “ in die Welt geſetzt wurde , da halfen
das offiziöſe Wolffſche Telegraphenbureau , die „Norddeutſche Allgemeine Zeitung “
und das Preſſedezernat des Auswärtigen Amtes nach Möglichkeit , um den Artikel
Spenders zu einer Senſation erſten Ranges zu machen .

Ich behaupte , daß Spender ſich gar nicht täuſchen konnte , und daß ſein
großer journaliſtiſcher Augenblickserfolg auf gediegenſter Kenntnis der Intentionen
des Berliner Auswärtigen Amtes beruhte .

Iſt es nicht überaus merkwürdig , daß Spender ſeine Zuſammenſtellung der
kaiſerlichen Aeußerungen während des engliſchen Aufenthalts vom 18. November
bis 9. Dezember 1907 erſt faſt ein Jahr ſpäter veröffentlicht , nachdem er in
Berlin mit dem Auswärtigen Amte in Berührung gekommen und durch die ge—
heimnisvollen Andeutungen des offiziöſen Septemberartikels der „Deutſchen Revue “
über den Inhalt des kaiſerlichen Briefwechſels zu einem kühnen Fluge ſeiner
Phantaſie ermutigt worden iſt ?

Iſt es nicht überaus merkwürdig , daß Geheimrat Klehmet und Unterſtaats⸗
ſekretär Stemrich ſelbſt die in den Augen ſpringenden Ungeheuerlichkeiten und Un⸗
wahrheiten , vor allem die Mitwirkung des Großen Generalſtabs bei dem Kriegs⸗
plan , als zutreffend genehmigten und in dem Artikel beſtehen ließen ?

Spender hat dem Deutſchen Reiche eine Pandorabüchſe voll Unheil geſpendet .
Der wirkliche Spender aber iſt Fürſt Bülow . Seine Schuld erſchöpft ſich nicht
in der Genehmigung der Spenderſchen Zuſammenſtellung , ohne daß er dieſes
Machwerk geleſen hatte , in der Verbreitung des „perſönlichen Interviews “ mit
all ſeinen Unwahrheiten und Ungeheuerlichkeiten durch Wolffs Telegraphenbureau

faſſ
offiziöſen Machtmittel . Seine Schuld liegt tiefer und iſt weit um⸗

aſſender .
Mit großer Schonung hat Fürſt Bülow ſeit dem 28. Oktober in ſeiner

Reichstagsrede und in der offtziöſen Preſſe den Verfaſſer des „perſönlichen Inter⸗
views “ behandelt . Kaiſer Wilhelm II . hatte nicht das Glück der gleichen Schonung
durch ſeinen eigenen Reichskanzler .

Ich möchte zur weiteren Aufklärung des bisher ſo entſtellten Tatbeſtandes ,
auf dem ſich die deutſche Novemberrevolution aufbaut , hiermit an den Fürſten
Bülow die Frage richten , ob er als der einzig verantwortliche Miniſter für das
Reich die Gewähr übernehmen will , daß weder direkt noch indirekt von amtlichen
Perſonen dem Verfaſſer des „perſönlichen Interviews “ eine Anregung gegeben
oder Material zugeführt worden iſt . Ich möchte weiter den Herrn Reichskanzler
fragen , ob ihm bekannt iſt , wer dem Herrn Spender die Anregung gegeben hat ,
ſeine Zuſammenſtellung dem Kaiſer vorzulegen und auf welchem Wege dies ge⸗
ſchehen iſt . Ich möchte weiter den Herrn Reichskanzler fragen , ob er ſelbſt bei dem



Empfange des Schreibens des Freiherrn von Jentſch aus Rominten , das ihm die
enderſche Zuſammenſtellung übermittelte , nicht bereits wußte , daß eine ſolche

Auflage der Baſhfordſchen Zuſammenſtellung kaiſerlicher Aeußerungen im
Gange ſei, und ob er die Gewähr übernehmen will , daß auch keine andere Perſon
im deutſchen Reichsdienſte von dieſem Vorhaben Kenntnis hatte .

Vielleicht werden die Hiſtoriker ſich dereinſt den Kopf darüber zerbrechen , aus
welchen Gründen Fürſt Bülow die Irrung in ſo ungeheure Dimenſionen an⸗
ſchwellen ließ , bevor er irgend etwas tat , um die Hauptpunkte , nämlich die Inter⸗
vention und den Kriegsplan , aufzuklären . Aber auch in ſeiner Reichstagsrede vom
10. November 1908 ſcheint mir der Reichskanzler nicht entfernt alles , was er tun
konnte und mußte , getan zu haben , um den Irrglauben von dem Verrat der
Intervention durch den Kaiſer und von der Ausarbeitung des Kriegsplanes für
immer zu zerſtören .

Fürſt Bülow hätte den Kaiſer um vieles wirkungsvoller verteidigt , wenn er
darauf hingewieſen hätte , daß der Kaiſer ſich genau in dem Rahmen der amtlichen
Politik gehalten hat und daß gerade die amtliche Politik des Deutſchen Reichs
durch die Veröffentlichungen in der „ Münchener Allgemeinen Zeitung “ , dem
Londoner „ Strand Magazine “ und der „Deutſchen Revue “ die Blicke der Welt
auf die Mitteilung des Interventionsgeheimniſſes durch den Kaiſer gerichtet hat .
Ich meine , der Reichskanzler hätte zur Verteidigung des Kaiſers in ſo ſchwerer
Stunde auch die Dinge beim Namen nennen ſollen , die vorausgegangen ſind .
Der Reichskanzler hätte klug getan , offen und ehrlich zu erklären : Ich ſelbſt habe
der engliſchen Regierung von dem ruſſiſchen Interventionsvorſchlag Kenntnis gegeben ,
und zwar ſofort . Eine ſolche Erklärung des Reichskanzlers würde dem Reiche
nichts geſchadet , dem Kaiſer jedoch viel genützt haben . Der wahre hiſtoriſche
Sachverhalt würde durch eine ſolche Erklärung auch nicht entſtellt worden ſein.

Ueber den Kriegsplan ſagte der Reichskanzler nichts als folgendes : „ Es handelt
ſich nicht um einen ausgearbeiteten detaillierten Feldzugsplan , ſondern um rein
akademiſche Gedanken . Sie waren ausdrücklich , wie ich glaube , als Aphorismen
bezeichnet über die Kriegführung im allgemeinen , die Seine Majeſtät der Kaiſer
im Briefwechſel mit der verewigten Königin Viktoria ausgeſprochen hat . Es
waren theoretiſche Betrachtungen ohne jede praktiſche Bedeutung für den Gang
der Operationen und für den Ausgang des Krieges . Der Chef des Generalſtabs
von Moltke und ſein Vorgänger Graf Schlieffen haben beide verſichert , daß der
Generalſtab niemals einen Feldzugsplan oder eine ähnliche auf den ſüdafrikaniſchen
Krieg bezügliche Arbeit des Kaiſers geprüft oder nach England weitergegeben habe . “

Warum hat der Reichskanzler nicht erklärt , daß der Kaiſer in ſeiner ( des
Grafen Bülow ) Gegenwart während ſeines Aufenthalts in Windſor und ſpäter in
Sandringham in der Zeit vom 20. bis 28. November 1899 im Geſpräch mit
ſeinen königlichen Verwandten und vor engliſchen Generalen und Admiralen
wiederholt die beſte Strategie im Burenkriege erörtert und betont hat , daß Eng⸗
land zu einem endgültigen Erfolge mindeſtens einer Armee von 200,000 Mann
bedürfe ?

Da die engliſche Königsfamilie und ganz England vier Wochen nach Ausbruch
des Burenkrieges in erſter Linie von den krieg eriſchen Ereigniſſen beſeelt waren ,
ſo war ganz ſelbſtverſtändlich , daß der Kaiſer als Gaſt und naher Verwandter
ſich einer Erörterung dieſer Fragen nicht entzog . Das teilnehmende Intereſſe des
Kaiſers für den Krieg war um ſo mehr verſtändlich , als England Mitte
November 1899 mit Deutſchland über eine Verſtändigung bezüglich Marokkos ver⸗
handelte , die ſich ſpäter zu einer entente cordiale ausgeſtalten ſollte . Es iſt ganz
ſelbſtverſtändlich , daß der Kaiſer auch nach ſeiner Rückkehr nach Deutſchland im
Dezember 1899 die Anfragen ſeiner Großmutter beantwortet und ſeine mündlichen
Darlegungen ſchriftlich wiederholt hat . Von der Uebermittelung eines Kriegsplans
konnte aber gar keine Rede ſein, da der Kaiſer vom 20. bis 28. November 1899
in England mündlich alles erörtert hatte , was in dieſer Richtung geſagt werden
kann . Das militäriſche Urteil des Kaiſers vom November 1899 hat ſich übrigens
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als vollkommen zutreffend erwi
die Buren endgültig beſiegte , verfügte er über eine A
Wo in aller Welt iſt denn der Zeuge für die Aeußerur Kaiſers über den
vom Großen Generalſtab begutachteten und im Dez 99 an die Königin
von England übermittelten K lan ? Die Phantaſie Spenders , die ihn zu
einem Diplomaten a. D. machte , wird wohl auch die Erzeugerin des vom Großen
Generalſtab begutachteten Kriegsplans geweſen ſein . Sicher iſt , daß Stuart
Wortley als ehemaliger britiſcher Militärattachee in Paris von den militäriſchen
Unterhaltungen des Kaiſers in Windſor und Sandringham im November 1899
Kenntnis gehabt und weit davon entfernt war , die Ungeheuerlichkeit des vom
Großen Generalſtab begutachteten Kriegsplans zu erfinden oder andern zu
erzählen .

Die unvollſtändige und verſpätete Verteidigung des Kaiſers durch den Reichs⸗
kanzler , die in Wirklichkeit eher eine Anklage war , iſt eine der Haupturſachen der
Enutſtehung und Verbreitung jener Maſſenſuggeſtion vom November , die an die
Zeiten des dunkelſten Mittelalters erinnert .

Am 4. März 1909 wurde durch mein Buch „Fürſt Bülow und Kaiſer
Wilhelm II . “ bekannt , daß E. Harold Spender der Verfaſſer des perſönlichen
Interviews iſt . Eine Widerlegung dieſer meiner Behauptung wird wohl niemals
verſucht werden und iſt bis zum Abſchluß dieſes Artikels am 6. März nach⸗
mittags 2 Uhr weder vom Auswärtigen Amt , noch von England aus unter⸗
nommen worden . Ganz eigentümlich nimmt ſich jetzt das offiziöſe Telegramm
des Wolffſchen Telegraphenbureaus und der „Norddeutſchen Allgemeinen Zeitung “
vom Abend des 28. Oktober aus , in welchem der Verfaſſer als ein Diplomat
bezeichnet wird , der eine längere Unterredung mit dem deutſchen Kaiſer gehabt
hat . Wider beſſeres Wiſſen hat eine amtliche Stelle dieſe Unwahrheit in die
Welt geſetzt , wohl wiſſend , daß die deutſche Nation auf Grund dieſer Täuſchungden Inhalt des perſönlichen Interviews mit all ſeinen Ungeheuerlichkeiten für
wahr halten und an dem deutſchen Kaiſer irre werden mußte . Um das volle
Vertrauen zur Richtigkeit des perſönlichen Interviews herzuſtellen , beginnt das
offtziöſe Telegramm in der „Norddeutſchen Allgemeinen Zeitung “ unter der Ueber⸗
ſchrift „Eine Unterredung mit dem deutſchen Kaiſer “ mit folgenden Worten :
„Daily Telegraph veröffentlicht in zwei Spalten eine Unterredung mit dem
deutſchen Kaiſer , die kürzlich ſtattgefunden und nach der Verſicherung des Blattes
einer unantaſtbaren Autorität entſtammen ſoll.“

Die Worte „unantaſtbare Autorität “ ſind in der „Norddeutſchen Allgemeinen
Zeitung “ geſperrt gedruckt , wohl in der Abſicht , dem ungeheuerlichen beiſpielloſen
Schwindel zu einem ſicheren Erfolge zu verhelfen . “

Eine amtliche Antwort auf dieſe Anklagen erfolgte nicht, wohl
aber erhielt Fürſt Bülow am 14 . Juli ſeinen Abſchied .

4. Verantwortlichkeit des Keichskanzlers . Als die
Blockmehrheit des Reichstages unfähig war , in der Novemberkriſis
eine einheitliche und imponierende Kundgebung des Reichstages herbei⸗
zuführen , da ergriff am 12 . November 1908 das Zentrum die
Initiative durch folgenden Antrag : „ Die verbündeten Regierungen zu
erſuchen, dem Reichstag einen Geſetzentwurf vorzulegen , welcher die
Verantwortlichkeit des Reichskanzlers ( Reichsverfaſſung Art . 17 ) und
der Stellvertreter des Reichskanzlers ( Reichsgeſetz vom 17 . März 1878
betreffend die Stellvertretung des Reichskanzlers , R. ⸗G. Bl . S . 7) ,
ſowie das zur Geltendmachung dieſer Verantwortlichkeit einzuhaltende
Verfahren regelt . “ (I. Seſſ . 1907/09 Druckſ . Nr . 1037 ) Dann brachten
auch die Sozialdemokraten ( Nr. 1036 ) und die Freiſinnigen ( Nr . 1043 )
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Anträge auf Regelung der Verantwortlichkeit des Reichskanzlers ein .
Gleichzeitig beantragten die Sozialdemokraten ( Nr. 1040 ) , daß zur
Kriegserklärung auch die Zuſtimmung des Reichstages erforderlich ſei,
und die Polen ( Nr . 1055 ) : „ Die Berufung des Reichstages muß er⸗
folgen , ſobald ſie von einem Drittel der Mitglieder verlangt wird . “

Am 2. und 3. Dezember 1908 fand die erſte Leſung dieſer An⸗
träge gleichzeitig mit den Anträgen auf Aenderung der Geſchäfts⸗
ordnung ſtatt ( ſiehe 5) . Der Stellvertreter des Reichskanzlers erklärte :
„ Wenn verſchiedene Parteien den Zeitpunkt für gekommen erachten ,
um den Gegenſtand erneut und in Verſuchen zu praktiſcher Aus⸗
geſtaltung zu behandeln , gleichzeitig allerdings daran zum Teil ſehr
viel weitergehende Anträge angliedern , dann wollen Sie es begreiflich
finden , daß die verbündeten Regierungen ſich außerſtande ſehen , zu
Fragen , die für die verfaſſungsmäßigen Grundlagen unſeres politiſchen
Lebens ſo bedeutungsvoll ſind , materiell Stellung zu nehmen , ehe ſie
Gelegenheit gehabt haben werden , auf der Grundlage feſter Beſchlüſſe
des Reichstags ihrerſeits an die Beſchlußfaſſung heranzutreten . ( Sehr
richtig ! rechts . ) Aber auch aus einer ſolchen nicht unmittelbar mit⸗
tätigen Beteiligſung an Ihren heutigen Beratungen und aus dem
Abweichen von einer Gepflogenheit , die den Bundesrat ſonſt bei der

—Behandlung von Initiativanträgen eine noch weitergehende Zurück —
haltung üben läßt , wollen Sie erkennen , welchen Wert die verbündeten

Regierungen darauf legen , auch durch den unmittelbaren Eindruck von

den Anſichten und Stimmungen dieſes hohen Hauſes ihren Ent⸗
ſchließungen eine beſondere Unterlage zu gewähren . “ ( 174 . Sitzung
vom 12 . Dezember 1908 S . 903 . )

Die einzelnen Parteien ließen ihre Anträge begründen ; für das
Zentrum ſprach der Abg . Dr . Spahn , der u. a. ausführte :

Meine politiſchen Freunde im Norddeutſchen Reichstage , nachher im Deutſchen
Reichstage , haben kontinnuierlich an der Auffaſſung feſtgehalten , daß die Ver⸗
antwortlichkeit , ſo wie ſie jetzt durch den Art . 17 konſtruiert ſei, als bloße politiſche
Verantwortlichkeit ihrer Auffaſſung bei der Beratung der Verfaſſung des Nord⸗
deutſchen Bundes nicht entſpreche , daß vielmehr zur Ausführung dieſes Art . 17
ein Miniſterverantwortlichkeitsgeſetz notwendig ſei. Die Frage iſt ſpäter wiederholt
aufgetaucht , ſie hat aber eine Erledigung im Reichstag nicht gefunden . Als Fürſt
Bismarck im Jahre 1877 ſeinen größeren Urlaub nahm , als das Stellvertretungs⸗
geſetz im Jahre 1878 beraten wurde , iſt auf Grund eines Antrags des Abgeordneten
Reichensperger die Frage behandelt , aber , wie geſagt , nicht erledigt worden ; der
Antrag Reichensperger wurde zurückgenommen . Ein von uns im November 1900
geſtellter Antrag wurde nicht behandelt und , ſo hat es ſich gefügt , daß bis jetzt
die Sache geruht hat . Nun iſt ein Anlaß geboten , da taucht auch die Frage von
neuem auf , und ſie muß jetzt zur Erledigung geführt werden .

5 Ich möchte in bezug auf die Haltung der Mitglieder meiner eigenen Partei
75 noch eins bemerken . Reichensperger ſagt am 15. April 1867 :

57 Ich bin der Ueberzeugung , daß das gänzliche Schweigen des Verfaſſungs⸗
entwurfs über das Verantwortlichkeitsprinzip

—damals war der Antrag Bennigſen bereits angenommen —
nicht annehmbar iſt . Malo periculosam libertatem , quam quietam
Servitium .



Was nun unſeren jetzigen Antrag betrifft , ſo hatten wir uns wie 1900 auf
eine Reſolution beſchränkt . Wir haben den Wunſch , eine übereinſtimmende Auf⸗
faſſung des Reichstags als Abſchluß der Novemberdebatten dahin herbeizuführen,
daß uns ein Miniſterverantwortlichkeitsgeſetz vorgelegt werde , um die Verantwort⸗
lichkeit des Reichskanzlers praktiſch geltend machen zu können . Wir denken uns ,
daß die Verantwortlichkeit des Reichskanzlers ſich zu erſtrecken hat auf dieTätigkeitals Berater des Kaiſers in den Fällen der Gegenzeichnung , wie ſie der Art. 17
bereits enthält . Daß der Kanzler nicht haftbar iſt für die Vorgänge, die ſich im
Bundesrat vollziehen , nicht haftbar iſt für die geſetzgeberiſchen Aktionen des Reichs⸗
tags , das iſt zweifellos und bedarf keiner weiteren Erörterung . Dann wird der
Kanzler allerdings auch verantwortlich ſein müſſen für die Tätigkeit als Chef der
geſamten Reichsverwaltung , alſo auch für die miniſteriellen Handlungen , die von
ihm oder ſeitens der Staatsſekretäre vorgenommen werden , und zwar ſelbſtändig
als Vertreter des Kaiſers . Der Herr Reichskanzler ſollte an die Frage der Ein⸗
führung eines Miniſterverantwortlichkeitsgeſetzes mit Wärme und mit Eifer heran⸗
treten . ( Sehr richtig ! in der Mitte . ) Er ſollte dieſes Jahr — wir ſind ſchon zu
nahe am Ende , um eine geſetzgeberiſche Aktion zum Abſchluſſe zu bringen —nicht
ablaufen laſſen , ohne daß in dieſer Frage auch ſeitens des Bundesrats ein ent⸗
ſcheidender Schritt getan ſei. ( 174. Sitzung vom 2. Dezember 1908 S. 5915 . )

Dieſe Anträge wurden alleſamt an die verſtärkte Geſchäfts⸗
ordnungskommiſſion überwieſen , aber dieſe hat bis zur Stunde ſich
nicht mit der Materie befaßt .

Die Haltung der Zentrumsfraktion in dieſer Frage iſt nur ein weiteres Glied
in der ſtreng konſequenten Entwicklung ſeit dem 13. Dezember 1906 , wie wir im
Zuſammenhang zeigen wollen . Die ſtärkſte Herausforderung des Reichstags und
der deutſchen Volksvertretung leiſtete ſich Reichskanzler Fürſt Bülow unmittelbar
vor dem Bruche mit dem Zentrum , als er am 13. Dezember 1906 in den Reichs⸗
tagsſitzungsſaal rief :

„ Wenn Sie wollen , haben Sie die Kriſis ! Parteien können Forderungen
annehmen oder ablehnen , denn ſie tragen keine Verantwortung . ( Oho! ) Sie
tragen keine Verantwortung ! “ ( 140. Sitzung vom 13. Dezember 1906 S. 4379 . )

Eine ſchärfere Kundgebung des perſönlichen Regimentes iſt kaum dageweſen ,und in der nun folgenden Wahlſchlacht ſpielte die „ Kommandogewalt des Kaiſers “eine große Rolle . Unter dieſer Parole iſt derjenige Reichstag gewählt worden ,
der jetzt die Kataſtrophe des perſönlichen Regiments erleben mußte . Die Mehrheit
zeigte ſich dabei der Lage nicht gewachſen , war hilflos wie ein Kind . Das iſt
ſehr erklärlich . Denn am 13. Dezember 1906 wurde die Erklärung Bülows be⸗
klatſcht , und in der Wahlkampagne hieß es tauſendmal : Das Zentrum will in die
Rechte des Kaiſers eingreifen “. Man leſe nur die Agitationsſchriften , welche der
Flottenverein und der Evangeliſche Bund verſandten . So rächte ſich das Ver⸗
halten vom 13. Dezember .

Nur das Zentrum erkannte damals ſofort , was auf dem Spiele ſtand ; ſein
am 15. Dezember 1906 ergangener Wahlaufruf enthielt folgenden Paſſus :

„ Die Entſcheidung über die Bewilligung der Ausgaben des Reiches ſteht dem
Reichstage in eigener Verantwortung zu, wie es die Verfaſſung gewährleiſtet . Die
Aeußerung des Reichskanzlers , die Parteien des Reichstages trügen keine Ver⸗
antwortung , ſie könnten Forderungen annehmen oder ablehnen , bekundet eine
Auffaſſung , die, dem fürftlichen Abſolutismus vergangener Jahrhunderte an⸗
gehörend , von dem Beamten eines modernen , konſtitutionellen Staatsweſens nichtvertreten werden ſollte . Die Auflöſung des Reichstages iſt nach unſerer Ueber⸗
zeugung ein Angriff auf deſſen Stellung als ſelbſtändigen , in eigener Verantwortunghandelnden gleichberechtigten Faktors der Geſetzgebung . Nicht die Kommando⸗
gewalt des Kaiſers , ſondern das Budgetrecht des Reichstages bildet den Gegen⸗ſtand des Streites . Jeder von uns hat die Pflicht , für die verfaſſungsmäßigenRechte der Volksvertretung einzuſtehen ; ſeien wir des am Tag der Wahl ein⸗
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gedenk ! Seien wir uns auch bewußt , daß bei einer anders gebildeten Mehrheitdes Reichstages die Garantie entfällt , daß bei der Bewilligung der bereits an⸗
gekündigten neuen Steuern die von uns immer feſtgehaltene Schonung der minder⸗bemittelten Klaſſen aufrechterhalten wird . “

Dieſer vor zwei Jahren erlaſſene Aufruf des Zentrums hat nunmehr die
Unterſchrift aller Parteſen erhalten . Gerade heute muß er aus der Vergeſſenheithervorgeholt werden ; denn über „fürſtlichen Abſolutismus “ klagt heute ganzDeutſchland , und alles iſt einig , daß man ein „ modernes , konſtitutionelles Staats⸗
weſen “ nicht hat . Das Zentrum hat alſo recht bekommen .

Seine am 10. November 1908 abgegebene Erklärung zur Kriſis fußt auf dieſem
Wahlaufrufe und lautet unter Weglaſſung der Bezugnahme auf die Tagesereigniſſe:„ Nach der Verfaſſung ſteht dem Kaiſer das Präſidium des Bundes zu; erhat das Recht , Krieg zu erklären und Frieden zu ſchließen ; aber er iſt in der
Ausübung dieſer Rechte in der durch die Verfaſſung vorgeſchriebenen Weiſe andie Mitwirkung des Bundesrats und des Reichstags gebunden . Aeußerungen ,wie die durch den Daily Telegraph veröffentlichten , ſind geeignet , die ſtaatsrecht⸗lichen Grundlagen des Deutſchen Reichs in den Augen des Auslandes zu ver⸗
ſchieben . Meine Freunde ſprechen die beſtimmte Erwartung aus , daß alles ver⸗
hütet werde , was geeignet iſt , Zweifel an den föderativen wie an den konſtitutionellen
Grundſätzen der Reichsverfaſſuͤng im Inlande wie im Auslande zu erwecken . Nachder Verfaſſung iſt dem Reichstage für die Politik des Reichs ausſchließlich der
Reichskanzler verantwortlich . Das deutſche Volk muß verlangen , daß der Reichs⸗kanzler den Willen und die Kraft beſitzt , dem Kaiſer gegenüber denjenigen Einflußzur Geltung zu bringen , ohne welchen ſeine ſtaatsrechtliche Verantwortung jedeBedeutung verliert . “ ( 458. Sitzung vom 10. November 1908 S. 5401 . )Man halte ſich vor Augen , was der Schlußſatz beſagt , und man wird nichtmehr behaupten können , daß ein kräftigeres Auftreten geboten geweſen ſei. An⸗mittelbar nach der Auflöſung des Reichstags betont das Zentrum den Inhalt der
Verantwortlichkeit ; heute in der Kriſis geſchieht es wieder ; immer ſteht es aufdem Boden der Verfaſſung und hat damit eine Grundlage , die unanfechtbar iſt.Im Anſchluß an dieſe bedeutſame Kundgebung hat die Fraktion den oben
mitgeteilten Antrag eingebracht .

Hierdurch ſoll die Verantwortung zur Wirklichkeit werden , alſo ein Schrittweiter auf der ſtets eingehaltenen Bahn . Wer unter dieſem Geſichtspunkte die
Haltung des Zentrums beurteilt ,der wird ſagen müſſen , daß ſich hier allein
ſyſtematiſche Arbeit und Konſequenz zeigt , und daß dieſer Politik ſchließlich der
Erfolg zufallen muß .

5. Aenderung der Geſchäftsordnung für den
Reichstag . Im Anſchluß an die Novemberdebatten brachtenSozialdemokraten ( I . Seſſ . 1907/09 Nr . 1039 ) und Freiſinnige( Seſſ . 1907/09 Nr . 1064 ) Anträge auf Aenderung der Geſchäfts⸗
ordnung ein ; die erſte Leſung derſelben fand am 2 . und 3. Dezember1908 ſtatt . Die Anträge bezweckten 1. die Zulaſſung von Anträgenbei Interpellationen ( Vertrauensvotum , Mißtrauensvotum ) ; 2. die
Beſtimmung der Termine , an denen Interpellationen zu beſprechenſind ; 3. die Zulaſſung ſog. kleiner Anfragen zu Beginn der Sitzung.Die Kommiſſion arbeitete bis im Mai 1909 und legte dann ihren
umfangreichen Bericht vor (J. Seſſ . 1907/09 Druckſ . Nr . 1425 ) ; aberdas Reſultat war im allgemeinen ein negatives . Die Verhandlung
im Plenum fand nicht mehr ſtatt .

6. Die ſtaatsrechtlichen Verhältniſſe der Reichs⸗
lande und Mecklenburgs kamen im Reichstage zur Sprache .
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Am 30 . März 1909 fragte der Abg . Vonderſcheer nach dem Stand
der Elſaß⸗Lothringiſchen Frage . „Es ſcheint nämlich keine Geneigtheit

zu beſtehen , die volle Gleichſtellung Elſaß⸗Lothringens mit den Bundes⸗
ſtaaten durchzuführen . Daß letzteres geſchieht , iſt aber der allgemeine
und gewiß auch berechtigte Wunſch unſeres elſaßlothringiſchen Volkes,
und ich gebe die Hoffnung nicht auf , daß es doch noch gelingen wird ,
die verbündeten Regierungen zu überzeugen , daß ſie eine edle Tat

vollbringen werden , wenn ſie zur vollen Ausbildung Elſaß⸗Lothringens
zu einem Bundesſtaate ihre Zuſtimmung erteilen . Wirrechnen hierbei
auf die Hilfe dieſes hohen Hauſes , dem wir unſere diesbezüglichen
Anliegen durch die Anträge Preiß und Genoſſen , betreffend die Ver⸗
faſſung Elſaß⸗Lothringens , und Delſor und Genoſſen , betreffend die

Reform des Wahlrechts zum Landesausſchuß , ſchon längſt anvertraut

haben . Wir haben zum Bundesrat und zum Reichstag , nicht zuletzt
aber zum Deutſchen Kaiſer das volle Vertrauen , daß unſer Drang
nach ſtaatlicher Emanzipation in naher Zukunft erfüllt werden wird .

An dieſem Tage wird aufrichtige Dankbarkeit in die Herzen der Elſaß⸗
Lothringer einziehen . “

Staatsſekretär v. Bethmann - Hollweg erwiderte : „ Die Arbeiten

ſind unter Zugrundelegung feſter Ziele weiter gefördert worden . Der

Kritik der Oeffentlichkeit aber können dieſe Grundlagen erſt dann
unterbreitet werden , wenn eine vollſtändige Uebereinſtimmung inner⸗

halb der verbündeten Regierungen erzielt ſei. Daß die Frage ſtaats⸗
rechtlich nicht einfach liegt , iſt von dieſer Stelle aus wiederholt er⸗
örtert worden . Einfacher geſtaltet wird ſie auch nicht dadurch , daß
die Anſichten und Wünſche , welche die Reform betreffen , innerhalb
der Bevölkerung und der Vertretung von Elſaß⸗Lothringen verſchieden⸗
artige ſind und , wie mir ſcheinen will , auch fortgeſetzt noch wechſeln .
Meine Herren , ich will nicht unterſuchen , inwieweit dieſer Mangel an

Vebereinſtimmung auf die Verſchiedenheit politiſcher Grundanſchauungen
zurückzuführen iſt , welche innerhalb der einzelnen Teile der Reichs⸗
lande verbreitet ſind . Trotzdem wird die Reichsverwaltung mit allen

Kräften bemüht ſein , die Frage in baldiger Zeit einem gedeihlichen
Ende entgegenzuführen . Das Ziel der Reform kann nur ſein , daß
die Zugehörigkeit zum Reich von allen Teilen der Bevölkerung in
den Reichslanden lebhaft empfunden und in einer der Eigenart des
Landes entſprechenden Mitarbeit an allen Aufgaben des Reichs be⸗

tätigt wird . “ ( 237 . Sitzung vom 30 . März 1909 S . 7844 . )
Die Mecklenburgiſche Frage wurde durch folgende Inter⸗

pellation der Liberalen angeſchnitten : „ Was gedenkt der Herr Reichs⸗
kanzler zu tun , nachdem 1. die in dem Bundesratsbeſchluß vom
26 . Oktober 1875 ausgeſprochene „ Erwartung , es werde den Groß —
herzoglich Mecklenburgiſchen Regierungen gelingen , eine Aenderung
der beſtehenden Mecklenburgiſchen Verfaſſung mit dem Mecklenburgiſchen
Landtag zu vereinbaren “ — nicht in Erfüllung gegangen iſt , und



2. die von dem Stellvertreter des Herrn Reichskanzlers am 24 . Januar1905 zum Ausdruck gebrachte Annahme , es ſei „ ganz ausgeſchloſſen ,daß die Mecklenburgiſchen Regierungen es aufgegeben haben ſolltenund die Mecklenburgiſchen Landſtände es auf die Dauer ablehnen
könnten , eine den modernen Anforderungen der Zeit entſprechendeVerfaſſung in ihrem Lande herzuſtellen “ — ſich, wenigſtens ſoweitdie Mehrheit der Mecklenburgiſchen Ritterſchaft in Frage kommt , als
irrtümlich erwieſen hat ? “ (J. Seſſ . 1907/09 Druckſ . Nr . 1392 . )

Staatsſekretär von Bethmann⸗Hollweg ſtellte ſich auf den bis⸗
herigen Standpunkt des Bundesrates , daß Mecklenburg ſeine Ver⸗
faſſung ſelbſt zu regeln habe .

B . Die Aufgaben des Reiches .
I . Pflege des Rechts .

7. Die Aenderung der Sivilprozeßordnung fand im
Reichstage eine große Mehrheit . Der Entwurf (J. Seſf . 1907/09
Druckſ . Nr . 735 ) bezweckte in der Hauptſache eine Reform des amts⸗
gerichtlichen Verfahrens und geht über dieſen Rahmen nur in einzelnen
Fragen hinaus , die mit den Vorſchlägen für die Aenderung des Ver⸗
fahrens vor den Amtsgerichten im Zuſammenhange ſtehen oder aus
beſonderen Gründen auf eine Abhilfe dringend hinweiſen . Darüber ,

glb daß das amtsgerichtliche Verfahren durch Annäherung an das Ver⸗
fieder fahren vor den Gewerbe⸗ und Kaufmannsgerichten einfacher und
ſehn ſchleuniger geſtaltet werden muß , herrſchte in weiten Kreiſen Ein⸗

an verſtändnis . Insbeſondere hat der Reichstag in einer Reſolution ,
rgen welche er in der Sitzung vom 10 . Juni 1904 bei Annahme des Ge⸗

Lechs⸗ ſetzes über die Kaufmannsgerichte gefaßt hat , die unverzügliche Ein⸗
allen leitung einer dahingehenden Reform für erforderlich erklärt .
flihe Auch bei einer Beſchränkung auf das Verfahren vor den Amts⸗

dafß gerichten wird die Reform von großer praktiſcher Tragweite ſein .
f Denn ſchon jetzt wird die weit überwiegende Zahl aller Prozeſſe vor

den Amtsgerichten geführt . So ſind im Reiche im Jahre 1905 , ab⸗
geſehen von den Mahnſachen , deren Zahl allein etwa zwei Millionen
betrug , bei den Amtsgerichten 2117612 ordentliche und Urkunden⸗
prozeſſe anhängig gemacht worden , während die Zahl der bei den
Zivilkammern und den Kammern für Handelsſachen anhängig ge⸗
machten Prozeſſe dieſer Art zuſammen nur 313787 betrug .

Die Reform gewinnt noch erheblich an Bedeutung , wenn gleich⸗
zeitig die ſachliche Zuſtändigkeit der Amtsgerichte eine Erweiterung
erfährt . Eine ſolche Erweiterung iſt im Reichstag und in den Land⸗
tagen ſowie aus induſtriellen und ländlichen Intereſſentenkreiſen mehr⸗
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fach angeregt und befürwortet worden . Der Entwurf ſchlug vor ,
die Zuſtändigkeit der Amtsgerichte von 300 M. auf 800 M. zu
erhöhen .68 liegt auf der Hand , daß ein Rechtsſtreit in dem Verfahren
vor dem Einzelrichter ſich einfacher abwickeln läßt und ſchneller zur
Entſcheidung gebracht werden kann , als in dem Verfahren vor einem

Kollegium . Der Amtsrichter iſt meiſtens für die Parteien bequemer
erreichbar , ſo daß ſie ohne erhebliche Opfer an Zeit und Geld vor

ihm erſcheinen können . Sieht man von den großen Städten ab, ſo
ſind die Beweismittel in der Regel leichter zur Stelle zu ſchaffen , die

Beweiserhebung kann raſcher und mit geringeren Unkoſten vor⸗

genommen werden ; auch ſteht der Amtsrichter regelmäßig den Per⸗
ſönlichkeiten und Verhältniſſen näher und iſt dadurch oft in der Lage ,
die vor ihm verhandelte Sache beſſer zu überſehen , ſchneller zu fördern
und auf eine ſachgemäße Beilegung des Streites hinzuwirken . Die

Erfahrung zeigt denn auch, daß der Prozentſatz der durch Vergleich
erledigten Sachen bei den Amtsgerichten erheblich größer iſt als bei
den Landgerichten . Mögen dabei noch andere Urſachen mitwirken ,
ſo kann doch nicht in Zweifel gezogen werden , daß dieſe Erſcheinung
zu einem erheblichen Teile auf die engeren Beziehungen des Amts⸗

richters zu den Gerichtseingeſeſſenen , auf ſeine perſönliche Einwirkung ,
zurückzuführen iſt . Bei einer Erhöhung der Zuſtändigkeit wird ſich
dieſer Einfluß erweitern . Dadurch werden wieder die Stellung und
das Anſehen des Einzelrichters gehoben , ſeine Berufsfreudigkeit ge⸗
ſtärkt werden . Für die Zweckmäßigkeit einer ausgiebigen Erweiterung
der amtsgerichtlichen Zuſtändigkeit ſpricht weiter , daß dadurch für eine
größere Zahl von Prozeſſen das Verfahren nicht nur vereinfacht und

beſchleunigt, ſondern auch verbilligt wird . Denn abgeſehen davon ,
daß bei allen durch die erweiterte Zuſtändigkeit den Amtsgerichten
zugewieſenen Sachen die mit dem Parteibetriebe verbundenen beträcht⸗
lichen Nebenkoſten für die Zuſtellungen ausſcheiden , entfällt bei ihnen
die Notwendigkeit der Beſtellung von Anwälten . Es wird damit

alſo auch den Beſchwerden über die Höhe der Prozeßkoſten Rechnung
getragen . Abgeſehenvon den Vorſchriften über das amtsgerichtliche Ver —

fahren und die Erweiterung der ſachlichen Zuſtändigkeit der Amts⸗

gerichte enthält der Entwurf nur einzelne Vorſchläge , welche die Zu⸗
ſtändigkeit der Kammern für Handelsſachen als Berufungs⸗ und Be⸗

ſchwerdegerichte, eine Erweiterung des Kreiſes der Ferienſachen , das

Koſtenfeſtſetzungsverfahren, die Regelung der Einlaſſungs⸗ und

Ladungsfriſten im Wechſelprozeſſe , das Mahnverfahren und die
Zwangsvollſtreckung betreffen . Ferner wurden im Zuſammenhange
mit der Reform des Verfahrens einige Aenderungen des Gerichtskoſten⸗
geſetzes und der Gebührenordnung für Rechtsanwälte vorgeſchlagen .
„ Am 6. November 1908 fand die erſte Leſung des Entwurfes
ſtatt . Abg . Dr . Spahn ſtellte ſich freundlich zu der Vorlage : „ Als
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ſeinerzeit die Zivilprozeßordnung und das Gerichtsverfaſſungsgeſetz
beraten wurde , war der leitende Geſichtspunkt der, daß man die Ge⸗

ſchäfte des Alltagslebens im kaufmänniſchen Betriebe , im gewerblichen
Leben und in der Landwirtſchaft vor den Amtsrichter brachte , und
daß ſie dort durch die Parteien ihre Erledigung finden ſollten . Es
war damals noch ſo, daß man nicht bloß die Viehmängel vor dem
Amtsgerichte erledigen , ſondern auch den Kaufpreis einer Kuh , eines
Ochſens einklagen konnte , was heute nicht mehr allgemein möglich iſt .
Die Erhöhung der Preiſe iſt eine ſo erhebliche geworden , daß dieſe
urſprünglich amtsgerichtlichen Sachen vor das Landgericht gebracht
werden müſſen , weil die Kompetenz der Amtsgerichte bei der zu
niedrigen Summe von 300 Mark aufhört . “ Die Kommiſſion arbeitete
die Vorlage unter dem Vorſitz des Abg . Wellſtein ( Z. ) gründlich
durch und erſtattete einen umfangreichen Bericht . (I. Seſſ . 1907/09
Druckſ . Nr . 1322 . ) Was den Hauptpunkt angeht , Erhöhung der
amtsgerichtlichen Zuſtändigkeit , ſo hatte die Regierung eine Erhöhung
bis zu 800 Mark vorgeſchlagen . Die Kommiſſion iſt bis 600 Mark
gegangen , indem ſie einerſeits annahm , daß die Amtsgerichte befähigt
ſeien , bis zu 600 Mark zu urteilen , indem ſie aber andererſeits ,
namentlich mit Rückſicht auf die Rechtsanwaltſchaft , eine höhere Be⸗
grenzung der amtsgerichtlichen Zuſtändigkeit ablehnte . Die Kommiſſion
hat überhaupt die Verhältniſſe der Rechtsanwaltſchaft ſtets im Auge
gehabt . Sie iſt davon ausgegangen , daß ein geſunder Rechtsanwalt⸗
ſtand für Deutſchland nötig ſei, nicht nur für die Rechtſprechung ,
ſondern auch im allgemeinen für die öffentlichen politiſchen Zuſtände
des Landes . Die Beſtrebungen , für das Intereſſe der Rechtsanwalt⸗
ſchaft tätig zu ſein , ſind vornehmlich in drei Beziehungen zutage ge⸗
treten . Die Kommiſſion hat in Einzelheiten , ſoweit ſich das bei dieſem
Spezialgeſetz machen ließ , die Gebühren der Rechtsanwälte erhöht .
Die Kommiſſion ſchlug weiter zwei Reſolutionen im Intereſſe der
Rechtsanwaltſchaft vor , indem ſie namentlich eine Erhöhung der Ge⸗

bühren —eine neue Gebührenordnung — fordert . Schließlich hat
ſich die Kommiſſion eingehend mit dem viel angefochtenen § 16 der

Gebührenordnung für Rechtsanwälte beſchäftigt , der eine Pauſchalierung
der Schreibgebühren vorſieht . Die Kommiſſion hat dieſer Pauſchalierung
zugeſtimmt , hat aber dann im einzelnen den Artikel gegenüber dem

Regierungsentwurf zugunſten der Rechtsanwaltſchaft amendiert . Ab⸗
geordneter de Witt ( Z. ) ſprach die Zuſtimmung ſeiner Freunde zu den

Kommiſſionsbeſchlüſſen aus . Ein Teil der Freiſinnigen ſtimmte gegen
die vorgeſchlagene Erhöhung der Zuſtändigkeit der Amtsgerichte . Bas
Plenum des Reichstages aber ſtimmte den Kommiſſionsanträgen zu. —

Nach einer kurzen Begründung durch den Abg . Gröber wurde die
Zuſtändigkeit der Kammer für Handelsſachen gemäß dem
heutigen Rechte aufrechterhalten . Während nach dem geltenden Rechts —
zuſtande Sachen von 300 bis 600 Mark in erſter Inſtanz von



Handelsrichtern mit behandelt werden , würden ſie nunmehr nur noch
von gelehrten Richtern abgeurteilt werden , in erſter Inſtanz von den

Amtsrichtern , in zweiter Inſtanz von den Zivilkammern der Land⸗
gerichte . Die Regierungsvorlage wollte dem Ausſchluß der Laien
für die amtsgerichtlichen Handelsſachen begegnen und als zweite
Inſtanz für dieſe Reform die Kammern für Handelsſachen einſetzen,
indem ſie davon ausging , daß eine Beteiligung von Laien bei dieſen
Handelsſachen wünſchenswert ſei, und die Kammern für Handels⸗
ſachen ſich einer großen Beliebtheit erfreuten . Die Kommiſſion hat
dieſen Vorſchlag der Regierung abgelehnt , das Plenum aber ſtellte
die Vorlage wieder her. — Einen leider vergeblichen Vorſtoß zu⸗
gunſten des Armenrechtes machte der Abg . Schmidt Warburg )
in der dritten Leſung am 5. Mai 1909 (1. Seſſ . 1907/09 Druck .
Nr . 1385 ) . Durch die Erhöhung der amtsgerichtlichen Zuſtändigkeit
über 300 Mark hinaus iſt die Lage der zum Armenrecht zugelaſſenen
Parteien weſentlich verſchlechtert . Gegenwärtig , wo ſolche Prozeſſe
über 300 Mark hinaus bis 600 Mark vor dem Landgericht ver⸗
handelt werden , haben die zum Armenrecht zugelaſſenen Parteien einen
Anſpruch auf unentgeltliche Zuordnung eines Rechtsanwalts , wie ſich
denn ja auch der Gegner durch einen Anwalt vertreten laſſen muß⸗
Das beruht darauf , daß vor dem Landgericht der Anwaltszwang
herrſcht . Künftig , wenn ſolche Sachen vor dem Amtsgericht verhandelt
werden , ſteht der armen Partei ein beſtimmter Anſpruch auf die Zu⸗
ordnung eines Anwalts nicht zu ; es bleibt dem Ermeſſen des Richters
überlaſſen , ob, wozu er allerdings nach dem Geſetze befugt iſt , er im
einzelnen Falle auf Antrag der armen Partei ihr einen ſolchen An⸗
walt zuordnen will . Daher wollte der Antrag Schmidt ( Warburg )
das Anrecht auf den Armenanwalt geſetzlich feſtlegen , „ wenn es ſich
um einen Streitgegenſtand von mehr als dreihundert Mark handelt
und die Gegenpartei durch einen Anwalt vertreten iſt . Kann in dem
zuletzt erwähnten Falle der armen Partei ein am Sitz des Gerichts
wohnhafter Anwalt nicht beigeordnet werden , ſo muß ihr auf ihren
Antrag ein Juſtizbeamter , der nicht als Richter angeſtellt iſt , oder ein
Rechtskundiger , der die erſte Prüfung für den Juſtizdienſt beſtanden
hat , beigeordnet werden . “ Abg . Gröber verteidigte den Antrag ſehr
warm und meinte : „ Der Herr Kollege Heinze hat mich dann erſucht ,
ich möchte an das „ warme Herz “ der Amtsrichter appellieren . Wenn
wir hier als Geſetzgeber ein neues Geſetz zu machen haben , dann
will ich nicht an das warme oder nicht warme Herz irgend eines
Richters appellieren , ſondern eine Geſetzesbeſtimmung zuſtande bringen ,die es überflüſſig macht, noch an das warme Herz eines beſonders
wohlwollenden Mannes zu appellieren , die in ſich den Schutz der
Gerechtigkeit enthält . “ Der Antrag wurde mit 106 gegen 97 Stimmen
abgelehnt , da die ganze Rechte , die Nationalliberalen und ein Teil
der Freiſinnigen gegen ihn ſtimmten .

8



30

8. Das Geſetz über den Verkehr mit Kraftfahr⸗
zeugen ( Automobilgeſetz ) hat nicht in allen Teilen die erwünſchte
Faſſung erhalten . Die Vorlage ( I . Seſſ . 1907,09 Druckſ . Nr . 988 )
trug den Wünſchen des Kaiſerlichen Automobilklubs ſtark Rechnung ,
beſonders in der Frage der Haftpflicht , wie der Abg . Dr . Bitter in
der erſten Leſung ausführte . ( 154 . Sitzung vom 5. November 1908
St . B . S . 5273 . ) „ Der Entwurf enthält in dem erſten Paragraphen ,
welcher über die Haftpflicht Beſtimmungen trifft , eine Verquickung des

Verſchuldungsprinzips mit dem Gefährdungsprinzip . Wir finden
zunächſt das Verſchuldungsprinzip bei umgekehrter Beweislaſt , ähnlich
wie beim Tierhalterparagraphen angewendet , dann aber auch teilweiſe
das Gefährdungsprinzip , inſofern eine Haftung für denjenigen , der
das Kraftfahrzeug führt , und für die Beſchaffenheit des Fahrzeugs
auch ohne Verſchulden des Fahrzeughalters eintritt . Im zweiten Ab⸗

ſchnitt des Entwurfs iſt die Rede von der Fahrerlaubnis . § 14 be⸗

ſtimmt , daß , wer ein Kraftfahrzeug führen will , der Erlaubnis der

zuſtändigen Behörde bedarf . Ich halte es für erforderlich , beſtimmte
Vorſchriften für diejenigen zu erlaſſen , die als zur Führung eines

Kraftfahrzeuges geeignet erachtet werden ſollen . Der ganze zweite
Abſchnitt ſtrebt die Verminderung der Unfälle an . Dieſe kann aber
nur dann in wirkſamer Weiſe erreicht werden , wenn die Chauffeure
ordentlich ausgebildet werden . Verſchärfung der Strafvorſchriften ſind
Unbedingt erforderlich , wenn ſie das bewirken ſollen , was man von
ihnen erwartet , nämlich ein Verhindern des übermäßig ſchnellen
Fahrens und damit eine Verringerung der Unfälle . Vor allen Dingen
iſt , wie auch ſchon vorher betont worden iſt , der § 19 in ſeinen
Strafbeſtimmungen viel zu milde , der den Führer eines Kraftfahrzeugs ,
welcher im Falle eines Zuſammenſtoßes ſeines Fahrzeugs mit Perſonen
oder Sachen nicht ſofort hält , nur mit Geldſtrafe bis zu 300 Mark
oder mit Gefängnis bis zu zwei Monaten beſtraft . Namentlich dieſe
Strafe wird meines Erachtens erheblich zu verſchärfen ſein . “

Die Verſchärfung der Haftpflicht wurde nicht erreicht , da die

Regierung jede Verſchärfung als unannehmbar bezeichnete . Aber

immerhin iſt durch das Geſetz erreicht :
„ Wird bei dem Betrieb eines Kraftfahrzeugs ein Menſch getötet ,

der Körper oder die Geſundheit eines Menſchen verletzt oder eine

Sache beſchädigt , ſo iſt der Halter des Fahrzeugs verpflichtet , dem

Verletzten den daraus entſtehenden Schaden zu erſetzen . Die Erſatz⸗
pflicht iſt ausgeſchloſſen , wenn der Unfall durch ein unabwendbares

Ereignis verurſacht wird , das weder auf einem Fehler in der Be⸗

ſchaffenheit des Fahrzeugs noch auf einem Verſagen ſeiner Ver⸗

richtungen beruht . Als unabwendbar gilt ein Ereignis insbeſondere
dann , wenn es auf das Verhalten des Verletzten oder eines nicht bei
dem Betriebe beſchäftigten Dritten oder eines Tieres zurückzuführen
iſt und ſowohl der Halter als der Führer des Fahrzeugs jede nach



1

den Umſtänden des Falles gebotene Sorgfalt beobachtet hat . Wird

das Fahrzeug ohne Wiſſen und Willen des Fahrzeughalters von

einem anderen in Betrieb geſetzt , ſo iſt dieſer an Stelle des Halters
zum Erſatze des Schadens verpflichtet . Dieſe Vorſchriften finden keine
Anwendung : 1. wenn zur Zeit des Unfalls der Verletzte oder die

beſchädigte Sache durch das Fahrzeug befördert wurde oder der Ver⸗

letzte bei dem Betriebe des Fahrzeugs tätig war ; 2. wenn der Unfall

durch ein Fahrzeug verurſacht wurde , das nur zur Beförderung von

Laſten dient und auf ebener Bahn eine auf 20 Kilometer begrenzte
Geſchwindigkeit in der Stunde nicht überſteigen kann .

Der Erſatzpflichtige haftet : 1. im Falle der Tötung oder Ver⸗

letzung eines Menſchen nur bis zu einem Kapitalbetrage von fünfzig⸗
tauſend Mark oder bis zu einem Rentenbetrage von jährlich drei⸗

tauſend Mark ; 2. im Falle der Tötung oder Verletzung mehrerer
Menſchen durch dasſelbe Ereignis , unbeſchadet der in Nr . 1 be⸗

ſtimmten Grenze , nur bis zu einem Kapitalbetrage von insgeſamt
einhundertfünfzigtauſend Mark oder bis zu einem Rentenbetrage von

insgeſamt neuntauſend Mark ; 3. im Falle der Sachbeſchädigung , auch
wenn durch dasſelbe Ereignis mehrere Sachen beſchädigt werden , nur

bis zum Betrage von zehntauſend Mark . “

Das neue Geſetz wird in ſeinen Wirkungen für beide Teile gleich
wohltätig ſein , die Induſtrie und den Verkehr nicht hemmen und die

Nichtautomobiliſten ſchützen . Das Zentrum hat ſchon ſeit Jahren nach
einer ſolchen Regelung gerufen .

9. Die Einwirkung von Armenunterſtützungen
auf öffentliche Rechte wurde durch ein Geſetz nun einheitlich
dahin geregelt (J. Seſſ . 1907/09 Druckſ . Nr . 1002 und 1183 ) :

Soweit in Reichsgeſetzen der Verluſt öffentlicher Rechte von dem

Bezug einer Armenunterſtützung abhängig gemacht wird , ſind als

Armenunterſtützung nicht anzuſehen :
1. die Krankenunterſtützung ;
2. die einem Angehörigen wegen körperlicher oder geiſtiger Ge⸗

brechen gewährte Anſtaltspflege ;
3. Unterſtützungen zum Zwecke der Jugendfürſorge , der Erziehung

oder der Ausbildung für einen Beruf ;
4. ſonſtige Unterſtützungen , wenn ſie nur in der Form vereinzelter

Leiſtungen zur Hebung einer augenblicklichen Notlage gewährt ſind ;
5. Unterſtützungen , die erſtattet ſind .

Am 13 . und 14 . Januar und 17 . Februar 1909 wurde der

Entwurf beraten . Vom Zentrum ſprach dabei der Abg . Dr . Mayer
(Kaufbeuren) ; er wandte ſich dabei beſonders gegen den Antrag und
die Reſolution , dieſes Geſetz auf die Einzelſtaaten zu übertragen , wobei
er den Grundgedanken billigte , aber aus prinzipiellen und ſtaats⸗
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rechtlichen Gründen ſich gegen eine ſolche Einmiſchung in einzelne
ſtaatliche Verhältniſſe ausſprach .

„ Wir haben dieſen Standpunkt von jeher eingenommen . Ich
erinnere Sie daran , daß gelegentlich der Verhandlung der mecklen⸗

burgiſchen Verfaſſungsfrage hier im Reichstag eine Reſolution ein⸗

gebracht war , welche vorſchlug : den Herrn Reichskanzler zu erſuchen ,
auf den Bundesſtaat Mecklenburg dahin einzuwirken , daß derſelbe
eine Verfaſſung einführen möge . Damals hat der Vertreter des

Zentrums , Abgeordneter Windthorſt , erklärt , daß das Zentrum ge⸗
ſchloſen die Anſicht vertrete , daß es ſehr wünſchenswert ſei, daß
Mecklenburg dazu übergehe , eine Verfaſſung einzuführen , daß ſeine
Partei aber trotzdem der Reſolution nicht beiſtimmen könne aus

prinzipiellen , ſtaatsrechtlichen Erwägungen , davon ausgehend , daß es

nicht Aufgabe des Reichstags ſei, in innere verfaſſungsrechtliche Fragen
der Einzelſtaaten direkt oder indirekt einzugreifen . “ ( 209 . Sitzung vom
17 . Februar 1909 S . 7040 . )

Der Geſetzentwurf fand einſtimmige Annahme .

10 . Swei Interpellationen über die Ausführung
des Reichsvereinsgeſetzes wurden am 21. , 22 . und 23 . Januar
1909 beſprochen . Im Vordergrund ſtand die Anwendung des

Sprachenparagraphs . Staatsſekretär von Bethmann - Hollweg erklärte :

„Belaſten Sie doch das Vereinsgeſetz nicht auf die Dauer mit der
lah Unzufriedenheit über die parlamentariſche Situation , unter der es zu —

ſtande gekommen iſt ! ( Sehr richtig ! bei den Freiſinnigen . ) Gewiß ,
der Sprachenparagraph iſt für viele ein Stein des Anſtoßes . Ich

Agen will mit Ihnen nicht über Ihre Ueberzeugung ſtreiten . Aber wenn
li auch die Polen ein keineswegs irgendwie zu verachtender Beſtandteil

des Volkes ſind , die einzigen Deutſchen ſind ſie doch nicht . (Heiterkeit . )
dem Dieſes Vereinsgeſetz , dieſes ſo ſehr geſchmähte Vereinsgeſetz hat doch
als gerade für die Parteien von der Mitte bis zur Linken einen ent⸗

ſchiedenen Fortſchritt gebracht ( ſehr richtig ! links ) , das können Sie

nicht leugnen . Daran , daß dieſes Geſetz loyal , einwandsfrei gehand⸗
Ge⸗ habt wird , daran haben alle Parteien dieſes Hauſes von rechts bis

nach links das gleiche Intereſſe . ( Sehr richtig ! rechts . ) Und dafür
ichulg werde ich ungeachtet aller Angriffe , die etwa gegen mich gerichtet

werden ſollten , wie bisher , ſo auch in Zukunft eintreten . “

Abg . Roeren legte dar , wie die bekannte Zuſage des Staats⸗

ſekretärs , daß die Berufsorganiſationen nicht unter den Sprachen⸗
paragraphen fallen ſollen , allgemein ſo aufgefaßt wurde , daß dieſe
Zuſage auch für die polniſchen Berufsorganiſationen gelten werde ,
was aber ſpäter beſtritten wurde .

„ Ohne dieſer in dieſem Zuſammenhang abgegebenen Erklärung Gewalt an⸗
zutun , kann man ſie nur dahin interpretieren , daß das Sprachenverbot für alle
gewerkſchaftlichen Organiſationen , deutſche wie fremdſprachige , ausgeſchloſſen ſein
ſoll . ( Sehr richtig ! in der Mitte und bei den Polen . — Sehr unrichtig ! links . )
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Anders kann dieſe Zuſage nicht aufgefaßt werden . Deshalb iſt mir die neuliche
Erklärung des Herrn Kollegen Wiemer , daß er die Zuſage des Herrn Staats⸗
ſekretärs ſchon damals in dem von dieſem jetzt interpretierten einſchränkenden Sinne
aufgefaßt habe , völlig unverſtändlich ( ſehr richtig ! bei den Polen ) , und ſie wird
das erſt recht , wenn man ihr die eben zitierten Auslaſſungen ſeines Fraktions⸗
genoſſen Müller gegenüberſtellt und das , was der Kollege Müller in ſeinem
eigenen Kommentar zum § 12 dieſes Geſetzes ſagt . ( Sehr gut ! in der Mitte und
bei den Polen . ) Dort ſagt der Kommentator Müller zum § 12 wörtlich folgendes :

Aus dieſer Antwort
—nämlich des Herrn Staatsſekretärs , die ich eben verleſen habe —

geht hervor , daß die ganze Gewerksvereinigung , gleichviel welcher
politiſchen Richtung ( hört ! hört ! bei den Sozialdemokraten ) ſie angehört ,
gleichmäßig behandelt werden muß. ( Lebhafte Rufe : Hört ! hört ! in
der Mitte )

Meine Herren , das Ganze iſt übrigens nicht bloß mir unverſtändlich und
allen denjenigen , die außerhalb der freiſinnigen Fraktion ſtehen , ſondern auch den
den Herren Kollegen Wiemer und Müller ſehr naheſtehenden Kreiſen . Wenigſtens
erklärt die „Frankfurter Zeitung “ , die doch den beiden Herren ziemlich nahe ſteht ,
in einer ſehr ſcharfen Anzapfung des Herrn Kollegen Mäller ( Meiningen ) , die
Stellungnahme des Herrn Müller zum § 12 ſei ein Rätſel . ( Hört ! hört ! in der
Mitte . ) Darauf hat dann der Herr Abgeordnete Müller an die „Frankfurter
Zeitung “ einen Brief geſchrieben , der die Sache nun noch rätſelhafter macht .
Geiterkeit . ) In dem Briefe erklärt Herr Müller ( Meiningen ) , daß auch er ſchondamals die einſchränkende Bedeutung der von Bethmannſchen Zuſage gekannt und
bei der Anfrage , ob alle Organiſationen ohne Ausnahme befreit ſein ſollen , nur
an die deutſchen Gewerkſchaften gedacht ( hört ! hört ! in der Mitte und bei den
Polen ) und es als etwas Selbſtverſtändliches betrachtet habe , daß die aus politi⸗
ſchen Mitgliedern beſtehenden Gewerkſchaften von der Vergünſtigung ausgeſchloſſen
ſeien ! ( Sört ! hört ! und Heiterkeit . ) So und nicht anders — ſchreibt er dann
weiter — habe er auch im Sinne gehabt und gedacht , als er in ſeinem Kommentar
geſchrieben habe , daß die ganze Gewerkvereinsbewegung gleichmäßig behandeltwerden ſoll ! (Heiterkeit . ) Meine Herren , darauf erwidert die „Frankfurter Zeitung “—ich erkläre ausdrücklich , Herr Kollege Müller ( Meiningen ) , daß ich es nicht
bin, der das jetzt erklärt — folgendes :

Wir bemerken hierzu nur dies : wenn Herr Müller ( Meiningen ) gewußt
hat , was die Erklärungen des Herrn Staatsſekretärs bedeuten ſollen,dann hätte er eben jene wichtige Stelle ſeines Kommentars zum Vereins⸗
geſetz anders faſſen müſſen (fehr richtig ! in der Mitte ) ; denn dem
Leſer kommt es nicht darauf an, was Herr Müller ( Meiningen ) ſich
dabei dachte , ſondern auf das , was er ſchrieb , und der Leſer kann nicht
wiſſen , daß die „ganze “ Gewerksvereinigung , von der dort die Rede iſt ,
nicht die ganze Gewerkſchaftsvereinigung iſt . ( Große Heiterkeit . )So ſagt die „Frankfurter Zeitung “ ! ( 191. Sitzung vom 22. Januar 1909 S. 6461 . )

Dann wies er noch auf folgendes Kurioſum hin : „ Der Land⸗
kreis Ratibor zählt nach der letzten , alſo geſetzlich hier maßgebenden
Volkszählung 41,49 Prozent Mähren , 47,52 Prozent Polen und nur
9,47 Prozent Deutſche und 0,81 Prozent gemiſchte Bevölkerung . Die
nichtdeutſche Bevölkerung macht alſo in dieſem Kreiſe rund 90 Prozent
aus , die deutſche nur rund — nicht einmal ganz — 10 Prozent .
Trotzdem wird von der dortigen polniſchen Bevölkerung verlangt , daß
ſie ſich in den öffentlichen Verſammlungen der deutſchen Sprache

bedient. Ich nehme an , daß die Behörden ſo kalkulieren . Die nicht⸗
deutſche Bevölkerung — Mähren und Polen zuſammen —bilden
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rund 90 Prozent , die Polen für ſich allein aber nur 47,52 Prozent ,
alſo nicht über 60 Prozent , und deshalb darf nur die deutſche Sprache
gebraucht werden ! Meine Herren , es liegt doch auf der Hand , daß
dieſe Deduktion dem Sinne und dem Wortlaut des Geſetzes direkt

widerſpricht . “
Auch der Abg . Frank ( Ratibor ) , der dieſe Beſchwerde vorbrachte ,

erhielt keine befriedigende Antwort . Abg . Schirmer , der am 23 . Januar
1909 für freiheitliche Auslegung des Vereinsgeſetzes eintrat , meinte :

„ Ich erſuche den Herrn Staatsſekretär des Reichsamts des

Innern , dafür zu ſorgen , daß ſolche Ausführungsbeſtimmungen zum
Reichsvereinsgeſetz , wie ſie die bayriſche Regierung erlaſſen hat , im

ganzen Deutſchen Reich erlaſſen werden . Dann , glaube ich, werden
wir in der Zukunft von derartigen Interpellationen und Beſprechungen
des Vereinsgeſetzes verſchont bleiben . Ich meine , wir ſollten nicht
durch eine ſchikanöſe Anwendung des Vereinsgeſetzes im Innern ſo⸗
zuſagen Verwirrung anrichten . Bei der Schwierigkeit der Stellung
des Reichs nach außen ſollte die Regierung alles vermeiden , was

dazu beiträgt , die große Maſſe des Volkes zu reizen . Speziell die

chriſtlich⸗ſoziale Arbeiterſchaft hat ein Gefühl für die Größe des

Vaterlandes , und dieſes Gefühl ſollte ihr nicht durch eine unangebrachte
innere Politik verekelt werden . “

11 . Im Intereſſe der Preſſe hat das Zentrum den

Antrag eingebracht :

„die verbündeten Regierungen zu erſuchen , noch in dieſer
Seſſion einen Geſetzentwurf über die Abänderung des Preſſe⸗
geſetzes vorzulegen , durch welchen beſtimmt wird , daß mit

der Herausgabe von Zeitungen und Zeitſchriften eine Ver⸗

ſicherung irgend welcher Art nicht verknüpft werden darf . “
(J. Seſſ . 1907/09 Druckſ . Nr . 1093 )

Abg . Giesberts begründete den Antrag eingehend , da dieſer
ſich gegen die Abonnentenverſicherung richte und einem weitgreifenden
Schwindel entgegenwirke . Der Antrag fand gegen die Stimmen der

Liberalen Annahme . Abg . Dr . Marcour ( 3. ) wandte ſich am
19 . Januar 1909 beſonders gegen die mißbräuchliche Anwendung des

§ 18 des Urheberrechtsgeſetzes .
„ Von Jahr zu Jahr , ja , man kann ruhig ſagen , von Tag zu

Tag mehren ſich in der Preſſe nicht nur die Klagen über die Un⸗

klarheit der beſtehenden Geſetzesvorſchriften , ſondern vor allen Dingen
auch über den Mißbrauch , welcher von gewiſſer Seite von manchen
Autoren mit dieſem Paragraphen getrieben wird .

Durch Denunziationen wird die Hilfe des Staatsanwalts wegen

zivilrechtlicher Anſprüche , die ſich auf 1,50 bis 3 Mark belaufen , an⸗
gerufen , ſo daß ſchließlich die Anwalts⸗ und Gerichtskoſten nebſt Bußen
bis 200 Mark und mehr betragen . Es iſt ſo weit gekommen , daß
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jetzt jeder Zeitungsverleger in ſein Budget einen beſonderenPoſten
einſetzen muß , welcher ſich mit dieſen Unkoſten befaßt, mag ſein
Redakteur auch noch ſo vorſichtig und gewiſſenhaft ſein . Ich kenne
eine hieſige Zeitung , welche dieſe Unkoſten , die durch Mißbrauch des
Art . 18 entſtehen , auf mindeſtens 1000 Mark jährlich ſchätzt . Wenn
es ſich dabei noch um wirklich wiſſenſchaftliche Leiſtungen handelte ,
ſo würde darüber noch kein Wort zu verlieren ſein , wenn ich auch der
Anſicht bin , daß die Strafen , welche wegen eines durch Anachtſam⸗
keit erfolgten unberechtigten Nachdrucks einer kleinen Notiz verhängt
werden , zu hoch gegriffen ſind . Aber die Strafe würde dann dochvon Rechts wegen erfolgen und eine Mahnung an den Redakteur ſein,in Zukunft noch etwas vorſichtiger als bisher bei Abdruck von Artikeln
zu ſein . Aber das ſchlimme und bedenkliche iſt , daß nach Lage der
Dinge niemand mit Beſtimmtheit erkennen kann und weiß , welche
literariſchen Erzeugniſſe gegen Nachdruck geſchützt ſind , und welche nicht.
Zwar beſagt § 18 in Abſ . 2, daß der Abdruck von Ausarbeitungen
wiſſenſchaftlichen , techniſchen oder unterhaltenden Inhalts unzuläſſig iſt ,
dagegen in Abſ . 3, daß vermiſchte Nachrichten tatſächlichen Inhalts
oder Tagesneuigkeiten nachgedruckt werden können . Aber das Geſetz
definiert in keiner Weiſe , was es nun eigentlich unter Ausarbeitungen
wiſſenſchaftlichen und unterhaltenden Inhalts einerſeits und unter ver⸗
miſchten Nachrichten tatſächlichen Inhalts und Tagesneuigkeiten anderer⸗
ſeits verſteht . Auch die Begründung des Geſetzes gibt uns keinen
genügenden Aufſchluß . “

Die erſte Leſung der Novelle zum Strafgeſetzbuch fandam 23 . und 24 . April 1909 ſtatt . Abg . Engelen ( 8) ) bedauerte ,
daß nur ein Teilwerk vorgelegt werde und begrüßte aber die Straf⸗
erleichterungen für Hausfriedensbruch , Diebſtahl , ebenſo die Straf⸗
verſchärfungen für Erpreſſung , Mißhandlung . „ Anders aber dürftees ſtehen mit der Einſchränkung der Zuläſſigkeit des Wahrheits⸗beweiſes . Zunächſt entſteht , wenn man die Beſtimmung lieſt , die
Frage , warum denn nur gegenüber „öffentlich “ oder „durch Ver⸗
breitung von Schriften , Abbildungen und Darſtellungen “ begangenenBeleidigungen die Einſchränkung des Wahrheitsbeweiſes eingeführtwird . Warum ſoll denn nicht die privat begangene Beleidigung auchgeeignet ſein , es wünſchenswert zu machen , daß eine ſolche Ein⸗
ſchränkung des Wahrheitsbeweiſes herbeigeführt werde ? Das läßt doch
leicht die Annahme nahetreten , man habe die neue Beſtimmung mit
Beſchränkung auf die Oeffentlichkeit und auf die Verbreitung von
Schriften , Abbildungen und Darſtellungen deshalb allein vorgeſchlagen,weil das geeignet ſein würde , hier und da erwünſcht gefundene Ver⸗
hinderungen herbeizuführen . “

Abg . Faßbender ( Z. ) trat für erhöhten Kindesſchutz ein . —



Bei der Beratung des Etats des Reichsjuſtizamtes führte der Ab⸗

geordnete Dr . Belzer u. a. aus :

„ Es liegt mir nun durchaus fern , bezüglich des Prozeſſes Eulen⸗

burg den Vorwurf der bewußten Rechtsbeugung erheben zu wollen .

Die Integrität unſeres Richterſtandes , unſerer Staatsanwälte ſteht
gerade für mich als Richter unerſchüttert da ; und alle Maßregeln , ſo
befremdlich ſie auch dem, der ferne geſtanden hat , der nicht bei dem

Prozeß beteiligt war , erſchienen ſein mögen , laſſen ſich ja dadurch er⸗

klären , daß man in dieſem hochwichtigen Prozeß , der die ganze Welt

intereſſierte , auf das peinlichſte , auf das ſorgſamſte vorgehen wollte ,
daß man dem Angeklagten , der um ſeine moraliſche Exiſtenz kämpfte ,
alle Verteidigungsmittel laſſen wollte , dem Angeklagten — das will

ich doch erwähnen —, von dem der Herr Oberſtaatsanwalt in dem Vor⸗

prozeß geſagt hat , „ daß er zu den glücklichen und beglückenden Perſönlich⸗
keiten zählte , die man lieben muß , wenn man ſie ſieht “. Was aber

auffällt , was zur Kritik herausfordert , und was die Maſſe des Volkes

tief erregt hat , das iſt der Vergleich mit anderen Prozeſſen , wo es

nicht ſo minutiös , nicht ſo ſorgſam zugeht . ( Lebhafte Zuſtimmung in

der Mitte . ) Wie wäre es denn , wenn bei ähnlich drückendem Beweis⸗

material Tage und Wochen lang unſere Prozeſſe dauern würden ?

Da würden ja unſere Richterkräfte ja gar nicht ausreichen ! Und dann :

wie oft kommen denn Fälle vor , wer nennt mir die Fälle , wo der

Angeklagte zwar weiter verhandeln , wo aber die Anklagebehörde die

Verhandlung ſiſtieren will ? ! Und wie ſchwer iſt es oft für Unter⸗

ſuchungsgefangene , wenn ſie im Krankenhaus ſind , den Beſuch ihrer
Familie zu erhalten ! Wie war es dagegen im vorliegenden Falle ?
Schließlich : wo bleibt denn der Angeklagte , der für das Gefängnis
zu krank iſt , der im Krankenhaus nicht weiter bleiben darf , der aber

kein Schloß und keine Wohnung hat , wohin man ihn bringen ſoll ! ?
Hierfür wird das deutſche Volk eine befriedigende Erklärung
gewiß nicht finden . Aber für uns , für die deutſche Volksvertretung
iſt es Pflicht , hier mit aller Schärfe zu rügen , daß einem Hoch⸗
geſtellten Sorgfalt und Rückſichtnahmen zuteil wurden , die in ſolchem
Maße anderen Sterblichen verſagt bleiben . “ ( 187 . Sitzung vom

18 . Januar 1909 St . B. S . 6340 . )

II . Pflege der Wohlfahrt .

12 . Für Zwecke der Wohnungsfürſorge wurden bisher
in den Etat eingeſtellt :

Für das Rechnungsjahr 191 . . 2000 000 M.

„ die Rechnungsjahre 1902 und 1903 je 4000 000 „

*39 5 1904 bis 1906 „ 5 000 000 „
und für die „ 1907 und 1908 „ 4000 000 „

insgeſamt . 33 000 000 M.



Hinzu treten für 1909 weitere 4 Millionen M. , , ſomit insgeſamt
37 Millionen M.

Das Reich hat 82 verſchiedene gemeinnützige Bauunternehmungen
durch Darlehnsgewährung unterſtützt , und zwar : 78 Genoſſenſchaftenmit beſchränkter Haftpflicht , 2 eingetragene Vereine , 1 Aktiengeſellſchaftund 1 Stiftung . Unter den 78 Baugenoſſenſchaften befinden ſich:36 Beamten- Baugenoſſenſchaften , von denen drei vor 1900 gegründetworden ſind , 3 Genoſſenſchaften , die ausſchließlich oder in der Haupt⸗
ſache aus Angeſtellten der Verwaltung des Kaiſer⸗Wilhelm⸗Kanals
beſtehen und 3 Genoſſenſchaften , die ſich hauptſächlich aus Angeſtelltender Kaiſerlichen Werften zuſammenſetzen .

An Bau⸗ - und Bodenkoſten wurden von den vom Reiche unter⸗
ſtützten gemeinnützigen Bauunternehmungen insgeſamt 114854030 M.
aufgewendet , und zwar : unter 1 Million M. von 51 Darlehens⸗
empfängern , 1 bis 2 Mill . M. von 11 Darlehensempfängern , 2 bis
3 Mill . M. von 7 Darlehensempfängern , 3 bis 4 Mill . M. von2 Darlehensempfängern , 4 bis 5 Mill M. von 1 Darlehensempfänger ,über 5 Mill . M. von 5 Darlehensempfängern , vom Beamten⸗
Wohnungsverein zu Berlin 25,4 Mill . M.

Von den mit Reichsmitteln unterſtützten gemeinnützigen Unter⸗
nehmungen wurden 1619 Wohngebäude mit 7856 Wohnungen er⸗
richtet . Im Bau begriffen ſind 164 Häuſer mit 917 Wohnungen .An gering beſoldete Beamte , Handwerker und Arbeiter in den Be⸗
trieben und Verwaltungen des Reichs wurden insgeſamt 4481 Woh⸗nungen vermietet . Nach den Darlehens⸗ und Erbbauverträgen warenfür Reichsbedienſtete nur 3545 zur Verfügung zu ſtellen . Seit 1909können auch Baugenoſſenſchaften von Angeſtellten der HeeresverwaltungDarlehen für Bauzwecke erhalten .

13 . Der internationale Ausbau des gegenſeitigengewerblichen Rechtsſchutzes ſchreitet voran . Am 77 . November1908 iſt ein ſolches Abkommen mit Oeſterreich⸗Ungarn abgeſchloſſenworden , am 23 . Februar 1909 ein ſolches mit den VereinigtenStaaten von Nordamerika .
Der weitere Ausbau des internationalen Rechtes in der Richtungeiner Beſeitigung oder Erleichterung der Ausführungspflicht fürPatente , Muſter und Modelle entſpricht den Wünſchen der am gewerb⸗lichen Rechtsſchutze beteiligten Kreiſe . Eine ſolche Regelung liegtnamentlich im Intereſſe derjenigen Induſtriezweige, welche auf dieAusfuhr patentierter Erzeugniſſe angewieſen ſind . Die aus ſolchenRückſichten mit der Regierung der Vereinigten Staaten von Amerika

angeknüpften Verhandlungen haben zu dem vorliegenden Abkommenüber den Ausführungszwang geführt . In Artikel 1 iſt der Grundſatzausgeſprochen , daß die Angehörigen des einen Vertragsſtaats in demanderen Vertragsteile keinem weitergehenden Ausführungszwang aus⸗
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geſetzt ſein ſollen , als in dem Heimatſtaate . Aus dieſer Beſtimmung
folgt , daß die amerikaniſchen Staatsbürger , da es in den Vereinigten
Staaten zurzeit einen Ausführungszwang nicht gibt , auch von den in

dieſer Beziehung beſtehenden Vorſchriften des deutſchen Rechtes (ogl .
§ 11 des Patentgeſetzes und § 16 des Muſterſchutzgeſetzes ) befreit
ſind . Sie werden hierdurch den deutſchen Staatsangehörigen gleich⸗
geſtellt , für welche in Anſehung ihrer in den Vereinigten Staaten er⸗
teilten Schutzrechte bisher eine Ausführungspflicht nicht beſteht . Für
den Fall , daß auch die Geſetzgebung der Vereinigten Staaten dazu
übergehen ſollte , die Ausführung der gewerblichen Schutzrechte im
Inlande vorzuſchreiben , wird für beide Teile die wichtige Beſtimmung
in Satz 2 des Artikels 1 zur Geltung kommen , wonach die Aus⸗

führung des Schutzrechts in dem Gebiete des einen Teiles der Aus⸗

führung in dem Gebiete des andern Teiles gleichgeſtellt iſt . Die Be⸗

ſtimmung entſpricht der in unſeren Verträgen mit Italien und mit
der Schweiz getroffenen Vereinbarung .

Die Berner Konvention zum Schutze von Werken der Kunſt
und Literatur (I. Seſſ . 1907/09 Druckſ . Nr . 1324 ) fand im Reichs⸗
tage eine freundliche Aufnahme . Abg . Dr . Pfeiffer ( Zentrum )
wünſchte den Beitritt weiterer Staaten und nahm ſich der Wünſche
des deutſchen Buch - und Kunſthandels an .

„ Es ſcheint mir bedauerlich , daß es nicht gelungen iſt , im Ab⸗

ſatz 4 auch die Erzeugniſſe des Kunſtgewerbes zu ſchützen derart , daß
Werke der bildenden Künſte , wenn ſie an gewerblichen Erzeugniſſen
angebracht ſind , ohne weiteres den Kunſtſchutz genießen ſollen . Das

Deutſche Reich hat dieſe Anregung , die es erfreulicherweiſe gegeben
hat , zugunſten der Bedenken eines vertragſchließenden Staates fallen
laſſen . “

igen 14 . Sin Reichstheatergeſetz forderte eine Reſolution
ber des Abg . Dr . Pfeiffer aus Anlaß der Beratung der Gewerbeordnungs⸗

loſſen novelle vom 4. Dezember 1908 und vom 10 . Februar 1909 . Dabei

ligte führte der Antragſteller u. a. aus :

„ Es iſt Ihnen von dem Herrn Abgeordneten Dr . Mäller
tung ( Meiningen) geſagt worden , daß 50 Prozent der Bühnenangehörigen

fik ein Gehalt von weniger als 1000 Mark haben . Man mußſich das
1 vorſtellen , mit weniger als 1000 Mark im Jahr zu leben , mit ſämt⸗

lichen Verpflichtungen , 5 Prozent an den Agenten zu bezahlen, Koſtüme
und alle Requiſiten zu beſchaffen , die man zum Spielen oder zur

Ausübung des Berufs notwendig hat , ferner die nötigen Reiſen an

den Ort des Engagements zu tun , — und dann werden Sie be⸗

greifen , daß es tatſächlich richtig iſt , wie mir einmal eine Dame ge⸗

ſchrieben hat , daß ſie 11,50 Mark monatlich übrig hätte zur Be⸗
ſtreitung ihrer täglichen Lebensbedürfniſſe . “ Er ſtellte dann eine

Reihe von Forderungen für dieſes Geſetz auf . Die Regierung gab



eine entgegenkommende Antwort . Im Februar 1909 kamen dann
auch Freiſinnige und Konſervative mit einer ſolchen Reſolution. Am
11 . Februar 1909 forderte Abg . Dr . Thaler ein Reichsgeſetz
über den Denkmalſchutz .

„ Kunſtdenkmäler ſind Produkte heimiſcher Denkweiſe und Ge⸗
ſittung , ſie haben ihre wahre Bedeutung nur in Verbindung mit
ihrer heimiſchen Umgebung . Von dieſer werden ſie am beſten ver⸗
ſtanden ; in und mit ihr erſcheinen ſie in ihrem ſchönſten Glanze und
vermitteln das lauterſte Verſtändnis ihres hohen Wertes . Im fremden
Lande wird man ihre Schönheit und ihre oft eigenartigen natur⸗
wüchſigen Formen vielfach nicht verſtehen . “

Abg . Dr . Pfeiffer regte am 11 . Februar 1909 die Bildung
eines Reichszeitungsmuſeums an . „ Eine weitere Sache , von der ich
allerdings in Anbetracht der dringenden Sparſamkeit , die uns überall
empfohlen wird , nicht mit roſigen Hoffnungen ſpreche , iſt die Er⸗
richtung eines Reichskolonialmuſeums . Die Schätze , die in ethno⸗
graphiſcher und volkskundlicher Beziehung in unſeren Kolonien er⸗
worben werden und nach Deutſchland kommen , werden bis jetzt im
Muſeum für Völkerkunde in Berlin aufbewahrt . Aber ich denke, es
wäre wünſchenswert —ſie ſind dort nicht gerade günſtig untergebracht
und verſchwinden unter der Fülle der dort verwahrten Gegenſtände —
ein eigenes Kolonialmuſeum zu errichten . Dieſes Muſeum brauchte
ja nicht gerade in Berlin zu ſtehen , wo die Bodenpreiſe ſehr teuer
ſind , ſondern es könnte in einer anderen deutſchen Stadt errichtet
werden , und wenn die verbündeten Regierungen daran gingen , mit
verſchiedenen Städten zu unterhandeln , bin ich überzeugt , daß geeigneteOfferten einlaufen würden , ſchon deshalb , weil es die Leute reizt,eine von den berühmten Dernburg - Palmen einmal dem Publikum
vorführen zu können . “

III . Auswärtige Politik .

15 . Das deutſch - öſterreichiſche Bündnis hat in den
Balkanwirren die Feuerprobe vor aller Welt beſtanden und ſich als
die ſicherſte Garantie für die Aufrechterhaltung des Weltfriedens be⸗
wieſen . Die Zentrumsredner haben ſtets auf die Notwendigkeit des
treuen Feſthaltens zu Oeſterreich hingewieſen ; ſo am 5. Dezember 1908
der Abg . Speck . :

„ Wir haben auch mit Befriedigung konſtatieren können , daß die
deutſche Regierung endlich mit Entſchiedenheit an die Seite unſeres
treuen Bundesgenoſſen Oeſterreich getreten iſt . Es hatte ja langeZeit den Anſchein, als ob wir dem wackeren Sekundanten von
Algeciras ſeine guten Dienſte mit Undank lohnen wollten , als ob die
Abſtoßungspolitik, von der kürzlich der Herr Abgeordnete Freiherrvon Hertling in dieſem Hauſe ſprach , auch Oeſterreich gegenüber zur
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Geltung gebracht werden ſollte . Ich ſage nicht zuviel , wenigſtens aus
der Stimmung bei uns in Süddeutſchland heraus , wenn ich behaupte ,
daß wirklich wie ein Alpdruck auf dem Volke lag die bange Sorge ,
wie die deutſche Regierung ſich zu Oeſterreich in dieſer ſchwierigen
Situation ſtellen werde . Uund man hat im Süden erleichtert auf⸗
geatmet , als endlich das erlöſende Wort , das allerdings ſehr ſpät ge⸗
kommen iſt und etwas allzulange auf ſich warten ließ , geſprochen
wurde . “ ( 177 . Sitzung vom 5. Dezember 1909 St . B. S . 6009 . )

Reichskanzler Fürſt Bülow wollte dieſen Vorwurf als „ un⸗
begründet “ und „ungerecht “ bezeichnen , worauf ihm am 11 . De⸗

zember 1908 der Abg . Erzberger erwiderte : „ Daß ſowohl die

„Kölniſche Zeitung “ wie die „ Norddeutſche Allgemeine Zeitung “ , die
man beide doch als offiziöſe Blätter betrachtet , in den erſten Tagen
eine auffallend kühle , ja gegen Oeſterreich ſogar etwas feindliche
Haltung eingenommen haben . ( Sehr richtig ! in der Mitte . ) Ich erinnere

daran , daß die „ Norddeutſche Allgemeine Zeitung “ am 8. Oktober
—die Umwälzung in der Türkei war am 5. Oktober — unter der
Rubrik „ Die Stellung Deutſchlands “ einen Artikel der „Kölniſchen
Zeitung “ mit Inhalt abdruckte :

Auch Oeſterreich - Ungarn bricht völkerrechtliche Abmachungen ,
indem es jetzt die Oberhoheit des Sultans wegwiſcht , und

es wird ſeine Sache ſein , die Notwendigkeit des Schrittes
darzutun , der von vielen Seiten heftige Angriffe erfährt .

Auch in den nächſten Tagen hat die offiziöſe „ Norddeutſche Allgemeine
Zeitung “ eine Haltung eingenommen , die mit den Darlegungen des

Herrn Reichskanzlers , die er dieſem hohen Hauſe unterbreitet hat ,
nicht übereinſtimmt . “ ( S. 6163 . )

In der Folgezeit war dann das Verhalten der deutſchen Regierung
gegenüber dem Verbündeten korrekt und hat auch zu dem Erfolge
geführt , den die Zentrumsredner ſchon im Dezember 1908 voraus⸗

ſagten . So konnte denn Freiherr von Hertling am 29 . Mai 1909

ausführen : „ Wir ſind allerdings der Meinung , daß es richtig war ,

feſt und treu zu Oeſterreich - Ungarn als unſeren erſten und beſten
Verbündeten zu ſtehen . Es kommt hier nicht darauf an , den Vertrag ,
den wir mit Oeſterreich geſchloſſen haben , auf ſeine Paragraphen zu

prüfen , es kommt nicht auf die juriſtiſche Interpretation an . Es mag

ſein , daß dieſe Haltung der deutſchen Regierung über das hinaus⸗
gegangen iſt , was wir vertragsmäßig hätten leiſten müſſen. Aber,
meine Herren , unſer eigenes politiſches Anſehen war im Spiel . Es

galt nicht nur den Dank für Algeciras abzuſtatten , ſondern es galt
unſer eigenes vitales Intereſſe zu wahren . Wer die ausländiſche
Preſſe verfolgt hat , mußte ſich doch ſagen , daß jenes Stürmen gegen
Oeſterreich im Grunde nicht ſo ſehr gegen Oeſterreich - Ungarn gerichtet
war , ſondern daß man auf Oeſterreich⸗Ungarn ſchlug und das Deutſche
Reich meinte . “
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In derſelben Sitzung hat der Reichskanzler auch den akten⸗
mäßigen Nachweis geführt , daß er von Anfang an auf der Seite

Oeſterreichs geſtanden habe . Die rollenwidrigen Seitenſprünge der

offiziöſen Preſſe ſind dann um ſo auffallender . Die Politik des

Reiches gegenüber Oeſterreich entſprach in allen Teilen den Wünſchen
des Zentrums .

16 . Die deutſch - franzöſiſche Annäherung wurde am

11 . Dezember 1908 von dem Abg . Erzberger als ein wichtiges Glied

unſerer Auslandspolitik bezeichnet . „ In Frankreich wünſcht man nach
einer Reihe von Symptomen , die in dieſem Sommer zu verzeichnen
waren —ich will ſie nicht alle hier vorführen — zu einem beſſeren
Verhältnis zu Deutſchland zu kommen . Da glaube ich, daß ruhig der

erſte Schritt von ſeiten des Deutſchen Reichs geſchehen könnte , um

dieſe Strömung in Frankreich zu unterſtützen und zu fördern , ſelbſt⸗
verſtändlich unter Aufrechterhaltung der Beſtimmungen des Frankfurter
Friedens — darüber brauche ich keine Worte zu verlieren , das iſt
für jeden Deutſchen ſelbſtverſtändlich —; aber dieſe Strömung und

Bewegung , die in weiten franzöſiſchen Volkskreiſen , auch in maß⸗
gebenden Kreiſen in Frankreich ſich vorfindet , erfährt immer wieder
eine Störung und eine unliebſame Unterbrechung durch den Zickzack⸗
kurs , den unſere offizielle Politik gegenüber Frankreich einhält .

Ich bekenne offen , daß die Beſſerung unſerer Beziehungen zu
Frankreich , die ich für viel wichtiger halte als alles Nachlaufen und
alle Anbiederei gegenüber England , notwendig iſt . Wenn Deutſchland ,
Oeſterreich und Frankreich , dieſe drei Mächte , in gutem Einvernehmen
zueinander ſtehen , dann iſt das die beſte Bürgſchaft für die Erhaltung
des Weltfriedens , dann kann England , ſelbſt wenn es wollte , nicht
einen Krieg provozieren . “

Redner bedauerte dann beſonders die deutſche Zirkularnote über
die Anerkennung Mulay Hafids im September 1908 und die Caſa⸗
blanca⸗Affäre . Letztere wurde bekanntlich an das Haager Schieds⸗
gericht verwieſen , das dann Deutſchland in der Sache und Frankreich
in der Form unrecht gab. Die Verhältniſſe zwiſchen beiden Staaten
beſſerten ſich rühmlicherweiſe immer mehr , ſo daß Freiherr von Hertling
am 29 . März 1909 erklären konnte : „ Wir geben uns der Hoffnung
hin , daß die Verſtändigung über dieſen einen Punkt dazu führen
werde , zwiſchen den beiden großen Ländern Deutſchland und Frank⸗
reich ein Verhältnis freundſchaftlicher Beziehungen zu erhalten und zu
befeſtigen . ( Bravo ! ) Wenn etwas unſere Freude dabei ſtören könnte ,
ſo iſt es allein der Gedanke , daß vielleicht das , was jetzt durch dieſes
Abkommen erreicht worden iſt , ſchon vor einigen Jahren hätte erreicht
werden können . ( Sehr richtig ! ) Ich habe die Empfindung — und ich
weiß , daß ſie von anderen geteilt wird — daß man ſchon damals
nach dem Sturze Delcaſſés , als die franzöſiſche Politik unter Rouvier



in ruhigere Bahnen einlenkte , zu einem ähnlichen Abkommen, einer
ähnlichen Verſtändigung hätte gelangen können . “ ( S. 7864. )

Die Vorteile dieſer Annäherung ſind aller Welt bei der Be⸗
handlung der Balkanfragen kund geworden .

17 . Das Flottenabkommen mit England hat im
März 1909 in der Budgetkommiſſion und im Reichstag eine große
Rolle geſpielt , da im engliſchen Unterhauſe die Frage ſo dargeſtellt
wurde , als habe Deutſchland eine Verſtändigung von ſich gewieſen .
Reichskanzler Fürſt Bülow erklärte hierüber am 29 . März 1909 :
„ Wie im Auftrag des Reichskanzlers in der Kommiſſionsſitzung vom
23 . März erklärt worden iſt , ſind über die Frage einer deutſch⸗eng⸗
liſchen Verſtändigung , über Umfang und Koſten der Flottenprogramme
zwiſchen maßgebenden engliſchen und deutſchen Perſönlichkeiten zwar
unverbindliche Geſpräche geführt worden , niemals aber iſt ein eng⸗
liſcher Vorſchlag gemacht worden , der als Baſis für amtliche Ver⸗
handlungen hätte dienen können . Die verbündeten Regierungen denken
nicht daran , mit dem Bau der deutſchen Flotte in Wettbewerb zu der
britiſchen Seemacht zu treten . Durch zahlreiche Erklärungen im Deutſchen
Reichstag und durch den Inhalt des Flottengeſetzes ſelbſt iſt das un⸗
verrückbare Ziel der deutſchen Flottenpolitik dahin feſtgelegt worden ,
daß wir unſere Flottenrüſtung lediglich zum Schutze unſerer Küſten
und unſeres Handels ſchaffen wollen . Es iſt auch eine unanfechtbare
Tatſache , daß das Programm unſeres Flottenbaus in voller Oeffen⸗
heit daliegt , daß wir nichts zu verheimlichen , nichts zu verſtecken haben ,
und daß nicht beabſichtigt iſt , die Durchführung des Bauprogramms
über die geſetzlichen Friſten hinaus zu beſchleunigen . Alle dem ent⸗
gegenſtehenden Gerüchte ſind falſch . Wir werden früheſtens im Herbſt
des Jahres 1912 , wie geſetzlich beſtimmt , 13 neue große Schiffe ,
darunter drei Panzerkreuzer , verwendungsbereit haben . — Admiral
von Tirpitz wird Ihnen darüber noch eine genauere Erklärung ab⸗
geben . Die allgemeine Stellung der verbündeten Regierungen zur
Abrüſtungsidee wird von den Geſichtspunkten beſtimmt , die der Reichs⸗
kanzler am 30 . April 1907 , vor dem Zuſammentreten der letzten
Haager Konferenz , und am 10 . Dezember 1908 im Reichstage dar⸗
gelegt hat . Es iſt ſeitdem keine Formel bekannt geworden , die der
großen Verſchiedenheit der geographiſchen , wirtſchaftlichen , militäriſchen
und politiſchen Lage der verſchiedenen Völker gerecht würde und eine
geeignete Verhandlungsbaſis böte . Solange aber die brauchbare
Grundlage fehlt , muß die Kaiſerliche Regierung an der Anſicht feſt⸗
halten , daß Verhandlungen über Einſchränkung des Flottenbaus keinen
wirklichen Erfolg verſprechen , gleichviel ob dieſe Verhandlungen nun
zwiſchen zwei oder zwiſchen mehr Mächten geführt werden . Die ver⸗
bündeten Regierungen nehmen für ſich in Anſpruch , daß ihr Stand⸗
punkt in der vorliegenden Frage von Motiven des Friedens und der



Humanität beſtimmt wird und völlig in Uebereinſtimmung iſt mit der

friedlichen , Jahrzehnte hindurch bewährten Richtung der geſamten
deutſchen Politik . Wenn wir daher in der Zurückhaltung verharren,
ſo liegt darin nichts Auffälliges oder Unfreundliches für eine andere

Macht , zumal da wir dabei nur von dem ſelbſtverſtändlichen Recht
Gebrauch machen , über innere deutſche Verhältniſſe mit dem Ausland
nicht zu diskutieren . Die Kaiſerliche Regierung wird es auch weiter⸗

hin als ihre Pflicht betrachten , alle freundſchaftlichen Tendenzen
zwiſchen Deutſchland und Großbritannien zu fördern und auf ein

Verhältnis zwiſchen beiden Völkern hinzuarbeiten ,das einem Argwohn
keinen Raum läßt . “ ( 236 . Sitzung vom 29. März 1909 S . 7832 . )

Abg . Freiherr von Hertling hatte ſchon zuvor den Standpunkt
des Zentrums dahin gekennzeichnet :

„ Nun iſt die Frage ja jetzt konkret für uns ſo : iſt es möglich , mit England
zu einem Abkommen zu gelangen , das uns bezüglich der Flottenausgaben eine
Mäßigung erlauben könnte ? Meine Herren , hier iſt zunächſt zu ſagen , daß dieſe
Frage nicht den Anfang , ſondern das Ende einer Verſtändigung mit England
bilden könnte . Zunächſt müßte eine Verſtändigung mit England vorangegangen
ſein, ich denke dabei an wirtſchaftliche , ich denke an kolonialpolitiſche Fragen .
Wenn eine ſolche Verſtändigung , die wir nur wünſchen können , vorangegangen
wäre , dann könnte man ſpäterhin auch fragen , ob vielleicht beide Staaten ihre
Flottenausgaben in entſprechendem Maße verringern könnten . Zurzeit aber , meine
Herren , war zweifellos die Antwort der deutſchen Regierung , von der wir nun
Kenntnis erhalten haben , durchaus korrekt . Wir bauen die Flotte nach Maßgabe
unſerer eigenen Bedürfniſſe . Wir haben das Flottengeſetz , und das Flottengeſetz
wird ausgeführt werden . Es iſt bekannt , daß meine Freunde ganz weſentlich zu
dem Erlaß des Flottengeſetzes ſeinerzeit mitgewirkt haben , und die ſpäteren Ab⸗
ſtimmungen haben gezeigt , daß wir nach wie vor auf dem Programm ſtehen .

Ich glaube , meine Herren , daß zurzeit über dieſe Frage kaum etwas anderes
geſagt werden kann als der allgemeine Wunſch einer Verſtändigung , aber zu gleicher
Zeit auch die beſtimmte Erklärung , daß wir unſer Flottengeſetz ſelbſtverſtändlich
ausbauen . Es iſt doch noch niemals der Weg der Verſtändigung zwiſchen zwei
Rivalen auf irgend einem Gebiete damit eröffnet worden , daß der eine dem
anderen geſagt hätte : wir wollen Freundſchaft ſchließen , alſo lege du deine beſten
Waffen und Werkzeuge einmal nieder ! “

( 236. Sitzung vom 29. März 1909 S. 7802 . )

Tatſächlich hat ſich die Anbahnung zum Flottenabkommen in der
Weiſe vollzogen, daß England von uns forderte , wir ſollten unſer
1908 beſchloſſenes Flottengeſetz nicht einhalten , ſondern vermindern ;
England ſelbſt aber wollte keinerlei Bindung oder Verpflichtung ein⸗
gehen . Da konnte die deutſche Antwort nur in ablehnendem Sinne
erfolgen .

IV . Kolonialpolitik .
18 . Der Jolonialetat ſchließt für das Jahr 1909 in Aus⸗

gabe und Einnahme in Höhe von 98 938 530 Mark ab und zwar
im ordentlichen Etat mit 68 623 530 Mark , im außerordentlichen Etat
mit 30 315 000 Mark . Die außerordentlichen Ausgaben werden in
Höhe von 26 644930 Mark im Wege des Kredites flüſſig gemacht .
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Gegenüber der Vorlage ſind die Ausgaben um 168 979 Mark herab⸗
geſetzt worden . Mit Ausnahme von Südweſtafrika , Neu⸗Guinea

und Kiautſchou kommen jetzt ſämtliche Kolonien für alle Verwaltungs⸗
ausgaben ſelbſtändig auf ; die Militärausgaben werden als Reichs⸗
zuſchuß bezahlt . Der Reichszuſchuß beläuft ſich in den einzelnen
Kolonien auf :

3578 804 M. für Oſtafrika ,
2267107 FLKaterun

57 77 Togo ,
17124914 „ Südweſtafrika ,

916060 „ „ Neu⸗Guinea ,
— „ „ KKarolineninſeln ,
— „ „ Safnog ; ,

8545005 „ „ Kiautſchou ,
630 000 das oſtaſiatiſche Marinedetachement ,

alſo insgeſamt auf 33 061890 Mark . Von Südoeſtafrika konnten

am Reichszuſchuß 1 470 424 Mark abgeſetzt werden infolge der Ein⸗

nahme aus der Diamantengewinnung . In Oſtafrika iſt das Ver⸗

mögen und Einkommen der „ Kommunen “ der Etatsbewilligung unter⸗

ſtellt worden . —Am 29 . April 1909 wurde ein neues Schutzgebiets —
etatsgeſetz vorgelegt . Abg . Erzberger empfahl in der erſten Leſung
am 17 . Mai 1909 , daß Beſtimmungen über ſchnellere Rechnungs⸗
legung getroffen und daß das Enteignungsverfahren beim Bahnbau
geſetzlich geregelt werde .

19 . Die Grundſätze der neuen Kolonialpolitik ,
die im allgemeinen den Forderungen des Zentrums entſprechen , wurden

im letzten Winter nur noch von den Abgg . v. Liebert und Arendt

angegriffen . Der Abg . Schwarze ( Lippſtadt ) erklärte am 26 . Februar
1909 : „ Ich gebe dem Herrn Kollegen v. Liebert vollſtändig recht,
daß wir den Schwarzen nicht ſchwächlich behandeln ſollen , aber wir

ſollen ihn gerecht behandeln , und das iſt früher nicht geſchehen . Das

weiß Herr v. Liebert ſelbſt , und wenn ich auf den letzten Vorfall in

dieſer Beziehung zurückgreifen darf , wo ein deutſcher Beamter , der

hinter einem Neger herſchoß , den Tod eines anderen deutſchen Be⸗

amten veranlaßt hat , ſo wird Herr v. Liebert , wenn er die Konſequenz
aus ſeinen früheren Erfahrungen zieht , zugeben , daß der Neger ſtellen⸗
weiſe nicht ſo behandelt wird , wie er als Menſch behandelt werden

ſollte . Streng ſoll er behandelt werden , aber gerecht , und die Maß —
nahmen , die jetzt getroffen ſind , führen nur dazu , den Neger gerecht

zu behandeln , und ſie waren notwendig . “
Abg . Erzberger konnte auf den Ruͤckzug der Gegner ſeit der letzten

Debatte hinweiſen und erklären : „ Und dieſes Jahr ? Ich ſagte ſchon, mit

gedämpftem Trommelklang iſt Herr v. Liebert vorgegangen . Nur der

Herr Abgeordnete Dr . Arendt hat ſich noch den Anſchein gegeben , als



ſchmettere er eine Fanfare . Aber was war ſeine geſtrige Rede ? Doch nichts
anderes als das Klagelied des trauernden Jeremias auf den Trümmern
ſeiner früheren Kolonialpolitik . ( Große Heiterkeit . ) Die vorjährige
Debatte und die diesjährige Debatte ſtehen in einem großen Gegenſatz,
indem die Feinde und Gegner der neuen Kolonialpolitik auf ein ver⸗
ſchwindend kleines Häuflein zuſammengeſchmolzen ſind , und indem für
die Grundſätze der neuen Kolonialpolitik eine große Mehrheit in
dieſem hohen Hauſe vorhanden iſt . “ ( 215 . Sitzung vom 27 . Februar
1909 S . 7220 . ) Nur der Gouverneur von Oſtafrika , Frhr . von
Rechenberg , muß ſich ſtete Angriffe wegen ſeiner negererhaltenden
Politik gefallen laſſen ; aber es ſind ſehr trübe Quellen , aus denen
die Anklagen fließen . „ Ich glaube alſo , nachdem die Vorwürfe vom
vorigen Jahre ſich als unzutreffend erwieſen haben , nachdem die
Herren , die die alte Kolonialpolitik noch weiter verteidigen , in dieſem
Jahre gar nichts angeben konnten , was zu einer Aenderung der oſt⸗
afrikaniſchen Politik Anlaß geben könnte , ſo kann doch nur der eine
Wunſch noch beſtehen , daß die bisherige negererhaltende und neger⸗
erziehende Politik in Oſtafrika beizubehalten iſt . “

20 . Freiheit und Unterſtützung der miſſionen
haben die Abgg . Schwarze ( Lippſtadt ) und Erzberger gefordert ; erſterer
wandte ſich beſonders gegen die ſcharfe Zollordnung in Neu⸗Guinea ,
weiche den Miſſionen ſo hohe Laſten auferlegt . Abg . Erzberger machte auf
das Vordringen der mohammedaniſchen Bewegung an den oſtafrikani⸗
ſchen Seen aufmerkſam ; dann trug er einige Wünſche der Miſſionen vor .

„ Es iſt in erſter Linie der Wunſch , daß chriſtliche Unterbeamten angeſtellt
werden . ( Sehr richtig ! in der Mitte . ) Wir haben eine Reihe von Eingeborenen ,die entweder die Regierungsſchulen oder die Miſſionsſchulen beſucht haben ; da iſtes doch angezeigt , daß eine Regierung wie die deutſche , die Regierung eines chriſt⸗lichen Volkes , auch draußen chriſtliche Bewerber bevorzugt .Von gleich hoher Bedeutung wäre es, wenn ein Einfluß der Regierung beider Wahl der Akiden , der Stammeshäuptlinge , ſtets zugunſten der chriſtlichenKandidaten erfolgte . Es gibt eine Reihe von Ortſchaften im Innern Afrikas , beidenen ſich ein mohammedaniſcher und ein chriſtlicher oder heidniſcher Bewerber
gegenüberſtehen . Da halte ich es für die ſelbſtverſtändliche Pflicht der Regierung ,daß ſie in allen dieſen Fällen unbedingt auf ſeiten des chriſtlichen Kandidaten
tritt , wenn ſeine Perſon irgendwie die Gewähr bietet , daß er in der Verwaltunggleich tüchtig iſt wie der konkurrierende Mohammedaner .

Ich möchte weiter wünſchen , daß die Regierung eine moraliſche Einwirkungauf die Häuptlinge ſelbſt ausübt , um ſie mindeſtens zu bewegen , daß ſie An⸗
ordnungen geben , daß die heranwachſende Jugend Miſſionsſchulen beſuchen möge ;ich wünſche , daß ſie den Häuptlingen zu erkennen gibt , welchen Wert man in
Deutſchland darauf legt , chriſtliche Häuptlinge in Oſtafrika zu haben . So hat die
Regierung nach dem übereinſtimmenden Urteile der Miſſionen beider Konfeſſionen
ein ungemein großes Machtmittel , ein moraliſches Machtmittel in der Hand . Esfällt uns nicht ein, zu fordern , einen Druck auf die Leute auszuüben ; es fällt unsnicht ein, Oſtafrika mit dem Schwerte zum Chriſtentum bekehren zu wollen , wohlaber durch moraliſche Machtmittel , durch Vorſtellungen dadurch, daß man den
Leuten zu erkennen gibt , daß die großen Fortſchritte , die Deutſchland erreicht hat ,erreicht worden ſind durch das Chriſtentum und im Chriſtentum . ( Beifall in der Mitte . )
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Ich fordere nicht eine direkte materielle Unterſtützung unſerer Miſſionen , ich
verlange ſie ſchon deshalb nicht , weil eine ſolche Unterſtützung ja eine Abrechnung
und Kontrolle nötig hätte , welche unſere Miſſionare weit mehr beläſtigen , um

mich milde auszudrücken , als ſie materiellen Vorteil davon haben . “

( 215. Sitzung vom 27. Februar 1909 S. 7224 . )

Die freiſinnigen Abgeordneten Storz und Goller waren es , die

bei verſchiedenen Anläſſen immer gegen die Miſſionen auftraten .

21 . Die neue Landesverfaſſung für Südweſtafrika
wurde am 2. März 1909 eingehend vom Abg . Erzberger beſprochen
und dabei eine Reihe von Wünſchen auf eine freiheitliche Aus⸗

geſtaltung vorgetragen .

„ Der ganzen Verordnung liegt eine Dreiteilung zugrunde : erſtens
die Gemeinde , zweitens der Bezirksverband und drittens der Landes⸗

rat oder das ſüdweſtafrikaniſche Parlament . Den Gemeinden iſt ein

großes Maß von Aufgaben zugewieſen worden ; ich nenne als ſolche
nur den Straßenbau , die Errichtung von Waſſerverſorgungsanſtalten ,
Straßenbeleuchtung , Einrichtungen im Intereſſe des Marktweſens ,
das Feuerlöſchweſen , die öffentliche Geſundheitspflege , die Armen⸗

fürſorge , Begräbnisweſen , Förderung der allgemeinen Wohlfahrt ,
dann beſonders das Gemeindeſchulweſen und die Polizeiverwaltung .
Die Kommunen haben nur eine Vertretung , nicht die Zweiteilung ,
wie ſie in Deutſchland vielfach üblich iſt , zwiſchen Stadtverordneten

und Magiſtrat . Es iſt nur eine Körperſchaft da . Das Wahlrecht
iſt wirklich freiheitlich geregelt . Im allgemeinen iſt es den Kommunen

ſelbſt überlaſſen , wie ſie ſich einrichten wollen ; aber gewiſſe Grenz⸗
vorſchriften ſind gegeben . Wir finden ſowohl das gleiche wie das

allgemeine und das unmittelbare Wahlrecht . Wenn das geheime
Wahlrecht nicht gegeben worden iſt , ſo iſt ausdrücklich in der Kommiſſion
erklärt worden , daß die Leute in Südweſtafrika es ſelbſt nicht ge⸗

wünſcht hätten , und daß andererſeits keiner einzigen Gemeinde Schwierig⸗
keiten bereitet werden würden , wenn ſie ſich das geheime Wahlrecht
geben wollte .

Für beſonders glücklich halte ich die Vorſchrift , daß die Kommunal⸗

vertreter ſich zur Hälfte aus der ſogenannten allgemeinen politiſchen
Wahl rekrutieren , und daß die andere Hälfte aus berufsſtändiſchen
Vertretern zuſammengeſetzt iſt .

Als zweites Glied der Selbſtverwaltung ſoll über den Gemeinden

der Bezirksverband geſchaffen werden . Das begrüße ich ganz be⸗

ſonders ; denn man darf die Bezirksverbände wohl als das kolonial⸗

politiſche Programm des früheren Gouverneurs v. Leutwein be⸗

zeichnen , der in ſeinem bekannten Werk ſich ſehr warm dafür aus⸗

geſprochen hat . Dieſe Bezirksverbände ſollen ſich zuſammenſetzen aus

den Gemeindeverbänden und denjenigen Perſonen , die außerhalb der

Gemeindeverbände in dem Bezirk wohnen . Es ſind den Bezirks⸗



verbänden im allgemeinen die Aufgaben zugewieſen worden , welche
ſchon die Gemeinden beſitzen , welche aber die Gemeinden , vielleicht
aus Mangel an Mitteln , nicht durchweg ausführen können . Es wird

nötig ſein , auch dieſe Bezirksverbände materiell auszuſtatten und auch
ihnen beſtimmte Einnahmequellen zu überweiſen .

Die dritte Organiſation der Selbſtverwaltung in Südweſtafrika
iſt der Landesrat . Dieſer darf wohl ohne weiteres bezeichnet werden
als das ſüdweſtafrikaniſche Parlament , wenn er auch nicht die Be⸗

fugniſſe hat , die ein Parlament bei uns in der Heimat beſitzt . Er

ſetzt ſich zur Hälfte aus gewählten Mitgliedern zuſammen , und zwar
Mitgliedern , die durch den Bezirksverband gewählt werden ; die andere
Hälfte wird durch den Gouverneur ernannt . Das Zweikammerſyſtem
iſt für Südweſtafrika nicht gewählt worden . Man hat den Teil des
Parlaments , auf den die Regierung einen Einfluß hat — bei uns
das Herrenhaus —, dort vereinigt mit den Abgeordneten , die aus
der Wahl hervorgehen . Es hat der Gouverneur einen ſehr großen
Einfluß auf die Zuſammenſetzung des Parlaments , indem die Hälfte
der Mitglieder des Landesrats von ihm ernannt werden . Daher
geſtatte ich mir, einen Wunſch vorzutragen . Ich halte es für ge⸗
boten , daß unter den vom Gouverneur ernannten Mitgliedern des
Landesrats ſich die Vertreter der Kirche befinden , und zwar von
beiden Konfeſſionen in gleicher Weiſe berückſichtigt . Damit haben
wir gleichzeitig und indirekt wieder eine Vertretung der Eingeborenen
ſelbſt. Dann denke ich mir , daß der Gouverneur dazu ſonſtige tüchtige
Männer ernennt , die vielleicht durch den Bezirksrat nicht gewählt
worden ſind , daß er den einen oder anderen Eingeborenenkommiſſar
in den Landesrat berufen möge . Es wird aber nicht gut ſein , wenn
die vom Gouverneur ernannten Mitglieder hauptſächlich Beamte ſind .

Ich glaube, je weniger Kolonialbeamte im Landesrat ſitzen , um ſo
beſſer wird es um die zukünftige Eutwicklung des Landes ſein . Wohl
iſt der Landesrat nur beratendes Organ , er hat aber das Recht der
Initiative und das Recht , Anträge beim Gouverneur zu ſtellen . “

Im Anſchluß an den Etat fand folgende Reſolution des
Zentrums Annahme :

„ den Herrn Reichskanzler zu erſu en, Anordnungen zu treffen ,
durch welche hhiſn Wede 5 f

1. daß alle auf Grund des § 15 des Schutzgebietsgeſetzes
erlaſſenen Verordnungen der Koenr 10 113
Gouverneure der einzelnen Schutzgebiete dem Reichstage zur Kenntnis⸗
nahme vorgelegt werden ; 2. die Art der Veröffentlichung dieſer Ver⸗
ordnungen zur Erlangung der Rechtsgültigkeit . “

( . Seſſ . 1907/09 Druckſ . Nr . 1094 . )
22 . Der Etat für Kiautſchou und das oſtaſiati cheMarinedetachment ſind nun vereinigt , und damit iſt 1
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Zentrum im Vorjahre geäußerten Wunſche Rechnung getragen worden .
Statt der bisherigen 730 Köpfe ſind jetzt nur noch 138 Köpfe in

Peking als Geſandtſchaftswache , und dieſe unterſtehen der Marine⸗

verwaltung , ſo daß jetzt keine doppelte Verwaltung mehr erforderlich
iſt . Die Ausgaben betragen pro Jahr immerhin noch 630 000 M.

Abg . Nacken führte am 27 . Mai 1909 über Kiautſchou aus :

„ 123 Millionen Mark hat uns bisher dieſe Muſterkolonie ge⸗
koſtet ; das iſt doch wahrlich kein Pappenſtiel , und hierin ſind nicht
einmal die Koſten für die Poſt oder die Ausgaben für die Penſionen
enthalten . Die Ausgaben für die Penſionen laſſen ſich auch gar
nicht berechnen . Dagegen kann man aber behaupten , daß das Poſt⸗
weſen für dieſes Schutzgebiet jährlich mehr als 350 000 M. koſtet .
Allein die Dampferſubvention koſtet ja jährlich 328 000 M. Die

Poſteinnahmen haben im Jahre 1907 77 000 M. betragen ; das

haben allein mit 78 000 M. die Beamten gekoſtet . Und nun wird

von vertrauenswürdiger Seite berichtet , daß die Miete für die Poſt⸗
räume uns jährlich ſogar 32 000 M. koſtet ( hört ! hört ! in der Mitte ) ,
daß ein Vertrag vorliegt , wonach dieſe Summe noch auf 20 Jahre
zu zahlen iſt ! Dabei ſoll dieſes Poſtgebäude , das ganze Haus über⸗

haupt , dem betreffenden Eigentümer nur 200 000 M. gekoſtet haben !
( Hört ! hört ! in der Mitte . ) Die paar Beamten in Kiautſchou haben
doch glänzende und billige Poſtverbindungen via Sibirien . Meine

Herren , das alles macht alſo praeter propter 360 000 M. jährlich
für Poſtweſen aus ; alſo in zehn Jahren ſind hierfür 3½ Millionen

ausgegeben ! Da darf man wohl die Frage aufwerfen : wäre auf
dieſem Gebiete denn nichts zu ſparen ? “

Dann forderte er bei einer Reihe von Ausgabetiteln erhöhte
Sparſamkeit .

23 . Die Poſtdampferſubventionsvorlage nach Neu⸗

Guinea wurde dem Reichstage wiederum vorgelegt , mit einer Mehr⸗
ausgabe von 270 000 M.

Die Vorlage bezweckte den Schiffsverkehr in ſeinem jetzigen Um⸗

fange für den Reſt der Dauer des Hauptſubventionsvertrags , d. i.

bis zum 1. Oktober 1914 , zu gewährleiſten und weiter für die gleiche
Zeit den Betrieb der wieder aufzunehmenden Linie Singapore —Neu⸗

Guinea zu ſichern . Es beſtehen dann für den erwähnten Zeitraum
folgende Schiffsverbindungen :

1. die ſogenannte Auſtral⸗Hongkong⸗ - Linie mit vierwöchentlichem
Dienſte zwiſchen Sydney , Simpſonhafen ( Bismarckarchipel ) ,
Friedrich⸗Wilhelmshafen ( Kaiſer - Wilhelmsland ) , Jap ( Weſt⸗
karolinen ) , Manila , Hongkong ( und Japan ) ;

2. die Linie Neu⸗Guinea —Singapore mit achtwöchentlichem Ver⸗

kehre zwiſchen Simpſonhafen ( Bismarckarchipel ) , Finſchhafen ,
Erima⸗Stephansort , Friedrich⸗Wilhelmshafen , Berlinhafen⸗Eitape



( Kaiſer⸗Wilhelmsland ) und Banda , Amboina , Makaſſar , Soera⸗

baja , Samarang , Batavia und Singapore ;
3. ein regelmäßiger dreimonatlicher Inſeldienſt zwiſchen Simpſon⸗

hafen und allen wichtigeren Plätzen des Bismarckarchipels .
Der Lloyd erklärte auf das beſtimmteſte , daß er die erſte Linie

eingehen laſſen werde , falls nicht die Subventionsſumme erhöht
würde . Abg . Erzberger erklärte am 15 . Februar 1909 die Zu⸗
ſtimmung des Zentrums .

„ Die Vorlage der verbündeten Regierungen iſt uns unterbreitet

worden , ohne jede Deckung zu enthalten . In der Kommiſſion haben
wir von Anfang an betont , daß wir die Nützlichkeit , ja ſogar die

Notwendigkeit der beſſeren Verbindung dieſes Schutzgebiets mit dem

Heimatlande nicht in Abrede ſtellen wollen , daß wir aber daran feſt⸗
halten müſſen , daß von den Mehrausgaben von 270 000 M. im

Jahre mindeſtens die Hälfte , 140 000 M. , durch das Schutzgebiet
ſelbſt aufgebracht werden müßten . Der Kommiſſion iſt es gelungen ,
am Etat für Neu⸗Guinea und die Karolinen einen Abſtrich in Höhe
von 140 —150 000 M. zu machen . Damit iſt unſere Vorausſetzung
erfüllt , und ſo ſind wir nun in der Lage , für die Vorlage ſelbſt zu
ſtimmen . Ich wünſche nur , daß dieſe Verbindung für das Heimatland
wie für die Kolonien von erheblichem Nutzen ſein möge . “

24 . Der Rechnungslegung für die Nolonialetats
hat der Reichstag dieſen Winter beſondere Aufmerkſamkeit gewidmet
und dabei eine Reihe von Fortſchritten erzielt . Am 24 . Februar 1909
konnte endlich die Rechnung für 1896 gelegt werden . Dabei mußte
der Abg . Erzberger ( 24. Februar 1909 ) konſtatieren :

„ Wir müſſen alſo hier auf eine genauere Darlegung achten ; denn
hier haben wir einen Fall , daß 55 000 M. , die für zwei Bauten

vorgeſehen waren , nicht mehr da ſind , daß aber die zwei Bauten auch
nicht da ſind . ( Hört ! hörtl ) Da hat man zunächſt geſagt : die
Kommunen wollen die zwei Bauten ausführen . Die Kommunen
haben ſie aber auch nicht gebaut . Darüber iſt auch keine Klarheit
vorhanden . Wir wiſſen nur das eine : es iſt kein Geld mehr da.

Alles andere wiſſen wir nicht. Ich habe dieſen Fall , den der

Rechnungshof beſonders moniert , herausgegriffen , um an einem
kraſſen Beiſpiel zu zeigen , wie da draußen mit unſeren Geldern um⸗
gegangen wird . “

Der Vertreter der Kolonialberwaltung mußte dies zugeben.
Noch unangenehmere Dinge aber ſtellten ſich bei der Rechnung für
1900 heraus . Abgeordneter Erzberger ſtellte am 12 . November 1908
darüber feſt :

„ Aber im Etat für Oſtafrika kommt es noch ſchöner . In Ziffer 6 iſt vom
Rechnungshof wieder eine Rüge ausgeſprochen worden , und zwar in folgenderWeiſe: daß im Etat für Deutſch - ⸗Oſtafrika 8683 Mark und dann 10 822 Nupien
zu Vorarbeiten für die oſtafrikaniſche Zentralbahn verwendet worden ſind . Nun U
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kommt das Muſterbeiſpiel , wie das Budgetrecht in den Kolonien gehandhabt wird .
Der Rechnungshof ſchreibt :

Da im Etat für 1900 Mittel zu dieſen Eiſenbahnvorarbeiten zwar an⸗
gefordert , nicht aber bewilligt worden ſind , ſo waren dieſe Ausgaben
außeretatsmäßig zu verrechnen geweſen .

Ich will es etwas anders ſagen ! Die Regierung fordert von uns eine
Poſition für irgend einen Zweck. Bundesrat , Reichstag lehnen ſie ab ; der Bundes⸗
rat ſtimmt dem abgeänderten Geſetzentwurf zu, und der Herr Gouverneur pfeift
auf alles , was hier Bundesrat und Reichstag beſchließen . ( Hört ! hört ! in der
Mitte und bei den Sozialdemokraten . ) Das iſt nun nicht , was man gerne
„Küſtenklatſch “ nennt , ſondern das ſtellt die offizielle Rüge der Behörde feſt , die
die Kontrolle hat , der Rechnungshof in Potsdam draußen . Da ſage ich: wenn
ſich nicht der Reichstag entſchieden auf ſeiten des Rechnungshofes , der hier unſere ,
des Reichstags , Rechte vertritt , ſtellt , dann ſchädigen wir auch die Berufsfreudig⸗
keit der Beamten im Rechnungshofe ( ſehr richtig ! in der Mitte und bei den Sozial⸗
demokraten ) , um ein geſtern hier geſprochenes Wort zu wiederholen .

Es kommt noch weiter . Anter Ziffer 8 iſt gerügt , daß der Voranſchlag für
Bauten , der rund 202 000 M. ausmacht , um die Summe von rund 400 600 M.
überſchritten worden iſt : alſo eine Etatsüberſchreitung um 200 Prozent ; und zwar
ſind dieſe Gelder ausgegeben worden für Bauten , die, wie es heißt , „ weder ver —
anſchlagt noch bewilligt waren “ . ( Hört ! hört ! links . ) Wir bewilligen 200000 M. ,
und 600 000 M. rund werden ausgegeben . “

( 160. Sitzung vom 12. November 1908 S. 5443 . )

Abg . von Liebert (er iſt der Gouverneur , der ſo vom Rechnungs⸗
hof gekennzeichnet wurde ) ſpielte in dieſer Verhandlung keine gute
Rolle ; er kam mit lauter nichtsſagenden Ausreden : ſein Nachfolger
habe dies Geld ausgegeben , ein Subalternbeamter habe es verſchuldet ,
er habe es auf Anweiſung von Berlin getan uſw. , ſo daß der Ab—⸗

geordnete Erzberger bemerkte :

„ Ich möchte Herrn v. Liebert einmal fragen : wer hat denn die vom Reichs⸗
tage abgelehnten Gelder für die oſtafrikaniſche Zentralbahn trotzdem ausgegeben ?
Das iſt nicht der Nachfolger des Herrn v. Liebert , den wir nun auch in Schutz
nehmen müſſen , als ob er der Sündenbock ſei ; denn darauf kommt es ja nach den
Ausführungen des Herrn v. Liebert heraus , als ſei es der Graf Götzen geweſen ,
der die Sache pekziert habe . Mir iſt mitgeteilt worden , daß es der Herr von
Liebert geweſen ſei, der trotz der Ablehnung der Summe im Etat die Gelder
ausgegeben habe . ( Hört ! hört ! bei den Sozialdemokraten und in der Mitte. )
Wenn er ſich dazu äußern will , iſt es ſeine Sache ; ich kann ihn ſelbſtverſtändlich
nicht dazu nötigen oder irgendwie auffordern . Aber wenn der Herr Freiherr
von Gamp ſich hier ſo hinſtellt und die großen Verdienſte des Herrn von Liebert
um die Kolonie hervorhebt , ſo reizt er natürlich alle andern , die gegenteiliger An⸗
ſicht ſind , auch die Kehrſeite der Medaille zu betrachten . ( Sehr wahr ! in der
Mitte . ) Alſo ich möchte bitten , daß Herr von Liebert ſich bei ſeinem Fraktions⸗
genoſſen Herrn von Gamp dafür bedankt , was Herr von Gamp an dieſer Stelle
angerichtet hat .

Mir iſt das Allerintereſſanteſte aber das pſychologiſche Moment in der kurzen
Erwiderung des Herrn von Liebert . Er ſagt : ich bin nicht verantwortlich , ein
Rechnungsbeamter iſt draußen geweſen , ein Subalternbeamter , der hat es geſagt.
Guruf des Abg . von Liebert : Ein höherer Beamter ! ) — Oder ein höherer
Beamter ! Nun , es kann auch ein Rat geweſen ſein, das iſt ganz egal . — Das
iſt ja das Elend , in dem wir ſtecken : der Reichskanzler will nicht verantwortlich
ſein und ſchickt einen Geheimrat in die Wüſte ; der Gouverneur macht es nach und
ſchickt ſchließlich einen . Subalternbeamten in die Wüſte . Wer iſt denn noch ver⸗
antwortlich für dieſe Taten ? Das wäre eine Frage , die gerade angeſichts der



60

neuen Ausgaben ſehr eingehend geprüft werden ſollte . ( Zuruf rechts : Der Reichs⸗
kanzler hat die Verantwortung übernommen ! ) — Der Reichskanzler hat die Ver⸗
antwortung übernommen , und andern Tags jagt er den Geheimrat fort ; das iſt
auch eine ſchöne Manier , wie man die Verantwortung übernimmt ! “ ( Sehr richtig !
bei den Sozialdemokraten und in der Mitte . )

( 160. Sitzung vom 12. November 1908 S. 5451 . )

Dieſe Rechnung hat der Reichstag noch nicht endgültig geprüft ;
die Rechnungskommiſſion muß für volle Klarheit ſorgen . — Bei der

Beratung der Ueberſichten der Einnahme und Ausgabe für 1901

ſtellte die Rechnungskommiſſion den Antrag :
Die in der Ueberſicht der nnahmen und Ausgaben des Oſtafrikaniſchen
und Südweſtafrikaniſchen Schutzgebiets für das Jahr 1901 nach⸗
gewieſenen Etatsüberſchreitungen und außeretatsmäßigen Ausgaben unter
Beanſtandung der Poſten bei Titel 9 der einmaligen Ausgaben in der
Ueberſicht für das Südweſtafrikaniſche Schutzgebiet von
a) 192 800 M. für den Bau eines Hellings nebſt anſchließender Ufer⸗

mauer ,
b) 127 400 M. für die Herſtellung eines Molenquerarms
zu genehmigen , vorbehaltlich der bei der Rechnungsprüfung ſich weiter
ergebenden Erinnerungen .

Am 18 . Mai 1909 wurde über den Antrag beraten und der⸗
ſelbe einſtimmig angenommen , da dieſe Ausgaben ohne Zuſtimmung
des Reichskolonialamts auf eigene Verantwortung des betr . Beamten

gemacht wurden , ja , nachdem derſelbe ſogar verwarnt worden war .
So mußte ſelbſt der nationalliberale Abg . Dr . Görcke ausführen :

„ Nun hatte der Bauleiter des Hafenbaues in Swakopmund im Jahre 1900
angefangen , für dieſen „Pionier “ eine Helling zu bauen und dieſe im April 1902
vollendet , ohne daß der Reichstag Mittel dafür bewilligt hatte . ( Hört ! hört ! in
der Mitte . ) Warum hat der Reichstag keine Mittel bewilligt ? Weil ſie nicht
beantragt worden waren . Warum waren ſie nicht beantragt ? Weil nach der
Ausſage der Kolonialverwaltung im Vericht die Kolonialverwaltung davon über⸗
haupt nichts gewußt hat , daß die Helling gebaut wurde . ( Hört ! hört ! in der
Mitte . ) Schließlich iſt es hier zur Kenntnis gekommen , und die Kolonialverwaltung
hat Schritte ergriffen , die darin beſtanden , daß ſie den Leiter wegen ſeiner Eigen⸗
mächtigkeit zur Rede geſtellt und ihm angedroht hat , wenn er wiederum Bauten
ohne etatsrechtliche Genehmigung vornehme , ſo werde er zum Erſatz herangezogen
werden. Was paſſiert nun ? Dieſer ſelbe Mann , der im April 1902 die erwähnte
Mitteilung bekommt , macht in demſelben Jahre im Herbſt genau dieſelbe Geſchichte
noch einmal . ( Lebhafte Rufe : Hört ! hort ! ) Da muß ich doch ſagen : das iſt
von der Verwaltung ein Vorgehen , von dem ich nicht weiß , wie ich es bezeichnen
ſoll . ( Sehr gut ! ) Nachdem das erſte geſchehen war , ſagt die Verwaltung nicht
etwa: Gouverneur , bitte , ſchlag ein Auge dahin ! — ſondern ſie läßt den Mann
ruhig weiterarbeiten . Und nun baut er einen Querarm an der Mole , der wiederum
begonnen wird, ohne daß man hier in Berlin etwas davon weiß . Man erfährt
allerdings ſpäter davon und will dann im Reichstag Mittel dafür anfordern ; als

55 198 8 geſetzgebenden Körperſchaften vorlegen will , ſtellteraus : der Querarm iſt bereits fertig . ( Hört! hört!) Charakteriſtiſch iſt der
Satz , der hier im Bericht ſeht. Wörth Sharägkei

Bevor jedoch der Etat den geſetzgebenden Körperſchaften vorgelegt war ,
meldete ein Bericht aus Swakopmund , eine mündliche Mitteilung des
inzwiſchen hier eingetroffenen Gouverneurs beſtätigend , daß der Quer⸗
arm bereits ausgeführt ſei . “ ( Zuruf : Unerhört !).

( 260. Sitzung vom 18. Mai 1909 S. 8547 . )
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Mehr Elück hatte das Reichskolonialamt am 30 . Januar 1909 ,
als es ſich um die nachträgliche Genehmigung von 20 Mill . Mark

für Vorarbeiten der Eiſenbahn Windhuk - Rehoboth handelte . Abg .
Erzberger legte dar , wie 1905 dieſe Forderung einmütig abgelehnt
worden ſei ; ſo habe Abg . Dr . Beumer in der Sitzung der Budget⸗
kommiſſion vom 18 . Januar 1905 ausdrücklich ausgeführt , „ daß die

verfaſſungsmäßigen Rechte des Reichstags ſo ſchwer verletzt ſeien , daß
er unter keinen Umſtänden für eine Indemnität ſtimmen könne und

auch die Poſition ſelbſt verwerfen müſſe “ . Ebenſo der Abgeordnete
Prinz von Arenberg . Einmütig iſt deshalb nicht nur die Poſition
abgelehnt , ſondern auch die Indemnität verweigert worden .

Was hat ſich geändert ſeit der Erklärung ? Tatſächlich gar

nichts , denn die ſtaats⸗ und budgetrechtliche Frage iſt heute am

30 . Januar 1909 ganz dieſelbe wie am 18 . Januar 1905 . Damals

lag das Geſuch um Indemnität vor . Dies hat die Kommiſſion ab⸗

gelehnt , und zwar ſo ſchroff , daß die verbündeten Regierungen dann

am 30 . Januar 1905 hier im Plenum dieſen Teil der Vorlage ohne
weiteres zurückgezogen haben , weil ſie in der Denkſchrift erklären : bei

der vollſtändigen Ausſichtsloſigkeit , daß die Forderung um Indemnität

bewilligt würde — beides ſteht in der Vorlage darin — wollen wir

keine Debatte in dieſem hohen Hauſe haben und ziehen deshalb die

ganze Forderung zurück . “
Der Redner beantragte Zurückverweiſung an die Kommiſſion

zur ſchriftlichen Berichterſtatuung ; aber der Block lehnte den Antrag
ab und genehmigte die Summen , die er 1905 verweigert hatte . —

Die Ueberſicht der Einnahme und Ausgabe für Kiautſchou ( 1906 )
beſprach der Abg . Erzberger am 24 . Februar 1909 und ſtellte dabei

folgendes feſt :
„ Weiter aber — und das iſt noch überraſchender — heißt es

in Tit . 4 „ Mehrausgabe für Regulierung der Wildbäche und Auf⸗
forſtung “: 80 000 M. genehmigt , 122 000 M. ausgegeben . Eine

Etatsüberſchreitung von 51 oder 52 Prozent ! Und womit gerecht⸗
fertigt ? Die Mehrausgabe iſt verurſacht durch die in Ausführung
der Aufforſtung geſchaffenen örtlichen Anlagen beim Wohngebäude des

Gouverneurs .

Nun iſt mir von hochſtehender , abſolut einwandfreier Seite mit⸗

geteilt worden , daß dieſe ganzen 42 000 M. Mehrausgaben darauf
zurückzuführen ſind , daß ein recht koſtſpieliger Park um das Wohn⸗
gebäude des Gouverneurs herum errichtet worden ſei. ( Hört ! hört !
in der Mitte und bei den Sozialdemokraten . ) Es wäre ſehr inter⸗

eſſant , auch von amtlicher Seite zu erfahren , ob das zutreffend iſt .
Nach den Erläuterungen muß ich das annehmen ; denn es heißt aus⸗

drücklich : „ zur Anforſtung der Anlagen beim Gouvernementswohn⸗
gebäude “ . Ob wir in Kiautſchou ſolche Summen ausgeben wollen ,
um einen Park um das Haus des Gouverneurs anzulegen , das muß



doch mindeſtens in der Kommiſſion vorher ſehr eingehend geprüft
werden . In unſerer traurigen Finanzlage haben wir gar keine Ver⸗

anlaſſung , dafür ſolche hohen Ausgaben — denn das ſind ſie — zu
bewilligen . “ ( 212 . Sitzung vom 24 . Februar 1909 S . 7130 . )

Die Verwaltung mußte durch Schweigen zugeſtehen , daß dieſe
Verwendung der Gelder vorkam .

V. heer und marine .

25 . Militäriſche Reorganiſationsfragen behandelte der
Abg . Häusler , bayeriſcher General a. D, am 16 . März 1909 , indem
er zunächſt die Unüberſichtlichkeit des Militäretats kritiſierte .

„ Zur Vereinfachung der Dienſtgeſchäfte und zur Verminderung des Beamten⸗
heeres haben wir in der Kommiſſion nachſtehende Reſolutionen eingebracht , deren
Annahme ich Ihnen hiermit empfehle :

den Herrn Reichskanzler zu erſuchen ,
1. in Erwägungen einzutreten über eine anderweitige Regelung der Natural⸗

kontrolle
—es bezweckt dies vor allem eine Vereinfachung der Dienſtgeſchäfte im Kriegs⸗
miniſterium ſelbſt —;

2. in Erwägungen einzutreten über Aufhebung der Gouvernements⸗ und
Kommandanturgerichte — behufs Verminderung der richterlichen Beamten ;3. in Erwägungen einzutreten behufs Verbilligung der Intendanturgeſchäfte :über Verminderung der Zahl der höheren Beamten und über Ueber⸗
tragung von Arbeiten an die Bureaubeamten zweiter Klaſſe .Es iſt erforderlich , daß die Berufsſicherheit unſerer Offiziere auf eine feſtere

Grundlage geſtellt werde , als es derzeit der Fall iſt , und daß im Intereſſe der
Staatsfinanzen auch eine gewiſſe Einſchränkung in der Penſionierung noch dienſt⸗
fähiger Offiziere Platz greife . ( Sehr wahr ! in der Mitte . )

Die erſte Forderung , die ich in dieſer Richtung erhebe , iſt die Beſeitigungder geheimen Qualifikation . Jedes geheime Qualifikationsſyſtem erzieht natur⸗
gemäß zur Kriecherei und zum Strebertum von unten ( ſehr wahr ! in der Mitte )und begünſtigt die Befriedigung der perſönlichen Eigenliebe und Leidenſchaftlichkeit
und das Protektionsweſen von oben . . . Was ſich ſofort ausrotten ließe, wäredie Verabreichung wertvoller Geſchenke an ausſcheidende Vorgeſetzte , die über das
Maß kameradſchaftlicher Verpflichtung hinausgehende Repräſentation der Offtziereunter ſich, insbeſondere auch Vorgeſetzten gegenüber , von der man ja ſogar abund zu die Aeußerung hört , eine ſolche Repräͤſentation ſei notwendig , um Karriere
zu machen . ( Hört! hört ! in der Mitte . ) Dieſer Luxus iſt aber nicht nur fürden einzelnen ſchädlich , er hat auch auf die Staatsfinanzen eine Rückwirkunginſofern , als dadurch in militäriſchen Kreiſen die Anſchauung großgezogen wurde ,daß das Geld keine Rolle ſpiele , und daß auch perſönlicheBezüge angefordertund gezahlt worden ſind , für deren Höhe weder ein dienſtliches Bedürfnis nochein militäriſcher Zweck geltend gemacht werden kann , wie insbeſondere der großeAufwand für Dienſtwohnungen , die koloſſal hohen Mietsentſchädigungen füreinzelne Generäle , einzelne Zulagen , die hohen Tagegelder und Neiſekoſten fürzum Teil unnötige Dienſtreiſen , und dergleichen Dinge mehr .

Wenn ich nun zu einigen beſonderen Anliegen in bezug auf die Mannſchaftübergehe , ſo möchte ich in erſter Linie meiner Befriedigung darüber Ausdruck
geben, daß die landwirtſchaftlichen Vorträge für Soldaten nunmehr über die ganzeArmee ſich erſtrecken . “ ( 225. Sitzung vom 16. März 1909 S. 7507 . )

Dann trat er wie ſchon ein Jahr zuvor für die Durchführungder zweijährigen Dienſtzeit bei den reitenden Truppen ein und forderte



mehr Aufmerkſamkeit für die militäriſche Jugenderziehung . Der

Kriegsminiſter ſprach ſich gegen die offenen Qualifikationsberichte aus ,
da dann doch immer geheime daneben gehen würden . — Abg . Erz⸗
berger tadelte , daß in gewiſſen Regimentern ſo wenig bürgerliche
Offiziere ſich befinden . „ Nehmen Sie nur das Gardekorps ! Da

findet man in der ganzen Gardeinfanterie gar keinen Bürgerlichen ,
in der ganzen Gardekavallerie — in der letzten Rangliſte vom Mai
1908 —einen einzigen Bürgerlichen . AUnd wer iſt es ? Dieſen
mußte man bis aus Rumänien herholen , um ihn aufzunehmen ; es
iſt Herr Carp aus Bukareſt . ( Hört ! hört ! ) In der Gardefeldartillerie
iſt ein einziger Bürgerlicher . Bei der Gardefußartillerie — es

iſt auffallend : wenn die Truppen kommen , die weniger nach außen
glänzen und ſchillern , da nimmt auf einmal auch in der Garde das

bürgerliche Element zu — acht Adlige und 36 Bürgerliche . Bei den

Gardepionieren finden Sie ſchon fünf Adlige und 19 Bürgerliche .
Beim Gardetrainbataillon iſt kein einziger Adliger , aber 16 Bürger⸗
liche. ( Hört ! hört ! ) Die Maſchinengewehrabteilung ſcheint wieder
etwas höher zu ſtehen ; dort finden wir wieder keinen Bürgerlichen ,
ſondern nur Adlige . “

Der Kriegsminiſter erklärte zwar , daß ein Unterſchied zwiſchen
Adligen und Bürgerlichen im Heere nicht gemacht würde .

26 . Der Aggregiertenfonds ſtand auch dieſes Jahr wieder

zur Debatte ; bei den Etatsberatungen wurden 100 000 M. gekürzt ;
um die Frage aber einmal endgültig zu klären , brachten die Abgg .
von Elern und Erzberger einen Antrag ein , der dieſen Fonds auf
50 000 M. herabſetzt und die auf dieſen Fonds laufenden Offiziere
etatiſiert .

Der Bedarf für die Mobilmachung iſt ein beſonders großer an

Führern von Reſervebataillonen der Infanterie ſowie von Munitions⸗

kolonnen und Reſerveabteilungen der Feldartillerie . Er würde wenigſtens
zu einem Teile gedeckt ſein , wenn man auf je zwei der 166 Infanterie⸗
regimenter eine Stelle für Führer von Reſervebataillonen und für
die Feldartillerie eines jeden der 17 Armeekorps eine Stelle für
Führer von Reſerveabteilungen ſchon im Frieden ſchüfe ; das wären

insgeſamt 100 Stellen . Da im Jahre 1908 aus Kap . 21 Tit . 5

dauernd 85 Hauptleute 1. Klaſſe für dieſe Zwecke beſoldet worden

ſind , ſo handelt es ſich um ein Mehr von nur 15 Stellen . Der

Zweckbeſtimmung nach müßten es ſämtlich Stellen für Stabsoffiziere
ſein . Aus Erſparnisrückſichten wird indeſſen die Hälfte ( 50 ) der

Stellen nur für Hauptleute , die andere Hälfte für Stabsoffiziere an⸗

geſetzt . Dies erfordert einen Koſtenaufwand von 614 . 600 M. , alſo
rund nur 55 000 M. mehr , als zur Verfügung ſtehen . Ein Betrag
von mindeſtens gleicher Höhe hätte eingeſtellt werden müſſen , wenn

man die bisher aus Kap . 21 Tit . 5 beſoldeten Offiziere nach den
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neuen Gehalts - und Wohnungsgeldzuſchußſätzen hätte abfinden wollen .

Es wird alſo mit dieſem Antrag ohne irgendwie in Betracht kommende

Mehrforderungen lediglich unter Wiedereinſetzung der bei den Etats⸗

beratungen abgeſetzten 130 000 M. erreicht :
1. eine erhebliche Verbeſſerung der Stellenbeſetzung im Mobil⸗

machungsfalle ;
2. eine Verbeſſerung der Beförderungsverhältniſſe im Offizier⸗

korps ;
3. eine im Intereſſe der Wahrung des Budgetrechts des Reichs⸗

tags erwünſchte Klarſtellung der Verhältniſſe des Kap . 21 Tit . 5.

Gleichzeitig beantragten dieſelben Abgeordneten eine etatsrechtliche
Klarſtellung der Adjutanturoffiziere .

Bisher waren für höhere Kommandobehörden 294 Adpjutanten⸗
ſtellen bei Kap . 24 Tit . 1 angeſetzt und zwar 86 als Hauptleute
und Rittmeiſter , 208 als Oberleutnants . Es können jedoch zu Ad⸗

jutanten bei Generalkommandos , Diviſionen und ähnlichen höheren
Kommandobehörden in der Regel nur ſolche Hauptleute ernannt

werden , die ſich vorher als Brigadeadjutanten oder in ähnlichen
Stellen und dann mehrere Jahre im Truppendienſte als Kompagnie⸗
uſw . Chefs bewährt haben ; ſie ſind alſo bei ihrer Wiederverwendung
in der höheren Adjutantur in den allermeiſten Fällen im Dienſtalter
ſoweit vorgeſchritten , daß es notwendig wird , ſie in den neuen Stellen
die Stabsoffiziergebührniſſe erreichen zu laſſen , denn ein häufiger
Wechſel in dieſen Stellen iſt aus dienſtlichen Gründen nicht zuläſſig .
Ebenſo können nach Art und Umfang der Dienſtgeſchäfte zu Brigade⸗
adjutanten in der Regel nur ältere Oberleutnants ernannt werden ,
die entweder in anderen ( Regiments⸗ ) Adjutantenſtellen ſich bereits

bewährt haben oder infolge Beſuchs der Kriegsakademie oder auf
Grund einer Dienſtleiſtung beim großen Generalſtabe die Ausſicht
bieten, eine Brigadeadjutantenſtelle mit Erfolg zu verſehen . Da auch

hier ein zu häufiger Wechſel in der Stellenbeſetzung gegen das dienſt⸗
liche Intereſſe iſt , ſo muß die Möglichkeit beſtehen , dieſen Adjutanten
in ihren Stellen die Hauptmannsgebührniſſe zu bewilligen . Dieſem
Bedürfnis trug zwar die Dispoſitivermächtigung bei Kap . 24 Tit . 1

betreffend die Adjutanten bei höheren Kommandobehörden Rechnung ,
indem die höheren Gehälter über den Etat gewährt , die Mehrkoſten
aber bei der Erſparnisberechnung zurückgerechnet wurden . Immerhin
waren die Etatsverhältniſſe dieſer Stellen nicht durchſichtig . Es er⸗

ſcheint daher empfehlenswerter , die Stellen dem Bedürfnis entſprechend
im Etat auch auszuwerfen . Der Antrag ſchlägt das entſprechend dem

jetzigen Stande der Verteilung auf die einzelnen Dienſtgrade vor ,
wie ſolcher ſeit Jahren etwa der gleiche geweſen iſt .

Mehrausgaben entſtehen nicht ; der Reichstag aber hat es in der
Hand , nun nachzuprüfen , wie die Adjutanturoffiziere befördert werden .
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27 . Ueber die Gewährung von Beihilfen an Nriegs⸗
teilnehmer hat die Budgetkommiſſion einen Geſetzentwurf aus⸗

gearbeitet , über den der Abg . Erzberger Bericht erſtattete . (I. Seſſ .
1907/09 . Druckſ . Nr . 1413 . ) Der Entwurf lautet :

§ 1. Perſonen des Unteroffizier - und Mannſchaftsſtandes des Heeres und
der Marine , welche an dem Feldzuge von 1870/71 oder an den von deutſchen
Staaten vor 1870 geführten Kriegen oder an den gemäß den Penſionsvorſchriften
als Kriege anzuſehenden militäriſchen Unternehmungen ehrenvollen Anteil genommen
haben , erhalten nach Maßgabe der folgenden Beſtimmungen Beihilfen , wenn ſie
ſich aus einer nicht nur vorübergehenden Urſache in unterſtützungsbedürftiger Lage
befinden , oder wenn ſie das ſechzigſte Lebensjahr vollendet haben und über ein
Einkommen von weniger als 600 M. verfügen . Dem eigenen Einkommen werden
die Zuwendungen von Dritten nur inſoweit zugerechnet , als ſie auf rechtlicher
Verpflichtung beruhen .

§ 2. Von den Beihilfen ausgeſchloſſen ſind : a) Perſonen , welche aus
Reichsmitteln geſetzliche Invalidenpenſionen oder entſprechende ſonſtige Zuwendungen
aus Reichsmitteln beziehen ; b) Perſonen , welche nach ihrer Lebensführung der
beabſichtigten Fürſorge als unwürdig anzuſehen ſind . Das politiſche Verhalten
eines Kriegsteilnehmers hat bei der Prüfung der Würdigkeit außer Betracht zu
bleiben ; c) Perſonen , welche ſich nicht im Beſitze des deutſchen Indigenats befinden .

§ 3 . Die Beihilfen betragen jährlich 120 M. und werden monatlich im
voraus gezahlt . Die Zahlung der Beihilfen beginnt mit dem Erſten des Monats ,
in welchem ſie zuerkannt werden . Die Beihilfen ſind der Pfändung nicht unter⸗
worfen .

§ 4. Die Zahlung der Beihilfe iſt einzuſtellen , ſobald eine der Voraus⸗
ſetzungen fortgefallen iſt , unter denen die Bewilligung ſtattgefunden hat ( § 8 1 u. 2) .

§ 5 . Hinterläßt ein Beihilfenempfänger eine Witwe oder eheliche oder
legitimierte Abkömmlinge , ſo wird für die auf den Sterbemonat folgenden drei
Monate die Beihilfe weiter gezahlt . Die Zahlung erfolgt im voraus in einer
Summe . Iſt eine Witwe vorhanden , ſo erfolgt die Zahlung an dieſe .

§ 6. Die Zuerkennung der Beihilfen erfolgt durch die Landesregierungen ,
denen die dazu erforderlichen Mittel vom Reiche zur geſetzmäßigen Verwendung
überwieſen werden . Die Bewilligung der Beihilfen erfolgt unter Ausſchluß des

Rechtsweges auf dem Verwaltungswege .
§ 7. Die Beſtimmungen der § S 1 bis 6 finden Anwendung auch auf

Reichsangehörige , die den Krieg von 1870/71 im franzöſiſchen Heere oder die

Feldzüge von 1848 bis 1850 und von 1864 im däniſchen Heere mitgemacht haben ,
ſoweit ſie nicht von einem andern Staate Kriegsteilnehmerbeihilfen beziehen .

§ 8. An Stelle des § 10 des Kriegsinvalidengeſetzes vom 31. Mai 1901
( Reichsgeſetzblatt S. 193 ) tritt folgende Vorſchrift : Ganzinvaliden , deren jähr⸗
liches Geſamteinkommen 720 M. nicht erreicht , kann vom Erſten des Monats an,
an welchem ſie das 55. Lebensjahr vollenden , eine Zulage ( Alterszulage ) bis zur
Erreichung dieſes Betrages gewährt werden . Die Zulage kann bereits früher
gewährt werden , wenn die völlige Erwerbsunfähigkeit feſtgeſtellt worden iſt .

§ 9. In § 26 Abſ . 1 des Geſetzes über die Verforgung der Unterklaſſen
des Reichsheeres , der Kaiſerlichen Marine und der Kaiſerlichen Schutztruppen vom
31. Mai 1906 ( Reichsgeſetzblatt S. 593 ) werden die Worte „ 600 M. “ durch die
Worte 720 Mt erſetzt .

Das Plenum nahm den Geſetzentwurf einſtimmig an ; aber der

Bundesrat ſetzte das Geſetz nicht in Kraft .

28 . Verminderung der Gontrollverſammlungen
forderte folghender Zentrumsantrag : „ den Herrn Reichskanzler zu er⸗

ſuchen , eine Aenderung der Deutſchen Wehrordnung vom 22 . November

0
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1888 ( § 115 ) in der Weiſe herbeizuführen , daß die Kontrollverſamm⸗
lungen der Perſonen des Beurlaubtenſtandes alljährlich nur einmal
ſtattfinden . “ ( I . Seſſ . 1907/09 Nr . 1064 . ) Der Antrag fand ein⸗
ſtimmige Annahme .

29 . Ueber die Sparſamkeit im Beere und die angeblichen
Abſtriche der Budgetkommiſſion am Heeresetat war im letzten Winter

iel die Rede . Der Abg . Erzberger führte dieſe Behauptungen am
18 . März 1909 auf ihren wahren Wert zurück :

„9,3 Mill . Mark ſind abgeſtrichen worden , ſagt man dem Volke ; und wenn
der Gutgläubige das ohne weiteres hinnimmt , meint er, welche ungeheure Arbeit
die Budgetkommiſſion und der Reichstag da geleiſtet haben . Schon einer der
Herren Vorredner hat geſagt , man müſſe überhaupt erft die Ueberſicht über die
Einnahmen und Ausgaben abwarten . Ganz gewiß . Aber man kann heute ſchon
ſagen , daß von dieſen 9,3 Millionen rund 50 Prozent , nämlich 4,7 Millionen ,
überhaupt keine Erſparniſſe bedeuten , ſondern einfach eine andere Buchung einer
Ausgabe , und zwar eine andere Buchung , die rein kaufmänniſch und vom finanziellen
Standpunkt aus ungeſchickt gewählt worden iſt .

Es bleiben alſo von den 9,3 Millionen nur noch 4,7 Millionen ſogenannte
Erſparniſſe übrig . Davon ſind aber 3,6 Millionen nur deshalb von der Kom⸗
miſſion geſtrichen worden , weil die Materialienpreiſe , die Preiſe für Kohlen ,
Kupfer , Eiſen uſw. zurückgegangen ſind . Dieſe Erſparniſſe würden auch eintreten ,
wenn wir die Abſtriche nicht gemacht hätten .

Was den weiteren Abſtrich von 600 000 M. bei den Reiſekoſten anlangt ,
ſo ſage ich auch da : warten Sie erſt einmal die Beberſicht ab, dann können Sie
darüber urteilen . Was bleibt nun übrig ? Da iſt erſtens einmal die Kürzungdes Aggregiertenfonds um 100 000 M. , zweitens die Aufhebung des reitenden
Feldjägerkorps vom 1. Oktober dieſes Jahres an, und drittens die Kürzung an
dem Bekleidungsfonds , Kap . 25, in Höhe von 400 000 M. Aber das letztereſind keine Kürzungen am bisherigen Etat , ſondern die Regierung hat eine Ver⸗
mehrung der Abfindungsſumme um 1500000 M. verlangt , die Kommiſſion iſt
5 1101 auf die ganze Erhöhung eingegangen , ſondern hat nur 1 100 600 M.
bewilligt .

Nun erleben wir das ſeltſame Schauſpiel , daß , obwohl die Kommiſſion ins⸗
geſamt nur etwas über 600 600 M. abgeſtrichen hat , bereits aus dem hohenHauſe heraus eine Menge Anträge vorliegen , die auch dieſen Abſtrich beſeitigenwollen , ſo daß nur der Abſtrich in Kap . 25 in Höhe von 400 000 M. bei der
Bekleidung übrig bleibt . “

Wie man aber wirklich Erſparniſſe machen kann , hat derſelbe
Abgeordnete am 18 . März 1909 bei der Vergebung der Ausrüſtungs⸗

ſtücke dargelegt .
5 „Dieſe Lieferungen werden jetzt im ſogenannten beſchränkten freien Wett⸗
bewerb an ungefähr 50 Firmen vergeben . Die Beſchaffung geſchieht aber im
ſogenanntenMittelpreisverfahren . Die zugelaſſenen Firmen werden aufgefordert ,ihre Offerten einzureichen . Dann zählt man die Preiſe vom billigſten bis zum
höchſten zuſammen , dividiert die Summe mit der Zahl der Firmen und ſagt ſo:das iſt jetzt der Durchſchnittspreis ; wer unter dem Durchſchnittspreis ſteht , mußnach der billigeren Offerte liefern ; wer über dem Durchſchnittspreis ſteht , wird

gefragt, ob er auch zu dem Durchſchnittspreiſe liefern wolle . „Selbſtverſtändlich “,erklärt der , und dann bekommt er auch ſeine Lieferung . Damit treibt man dochganz ſelbſtverſtändlich die Preiſe in ungemeſſener Weiſe in die Höhe . Wenn ich
den Durchſchnitt der zehn billigeren Summen nehme , ſo würde ein Torniſter17,86 M. zu ſtehen kommen . Die Militärverwaltung zahlt aber tatſächlich infolge
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ihres veralteten Verfahrens 19,99 M. , alſo 2,13 M. mehr für jeden Torniſter .Das macht , auf das ganze Heer berechnet , Hunderttauſende von Mark aus , die
ohne weiteres geſpart werden könnten . Und was iſt der Schlußeffekt dieſer
Vergebungsart ? Die Regimenter müſſen am 1. Oktober bereits ihren Bedarfanmelden für das ganze nächſte Jahr . Sie ſtellen nun in ihrer Bewirtſchaftung
die Preiſe ein, die ihnen das Kriegsminiſterium nach dem Etat überweiſt . 3 . B füs
den Helm iſt im letzten Jahre überwieſen worden der Etatspreis von 8,77 M.
Nach dieſem Verfahren des Kriegsminiſteriums wird aber der Helm zu 9,91 M.
geliefert . Was iſt die Folge davon ? Daß jedes Regiment für jeden Helm
1,14 M. noch daraufzuzahlen hat . Das erfährt das Regiment aber erſt am Ende
des Jahres , und dann hat es ſeine Gelder nahezu ausgegeben und kommt dadurch
direkt in Schulden hinein . Ich weiß von einem Garderegiment , daß dasſelbe
allein durch dieſe Art der Vergebung 2500 M. Schulden gemacht hat . “

( 227. Sitzung vom 18. März 1909 S. 7585 . )

VI . Das Finanzwesen .

30 . Die Geſtaltung des Zauptetats für 1909 . Der
Reichshaushaltsetat für das Rechnungsjahr vom 1. April 1909 bis
31 . März 1910 wurde in Ausgabe und Einnahme auf 2 850 013 863
Mark feſtgeſtellt , und zwar :

im ordentlichen Etat

auf 2 221 703 099 M. an fortdauernden und

auf 393 693 619 M. an einmaligen Ausgaben ſowie
auf 2 615 396 718 M. an Einnahmen ,

im außerordentlichen Etat

auf 234 617 145 M. an Ausgaben und

auf 234 617 145 M. an Einnahmen .
Der Reichskanzler wurde ermächtigt , zur Beſtreitung einmaliger

außerordentlicher Ausgaben die Summe von 202 391629 M. im

Wege des Kredits flüſſig zu machen .
Die Summe der Schatzanweiſungen wurde auf 600 Mill . Mark

—noch nie dageweſen ſeit Beſtehen des Reiches — feſtgeſetzt . Die

Bundesſtaaten haben an ungedeckten Matrikularbeiträgen rund
216 Mill . Mark zu übernehmen . Ein ſolch ſchlechter Etat wurde

noch nie verabſchiedet ſeit Beſtehen des Reiches . Die Geſamtabſtriche
gegenüber der Vorlage betrugen : Bei den fortdauernden Ausgaben
10 920 844 M. , , bei den einmaligen 5 400 981 M. ; an Matrikular⸗

beiträgen konnten 16 226 586 M. abgeſetzt werden . Es wurden ab⸗

geſtrichen : beim Reichstag 252 000 M. , beim Auswärtigen Amte
221 000 M. ( darunter auf Antrag des Abg . Erzberger die ſeltſamen
Weihnachtsgeſchenke an höhere Beamte ) , beim Reichsheer 5730287 M,
bei der Marine 1 106 982 M. , bei der Reichspoſt 5 090 678 M. , beim
Reichskolonialamt 1694 199 M. , bei Kiautſchou und dem oſtaſiatiſchen
Detachement 1 989 483 M. Die Schulden des Reiches wachſen rapid
und betrugen am 1. Oktober 1908 : 4 328 500 000 M. Davon
wurden verwendet für das Reichsheer 1864 Mill , für die Marine
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780 Mill . , für die Reichseiſenbahnen 276 Mill, , für die oſtaſiatiſche
Erpedition 362 Mill . , für Südweſtafrika 380 Mill , für die Reichs⸗
poſt 261 Mill . Von allen dieſen Ausgaben ſind heute nur wenige
Gegenwerte vorhanden ; namentlich ſind die Gelder für das Reichs⸗
heer faſt alle aufgebraucht , ohne daß die Gegenwart Nutzen hat,
geſchweige denn erſt die Zukunft .

31 . Ueber Sparſamkeit im Reichshaushalt iſt in der

letzten Zeit ſo viel geredet worden ; aber es geſchah blutwenig . Abg.
Erzberger führte darüber ſchon am 28 . November 1908 aus :

„ In unſerem Reichshaushalt hat in der Tat eine Verſchwendung von
Staatsgeldern Platz gegriffen . Ich bin ja mit dieſer Behauptung jetzt durch die
Darlegungen des Herrn Reichskanzlers und des Herrn Reichsſchatzſekretärs gedeckt
und hoffe alſo , deshalb keine Angriffe mehr zu erfahren . Die Verſchwendung
fängt an bei Seite 1 des Etats mit dem Etat des Reichskanzlers und hört auf
auf der letzten Seite mit der oſtaſiatiſchen Erxpedition ; es iſt auch nicht ein Kapitel
auszunehmen . . . . Es väre auch intereſſant , zu erfahren , was uns unſere „Re⸗
gierung im Umherziehen “ koſtet an Reiſekoſten , Depeſchenkoſten , Ortszulagen uſw. ;
denn wenn die Beamten ein halbes Jahr in Norderney ſind , müſſen ſie doch be⸗
ſtimmte Zulagen dafür bekommen . Was koſten uns dieſe fortwährenden Reiſen
der verantwortlichen Stellen ?

Das Auswärtige Amt übt dieſelbe Verſchwendung trotz der wiederholten
Kritik in der Budgetkommiſſion . Die rapide Zunahme der Reiſekoſten — ich
greife nur dieſe eine Poſition heraus — wird einem allerdings erklärlich , wenn
man ſieht , wie die Diplomaten durcheinandergewürfelt werden wie die Spreu im
Winde . Wenn ich nur die Wanderungen und Irrfahrten verfolge , die der neue
Geſandte in Rio de Janeiro z. B gemacht hat ! Braſilien , dann nach Tokio ,
von dort nach Athen , dann wieder nach Braſilien zurück. Ich kann mir ungefähr
vorſtellen , was das koſtet . Dann die vielen Urlaube unſerer höheren Beamten .
Ich gönne den Herren ganz gewiß ihre Erholung . Aber wenn ein Botſchafter
einen Sommerpalaſt hat und trotzdem noch vier Monate auf Urlaub geht ,
während die wichtigſten internationalen Verwicklungen entſtehen , wenn Konſtantinopel
und Belgrad zur gleichen Zeit nicht beſetzt ſind , weil der eine Herr zum Jagd⸗
vergnügen iſt und der andere im Arlaub , ſo entſtehen nicht nuͤr politiſche An⸗
annehmlichkeiten , ſondern noch hohe Koſten . Ferner die ungeheure Verſchwendung
von Staatsgeldern in unſeren techniſchen Inſtituten . Ich erinnere an die Unter⸗
ſchleife in Kiel und die Unterſchlagungen in Spandau . Wenn in Kiel ein Waggon
Oel verſchwinden kann , ohne daß ein Menſch das merkt , wenn in Spandau jahre⸗
lang Unterſchleife vorkommen , dann ziehe ich meine Schlüſſe daraus . Da muß
eine Materialverſchwendung herrſchen , die nicht zu verantworten iſt . ( Sehr richtig !

Mitte . ) Wenn hier ſparſamer vorgegangen würde , dann könnten ſolche
ſich nicht jahrelang verbergen laſſen . Solch ein Waggon Oel iſt doch

keine Stecknadel , die auf der Werft verloren gehen kann . Geiterkeit . ) Ich weiß
ja, was man mir antworten wird ; die Militärverwaltung wird ſagen : gebt uns
noch einige Aufſichtsorgane mehr , dann wird ſo etwas nicht mehr vorkommen !

Der Kommiſſionsberichterſtatter für den Militäretat Herr v. Elern hat ja
ſchon auf einen der wundeſten Punkte beim Militäretat hingewieſen , auf die rapide
Zunahme der Reiſekoſten . Vor 14 Jahren waren es zirka fünf Millionen , und
in dieſem Jahre werden ſie ungefähr 18 bis 19 Mill . Mark ausmachen . ( Hört !
hört ! in der Mitte . ) Die Vermehrung des Heeres in den fünf Jahren betrug
7000 Mann im Jahre 1899 und 10 338 im Jahre 1905 bei der großenPräſenz⸗
ziffer von 600 000 Mann Die Zunahme der Reiſekoſten aber iſt 400 Prozent .

Deshalb halte
ich

da daß als Grundſatz bei dieſer Reichsfinanzreform
gelten muß : Sparſamkeit in allen Teilen ohne Rückſicht nach oben , nach unten
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und in der Mitte , und daß der Reichstag es ſich angelegen ſein laſſen muß, dieſe
Sparſamkeit zu beginnen . Wir haben lange genug gewartet und nur Worte vom
Bundesratstiſch aus vernommen ! “

Am 13 . Januar 1909 brachte der Abg . Erzberger und am 5. De⸗

zember 1908 der Abg . Speck die Verſchwendung zur Sprache , die

ohne Genehmigung des Reichstags bei der Ausſtattung der Dienſt⸗
wohnungen der Staatsſekretäre getrieben wurde :

„ Beim Auswärtigen Amt finden wir zweimal , einmal außeretatsmäßig und
dann überetatsmäßig , Ausgaben für Unterhaltung der Villa des Staatsſekretärs
des Auswärtigen Amts . Obwobl im Etat ſelbſt ſchon eine erkleckliche Summe —

rund 20000 M. —für Unterhaltung des Dienſtgebäudes ausgeſetzt iſt , finden
wir , daß aus Anlaß des Einzugs des Staatsſekretärs von Tſchirſchly nochmals
extra 17000 M. ausgegeben wurden , aus Anlaß des Einzugs des Staatsſekretärs
v. Schoen nochmals 19000 — neben den nahezu 20 000 M,, welche bereits durch
den Etat ausgegeben wurden ! Ich muß ſagen : das zeugt doch nicht von Sparſam⸗
keit an den maßgebenden Stellen . ( Sehr richtig ! in der Mitte ) Man mag über

Sparſamkeit ſo viel reden wie man will — wenn die Staatsſekretäre nicht ſelbſt
mit gutem Beiſpiel vorangehen , wird es in den unteren Kreiſen nicht wirken .

Sehr richtig ! )
Noch mehr aber bin ich überraſcht von einer außeretatsmäßigen Ausgabe

im Reichsamt des Innern . Sie beträgt 130000 M. für Inſtandſetzung der

Wohnung des neuen Herrn Staatsſekretärs v. Bethmann⸗Hollweg . ( Hört ! hört ! )

Ich bin feſt überzeugt : wenn der Bundesrat , bevor er dieſe Ausgabe bewilligte,
mit einem Nachtragsetat an das hohe Haus hätte herantreten können — wir

waren ja vertagt — und 130 000 M. verlangt hätte , um die Dienſtwohnung —

nicht : das übrige Dienſtgebäude —, nur die Wohnung reparieren und neu

möblieren zu können , ſo hätte ſich hier im Reichstag niemand gefunden , der dafür
130 000 M. bewilligt hätte . ( Sehr richtig ! ) Für 130 000 M. baut man ſelbſt
in Berlin ſchon eine wunderhübſche Villa nagelnen mitſamt Einrichtung ! Für
eine Wohnung 130 000 M. Ausgabe — da ſcheint mir doch der Geiſt der

Sparſamkeit bisher nicht gewirkt zu haben ! 5
Auch ſonſt — ich bleibe auf dieſem Gebiet — zeigt ſich eine ähnliche Er⸗

ſcheinung . Beim Dispoſitionsfonds des Herrn Reichskanzlers , aus dem wir auch
die Marinereiſe im vorigen Jahre nach Kiel haben machen können in Höhe von

6000 M. , finden wir , daß für ein einziges Dienſtzimmer des Staatsſekretärs des

Reichskolonialamts die Summe von 5650 M. ausgegeben worden iſt , und zwar
aus dem Anlaß , weil der Herr Kolonialdirektor zum Staatsſekretär avanciert

worden iſt . “ ( 183. Sitzung vom 13. Januar 1909 S. 6225 . )

Um dem Reichstage eine ſchärfere Kontrolle der Ausgaben zu

ermöglichen , brachte der Abg . Erzberger den Antrag ein : „ den Herrn
Reichskanzler zu erſuchen , herbeizuführen , daß 1. den Beratungen der

Rechnungskommiſſion ein Mitglied des Rechnungshofs beiwohnt ,
2. der Budgetkommiſſion und Rechnungskommiſſion die Erinnerungen
des Rechnungshofs , ſoweit ſie grundſätzliche Fragen der etatsrechtlichen
Verwendung der Einnahmen betreffen , mitgeteilt werden “ .

Der Reichstag nahm dieſe Reſolution einſtimmig an . — Nur an

einem Beiſpiel ſoll noch gezeigt werden , wie bisher gewirtſchaftet
worden iſt . Der Abg . Erzberger führte am 17 . Mai 1909 aus :

„ Wenn man ſich den Etat für die Verwaltung des Reichsinvaliden⸗
fonds anſieht , ſo findet man , daß bisher ein Vorſitzender, drei Mit⸗
glieder , ein Bureauvorſteher , ein Rendant , drei expedierende Sekretäre
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und Kalkulatoren , ein Kanzleiſekretär , zwei Kanzlei⸗ und Kaſſendiener
hier beſchäftigt geweſen ſind . Das hat aber noch nicht ausgereicht ,
ſondern man hat in den Etat nochmals 1500 M. für Hilfeleiſtungen
eingeſtelltt . Wenn man ſich dieſe Summe von rund 70 000 M. vor
Augen hält und ſich vergegenwärtigt , daß durch die beantragten
Aenderungen dieſe ganzen Arbeiten , die bisher von dieſen zwölf
Beamten geleiſtet worden ſind , künftig durch zwei Beamte im Reichs⸗
ſchatzamt beſorgt werden ſollen , und zwar durch zwei mittlere Beamte ,
während wir hier einen Präſidenten mit 13 500 M. unterhalten
haben , ſo kann man mit dem Herrn Staatsſekretär befriedigt ſein,
daß er hier mit der Sparſamkeit endlich einmal Ernſt machen will ,
ſo daß dieſe Sinekuren ausgeſprochenſter Art , die ich ſchon bei der
Etatsberatung als ſolche bezeichnet habe , endlich in Wegfall kommen . “
Das Zentrum hatte zuvor in einer Reſolution die Vereinfachung
dieſer Verwaltung gefordert .

32 . Die Reichsfinanzreform .
( Siehe Vorwort )

I . Die Urſachen der Finanznot .
1. Ausgaben für die Landesverteidigung .

Die Aufrechterhaltung des Weltfriedens legt den Völkern immer höhere
Laſten auf ; Deutſchland leidet unter dieſer unabwendbaren Tatſache mehr
als ein anderes Land . Seine zentrale Stellung im Herzen Europas
zwingt es zur Aufſtellung des größten Landheeres . Die raſch anwachſende
Bevölkerung und die zunehmende gewerbliche Entwicklung des Reiches
machen es zur Lebeusbedingung , Rohſtoffe aus fremden Ländern einzuführen
und für fertige Erzeugniſſe ausländiſche Märkte zu ſuchen . Deutſches
Kapital betätigt ſich im Auslande ; die deutſche Flagge weht in allen Erd⸗
teilen . Der Erwerb von Schutzgebieten fordert deren Sicherung . Nahezu20 Milliarden Mark beträgt der deutſche Außenhandel ; 16 000 Millionen
Mark deutſches Kapital ſind im Auslande tätig . 1907 betrug unſer
Geſamthandel :

Einfuhr Ausfuhr
an Rohſtoffen für die Induſtrie . . 4738 Mill . M. 1736 Mill . M.

2091 5 4960
ai NaährtügsmitteluBůun 2239 7505

Daß dieſe zu 75 / auf dem Seeweg ein - und ausgehenden Werte
des Schutzes durch die Flotte bedürfen , iſt für jeden verſtändigen Menſchenklar. Alle dieſe Ausgaben ſind ſomit eine Art Verſicherungsprämie ; ſie
ſind die unentbehrlichen Ausgaben für Aufrechterhaltung des Weltfriedens ,der dem Arbeiter Verdienſt ſichert , dem Mittelſtand ſein Fortkommen
garantiert und dem Bauern es ermöglicht , ſeine Felder zu beſtellen . Ein
Krieg , vollends ein unglücklicher Weltkrieg, würde neben allem andern

Elend ungemein höhere Koſten verurſachen . Bei dem Wettrüſten anderer
Länder konnte das Reich nicht zurückbleiben , und ſo ſind ſeine Ausgabenfür die Landesverteidigung ſtets geſtiegen ; ſie betrugen :

‚
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auf den Kopf der
im ganzen Bevölkerung

Mill M. 14,43 M.

3 87 15,15
95ĩ 9896 15351
% 1198,9 19,12 „

die 18898 „

In Frankreich beträgt dieſe Laſt auf den Kopf der Bevölkerung 1900 :

21,60 M. und 1909 : 23,25 M. , und in England , das ſo ſehr nach Ab—⸗

rüſtung ruft , 1900 : 27,77 M. , 1909 : 28,62 M.

Für die deutſchen Schutzgebiete ſind bis 1908 insgeſamt 950,5 Mill .

Mark ausgegeben worden .

2 . Ausgaben für ſoziale Zwecke .

Hier ſteht in erſter Linie der Reichszuſchuß zu den Alters - und In⸗
validenrenten , welcher 1891 nur 6,05 Mill . Mark betrug , 1908 aber

51 Mill . Mark ; von 1891 —1909 wurden vom Reiche für dieſe Zwecke
rund 590 Mill . Mark ausgegeben . Dazu treten als neue Laſten die

Ausgaben für die Durchführung der Witwen - und Waiſenverſicherung
hinzu ; in der neuen Bedarfsberechnung iſt eine Jahresausgabe von
40 Mill . Mark hierfür vorgeſehen .

3 . Erhöhung der Veamtengehälter .
1872 zahlte das Reich an ſeine Beamten insgeſamt 161 Mill . Mark ,

1908 aber 718 Mill . Mark ; der Penſionsfonds einſchließlich Militär ſtieg
in dieſer Zeit von 19,6 auf 180 Mill . Mark . In dieſem Jahre mußte
eine erhebliche Erhöhung der Beamtengehälter vollzogen werden , ſo daß
wiederum 117 Mill . Mark Mehrausgaben erforderlich ſind . Von dieſen

Mehrausgaben erhalten die unteren Beamten 61½ , die mittleren 35 % und
die höheren nur 4 %. Der Reichstag hat einſtimmig dieſe Ausgaben

beſchloſſen .

4 . Die Erſchöpfung des Reichsinvalidenfands .
Aus der franzöſiſchen Kriegsentſchädigung von 4000 Mill . Mark

wurde 1873 der Reichsinvalidenfonds mit 561 Mill . Mark gebildet , mit

der Beſtimmung , die Penſionen für die Kriegsinvaliden und deren Hinter⸗
bliebenen zu bezahlen . Im Laufe der Jahre iſt dieſe Laſt immer mehr
gewachſen , da man die Renten der Kriegsinvaliden erhöhen mußte .
1895 legte man auch die Veteranenbeihilfen auf dieſen Fonds . Die Zinſen

reichten nicht aus , um alle Gelder aufzubringen ; ſo mußte immer mehr
vom Kapital gezehrt werden ; am 1. April 1907 betrug dieſes noch
178 Mill . Mark . Im Jahre 1911 iſt der Fonds ganz aufgezehrt, die
Kriegsinvaliden aber leben zum Teil noch , und esiſt eine Ehrenſchuld
des Reiches , für ſie zu ſorgen . Dafür müſſen jährlich 30 Mill . Mark

eingeſtellt werden .

5 . Die geringen Ueberſchüſſe der Neichspoſtverwaltung .
Unſere Reichspoſtverwaltung arbeitet zu teuer ; was ſie an das

Reich abliefert , erſcheint zwar auf dem Papier ſehr viel , iſt aber in Wirk⸗



lichkeit recht wenig , der Ueberſchuß geht von Jahr zu Jahr zurück . Bei
der Beratung der Beſoldungsordnung teilte die Regierung mit , daß nachden Voranſchlägen von 1908 und 1909 nach Durchführung derBeſoldungs⸗
erhöhung die Ueberſchüſſe der Poſtverwaltung auf 13,7 Mill . M. (1908)und 6,4 Mill . M. ( 1909 ) herabſinken . Was aber das Reich hier verliert ,
muß durch neue Steuern gedeckt werden .

6 . Die Zinſenlaſt für die Neichsſchulden .
Das Reich hat in 30 Jahren über 4 Milliarden M. Schulden ge⸗

macht , welche eine jährliche Zinſenlaſt von 160 Mill . M. erheiſchen .Die erſte Schuldbegebung fand im Jahre 1877 ſtatt , ſeitdem iſt die
begebene Schuld gewachſen :

im Jahre 18890 auf 2867 786 500
„ i

I8000 s

„
ee

„ ͤ 8
5 JJ2 /
„ „ 15909 wird dieſe Schuld , 4 750 000 000 „ ſteigen .

Hätte das Reich ſich ſchuldenfrei gehalten und immer ſofort für alle
Mehrausgaben auch Einnahmen geſchaffen , dann hätte man 1500 Mill .Mark an Zinſen erſpart . Daß eine raſche Schuldentilgung geboten iſt ,kann niemand beſtreiten . Im allgemeinen ſollen nach dem neuen Geſetzedie Schulden in 30 Jahren abgetragen ſein , was eine Ausgabe von55 Mill . Mark jährlich erfordert .

43 500 000

7 . Die inanzmißwirtſchaft des Blockreichstages .Die aus den Wahlen vom Januar 1907 hervorgegangene Mehrheithat ihre „nationale “ Aufgabe darin erblickt , daß ſie wohl zu allen Forde⸗rungen der Regierung Ja ſagte , ſich aber um die Aufbringung der Ein⸗nahmen gar nicht kümmerte . Am 29. Januar 1908 hat der reichspartei⸗liche Abgeordnete Dr . Arendt —ein Hauptmann im Block — offen erklärt ,daß das Zentrum früher immer darauf gedrungen habe , erſt für die Deckungzu ſorgen ; aber im Blockreichstage ſei dies jetzt anders , da würden nationaleAusgaben einfach bewilligt . Daß man aber dabei immer tiefer in dieSchulden und die Finanznot geriet , das zeigt der Etat ganz deutlich . Dieeinzelnen Etatskapitel ſeit 1906 weiſen folgende Zahlen auf :
1906 : 1907 : 1908 : 1909 :

Heer : 735 Mill . 788 Mill . 853 Mill . 816 Mill .Flotte: 278 9 350 „ 4106Penſionen : „ „ 140 143 „ 45060Reichsſchuld: 136,5 „
An dieſen vier Ausgabetiteln haben wir alſo allein ſeit der Herrſchaftdes Blocks eine Zunahme von 269 Mill . M. zu konſtatieren . Manſah auch in den Kreiſen der Regierung ein , daß man auf dieſe Artnicht weiter machen könne . Staatsſekretär Freiherr v. Stengel erklärteam 28 . November 1907 : „ Mögen die Schwierigkeiten der Aufgabe auch



es ,

noch ſo groß ſein , ſie dürfen uns nicht abhalten , ihr näher zu treten , und

ich halte nicht mit meinem Urteile zurück : eine weitere Verſchiebung wäre

unter den obwaltenden Verhältniſſen unvereinbar mit den bewährten Grund —

ſätzen einer geordneten Finanzwirtſchaft im Reiche und ſeinen Gliedern . “

( 60. Sitzung vom 28 . November 1907 S . 1864 . ) Reichskanzler Fürſt
Bülow ſchloß ſich dem am 30 . November an . Aber der Block wollte

nicht an dieſe Aufgabe heran ; um Zeit zu gewinnen , wurde daher im

Februar 1908 der Schatzſekretär entlaſſen , und an ſeine Stelle der

bisherige Unterſtaatsſekretär im Reichspoſtamt Sydow geſetzt .
Am 27. März 1908 ſagte der freiſinnige Abg . Schrader , weshalb

die von allen Seiten als dringlich bezeichnete Reform dem Reichstage nicht

zugegangen ſei : „Ich glaube , der Herr Reichskanzler ſeinerſeits hat den

Wunſch gehabt , die Belaſtung ſeiner Politik , welche die Finanzreform
bringen würde , ſo weit wie möglich hinauszuſchieben ( hört ! hört ! in der

Mitte ) und die hohen verbündeten Regierungen haben den Wunſch gehabt ,
die Frage möglichſt weit hinauszuſchieben , wie die Defizits gedeckt werden

ſollen . “ ( 132 . Sitzung vom 27 . März 1908 S . 4347 . )

Durch Verſchieben der Reform wuchſen die Fehlbeträge im Reichs⸗

haushalte immer mehr an , ſo daß ſie in die Vorlage in Höhe von 201 bis

242 Mill . Mark eingeſtellt werden mußten . Selbſt die den Beamten ge⸗
währten Teuerungszulagen und die Rückwirkung der Beſoldungsordnung
mußten auf ſchwebende Schulden genommen werden , ſo daß mit den

geſtundeten Matrikularbeiträgen weitere 242,6 Mill . M. Fehlbeträge vor⸗

vorhanden waren . So befand ſich das Reich nach 2¼ Jahren Blockpolitik
in finanzieller Hinſicht tatfächlich am Rande des Abgrundes , und ſein Au —

ſehen mußte nach außen ungemein großen Schaden erleiden . In aus⸗

läudiſchen Zeitungen las man , daß Deutſchland finanziell nicht gerüſtet ſei
und keinen Krieg führen könne .

8 . Angeblich die Finanzpolitik des Zentrums .
Die liberalen Gegner des Zentrums haben nun die Urſache des

Finanzelendes nicht bei ſich ſelber geſucht , ſondern ſie ſuchten dem Zentrum

vorzuwerfen , es ſei die Urſache , daß man 500 Mill . M. neuer Steuern
brauche . Da wird zunächſt die clausula Franckenſtein genannt : dieſe

beſtimmte bis 1904 , daß der Ertrag der Zölle und Tabakſteuern , ſofern er

130 Mill . M. überſteigt , den Bundesſtaaten nach Maßgabe der Bevölkerung
überwieſen werden ſoll ; ſpäter wurde dieſes Syſtem der Ueberweiſungen

noch ausgedehnt . 1904 wurden nur die Branntweinverbrauchsabgabe und

die Reichsſtempelabgabe als Ueberweiſungsſteuern beſtimmt .

„ Seit 1900 übt die clausula Franckenſtein einen tatſächlichen Einfluß

auf die Geſtaltung unſerer Reichsfinanzen abſolut nicht mehr aus , und
bis 1900 hat die clausula Franckenſtein ihren Zweck, die Hinzielung auf

Sparſamkeit , tatſächlich erfüllt . Auf Grund dieſer Beſtimmung ſind von
1883 bis 1892 den Bundesſtaaten nicht weniger als 485 Mill . M. ſeiteus
des Reichs überwieſen worden . In den Jahren 1895 bis 1898 treten dazu
nochmals 58 Millionen ; es ſind alſo insgeſamt 543 Mill . M. , welche die
Einzelſtaaten auf Grund der clausula Franckenſtein ſeitens des Reichs
erhalten haben , dafür haben ſie jedoch in den folgenden 10 Jahren auch

entſprechende Zuſchüſſe zu den Reichsausgaben leiſten müſſen . “
Noch verfehlter iſt die Behauptung , „ daß das Zentrum ſchuldig ſei an



dem Defizit , das entſtanden iſt . Wohl hat dieſes 1893 die damalige
Quittungsſteuer und die Erhöhung der Tabakſteuer abgelehnt. Aber kein
anderer als Eugen Richter hat in den folgenden Jahren betont , daß es
mit Hilfe des Zeutrums gelungen ſei , dem deutſchen Volke eine jährliche
Mehrbelaſtung von 100 Mill . M. zu erſparen . Die weitere Entwicklungvon 1895 bis 1898 hat uns recht gegeben ; denn in den Jahren 1895 bis
1898 ſind tatſächlich 58½ Mill . M. Ueberſchuß an die Bundesſtaaten ab⸗
geführt worden . Hätte alſo das Zentrum im Jahre 1893 nach dem
Wunſch der verbündeten Regierungen 100 Mill . M. Steuern mehr bewilligt ,ſo wären tatſächlich 100 Mill . M. pro Jahr , macht in fünf Jahren500 Mill . M. , Steuern zu viel dem deutſchen Volke auferlegt worden .
Daß der Bundesrat für dieſe Steuern gewiß Verwendungszwecke gehabt
hätte , daran iſt allerdings nicht zu zweifeln . Auch in den Jahren 1895
bis 1898 , die der Ablehnung dieſer Steuervorlage gefolgt ſind , konnte nichtnur eine Ueberſchußzahlung an die Bundesſtaaten eintreten , ſondern eskonnte auch in jenen Jahren noch die erſte Schuldentilgung des ReichsPlatz greifen . Es ſind auf Grund der lex Lieber damals 152 Mill M.
Schulden getilgt worden . . . . Bei der Schaffung des Flottengeſetzesim Jahre 1900 mußten die neuen Steuern , insbeſondere der Ausbau der
Stempelabgaben , den verbündeten Regierungen förmlich aufgenötigt werden .Die Schaumweinſteuer , die Erhöhung des Zolls auf Pilſener Bier ,
Konnoſſementſtempel und die Erhöhung der Börſenſtempelabgaben , das
ſind Steuern , die nicht auf die Initiative des Bundesrats zurückzuführenwaren , ſondern ſeitens des Reichstags den verbündeten Regierungenentgegengebracht werden mußten . Wie kann man alſo dem Zentrum einen
Vorwurf machen ? Im Gegenteil , das Zentrum hat damals ſchon erklärt ,daß es ein Ding der Unmöglichkeit ſei , die große neue Flotte zu bauen
ohne jene Erhöhung der Reichseinnahmen . Alſo kann man weder demZentrum noch dem Reichstag einen Vorwurf machen , daß ſie damals nichtfür die Deckung der Ausgabe geſorgt haben . Die Finanzreform von 1906
iſt vom Zentrum mitgemacht worden ; daß dieſe Reform ' den erhofftenErtrag nicht abgeworfen hat , daran trägt das Zentrum keine Schuld ,ſondern die falſchen Unterlagen des Schatzamts betreffs der Erbſchafts⸗ſteuer und Fahrkartenſteuer , bei welchen die großen Mindereinnahmenentſtanden ſind . Immerhin bringen die Steuern des Jahres 1906 110 bis120 Mill . M. ein . . . . “

Es zeugt vollends von einer großen Unkenntnis des geſamten Finanz⸗weſens im Reiche , wenn man behauptet , daß die ſchnelle Zunahmeder Reichsſchulden auf das Zentrum zurückzuführen ſei . Die Statiſtiküber die Zunahme der Reichsſchulden im Statiſtiſchen Handbuche weiſtnach, „ daß die Zunahme der Reichsſchulden gerade in jenen Zeiten ſehrſtark war , in denen das Zentrum nicht zur Mehrheit gehörte . Im Kartell⸗reichstag 1887 bis 1891 war eine Zunahme der Reichsſchuld um rund1200 Mill . M. zu verzeichnen . Dafür kann man doch nicht das Zentrumverantwortlich machen ! Wir haben in den Jahren 1901 , 1905 und 1906
eine Zunahme der Reichsſchuld um rund 1 Milliarde Mark . Ein großerTeil dieſer Ausgaben iſt auf die Chingexpedition zurückzuführen , die auf8 8 152 8Betreiben des Fürſten Bülow ohne Zuſtimmung des Reichstages begonnenides und ein anderer großer Teil auf den ſüdweſtafrikaniſchen Krieg ,der , ebenfalls ohne Zuſtimmung des Reichstags , in jenem großen Stil von
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General Trotha durchgeführt wurde . Der Reichstag wurde vorher gar
nicht gefragt , — er konnte kein Wort mitreden . Erſt nachdem das Geld
verbraucht war , wurde die Rechnung präſentiert Als wir dieſe Rechnung
ſchließlich zu hoch fanden und nicht mehr Geld für Südweſtafrika bewilligen
wollten , wurde der Reichstag aufgelöſt und das Zentrum als antinationale
Partei hingeſtellt , weil es die Schuldenwirtſchaft nicht mitmachen wollte !
Im Jahre 1893/94 hat die Reichsſchuld um rund 340 Mill . M. zu⸗
genommen als Folge der damaligen Militärvorlage , die Zentrum , Freiſinn
und Sozialdemokraten abgelehnt haben . 1907 , 1908 und 1909 haben wir
eine Zunahme der Reichsſchuld um rund eine Milliarde als Wirkung des
Blockreichstags . “

Wer angeſichts ſolcher Tatſachen noch behauptet , daß das Zentrum
die Urſache des Reichsfinanzelendes ſei , beweiſt nur ſeine totale Unkenntnis
auf dieſem Gebiete .

II . Die KNotwendigkeit und Dringlichkeit der

Reichsfinanzreform .
1. Uebereinſtimmung in allen Parteilagern .

Die Regierung hat ſchon im Dezember 1906 die Notwendigkeit
neuer Steuern erkannt ; der Fürſt Bülow hat mit Rückſicht auf den Block
die Regelung der Frage immer wieder zurückgeſtellt , bis die Vorlage ſelbſt
zugeſtehen mußte :

„ Die Beſeitigung dieſer Mängel iſt eine unbedingte Notwendigkeit
für die Macht und das Anſehen des Reichs und zugleich eine unerläßliche

Vorausſetzung für die gedeihliche Weiterentwicklung der deutſchen Volks⸗

wirtſchaft . Nur durch das einmütige und opferwillige Zuſammenwirken
aller Kreiſe des Volkes können die Finanzen des Reichs wieder auf eine
dauernd geſicherte Grundlage geſtellt werden . “

Reichskanzler Fürſt Bülow erklärte ſelbſt am 19. November 1908 :

„ Der Bau des Reiches iſt feſtgefügt und wohnlich eingerichtet , Wälle
und Gräben ſchützen ihn . Jetzt heißt es , die Baugelder regeln , die Hypo⸗
theken abtragen und in geordnetem Haushalt durch erhöhte Beiträge der
Bewohner zum gemeinſamen Wohl der Zukunft vorſorgen . Es iſt keine
Zeit zum Warten , auch keine Zeit zum Nörgeln und Lamentieren . Die
verbündeten Regierungen ſind der feſten Zuverſicht , daß dieſes hohe Haus
die Dringlichkeit und die Größe dieſer Aufgabe erkennt , daß die Vertreter
der Nation dieſe Aufgabe ſo erfüllen werden , wie es eines großen , friedlich
vorwärtsſtrebenden und ſtarken Volkes würdig iſt . “ ( 19 . November 1908

S. 5544 . )
Die Konſervativen ließen erklären :
„ Wir werden in allewege bereit ſein , in der Reichsfinanzuot , der ab⸗

zuhelfen eine nationale Pflicht , eine nationale Notwendigkeit iſt , auf Ab⸗

hilfe bedacht zu ſein . Wir werden allezeit dahin ſtreben, ausreichende
Steuermittel zu bewilligen . Mit dieſer Verſicherung möchteich den Platz
verlaſſen und habe den dringenden Wunſch , daß das große Werk gelingen
wird zum Segen des Ganzen wie aller Einzelnen . “ ( Abg. Frhr . von Richt⸗

hofen am 20 . November 1908 S . 5574 . )



Die Reichspartei gab ihre Anſicht dahin kund :
„ Es kann keinem Zweifel unterliegen , daß dies die wichtigſte Vorlage

nicht nur dieſer Seſſion , ſondern auch lauger Zeit ſein wird , daß hinter ihr
alles an Bedeutung zurücktritt , und daß dieſe Vorlage für die Gruppierung
der Parteien unter ſich ſowie für die Stellung der Parteien der Regierung
gegenüber entſcheidend ſein wird . Dieſe Vorlage iſt auch von der eut⸗
ſcheidendſten Bedeutung für unſere ganze Stellung im Rat der Völker :
unſer Anſehen wird um ſo mehr wachſen , je größer die Mehrheit iſt , mit
welcher die Vorlage zu einem guten Abſchluß gebracht wird . “ ( Abg. Fürſt
von Hatzfeldt am 20 . November 1908 S . 5589 . )

Die Wirtſchaftliche Vereinigung ließ ausführen :
„ Auch wir halten uns gleich jedem anderen für verpflichtet , an der

Beſeitigung unſerer traurigen Finanzlage mitzuwirken . Wir empfinden es
als eine nationale Angelegenheit allererſten Ranges , daß unſere Finanzenin Ordnung gebracht werden . Wir haben uns ſchon von jeher bemüht ,
Vorſchlägen Bahn zu ſchaffen , die das erfüllen , was in der Vorlage ge—
ſagt worden iſt , die Geld bringen und dabei nicht verheerend in den volks —
wirtſchaftlichen Organismus eingreifen . Wir werden auch gern weiter
helfen . “ ( Abg. Raab am 20 . November 1908 S. 5598 . )

Der Zentrumsredner führte aus :
„ Meine Herren , wenn eine ſo wichtige Vorlage an uns herantritt ,

dann wird es Aufgabe aller Mitglieder dieſes hohen Hauſes und des
Bundesrats ſein , daß wir uns alle unter den Spruch ſtellen , der am Holſten⸗tor in Lübeck ſteht : Concordia domi , foris pax ! Der Herr Reichskanzlerhat uns geſagt , daß er keine nahe Kriegsgefahr ſehe . Dann ſeien wir
uns auch alle in dieſem Saale bewußt , daß eine ſo große Aufgabe nur
gelöſt werden kann , wenn wir alle mit Eintracht an ſie herautreten ! “( Abg. Dr . Spahn am 21 . November 1908 3911

Für die Nationalliberalen betonte Abg . Dr . Paaſche :
„ Ich hoffe , das Bild wird nach drei bis vier Monaten anders aus⸗

ſehen als gegenwärtig . Wenn wir in ernſter Arbeit — und dazu iſt jederbereit , die ſchwere Aufgabe übernehmen , zu prüfen , was das Deutſche Reichan Steuern tragen kann , und wie es dieſe am beſten und ohne Schadentragen kann , ſo hoffe ich, daß es gelingen wird , eine Finanzreform zuſchaffen , die uns dauernd zum Nutzen ſein wird . “ ( 21 . November 1908S. 5626 . )
Der polniſche Redner führte aus :
„ Wir werden uns dieſer Arbeit gern unterziehen . Wir werden gernan dieſem Werke mitarbeiten und werden dann allerdings nach Kräftenverſuchen , die Vorlage ſo auszugeſtalten , daß ſie die ſchwächeren Schulternnach Kräften verſchont . “ ( Abg . v. Dziembowski⸗Pomian am 21. November1908 S . 5631 . )

Der Freiſinn prollamierte ſchon in der erſten Leſung die Ver⸗
kuppelung von Reichsfinanzreform mit politiſchen Fragen anderer Art :

„ Wir geben jetzt nicht die Erklärung ab, daß wir bereit ſind , die
Finanzreform zu machen ; wir warten ab, wie ſie ſich geſtaltet ; wir warten
weiter ab, wie die allgemeinen politiſchen Fragen , die wir angerührt haben ,
85

entwickeln werden . “ ( Abg . Schrader am 23 . November 1908. 9652 .
„ Die Entſcheidung über beide Fragen , über die finanzielle und über
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die politiſche , wird von unſerer Seite aus fallen , ſobald wir nach Abſchluß
der Beratungen überſehen können , wieviel vom deutſchen Volke gefordert
und wieviel oder wie wenig ihm geboten wird . “ ( Abg. von Payer am
23. November 1908 S . 5668 . )

Im ganzen Reichstage — ſelbſt mit Einſchluß der Sozialdemokratie
—herrſchte Uebereinſtimmung , daß die Reform gemacht werden müſſe und
keine bürgerliche Partei ſchloß ſich von der Mitarbeit aus . Im Volke draußen
aber war das Verſtändnis für die Notwendigkeit höherer Einnahmen derart

geſtiegen , daß die Arbeit im Parlament weſentlich erleichtert wurde .

2 . Die Höhe der geforderten neuen Einnahmen .
Der Vorſchlag der Regierung über die Höhe neuer Einnahmen er⸗

ſtreckte ſich auf die nächſten fünf Jahre in folgender Weiſe :

1909 [ 1910 [ 1911 [ 1912 f1913
Tauſende Mark

Fehlbeträge nach den letzten Etats
und geſetzlich gebundener Ausgaben 201 227231338ſ 235 483ſ243 236ſ242 022

J. Ihnen treten hinzu
a) die Koſten der Beſoldungsauf —

beſſerung uſw . ſamt Erhöhung
des Wohnungsgeldzuſchuſſes und
des Penſionsfonds . [ 81 102 85 632 90 380ſ 95 360ſ100 582

b) Zuſchüſſe an den Reichsinvaliden⸗
— — 20 000] 30 000 30 000

c) Mehrbeträge der Schuldentilgung — 27 500 27 500 27 500 27 500

2. an Ausfällen bei den Einnahmen 8 5
a) Herabſetzung der Zuckerſteuer . — 20 000f 35 000f 35 000] 35 000

b) Aufhebung der Fahrkartenſteuer
und Herabſetzung des Ortsvortos — 22 000]l 22 000] 22 000] 22 000

zuſammen . . 282 329 386 470l 430 363] 453 096l457 104

Dazu treten noch 242,6 Mill . M. ungedeckter Matrikularbeiträge aus
den Jahren 1906 —1908 und ein Fehlbetrag von rund 100 Mill . M.

für das Jahr 1908 , ſo daß ein Manko von 340 Mill . M. noch zu decken
wäre . Die Summe von 500 Mill . M. erhöhter Einnahmen zwingt alſo

noch immer zur größten Sparſamkeit ; es ſind in den fünf nächſten Jahren

mindeſtens 200 Mill . M. einzuſparen .
Die freiſinnigen Abgeordneten Dr . Wiemer und von Payer ,

auch der nationalliberale Abgeordnete Dr . Paaſche glaubten in der

erſten Leſung , daß man mit einer kleineren Summe auskommen
könne . Auch im Zentrum waren viele der Anſicht , mit einer niedrigeren

Steuerſumme die notwendigen Ausgaben decken zu können . Die

Verhandlungen in der Kommiſſion gaben aber bald einer anderen
Auffaſſung recht . Das Zentrum hat nameutlich in der Budgetkommiſſion
verſucht , weſentliche Abſtriche zu machen ; aber die Blockmehrheit ließ das
Zentrum im Stiche ; den vielen ſchönen Worten über die Sparſamkeit
folgten keine Taten . Nationalliberale und Freiſinnige verhinderten , daß
mehr geſpart worden iſt ; ſie ſtimmten ſtets gegen die Zentrumsanträge .
So konnten von dem großen Milliardenetat nur ganze 16 Mill . Mark



abgeſetzt werden . Das Zentrum glaubte auch , daß man in der Frage der
Flottenrüſtung zu einer Verſtändigung mit England kommen könne ; wennman auch nur ein Schiff jährlich weniger bauen würde , wären allein an Bau⸗
koſten 50 Mill . Mark jährlich erſpart . Aber die vertraulichen Verhandlungenin der Kommiſſion ließen erkennen , daß derzeit ſehr wenig Ausſicht aufein ſolches Flottenrüſtungsabkommen beſteht und daß es nicht DeutſchlandsSchuld iſt , wenn weiter gerüſtet wird . Die Zumutungen , welche man von
engliſcher Seite an Deutſchland richtete , konnten nur mit einem glattenNein beantwortet werden . So ſchwand auch hier die Ausſicht auf Er⸗
ſparniſſe . Endlich ließ im Juni 1909 der Abſchluß des Jahres 1908
erkennen , daß ſich derſelbe infolge des Rückgangs der Einnahme ausden Zöllen und der ſinkenden Erträge der Poſtverwaltung gegenüberdem Etat um 130 Mill . Mark verſchlechtert hat , daß ſomit ein neuergroßer Fehlbetrag entſtand . Angeſichts dieſer neuen Tatſachen mußte das
Zentrum die Bedarfsberechnung der Regierung als zutreffend anerkennen ,denn es wollte eine genügende Reform ſchaffen . Die von liberaler Seitegegen das Zentrum erhobenen Angriffe ſind daher haltlos und geradezukomiſch . Da das Zentrum im Laufe der Verhandlungen erkannte , daß500 Mill . Mark mehr erforderlich wären , wenn man den in der Vorlageenthaltenen Ermäßigungen der Zuckerſteuer und Aufhebung der Fahr⸗kartenſteuer zuſtimmen wollte , mußte es auch für die entſprechende Deckungeintreten .

Daß dieſe Opfer gebracht werden müſſen , ſteht nach dem Voran⸗gehenden feſt , ebenſo ſicher iſt aber , daß ſie auch gebracht werden können .Die mächtige Zunahme des deutſchen Volkswohlſtandes ermöglicht es deneinzelnen , die geſteigerten Anſprüche des Reichs zu tragen , ohne daß Volks⸗und Privatwirtſchaft dauernden Schaden leiden . Mit der Steigerung desAufwandes und Reichtums haben die vom Reiche erhobenen Abgaben inkeiner Weiſe Schritt gehalten . Daß ſolche Stenern getragen werden können ,zeigt das Beiſpiel der übrigen Kulturländer . Auch bei Berückſichtigungder verſchiedenen Wohlſtandsverhältniſſe ſind die Steuerſyſteme andererStaaten weitaus drückender .

III . Die vVorlage der Regierung .
1. Neform des Schuldenweſens .Die rapide Zunahme der Reichsſchulden wirkte ſchädigend auf das

ganze Kreditweſen und drückte den Kurs der Anleihen immer mehr . DieZinſenlaſt wuchs raſch . Im Jahre 1906 war der Anfang einer geſetzlichgeregelten Schuldentilgung gemacht worden ; ⅛ ½ der Geſamtſchuldenlaſtſollten jährlich getilgt werden ; aber der Blockreichstag ſetzte 1908 auchdieſe Beſtimmung außer Kraft . Der Entwurf der neuen Finanzreformerhöhte dieſe Mindeſtrate gemäß den Wünſchen der Budgetkommiſſion fürdie alten Anleihen auf 1 % ſamt den erſparten Zinſen , ſo daß die Tilgungin 43 Jahren erfolgen ſollte . Neue Anleihen ſollten lünftig nur in ge⸗ringem Umfange aufgenommen werden ; Anleihen für werbende Zweckeſollten in 30 Jahren getilgt werden . Ausgaben für nicht werbende An⸗lagen ſollen zukünftig möglichſt nicht mehr auf Anleihe genommen werden;
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ſofern ſich eine Anleihe als unumgänglich erweiſt , wurde deren jährliche
Tilgung mit drei vom Hundert beſchloſſen , was einer Abtragung in rund
22 Jahren gleichkommt .

Der Reichstag ſtimmte dieſen Vorſchlägen in allen Teilen zu und
ſtellte den hierdurch notkwendig werdenden Mehrbetrag von 27½ Mill . M. ,
ſomit künftig im Ganzen 55 Mill . Mark jährlich für Schuldentilgung ,
in die Bedarfsberechnung ein .

2 . Verhältnis zwiſchen Neich und Vundesſtaaten .
Die Vorlage euthielt bezüglich der Matrikularbeiträge einen völlig

neuen Vorſchlag und zwar in dreifacher Richtung : 1. Der Höchſtbetrag
der Matrikularbeiträge , die in den Ueberweiſungen keine Deckung finden ,
ſollte für fünf Jahre auf 80 Pf . pro Kopf der Bevölkerung gebunden ,
d. h. auf rund 50 Mill . Mark feſtgeſetzt werden . 2. Geſtundete Matrikular⸗

beiträge ſollte es künftig nicht mehr geben ; ſeit 1906 beſtand die Regelung ,
daß die Bundesſtaaten pro Kopf nur 40 Pf . ungedeckte Matrikularbeiträge
ſofort zu zahlen hatten , alſo insgeſamt 24 Mill . Mark ; der überſchießende
Reſt wurde auf 2½¼ Jahre geſtundet . Durch dieſe Regelung war eine

ſchwebende Schuld von 242 Mill . Mark entſtanden . 3. Dieſe geſtundeten
Matrikularbeiträge ſollte das Reich übernehmen und aus den bereiteſten
Einnahmen zahlen .

Für die zunächſt gewünſchte Bindung der Matrikularbeiträge trat im

Reichstage niemand ein . Die Konſervativen wollten ſich den Rückweg auf
eine „ höhere Inanſpruchnahme der Matrikularbeiträge “ nicht verlegen
laſſen ( Abg. Frhr . v. Richthofen am 20 . Nov . 1908 ) . Das Zentrum
lehnte dieſe Bindung ab, weil die Matrikularbeiträge der einzige bewegliche
Faktor im Etat ſind , ſomit das Budgetrecht des Reichstages garantieren .
Wenn die Matrikularbeiträge gebunden werden , entſteht daraus ein Zwang

zur Schuldenwirtſchaft . Die Nationalliberalen lehnten eine „ſolche Bindung
einmütig ab “ ( Abg . Dr . Paaſche am 21 . Nov . 1908 ) . Die Freiſinnigen
ſahen in der Bindung ein „ Zwangsmittel zur Bewilligung neuer Steuern “
und lehnten daher den Antrag rundweg ab ( Abg. Wiemer am 23 . Noo .

1908 ) . Die von ſo vielen Seiten geforderte „glatte Scheidung “ zwiſchen
Reich und Bundesſtaaten fand keine Gegenliebe , und es iſt mehr als

ſonderbar , wenn nun Liberale der Reform vorwerfen , daß ſie dieſe Frage

nicht gelöſt habe . Von keiner Seite wurde ein annehmbarer Vorſchlag ge —
macht , der das „ Reich auf eigene Füße ſtellen “ wollte . Ueber die Frage der
ſog. Veredelung der Matrikularbeikräge wurde ſehr lange beraten , aber kein
Antrag zu einer praktiſchen Löſung eingebracht . Die Linke, welche dieſer

Frage beſonderen Wert beimaß , konnte auch keinen Vorſchlag machen.
Die im Jahre 1906 dem Reichstag aufgezwungene Stundung der Matrikular⸗
beiträge über 25 Mill . Mark wurde ohne weiteres beſeitigt . Schwierig⸗
keiten machte die Tilgung der geſtundeten Matrikularbeiträge ſamt der

Fehlbeträge in Höhe von rund 300 Mill . Mark . Das Zentrum glaubte
zunächſt , daß die Einzelſtaaten in der Lage ſeien , dieſe Gelder zu zahlen.
Durch eingehende Tabellen aber wurde der Nachweis erbracht, daß die
Finanzen der Einzelſtaaten recht ſchlechte ſind . Daher entſchloß ſich die

Mehrheit , für dieſe 300 Mill . Mark eine Reichsanleihe aufzunehmen und
ſie in 30 Jahren zu tilgen . So wurde die „Bülow⸗Block⸗Liquidationsmaſſe“
aus der Welt geſchafft .



3 . Höhe der geforderten Stenern .
Hierüber verlautbarte die Regierungsvorlage :
Der Ertrag der vorgeſchlagenen Steuern und Steuererhöhungen läßt

ſich nur annähernd ſchätzen ; nach den ſtattgehabten Berechnungen war im
Beharrungszuſtande , der erſt nach Ablauf des Rechnungsjahres 1913 ein⸗
treten wird , zu rechnen auf Mehreinnahmen nach der Vorlage :

aus Branntwein von . . . 100 Millionen Mark

1 1
ibl 5 5

1
„ Erbſchaften insgeſamt von . 92

„ Elektrizität und Gas von . 50

Der danach ſich ergebende Geſamtertrag von rund 475 Millionen Mark
im Beharrungszuſtande vermag jedoch immer noch nicht den auf durch⸗
ſchnittlich 500 Millionen Mark berechneten Mehrbedarf zu decken . Die
verbündeten Regierungen haben ſich daher entſchloſſen , in eine Erhöhung
der ungedeckten Matrikularbeiträge bis zu weiteren 40 Pfennig auf den
Kopf der Bevölkerung über den bereits nach den bisherigen geſetzlichen
Beſtimmungen gegebenenfalls zu zahlenden gleichen Höchſtbetrag hinaus
zu willigen . Da die Bundesſtaaten ihren Steuerſyſtemen entſprechend
dieſen Mehrbetrag in der Hauptſache aus Einkommens - und Vermögens⸗
ſteuern zu decken haben werden , liegt in dieſer Beſtimmung eine weitere
Belaſtung des Beſitzes , wie ſie gegenüber den erhöhten Verbrauchsabgaben
zu erlangen war .

IV . Die Verhandlungen im Reichstage .
1. Verhandlungen in der Rommiſſion .

Acht Tage lang hat der Reichstag in erſter Leſung die Steuergeſetze
beraten und ſie dann einer 28 köpfigen Kommiſſion überwieſen , welche
folgende Zuſammenſetzung aufwies : 8 vom Zentrum , 2 Polen , 4 Konſer⸗
vative , 2 Reichspartei , 2 Wirtſchaftliche Vereinigung , 4 Nationalliberale ,
3 Freiſinnige und 3 Sozialdemokraten . Zentrum , Polen und Konſervative
konnten alſo jeden Antrag mit Stimmengleichheit zur Ablehnung bringen ;
ſobald ſie aus den andern Parteien heraus auch nur eine Stimme Zuzug
erhielten , konnten ſie den Antrag zur Annahme gelangen laſſen . Dieſe
günſtige Kommiſſionsbeſetzung war zum guten Teil entſcheidend für den
Verlauf der ganzen Verhandlung . Zum Vorſitzenden der Kommiſſionwurde der nationalliberale Abgeordnete Dr . Paaſche gewählt , der
59 Sitzungen hindurch — bis 14. Mai 1909 —die Kommiſſionsverhand⸗
lungen führte . Da in einer Geſchäftsordnungsfrage die Kommiſſionanders entſchied als der Vorſitzende , legte er ſein Amt nieder . Zuvor
ſchon war er in der nationalliberalen „ Magdeb . Ztg . “ ſchwer angegriffen
worden , weil die Arbeiten unter ſeiner Leitung einen ſo langſamen Verlauf
genommen hatten . Am 18. Mai 1909 wurde dann der konſervative Ab⸗
geordnete Frhr . v. Richthofen zum Vorſitzenden gewählt . Während unter

J0
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Dr . Paaſches Leitung die Beratung der Steuergeſetze nicht vom Flecke
ging und kaum ein Steuergeſetz erledigt wurde , gelangten dann bis zum
29. Mai 1909 ſämtliche Vorlagen nebſt den Initiativanträgen aus der
Kommiſſion zur Verabſchiedung . Am Pfingſtſamstag konnte die Kommiſſion
ihre Sitzungen ſchließen ; ſchon am 12 . Juni wurden alle Berichte feſt⸗
geſtellt ; am 16. Juni konnte die zweite Leſung im Plenum beginnen ; am
9. und 10. Juli gelangten dann die Steuergeſetze zur endgültigen An⸗
nahme . Dieſe Daten ſchon beſagen , daß die Blockmehrheit unfähig war ,
die Arbeiten zu fördern ; mehr als ſechs Monate redete ſie , ſetzte Kom⸗
miſſion und Subkommiſſion ein , aber die Mühle klapperte nur und gab

Ea8 Die neue Mehrheit führte dann in 14 Tagen die Beratungen
zu Ende.

2 . Verhalten des Zentrums in der Kommiſſion .
Das Zentrum legte ſich bei den Kommiſſionsverhandlungen die größte

Zurückhaltung auf . Es ſuchte vor Weihnachten die Summe der ge⸗
forderten Steuern herabzumindern ; aber alle ſeine Anträge wurden ab⸗
gelehnt . Nach Weihnachten ging es nicht beſſer . Es brachte z. B. zur
Bierſteuer einen Antrag ein , der eine für Mittelbrauereien ſehr günſtige
Staffel enthielt ; aber der Antrag wurde abgelehnt ; man wollte keine

Zentrumsanträge annehmen . Bei der Frage der Beſitzſteuern kam jedoch
die Blockmehrheit nicht vom Flecke trotz Unterkommiſſion und trotz ſteter
Vertagung der Abſtimmung . Als der Karren vollſtändig im Sumpfe
ſteckte , da brachte das Zentrum den Beſitzſteuerantrag Herold ein , der auch
eine Mehrheit gefunden hätte , wenn nicht andere Einflüſſe taktiſcher Art

ſich geltend gemacht hätten . Darüber führte der Abgeordnete Herold am
18. März 1909 in der Kommiſſion aus :

„ Wenn das Zentrum ſich etwas größere Reſerve auferlegt , ſo ergib
ſich das aus der Stellungnahme , die die Mehrheitsparteien dem Zentrum
gegenüber eingenommen haben . Meine Fraktion hat von Anfang an mit⸗

gearbeitet , ohne Rückſichtnahme auf die politiſche Parteikonſtellation .
Irgendwelche Blockrückſichten kannte ſie nicht , hat ſie nicht gekannt und
wird ſie auch in Zukunft nicht kennen . Als ſie einen beſtimmten poſitiven
Antrag bei der ſogenannten Beſitzſteuer geſtellt hatte , hatte ſie geglaubt,
einen Weg gefunden zu haben , der für die Majorität und auch für die
verbündeten Regierungen annehmbar geweſen ſei . Dieſen Antrag habe
ich bereits in der Subkommiſſion geſtellt und zwar , im Entgegenkommen
gegen die anderen Parteien , als Unterantrag zum KompromißBeſitzſteuer⸗
antrag . Nach den Erklärungen der verſchiedenen Parteien iſt eine ſichere
Majorität für dieſen Antrag aus Konſervativen , der Reichspartei , der
Wirtſchaftlichen Vereinigung und dem Zentrum ſelbſt vorhanden geweſen , alſo
18 gegen 10 Stimmen . ( Die konſervative Kreuzzeitung hat wiederholt erklärt ,

daß dieſer Antrag Herold eine große Mehrheit gefunden hatte . ) Beider Ab⸗
ſtimmung an demſelben Tage wäre die Annahme geſichert geweſen . Dieſer

Antrag iſt auch für die verbündeten Regierungen viel annehmbarer ge —
weſen als der Kompromißantrag , der ſchließlich nur eine Zufallsmehrheit
von 15 zu 13 Stimmen erhalten hätte . Ueber den Verlauf wird wohl
der Chef der Reichskanzlei , der mit anerkennenswertem Eifer die finanz⸗

techniſchen Kräfte des Bundesrats in der Kommiſſion unterſtützt hat, dem

Reichskanzler Bericht erſtattet haben , dieſer hat dann die verſchiedenen
6



Parteien einberufen , und die Blockmehrheit hat ſich , gehorſam , wie ſie

nun einmal iſt , gefügt und ſich auf den neuen Beſitzſteuerantrag vereinigt .

Dieſe Verhältniſſe ſind noch durch einen Artikel im „Leipziger Tageblatt “

beſtätigt worden , der ausdrücklich mitgeteilt hat ,
„ daß der Staatsſekretär Sydow ſich bei den Beratungen zwiſchen
den Parteien bemüht habe , den Antrag Herold⸗Müller ( Fulda )

zur Annahme zu bringen , dann ſei aber der Abgeordnete
Dr . Weber aufgetreten und habe erklärt , das ſei abſolut un⸗

möglich , es wäre unbegreiflich , wie von der Regierung für den

Zentrumsantrag eingetreten werden könne . “

Der Antrag iſt abgelehnt worden , weil er eben vom Zentrum aus⸗

gegangen war . Bei ſolchen Verhältniſſen glauben die Vertreter des

Zentrums , ſich eine gewiſſe Reſerve auferlegen zu ſollen , nicht aus irgend

welcher Verſtimmung heraus , ſondern im Intereſſe der Förderung der

Finanzreform . Auch wenn ſie etwas Gutes beantragen , wird es trotzdem

abgelehnt werden . Wenn das Zentrum diplomatiſch vorgehen wollte ,
könnte es das Gegenteil von dem beantragen , was es beabſichtigt , dann

würden die Wünſche des Zentrums vielleicht angenommen werden . Die

Zentrumsvertreter gehen aber einen geraden Weg und ſind nach beſten

Kräften beſtrebt , die Finanzreform zuſtande zu bringen . Von dieſem Wege
werden ſie ſich auch nicht durch Freundlichkeit oder durch Oppoſition
abbringen laſſen , denn ſie haben ihr Mandat nicht vom Reichskanzler er⸗

halten , ſondern von ihren Wählern . “
Der Reichsſchatzſekretär ſuchte dieſe Darſtellung zu beſtreiten , ſoweit

ſeine Perſon in Betracht kam ; er konnte aber nicht in Abrede ſtellen , daß
der Verlauf der Dinge ſo war , wieer hier geſchildert wurde .

Das ablehnende Verhalten der Linksliberalen gegen einzelne Steuer⸗

formen veranlaßte am 24 . März 1909 den konſervativen Fraktions⸗
vorſtand v. Normann , dem nationalliberalen Abg . Baſſermann zu er⸗

öffnen , daß die Konſervativen feſt entſchloſſen ſeien , die Reichsfinanzreform
zu machen und zwar auch ohne Rückſicht auf die Blockmehrheit , wenn

dieſe ſich nicht als fähig erweiſe . Am 30 . März 1909 fand dann die

große Blockdebatte im Plenum ſtatt , bei welcher das Zentrum ſchwieg ,
da es ſich nicht in den Streit der Blockfreunde miſchen wollte . In der

Kommiſſion übernahmen nun die Konſervativen , jedoch erſt nach . Oſtern ,
die Führung , brachten Anträge ein , denen das Zentrum zuſtimmen konnte .
Die Zentrumsabgeordneten hielten ſich auch jetzt zurück und begnügten ſich
damit , rein ſachlich zu den einzelnen Vorſchlägen Stellung zu nehmen .
Dieſe kluge Taktik der Zurückhaltung hat ſich bewährt .

3 . Das Verhalten der liberalen Parteien .
Den ganzen Herbſt 1908 hindurch hat die liberale Preſſe die Reichsfinanz⸗

reform als die erſte nationale Aufgabe geprieſen ; im Reichstag ſprachen ſich
liberale Abgeordnete ähnlich aus . In der Kommiſſion belegten die Libe⸗
ralen die wichtigſten Referate für ſich und ließen den Konſervativen nur
die Tabakſteuer und Inſeratenſteuer , dem Zentrum die Bier⸗ und Elektrizitäts⸗
ſteuer . Die liberalen Abgeordneten waren auch ſechs Monate hindurch
die Wortführer und Antragſteller . Nach Oſtern kam es anders . Nachdem
die Kommiſſion die Weinſteuer , die Elektrizitätsſteuer und die Inſeraten⸗
ſteuer , die Nachlaßſtener und das Erbrecht des Staates abgelehnt hatte ,
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ſahen es die Konſervativen als ihre Aufgabe an , Erſatzſteuern in Form
von Zuſatzartikeln zum Finanzgeſetz vorzuſchlagen . Als die Konſervativen
die Erhöhung des Kaffeezolles vorſchlugen , brachten die Nationalliberalen
flugs einen Abänderungsantrag ( Nr . 246 ) hierzu ein , um für den deutſchen
Kolonialkaffee gewiſſe Vergünſtigungen zu erlangen . Sie hatten alſo am
26. Mai 1909 noch keinerlei Bedenken gegen die Zuläſſigkeit ſolcher An⸗
träge . Als aber am 28 . Mai 1909 dieſer Antrag beraten werden ſollte ,
da erklärten Nationalliberale , Freiſinnige und Sozialdemokraten dies für
unzuläſſig und ſprachen gar von einem Bruche der Geſchäftsordnung .
Die Geſchäftsordnung des Reichstages aber kennt gar keine Vorſchriften
über die Kommiſſionsverhandlungen ; ſie beſtimmt nur , daß die Kommiſſion
beſchlußfähig iſt , wenn mindeſtens die Hälfte der Mitglieder anweſend iſt ,
was ſtets der Fall war . Die Geſchäftsordnung garantiert vielmehr aus⸗
drücklich die Autonomie der Kommiſſion , indem ſie vorſchreibt , daß die
Kommiſſion ihre Tagesordnung ſelbſt feſtſetzt . Der Reichstag anerkannte
ſpäter mit 186 gegen 116 Stimmen , daß die Kommiſſion im Rechte war ,
als ſie die konſervativen Anträge verhandelte .

Aber die liberalen und ſozialdemokratiſchen Abgeordneten begnügten
ſich nicht mit einem Proteſte gegen die angebliche Verletzung der Geſchäfts⸗
ordnung , ſondern ſie verließen den Sitzungsſaal ; ſie ſtreikten und erllärten ,
daß ſie ſich an den weiteren Verhandlungen nicht mehr beteiligen würden .

Aber damit nicht genug , legten die liberalen Abgeordneten am
28 . Mai 1909 plötzlich ihre Referate nieder , und das zum guten Teil
über ſolche Geſetzentwürfe , die ſchon vollſtändig erledigt waren . Ein
Grund zu einem ſolchen Schritt war nicht vorhanden . Man wollte wohl
die Mehrheit in Verlegenheit bringen , damit ſie die Berichte nicht recht —
zeitig anfertigen konnte ; aber auch dieſer Schlag ging fehl . Denn die
Vertreter der Mehrheit nutzten die Pfingſtferien tüchtig aus und legten
rechtzeitig die Berichte vor . So beweiſt das Verhalten der liberalen
Parteien ſchon in dieſen Fragen ganz klar , daß es ihnen gar nicht in
erſter Linie um die Finanzreform zu tun war , ſondern daß ſie den politi⸗
ſchen Nebenzweck , den Liberalismus zur Herrſchaft zu bringen , verfolgten .

V. Die Beſitzſteuern .
Liberale Abgeordnete und liberale Zeitungen haben das Schlagwort

geprägt : 400 Mill . Mark indirekte Steuern und 100 Mill . Mark Beſitz⸗
ſteuern . Damit gingen ſie ſelbſt über die Forderungen der Regierung
hinaus . Denn die Regierungsvorlage enthielt nur 375 Millionen Mark
indirekter Steuern . Die Liberalen wollten alſo dem Volle noch höhere
Laſten auferlegen , wenn ſie nur in der Frage der Beſitzbeſteuerung ihren
Willen erreicht hätten . Für das Zentrum aber gab es in dieſer Frage
den Grundſatz : Ohne höhere Belaſtung der leiſtungsfähigen Kreiſe ins —
beſondere des Großkapitals keine Finanzreform !

A . Die Erbſchaftsſteuer .
Die Regierung ſchlug eine Nachlaßſteuer in der Form vor , daß jeder

Nachlaß von mehr als 20 000 M. der Nachlaßſteuer unterliegen ſoll .
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Die Steuer ſollte mit 1½ beginnen und bei einer Million und darüber

3 % betragen . In Verbindung damit wurde eine Wehrſteuer vorgeſchlagen
in Form eines Zuſchlages von 1,5 % zur Nachlaßſteuer für den Nachlaß

derjenigen Perſonen , die vom aktiven Dienſt befreit waren . Der Ertrag

dieſer Steuer wurde auf 98 Mill . M. berechnet ( 84 Millionen aus der

Nachlaßſteuer , 14 Millionen aus der Wehrſteuer ) . Da hiervon das Reich
Dreiviertel erhalten ſollte , konnten 73 Mill . M. in die Bedarfsberechnung

eingeſtellt werden . Als Gegner der Nachlaßſteuer bekannten ſich alle

rechtsſtehenden Parteien , das Zentrum , diePolen und die Nationalliberalen ,

ſo daß in der Kommiſſion für die Nachlaßſteuer nur die ſechs Stimmen

der Freiſinnigen und Sozialdemokraten abgegeben wurden . Zu einer Ab⸗

ſtimmung im Plenum kam es nicht , da die Regierung am 14. Juni 1909

die Nachlaßſteuer zurückzog und gleichzeitig eine Erbanfallſteuer vorlegte .
Damit hat der Bundesrat ſelbſt nach ſiebenmonatlicher Beratung zu—

geſtanden , wie verfehlt ſein Vorſchlag geweſen iſt .

1 . Nachlaßſtener und Familienſinn .

In den Kämpfen um die Nachlaßſteuer ſpielte das Wort „ Familien⸗
ſinn “ eine große Rolle ; die Gegner der Steuer bekundeten damit , daß ſie
aus prinzipiellen Gründen gegen dieſe Beſteuerung der Erbſchaften der
Eltern und Ehegatten ſeien , die Anhänger der Steuer ſuchten nachzuweiſen ,
daß die Frage der Erhaltung der Familie hierbei gar keine Rolle ſpielte .
Der Zentrumsabgeordnete Dr . Freiherr von Hertling gab auf dieſen Ein⸗
wand am 24. Juni 1909 die beſte Antwort mit folgenden Ausführungen :

„ Wenn wir von Familienſinn hier ſprechen , ſo denken wir an die
alte deutſche , in unſerem Volke tief eingewurzelte Anſchauung , daß das

Eigentum eben Familieneigentum iſt , nicht das ausſchließliche Eigentum
des Vaters und der Mutter . Wir haben die Auffaſſung , daß durch dieſe
Schätzung des Eigentums als Familieneigentum ganz weſentlich die Ein⸗

heit und der Zuſammenhalt der Familie geſchützt und geſtärkt wird . Es
iſt doch etwas ganz anderes , meine Herren , wenn alle Glieder der
Familie in ihrer produktiven Tätigkeit an der Erhaltung und Mehrung
des gemeinſamen Eigentums mitarbeiten , als wenn ſie durch eine ver⸗

änderte Auffaſſung in die Stellung des Arbeitnehmers dem Arbeitgeber
gegenüber geſtellt werden . Man trägt einen ganz äußerlichen , formal⸗
juriſtiſchen Geſichtspunkt in dies Verhältnis hinein , wenn man das Ver⸗
mächtnis der Eltern gleichſtellen will dem Vermächtniſſe entfernter Ver⸗

wandter . In dem einen Falle handelt es ſich zweifellos um den Anfall
eines fremden Gutes , einen Vermögenszuwachs , vielleicht um ein un⸗

verhofftes Glück , in dem andern Falle darum , daß das Familieneigentum ,
das bisher Eigentum der Familie in allen Gliedern war , nun nach dem

Tode der Eltern den Kindern zufallen muß . Das iſt ein ganz anderes
Verhältnis , und Sie mögen darüber reden ſo viel Sie wollen : es iſt ſo . “

2 . Eindringen in Familienverhältniſſe .
Kein anderer als der nationalliberale Abg . Dr . Paaſche hat

am 21 . November 1908 in klarer Weiſe gezeigt , wie die Annahme der

Nachlaßſteuer ein Eindringen in die inneren Verhältniſſe der Familie im

Gefolge haben müßte , denn er führte damals aus :
„ Meine Herren , in dem Moment , wo der Ernährer der Familie ſtirbt ,



ſoll der Wert des Erbes feſtgeſtellt werden . Was heißt denn der Wert

beiſpielsweiſe eines bäuerlichen Beſitzes von 30 —40 000 Mark ? Dann

ſoll im einzelnen geſchätzt werden ; was iſt das Haus wert , was iſt der

Acker wert ? Jeder gibt einen anderen Wert au . Was iſt die Kuh wert ,
die im Stalle ſteht ? was ſind die Pferde wert ? was die Ernten ? Bis

die Steuer erhoben werden ſoll , iſt die Ernte bereits aufgezehrt , ohne

Nutzen zu bringen . Man muß im Winter ſein Vieh durchfüttern , ohne

daß es Ertrag gibt , die Stroh⸗ und Heuvorräte ſind weg uſw . Man

erwidert : die Steuereinſchätzung braucht nicht ſo rigoros ſein . Sie wird

es aber ſein , wenn es ſich darum handelt , hohe Steuererträge heraus⸗

zunehmen . ( Sehr richtig ! bei den Nationalliberalen . ) Und im Geſetz

ſind die Handhaben für ſolche Vermutungen gegeben . Es wird in Staffeln
geſchätzt , wenn aber das ermittelte Vermögen über den Höchſtſatz einer

Staffel hinausgeht , ſo ſoll der Ueberſchuß nur beſteuert werden , wenn er

doppelt ſo hoch iſt als die Mehrſteuer . Alſo wenn in der unterſten Stufe
von 20 —30060 Mark die Steuer nur ½ Prozent beträgt , und das Ver⸗

mögen auf 30 200 M. geſchätzt wird , dann ſollen die 200 M. nicht in

Anrechnung gebracht werden , weil der Steuerbetrag von 150 M. mehr
als die Hälfte des Ueberſchuſſes über 30 000 M. beträgt . Was heißt
das ? Man will alſo bis auf den letzten Groſchen das Vermögen ſchätzen
und würde den Nachlaß eventuell in die höhere Steuerſtufe hineinbringen ,
wenn die Schätzung etwa 100 M. mehr herausrechnet . So gewiſſenhaft

hat man ſich vorgenommen zu ſchätzen . Meine Herren , noch weiter ! Der

Hausrat , Wäſche und Kleider ſollen nicht beſtenert werden . Was heißt

Hausrat ? Soll jede Frau , wenn der Mann ſtirbt , ihre Schubkäſten

öffnen und zeigen , was ſie etwa an Schmuck von ihrer Mutter geerbt

hat ? Soll ſie alte Spitzen zeigen , die ſie als Heiligtum aus alter Zeit

beſitzt und ſie uun als Wertobjekt zur Steuer angeben ? Soll die Witwe ,

wenn Not vorhanden iſt , dieſe Andenken verkaufen , nur um die Steuer zu

bezahlen ? Das gibt eine Fülle von Erbitterung . Sehr richtig !) Nicht

bloß der Familienſinn wird geſchädigt , ſondern es gibt eine ſolche

Unruhe und Erregung im Volke , die viel mehr ſchaden wird , als heraus⸗
kommen kann . ( Zuruf bei den Sozialdemokraten . ) — Das ſagen Sie ,

meine Herren . Das Wort „Erbſchaftsſteuer “ klingt immer ſehr ſchön .

Ich ſtehe auch im Volksleben und höre das auch . “
( 165 . Sitzung vom 21 . November 1908 S . 5625 . )

3 . Nachlaßſteuer und LTandwirtſchaft .
Die Nachlaßſteuer hätte die Landwirtſchaft in doppelter Weiſe ſchwer

getroffen und ſie ungerecht belaſtet . Der preußiſche Finanzminiſter ſuchte
zwar in den Verhandlungen nachzuweiſen , daß 85 ⅜j aller Landwirte

ſteuerfrei bleiben . Das iſt jedoch falſch und zeugt nur von vollſtändiger
Unkeuntnis der Verhältniſſe . Sonſt wäre es auch nicht zu verſtehen ,

daß die chriſtlichen Bauernvereine im Rheinland , Weſtfalen , Baden

uſw . , die zum größten Teil aus Kleinbauern und Mittelbauern be⸗

ſtehen , ſo lebhaft gegen die Steuer proteſtierten . Die Landwirtſchaft
fürchtete eben nicht mit Unrecht , daß man heute wohl den Nachlaß unter

20000 Mark ſteuerfrei läßt , daß aber gar bald dieſe Summe ſehr er⸗

niedrigt werden würde und dann iſt der Baner doppelt der Geleimte . Zunächſt
würde bei der Nachlaßſteuer die Landwirtſchaft und das geſamte immobile
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Kapital weit ſchwerer getroffen werden , als das mobile Kapital . Das
hat der preußiſche Finanzminiſter im Dezember 1905 in folgenden Worten
geſchildert : „ Bei dem mobilen Kapital geht der Vater an ſeinen Geld —
ſchrank und gibt das , was er dem Sohne zuwenden will , aus dem Geld —
ſchrank ; die Steuerbehörde erfährt nur in den ſeltenſten Fällen etwas
davon . Aber der Vater , der ſeinem Sohn ein Grundſtück überlaſſen will ,
muß zum Grundbuchamt gehen und dort das Grundſtück umſchreiben
laſſen . Man hat in Elſaß⸗Lothringen die Beſtimmung getroffen , daß alle
Schenkungen , die ſechs Monate vor dem Tode erfolgen , auch der Erb —
ſchaftsſteuer unterliegen . Hätte man dieſe Beſtimmung durchgeführt , ſo
hätte ſie zu einem geradezu unerträglichen Eindringen in die intimſten
Familienverhältniſſe geführt , wenn man nach dem Tode eines Mannes
noch überall nachgeforſcht hätte : haſt du auch nicht ſechs Monate vor
deinem Tode deinem Sohne A. oder deiner Tochter B. etwas geſchenkt ?
Infolgedeſſen hat man die Beſtimmung tatſächlich nicht ausgeführt . Für
mich vom allgemeinen Standpunkte iſt dieſe eventuelle Heranziehung der
Deſzendenten und der Ehegatten am bedenklichſten hinſichtlich der Rück⸗
wirkung auf den bäuerlichen Beſitz . “

Dieſe Worte gelten noch heute . Wenn der Landwirt ſtirbt , muß der
junge Bauer den Hof übernehmen , ſeine Geſchwiſter auszahlen , daher
Hypotheken aufnehmen und dann ſoll er noch eine Nachlaßſteuer entrichten .
Wenn er auch Ratenzahlungen geſtattet , dann wird aus der Steuer ein
neuer Reichsbodenzins . Beim Landwirt wird alles auf den letzten Pfennig
zur Steuer herangezogen , das mobile Kapital kann ſich leicht entziehen .
Beim Landwirt , Handwerker und Kaufmann arbeiten vielfach die Kinder
ohne Lohn mit an der Erwerbung des Familienvermögens ; dann ſollen
ſie bei der Nachlaßſteuer nochmals beſonders verſteuern , was ſie ſelbſt
miterworben haben ?

4 . Die Nachlaßſteuer eine ungerechte und harte Steuer .
Die Nachlaßſteuer iſt ſchon deshalb eine ungerechte Steuer , weil ſie

keine Rückſicht nimmt auf die Höhe des Erbteils . Wenn nur ein Kind vor⸗
handen iſt und 20000 Mark erbt , muß dieſelbe Steuer gezahlt werden ,
wie wenn fünuf Kinder vorhanden ſind und jedes nur 4000 Mark erbt .
Dieſe Ungerechtigkeit liegt auf die Hand . Sie nimmt aber auch keine
Rückſicht auf die Verhältniſſe der Erben ; wenn ein Krüppel oder Idiot
von ſeinen Eltern 20000 Mark erbt , hätte er dieſelbe Steuer zu entrichten ,
wie wenn ein geſunder , kräftiger Mann , der ſelbſt ſchon großes Vermögen
hat , von ſeinen Eltern dieſe Summe erbt . Dieſe Steuer würde aber auch
die Familie im denkbar ungünſtigſten Momente treffen . Für 95 % aller
Familien bedeutet der Tod des Vaters oder der Mutter oder der Eltern
überhaupt einen wirtſchaftlichen Verluſt ; man nehme nur den Beamten ,
Arzt , Rechtsanwalt , Handwerker , Kaufmann uſw . , die ganze Familie
kommt zurück , wenn der Vater ſtirbt ; die Kinder können nur in ſeltenen
Fällen den Beruf des Vaters ergreifen . Der Reichstag und Bundesrat
haben dies auch erkannt und daher die Einführung einer Hinterbliebenen⸗
verſorgung für alle Beamten eingeführt und für die Arbeiterſchaft ſoll eine
Hinterbliebenenverſicherung mit Unterſtützung vom Reiche durchgeführtwerden . Dann kann man doch nicht in demſelben Momente den Mittel⸗
ſtand neu belaſten . Die Nachlaßſteuer hat auch den Fehler , daß ſie vom



itentt.

„

Zufall des Todes abhängig iſt , je häufiger in einer Familie der Tod

Einkehr hält , um ſo höher ſind die Abgaben .

5 . Zentrumsabgeordnete für die Nachlaßſteuer .

In den langwierigen Verhandlungen wurde dem Zentrum wiederholt

vorgehalten , daß es früher ſelbſt für die Nachlaßſteuer geweſen ſei und

daß es nur aus taktiſchen Gründen , um den Fürſten Bülow zu ſtürzen ,

gegen dieſe ſei . Dieſe Behauptung iſt unzutreffend . Das Zentrum in

ſeiner Allgemeinheit war nie für die Nachlaßſteuer , auch nicht die Zentrums⸗

fraktion des Reichstages . Wohl ſind 1905 und 1906 einzelne Zentrums⸗

abgeordnete ( Fritzen , Speck und Gröber ) für die Beſteuerung des Kindes⸗

erbes eingetreten , aber nur unter zwei Vorausſetzungen , daß 1. dieſe
Steuer nur ein Notbehelf ſei und erſt eingeführt werden könne , wenn

man keine andere zweckentſprechende Steuer fände ; 2. daß ſie nur bei den

großen Erbſchaften ( über 100000 Mark ) erhoben werde . Da es jetzt
dem Zentrum gelang , eine beſſere Form der Beſitzbeſteuerung durch Heran —

ziehung des mobilen Kapitals zu finden , waren dieſe Vorausſetzungen

hinfällig geworden . Das Zentrum hat ſchon damals die Ausdehnung der

Erbſchaftsſteuer auf Kinder und Ehegatten einſtimmig abgelehnt . Die

wiederholten Hinweiſe auf frühere Auslaſſungen von Zeutrumsabgeordneten
ſind um ſo verfehlter , als der nationalliberale Fraktionsredner noch am
28 . November 1908 und ebenſo in der Kommiſſion ſich am ſchärfſten gegen
die Nachlaßſteuer ausgeſprochen hat , wie das auch im Dezember 1905

der preußiſche Finanzminiſter tat .

Auch das „Politiſche Handbuch für nationalliberale Wähler , heraus⸗

gegeben von Mitgliedern der nationalliberalen Partei , 2. Auflage , ab⸗

geſchloſſen Ende Februar 1897 “ ( Berlin , Puttkammer und Mühlbrecht )
ſchreibt auf S . 261 unter der Ueberſchrift „Erbſchaftsſteuer “ :

„ Unter den direkten Steuern iſt die Erbſchaftsſteuer in den deutſchen

Einzelſtaaten , aber auch ſonſt im modernen Steuerweſen , am ungleich⸗

mäßigſten entwickelt . Einige Staaten haben ſich ihrer bedient , um die

beſſere Wohlſtandskraft des Volkes zum Vorteil der Staatskaſſe belang⸗

reich in Anſpruch zu nehmen , ohne Rückſicht darauf , daß der Beſitzüber⸗

gang durch Erbſchaft in jeder Weiſe zufällig iſt und das vererbliche Ver⸗

mögen immer nur ſehr ungleich trifft , das eine vielleicht drei , vier - , fünf⸗
mal in ein und derſelben Generation , das andere in einem ganzen Jahr⸗

hundert vielleicht nur zweimal . Andere Staaten wieder haben mit Rückſicht

auf dieſe Ungleichheit davon abgeſehen , das Vermögen im Erbgang

ſteuerlich in Anſpruch zu nehmen , dafür mit einer Kapitalrentenſteuer das⸗

ſelbe belaſtet . Wieder eine andere Art von Verſchiedenheit ſtellt ſich in —

ſofern dar , als das eine Syſtem auch den Zugriff beim Uebergang des

Erbes von den Eltern auf die Kinder nicht verſchmäht , während andere

aus Rückſichten auf den ſittlichen Wert der Familienbande dieſen Zugriff
als unzart und unſtatthaft durchaus von ſich weiſen . Dann wieder unter⸗

ſcheiden ſich die Syſteme in dem Belaſtungsverhältniſſe bei Erbſchaften
unter entfernten Verwandten . Die Pragreſſion begiunnt ſchon bei den Nach—⸗
kommen von Geſchwiſtern ſich weſentlich zu unterſcheiden ( Sachſen , Württem —

berg 3, Elſaß⸗Lothringen 6½ Prozent ) und ſchwankt auch bei entfernten .

Verwandtſchaftsgraden zwiſchen 8 und 10 Prozeut . Es verſteht ſich , daß
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die Schenkung unter Lebenden mit zur Steuer herangezogen werden muß ,
wenn die Erbſchaftsſteuer nicht überall umgangen werden ſoll . “

6 . Freiſinnige gegen die Nachlaßſtener .
Unter allen bürgerlichen Parteien trat nur der Freiſinn für die

Nachlaßſteuer ein . Doch auch hier hörte man früher ganz andere Worte .
Der freiſinnige Abg . Dr . Wiemer erklärte am 10. Januar 1906 im Reichs⸗
tage : „ Viel umſtritten iſt die Frage der Beſteuerung der Erbanfälle an
Deſzendenten . Es ſtehen mancherlei Bedenken auch nach unſerer Meinung
dieſer Beſteuerung entgegen . Ich kann , ohne vorläufige eingehende Aus⸗
führungen darüber zu machen , vieles von dem unterſchreiben , was der
preußiſche Herr Finanzminiſter in der erſten Leſung des Etats darüber
ausgeführt hat . Es läßt ſich nicht verkennen , daß eine ſolche Beſteuerung
der Deſzendenten einen Eingriff in die Familieneinheit enthält ; vielfach
tragen erwerbsfähige Familienmitglieder dazu bei , durch ihre Arbeit das
Familienvermögen zu erhalten und zu vermehren . Es läßt ſich auch nicht
verkennen , daß unter Umſtäuden dieſes Eingreifen in die intimen Familien⸗
verhältniſſe äußerſt peinlich wirken kann bei dem Tode des betreffenden
Erblaſſers . Ohnehin wird , wenn der Vater , der Ernährer ſtirbt , leicht
der standard of life einer Familie heruntergedrückt , und es wirkt ſehr
verſtimmend , wenn dann noch der Fiskus kommt , Nachforſchungen hält ,
allerlei Scherereien veranlaßt und Mißſtimmung und Beunruhigung her⸗
vorruft . “ ( 16. Sitzung vom 10. Januar 1906 S . 438 . )

Am 11. Mai 1906 erklärte derſelbe Abg . Dr . Wiemer im Reichs⸗
tage : „ Die Beſteuerung der Deſzendenten und Ehegatten entſpricht nicht
der deutſchen Rechtsauffaſſung von der Einheit des Familienvermögens . “

In der Voſſiſchen Zeitung ( Abendausgabe vom 2. Januar 1908 )
findet ſich ein Aufſatz des freiſinnigen Abg . Dr . Müller Meiningen ) , be⸗
titelt : „ Zu des Reiches Finanznot . “ In der Einleitung wird von aller⸗
hand Steuern geſprochen , es wird der bekannte Bambergerſche Vorſchlag
auf Einſchränlung des materiellen Erbrechts der entfernten Verwandten
mit Freuden begrüßt ; dann fährt der Verfaſſer des Aufſatzes fort :

„ Wer dieſem Gedanken einer Einſchränkung des materiellen Erb⸗
rechts in gewiſſen Grenzen ſich ohne weiteres ablehnend gegenüber⸗
ſtellt , der möge bedenken , daß mit der Einführung der Erbſchafts⸗
ſteuer für Abkömmlinge und Ehegatten , die im Falle des Ver⸗
ſagens einer anderen Ausdehnung ſicher kommen muß , weit
brutalere und unſympathiſchere Beſtimmungen verbunden ſind .
Es handelt ſich bei der Erbſchaftsſteuer der Abkömmlinge und
Ehegatten um Eingriffe in das Familienleben zu einer Zeit , in
der das Teuerſte der Familie entriſſen iſt , in der meiſtens die
Einmengung der Steuerbeamten mit den Recherchen nach der Höhe
der Erbſchaft wie eine offizielle Verhöhnung des Schmerzes
der Leidtragenden wirkt . Obwohl ich kein prinzipieller
Gegner der Heranziehung der Abkömmlinge und Ehegatten mit
einer niedrigen Gebühr bin , erſcheint dieſe gehäſſige Art der
Steuererhebung ſehr bedenklich . “

So urteilten freiſinnige Abgeordnete , die im Jahre 1909 erklärten ,
daß ſie an der Finanzreform nicht mitarbeiten würden , wenn die Nachlaß⸗

ſteuer keine Mehrheit finde .
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B. Die Erbanfallſteuer .
Gleichzeitig mit der Nachlaßſteuer wurde eine Novelle zu der 1906

beſchloſſenen Erbſchaftsſteuer vorgelegt ; dieſe ſollte eine Reihe von Steuer⸗

befreiungen und Steuerbegünſtigungen aufheben und für die Entrichtung

der Steuer gewiſſe Härten beſeitigen . Es ſollten dabei beſonders

Kirchen , Stiftungen uſw . höher zur Steuer herangezogen werden und zwar

ſtatt mit 5 Prozent mit bis zu 12½ Prozent .

1. Der „ Verzweiflungsakt “ der Freiſinnigen
Am 10. und 11. Februar 1909 wurde dieſe Vorlage in der Kommiſſion

beraten . Da die Ausſichten auf Annahme der Nachlaßſteuer äußerſt gering

waren , ſo ſuchten die Freiſinnigen nun in dieſes Erbſchaftsſteuergeſetz die

Beſteuerung der Kinder und Ehegatten hineinzuarbeiten . Am 10. Februar
1909 brachte der Abg. Dr . Müller ( Meiningen ) ( Komm. ⸗Druckſ . Nr . 56 )

einen Antrag ein , welcher für die Erbſchaftsſteuer folgende Sätze feſtlegte :

für Ehegatten und Kinder 1 % , für Enkel 4 % , für Eltern 6 %, für

Großeltern 8 uſw . bis 25v/ ; mit der Höhe der Erbſchaftsſumme ſollte
dann eine Steigerung dieſer Steuerſätze eintreten bis zum zweieinhalbfachen ,
ſo daß der freiſinnige Abg . Dr . Müller ( Meiningen ) zu Steuerſätzen bis 62/ %

Erbſchaftsſteuer kam . Als man ihm dies entgegenhielt , meinte er am

II . Februar 1909 : „ Man müſſe bedenken , daß die Freiſinnigen mit der

Erhöhung der Sätze gewiſſermaßen einen Verzweiflungsakt begangen hätten ,

weil ſie nicht wüßten , wie ſonſt die direkten Steuern herauskämen . “ Der

Antrag wurde mit allen gegen ſechs freiſinnige und ſozialdemokratiſche
Stimmen abgelehnt .

Die Sozialdemokraten brachten am 11. Februar ( Komm . ⸗Druckſ. Nr . 60 )

den Antrag ein , Ehegatten und Kinder mit 2 / Mzu belaſten und bis zu

16 zu gehen bei entfernten Verwandten ; dieſe Sätze ſollten ſich dann

bei zwei Millionen um das dreifache erhöhen , ſo daß der Maximalſatz
48 % war . Die Freiſinnigen waren alſo den Sozialdemokraten in den

Steuerſätzen noch über ; auch der ſozialdemokratiſche Antrag wurde abgelehnt .

Ein nationalliberaler Antrag wollte die Steuerſätze für die Seiten⸗

verwandten erhöhen ( bei Eltern von 4 auf 6 %, bei Großeltern von 6

auf 8 %, bei Geſchwiſtern der Eltern von 8 auf 10 % und bei ſonſtigen

Verwandten von 10 auf 12 / ) . Jedoch immer mit der üblichen Steigung

bis zum 2½ fachen dieſer Sätze . Dieſer Antrag ſollte einen Mehrertrag

von 22 bis 24 Millionen Mark geben , obwohl er bis zu 30 „ Steuer

ging und damit die Steuerſätze aller Länder überholte . Denn die Erbſchafts⸗

ſteuer beträgt
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Auch der nationalliberale Antrag wurde abgelehnt . Am 14. Juni 1909

zog die Regierung die ganze Vorlage über die Nachlaßſteuer zurück.
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2 . Die Erbanfallſtenuervorlage der Regierung .
Als Fürſt Bülow am 20 . April 1909 aus dem Süden zurückgekehrt

war , empfing er Deputationen aus den deutſchen Bundesſtaaten , um
Adreſſen zugunſten der Finanzreform , beſonders der Erbſchaftsſteuer , ent⸗
gegenzunehmen . In ſeiner Erwiderung teilte der damalige Reichskanzler
mit , daß die Nachlaßſteuer zurückgezogen werde , daß aber der Bundesrat
in den allernächſten Tagen dem Reichstage Erſatzſteuern unterbreiten werde .
Die einzelſtaatlichen Finanzminiſter trafen zwar ſofort in Berlin ein ; aber
es wurde keine Einigung erzielt . Erſt am 14. Juni 1909 ging dem
Keichstage die ſog . Erbanfallſteuer zu. Sie unterſchied ſich von der
Nachlaßſteuer dadurch , daß ſie nicht mehr die Erbmaſſe des Verſtorbenenbeſteuern wollte , ſondern den einzelnen Erbteil . Erbteile unter 10000 M.und Erbſchaftsmaſſen unter 20000 M. ſollten ſteuerfrei ſein , ebenſo Ehe⸗gatten mit gemeinſchaftlichen Abkömmlingen . Der Steuerſatz begann mit1. und erreichte bis 750000 M. den Höchſtſatz mit 4 %. Kleidungs⸗ſtücke uſw . ſollten ſteuerfrei ſein . Die Seitenverwandten ſollten erheblichhöher belaſtet werden . Schenkungen , welche zwei Jahre vor dem Tode
erfolgt ſind , ſollten ſteuerfrei ſein ; auch die Ausſtattungen ſollten unterdie Steuern fallen , dagegen nicht Zuwendungen , z. B. an einen Sohn ,der dem Studium obliegt . „ Der Gutserbe wird ' als Erwerb von Todes
wegen den Betrag zu verſteuern haben , um den der wahre Gutswert zurZeit der Gutsübergabe den Uebernahmepreis einſchließlich der Leiſtungenan den Vorbeſitzer und der an die Geſchwiſter des Gutserben zuzahlenden Abfindungen überſteigt . “ ( Begründung Seite 6. ) DerGeſamtertragdieſer Steuern wurde auf 72 Millionen Mark berechnet , wovon dem
Reiche 55 Millionen zufallen ſollten .

3 . Die Ablehnung der Erbſchafts ſteuer .
Reichskanzler Fürſt Bülow ſuchte durch eine wohlgeſetzte Rede dieſeneue Steuervorlage zu retten ; aber er beſſerte die Situation nicht . Die

Finanzkommiſſion beriet am 22. Juni 1909 über die Vorlage und lehnteſie in allen Teilen ab. Die Reichspartei beantragte hierbei ein langſamesAnſteigen der Steuer und wollte eine Erhöhung der Steuerſätze nurdann zulaſſen , wenn nicht 14 Stimmen im Bundesrat widerſprechen .( Komm. ⸗Antrag Nr . 308 . ) Die Freiſinnigen beantragten ſchärfere Heran —ziehung der Seitenverwandten, während die Sozialdemokraten daneben den
Steuerſatz mit 1½ 9ébeginnen und bei 16 Millionen Mark mit 20 %endigen laſſen wollten . Alle dieſe Anträge wurden abgelehnt . Am
24. Juni 1909 fand die Abſtimmung im Plenum des Reichstags ſtatt . Gegendie Steuer konnten mit einigen untergeordneten Ausnahmen alle jene Bedenkenins Feld geführt werden , welche gegen die Nachlaßſteuer ſchon mitgeteiltwurden; denn ob Erbanfall - oder Nachlaßſteuer : in der Sache iſt kein
Unterſchied ; nur die Form iſt eine andere . Die Gründe gegen die Steuerbrauchen alſo nicht wiederholt werden . Die Erbſchaftsſteuer wurde inallen Teilen mit 194 gegen 186 Stimmen bei einer Enthaltung ab⸗
gelehnt . Mit Nein ſtimmten geſchloſſen das Zentrum ( von ſeinen 106 Ab⸗
geordneten waren 105 anweſend ) und die Polen ; ferner die Konſervativenmit folgenden ſechs Ausnahmen : Dr . Wagner , Gieſe , Arnold , Pauli( Potsdam ) , Fürſt von Hohenlohe - Oehringen , v. Kaphengſt . Von der
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Reichspartei ſtimmten mit Nein : Varenhorſt , v. d. Wenſe und Dörkſen ;

von der Wirtſchaftlichen Vereinigung : Liebermann v. Sonnenberg , Kölle ,

Vogt ( Krailsheim ) , Vogt ( Hall ) , Bindewald ; ferner der Antiſemit Köhler

und ſämtliche Elſäſſer , ſowie der parteiloſe Abg . Lehmann ( Jena ) , der an

dieſem Tage aus der nationalliberalen Fraktion austrat . Da dieſe

Fraktionszwang ausgeſprochen hatte , traten noch weiter aus die Abgg . Heyl

ven Herrnsheim und Graf von Oriola . Der Entwurf war mit dieſer

Abſtimmung endgültig erledigt . Reichskanzler Fürſt Bülow reiſte zum

Kaiſer nach Kiel und bat um ſeine ſofortige Enthebung vom Amte ; der

Kaiſer lehnte dieſe ab und beauftragte den Reichskanzler , die Geſchäfte

bis zur Vollendung der Reichsfinanzreform zu führen . Am 10. Juli war

dieſe erledigt ; am 14. Juli erhielt Fürſt Bülow ſeinen Abſchied und

Staatsſekretär von Bethmann - Hollweg wurde zum Reichskanzler ernannt .

Reichskanzler Fürſt Bülob war am 24 . Juni 1909 das letzte Mal im

Reichstage erſchienen ; er redete nicht mehr , wurde aber photographiert .

C. Das Erbrecht des Staates .

Mitten in die Finanzreform wurde eine rein juriſtiſche Frage ge—

worfen : Soll das Erbrecht ein unbegrenztes ſein ? Die Regierung legte

eine Novelle zum BGB . vor , welche als geſetzliche Erben in der dritten

Ordnung noch die Großeltern des Erblaſſers zulaſſen wollte , für alle

anderen Fälle aber den Fiskus als Erben einſetzte , wenn kein

Teſtament vorhanden war . Der Ertrag aus dieſer Steuer wurde auf

25 Millionen Mark berechnet , wovon das Reich 19 Millionen Mark er⸗

halten ſollte . Gegen den Entwurf wurden hauptſächlich folgende Ein⸗

wände erhoben : 1. Es greift zu tief in die Familie ein , wenn Onkel und

und Tanten nicht mehr geſetzliche Erben ſind ; läßt man dieſe aber zu, ſo

iſt der finanzielle Effekt der Maßuahme ein ſehr kleiner . 2.1 Bei der Be⸗

ratung des BGB . hat man abſichtlich die Erbfolge nicht beſchränkt , um

die Familie als ſolche nicht zu lockern ; denn aller Beſitz geht ſchließlich

auf einen gemeinſamen Vorfahren zurück . 3. Es fand ſich keine Regelung ,
um diejenigen Perſonen , die nicht teſtierfähig ſind ( Minderjährige ,

Schwachſinnige uſw . ) zu ſchützen . 4. Die größten Vermögen der Fidei⸗

kommiſſe , Aktiengeſellſchaften uſw . werden von dieſer Vorſchrift nicht ge—

troffen . 5. Der Staat wäre in vielen Fällen nur der Verwalter ver⸗

ſchuldeter Erbſchaften geworden , wie das ſtatiſtiſch feſtſteht , ſo daß der

Ertrag aus dieſer Steuer ein geringer geworden wäre . 6. Dieſe Maß⸗

nahme trägt einen ſozialiſtiſchen Charakter an ſich , denn in der Kommiſſion

wie im Plenum waren die Sozialdemokraten die eifrigſten Befürworter

derſelben . Der ſozialdemokratiſche Abg . Ulrich führte u. a. im Plenum
aus : „ Soll das Erbrecht des Staates wirklich erfolgreich für die Reichs⸗

kaſſe wirken , dann muß es in ganz anderer Weiſe ausgebaut werden , als

es in der Vorlage geſchehen iſt Wenn wir unſererſeits einmal au⸗

fangen ſollten , das Erbrecht des Staates zu reformieren , dann machten
wir es ſicher anders , dann würden wir insbeſondere das Erbrecht der
toten Hand , der Fideikommiſſe , der frommen Geſellſchaften uſw . uns ſehr

genau anſehen und würden den Herren klar machen , was ein wirklicher

Sozialdemokrat als Erbrecht des Staates verlangen müßte , um endlich der



Anhäufung der Millionen und Milliarden in verhältnismäßig wenigen
Händen , wenigſtens nach einigen Generationen , ein Ende zu machen . “

Ganz treffend entgegnete der Zentrumsabgeordnete Gröber : „ Wir
ſtehen auf dem Standpunkt , daß man in der Frage des Privaterbrechts
jedem Verſuch entgegentreten muß , welcher die Bedeutung der Familie ab⸗
ſchwächt und nun den Staat in den Erbgang unnötigerweiſe einrücken
läßt . ( Sehr richtig ! in der Mitte und rechts . ) Principiis obsta ! ( Sehr
gut ! in der Mitte . ) Schneidet man das Erbrecht der Verwandten bei
der fünften Ordnung ab , dann kommen nach zehn Jahren Herren und
ſagen : man ſchneide bei der vierten Ordnung ab , und nach weiteren zehn
Jahren wird gefordert : man ſchneide ab bei der dritten Ordnung , und
bald werden dann Herren kommen und ſagen : warum denn die zweite
und erſte Ordnung laſſen ? lieber gar kein Erbrecht der Privaten mehr !
Und , meine Herren , mit im weſentlichen denſelben Gründen , mit denen die
Regierungsvorlage grundſätzlich ihre Vorſchläge zu rechtfertigen ſucht , kann
man auch die Beſeitigung des Erbrechts in den übrigen näheren Ordnungen
der Verwandten begründen ; im Gegenteil , die fiskaliſchen Gründe der
Vorlage werden noch verführeriſcher bei dem Erbrecht der näheren Ver⸗
wandten , deſſen Beſeitigung dem Staat mehr Geld einbringen würde als
die jetzige Regierungsvorlage . Dann iſt ſchließlich der Umfang des
Privaterbrechts nur noch eine Zweckmäßigkeitsfrage , über die die wechſelnden
Mehrheiten und Mehrheitsbildungen des Reichstags und des Bundesrats
eine Beſtimmung treffen können . ( Sehr gut ! in der Mitte . ) Wir wollen
aber nicht einen Weg beſchreiten , der das Privaterbrecht der Familie von
der Willkür der Mehrheiten im Bundesrat und im Reichstag abhängig zu
machen verleitet ( ſehr gut ! in der Mitte ; Lachen links ) , ſondern wir
wollen es beſtehen laſſen ſo , wie es im Bürgerlichen Geſetzbuch nach langerund wohlbegründeter Ueberlegung feſtgeſetzt iſt ( Bravo ! in der Mitte ) , und
aus dieſem Grunde ſind wir gegen die Vorlage der Regierung . “

D. Die Beſitzſteueranträge .
a ) Die Reichsvermögenssteuer .

1. Die Subkommiſſion .
Nachdem es ſich in der Kommiſſion herausgeſtellt hatte , daß für die

Nachlaßſteuer keine Mehrheit zu finden war , ſcheute die Blockmehrheitdoch vor einer entſcheidenden Abſtimmung zurück . Anfangs Februar 1909wurden zwei Anträge aus der Blockmehrheit eingebracht , für den Fallder Ablehnung der Nachlaßſteuer die Regierung zu erſuchen , einen Geſetz⸗
entwurf über eine Reichsvermögensſteuer vorzulegen . Am 9. Februar 1909
beantragten dann die Abg . Weber , Frhr . von Gamp und Wiemereine Subkommiſſion mit der Ausarbeitung eines ſolchen Geſetzentwurfes
zu beauftragen und gleichzeitig wurde von allen Blockparteien der Antrag(Komm. ⸗Druckſache Nr . 47 ) eingebracht , die Beratungen über die Nachlaß⸗ſteuer ſo lange auszuſetzen, bis dieſe Subkommiſſion ihre Arbeiten beendigt
habe. Als dieſer letzte Autrag angenommen wurde , rief der Abg . Everling ,Direktor des Evangeliſchen Bundes , in der „Täglichen Rundſchau “ jubilierendaus : „Endlich der Block . “
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Die Subkommiſſion kam trotz aller Hilfe der Regierung und trotz

wiederholter Vertagungen zu keinem Geſetzentwurf, ſondern konnte dem Plenum

der Kommiſſion nur folgendes Ergebnis ihrer Beratungen mitteilen :

„I . Vom 1. Januar 1911 ab tritt ein Geſetz in Kraft , durch welches

nach reichsgeſetzlich vorgeſchriebenen Grundſätzen eine Beſteuerung des Be⸗

ſitzes erzielt wird . Die Ausführung ſoll den Einzelſtaaten überlaſſen

bleiben mit der Maßgabe , daß im Geſetz der Höchſtbetrag von 150 Mil⸗

lionen feſtgeſetzt und die zu erhebende Quote alljährlich durch den Reichs⸗

haushaltsetat beſtimmt wird . Verſchiedene Mitglieder der Kommiſſion

machen ihre definitive Stellungnahme von dem Inhalte des vorzuſchlagenden

Geſetzes abhängig .
II . Für die Zeit vom 1. April 1909 bis 1. April 1912 ſind von den

Bundesſtaaten nach folgenden Grundſätzen Zahlungen an das Reich zu

leiſten :
1. Die Verteilung des Betrages erfolgt wie bisher nach der Kopfzahl .

2. Der von den Bundesſtaaten aufzubringende Höchſtbetrag wird auf

150 Millionen Mark jährlich feſtgeſetzt .

3. Die jährlich zu erhebende Quote wird durch den Reichshaushaltsetat

beſtimmt .
J. Die Bundesſtaaten ſind verpflichtet , die auf ſie entfallenden Beträge

durch allgemeine Beſitzſteuern (Vermögensſteuerr, Einkommenſteuer
uſw . ) zu erheben und vierteljährlich nach näherer Auweiſung des

Bundesrats an das Reich zu entrichten . “

Mit dieſem Schlußergebnis einer 14tägigen Beratung war natürlich

gar nichts anzufangen , da es die Löſung der geſamten Beſitzſteuerfrage
verſchieben wollte ; dies ſahen auch alle Parteien ein . Die Subkommiſſion

hatte vergebens gearbeitet .

2. Die Verhandlungen in der Kommiſſion .

Am 5. Februar 1909 beantragten Nationalliberale und Freiſinnige ,

an Stelle der Nachlaßſteuer eine Reichsvermögensſteuer einzuführen . Gegen

dieſe Steuer ſprachen ſich ſämtliche ſüddeutſchen Finanzminiſter aus und ihnen

folgend der preußiſche Finanzminiſter ; ſie erklärten eine ſolche Steuer als

abfolut unannehmbar . Am 25. Februar 1909 brachten die Nationalliberalen
erneut einen Antrag auf Schaffung einer direkten Reichsſteuer nach be⸗

ſtimmten Grundſätzen ein : Beſteuerung aller Vermögen von über 20 000 M. ;

Höchſtquote 1 vom Tauſend und Feſtlegung der Höchſtquote in der Reichs⸗

verfaſſung , jährliche Feſtſetzung der zu erhebenden Quote durch den Reichs⸗
haushalt ; Inkrafttreten des Geſetzes am 1. April 1912 . Die Kommiſſion

lehnte alle dieſe Anträge mit 18 gegen 9 Stimmen der Nationalliberalen ,

Freiſinnigen und Sozialdemokraten ab.

3. Gründe gegen die Reichsvermögensſteuer .
Bei der Vermögensſteuer handelt es ſich um eine Ergänzung der

Einkommenſteuer , um das fundierte Einkommen ſtärker heranzuziehen ;

daraus folgt die Abhängigkeit der Vermögensſteuer von der Einkommen⸗
ſteuer ; beide laſſen ſich voneinander nicht trennen ; ſie müſſen ſich gegen⸗

ſeitig anpaſſen . Die Einkommenſteuer aber iſt heute den Einzelſtaaten
überlaſſen und in den verſchiedenen Bundesſtaaten ganz verſchieden ge⸗

regelt , ſowohl inbetreff der unteren Steuergrenze wie auch der Progreſſion ,
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insbeſondere auch des Höchſtſatzes . In einzelnen Bundesſtaaten beſtehen
an Stelle oder neben der Einkommenſteuer noch ſtaatliche Grund - , Ge —
bäude⸗ , Gewerbeſteuern , Kapitalrentenſteuern und ähnliches . Auf dieſe ſo
verſchiedenartig geſtalteten Steuern eine einheitliche Vermögensſteuer drauf
zu ſetzen , iſt nicht ausführbar . Was ferner diejenigen Staaten betrifft ,die ſchon jetzt eine Vermögensſteuer haben , ſo würde es unmöglich ſein ,neben den nach den verſchiedenſten Grundſätzen eingerichteten einzelſtaat⸗
lichen Vermögensſteuern eine Reichsvermögensſteuer zu erheben ; dies
würde die größten praktiſchen Schwierigkeiten mit ſich bringen und zu einer
unerträglichen Belaſtung der Zenſiten führen . Es würde daher nur übrig
bleiben , die einzelſtaatlichen Vermögensſteuern durch eine Reichsvermögens⸗ſteuer zu abſorbieren . Dies bedeutet einen unzuläſſigen Eingriff in die
Finanzhoheit der Einzelſtaaten . Damit würde man aber vor allem nichtneue Mittel ſchaffen , ſondern nur die Erhebung der Einnahmen von den
Bundesſtaaten auf das Reich verſchieben . Die Einzelſtaaten können tat⸗
ſächlich nicht auf dieſe Steuer verzichten , die ſie zur Erfüllung ihrer Kultur⸗
aufgaben dringend gebrauchen . Es handelt ſich bei den Aufgaben der
Einzelſtaaten um Aufbeſſerung des Gehalts von Beamten , Geiſtlichen ,
Lehrern , um Verminderung der Kinderzahl in den Schulklaſſen , um Ver⸗
mehrung der Lehrerſtellen , um innere Koloniſation , um Ausgaben fürdie Pflege der Landwirtſchaft und andere Kulturaufgaben , die ſich nichtbeliebig zurückſchrauben laſſen . Der Staatsrechtslehrer Laband hat ſehrrichtig darauf hingewieſen , daß die Wegnahme direkter Steuern durch das
Reich nur zwei Möglichkeiten offen ließe , entweder daß das Reich die
einzelſtaatlichen Aufgaben übernehme , was in raſcher Folge zum Einheits⸗ſtaate führen müſſe , oder daß die Kulturaufgaben der Einzelſtaaten über⸗
haupt nicht mehr erfüllt würden . Zunächſt würden die Ausgaben fürKunſt⸗ und wiſſenſchaftliche Zwecke zurückgeſtellt werden , dann müßte mandie Wohlfahrtspflege aufgeben und es bliebe ſchließlich nur der Unterhaltder Polizei als das unentbehrlichſte Gerippe einzelſtaatlicher Tätigkeitübrig . Die Erfüllung der einzelſtaatlichen Pflichten und Aufgaben iſteine unerläßliche Vorausſetzung auch für das Gedeihen des Reichs . Des⸗
halb darf man den Einzelſtaaten die Vermögensſtener nicht nehmen .

Beachtenswert iſt auch , daß nur ſolche Parteien für die Reichs⸗vermögensſteuer eintreten , welche auf den Einheitsſtaat hinarbeiten . KeinBundesſtaat — weder die Schweiz noch die Vereinigten Staaten , diebeide Republiken ſind erheben eine Vermögensſteuer für Zwecke desBundes . Den Bundesſtaaten und Gemeinden würde einfach die Erfüllungihrer Aufgaben unmöglich gemacht werden . Die Erhebung einer Reichs⸗vermögensſteuer von 150 Millionen Mark würde für Preußen eine Er⸗höhung der preußiſchen Ergänzungsſteuerſätze um annähernd 200 % mitſich bringen . Denn auf Preußen würden von den 1505 Millionen Marketwa 90 Millionen Mark ' entfallen und das bisherige Erträgnis der Er —
gänzungsſteuer iſt 45 Millionen Mark . Die gegenwärtige Vermögens⸗beſteuerung in Preußen bedeutet eine ungefähre Belaſtung des Einkommensvon 1,25 / . Eine Verdreifachung der Beträge würde alſo auf eine Be⸗laſtung von 3,75 % herauskommen . Nimmt man hinzu , daß die preußiſcheEinkommenſteuer in Zukunft in den Höchſtſätzen 5 6 % betragen ſoll , ſowürde dies insgeſamt eine Einkommensbelaſtung von 8,75 / éallein durchden Staat bedeuten . Dem treten die hohen Kommunalabgaben , Kirchen —



ſteuer uſw . hinzu , ſo daß man heute ſchon in Preußen zu einer direkten

Belaſtung des Einkommens bis zu 25 % kommt .

b ) Das Besitzsteuerkompromiss .

1. Antrag Herold .

Am 24 . Februar 1909 unterbreitete die Reichspartei einen Antrag ,
der eine Beſitzſteuer im Reiche im Höchſtbetrage von 150 Mill . M. er⸗

heben wollte und darüber eine Reihe reichsgeſetzlicher Beſtimmungen ent⸗

hielt . Am 25 . Februar ſollte dieſer Antrag beraten werden ; aber die

Mehrheit war ſich über denſelben nicht einig und ſo wurde die auf den

26 . Februar 1909 anberaumte Sitzung einfach auf „ unbeſtimmte Zeit “

vertagt , um der Blockmehrheit Zeit zur Verſtändigung zu geben . Das

Zentrum hatte nämlich an demſelben Tage auch einen Beſitzſteuerantrag
eingebracht ; da dieſer Ausſicht auf Annahme hatte , mußte erſt der Block

unter ſich einig werden ; daher die Verſchleppung der Beratung . Am

3. März 1909 legte nun das Zentrum in der Kommiſſion den Beſitz

ſteuerantrag Herold in folgender Form vor :

„ An Stelle der nach Art . 70 der Reichsverfaſſung aufzubringenden
nicht gedeckten Matrikularbeiträge tritt eine Abgabe , welche von den

Bundesſtaaten durch Beſteuerung des Beſitzes ( Einkommens , Vermögens
oder ſonſtigen Beſitzes ) aufgebracht wird . Der zu erhebende Betrag wird

alljährlich durch das Reichshaushaltsetatsgeſetz beſtimmt , derſelbe darf

für die Rechnungsjahre 1909 bis 1913 die Summe von 150 000 000 M.

jährlich nicht überſteigen . Die Abgabe iſt in vierteljährlichen Raten nach

näherer Anweiſung des Bundesrats an die Reichskaſſe abzuführen . Der

von den einzelnen Bundesſtaaten zu entrichtende Betrag der Abgabe iſt

auf Grund des in dieſen vorhandenen geſamten Einkommens⸗ und reinen

Vermögensbeſtandes feſtzuſtellen . Die Ermittelung dieſes Beſtandes er⸗

folgt nach einheitlichen vom Bundesrat zu beſtimmenden Grundſätzen . So⸗

lange die Grundlagen für dieſe Feſtſtellung nicht in allen Bundesſtaaten vor⸗

handen ſind , iſt die Abgabe nach Maßgabe der Bevölkerung zu entrichten . “

Dieſer Antrag , der eine Mehrheit von 18 gegen 10 Stimmen ge⸗

funden hätte , da ſich die Konſervativen für denſelben ausgeſprochen hatten ,
wurde von den Bundesratsvertretern ſcharf bekämpft , obwohl er in die

Finanzfreiheit der Einzelſtaaten nicht erheblich eingriff . Um ſeine An —

nahme zu verhindern , wurde die Sitzung vertagt .

2. Antrag Gamp .

Am 4. März legte dann der reichsparteiliche Abg. Frhr von Gamp

folgenden Beſitzſteuerkompromißantrag vor :

§ 1. Die Bundesſtaaten haben nach Maßgabe dieſes Geſetzes an das
Reich eine Abgabe zu entrichten , die von dem Beſitze erhoben wird

Beſitzſteuer ) und in den vom Bundesrate zu beſtimmenden Friſten ab⸗

zuführen iſt .
§ 2. Der Geſamtbetrag der zu entrichtenden Abgabe wird alljährlich

durch den Reichshaushaltsetat beſtimmt ; er darf bis zum 1. April 1914

die Summe von 100 Mill . M. nicht überſchreiten . Zu dem bezeichneten

Zeitpunkt und weiter von fünf zu fünf Jahren kann der Höchſtbetrag er⸗
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höht werden , jedoch um nicht mehr als fünf vom Hundert des für den
vorhergehenden Zeitraum beſtimmten Höchſtbetrags .

Für eine Aenderung dieſer Beſtimmungen gilt die Vorſchrift des
Artikels 78 Abſ . 1 der Reichsverfaſſung .

§ 3. Der von den einzelnen Bundesſtaaten zu entrichtende Betrag
iſt auf Grund der Ergebniſſe der Veranlagung zu Einkommen⸗ , Ver⸗
mögens⸗ und ſonſtigen Beſitzſteuern vom Bundesrate nach einheitlichen
Grundſätzen feſtzuſtellen . Die Unterlagen hierfür ſind von den Bundes⸗
ſtaaten nach näherer Anordnung des Bundesrats zu beſchaffen .

Alle fünf Jahre findet eine neue Feſtſtellung ſtatt .
§ 4. Die auf die einzelnen Bundesſtaaten entfallenden Beträge dürfen

nur durch allgemeine Steuern auf Einkommen , Vermögen oder Erbſchaften
aufgebracht werden . In den Staaten , in denen weder eine allgemeine
Einkommenſteuer noch eine allgemeine Vermögensſteuer beſteht , ſind als
Vermögensſteuer auch Ertragsſteuern von Grund - und Gebäudebeſitze
ſowie vom Kapital anzuſehen , ſofern ſie in Verbindung miteinander er⸗
hoben werden .

Einkommen bis zu 3000 Mark ſowie ſolche Vermögen , die nach Ab⸗
zug der Schulden den Betrag von 20000 Mark nicht erreichen , ſind von
der Steuer freizulaſſen . Die Beſteuerung der Erbſchaften darf nur nach
Maßgabe der § s 590, 60 des Erbſchaftsſteuergeſetzes vom 3. Juni 1906
erfolgen .

§ 5. Soweit die Beträge nicht durch neue Steuern der im § 4 be⸗
zeichneten Art erhoben werden , ſind ſie durch Zuſchläge zu beſtehenden
Steuern dieſer Art aufzubringen . Für Bundesſtaaten , in denen Landes⸗
geſetze , die eine ſolche Regelung ſicherſtellen , nicht rechtzeitig erlaſſen
werden , beſtimmt der Bundesrat , daß und in welcher Weiſe Zuſchläge
müffen

beſtehenden Steuern der in § 4 bezeichneten Art erhoben werden
müſſen .

§ 6. Von den Beſchlüſſen des Bundesrats ( §8 3, 5) iſt dem Reichstag
alsbald Mitteilung zu machen .

§ 7. Dieſes Geſetz tritt mit dem Tage ſeiner Verkündung in Kraft ,
mit der Maßgabe , daß die Erhebung der Beſitzſteuer ſpäteſtens vom
1. April 1911 ab erfolgt .

In der Sitzung vom 4. März 1909 ſtimmten alle Vertreter der
Blockparteien dieſem Antrage Gamp zu ; einige machten Vorbehalte und
erklärten ausdrücklich , daß ſie dieſen Antrag nur als eine Brücke anſehenwürden . Mit 15 gegen 13 Stimmen fand der Antrag Annahme . Das
Zentrum erklärte ſich gegen den Antrag , weil er einen unzuläſſigen Ein⸗
griff in die Rechte der Bundesſtaaten bedeutete .

3. Zweite Leſung des Beſitzſteuerkompromiſſes .
Kaum hatte die Blockmehrheit den Antrag Gamp zum Beſchluſſe er⸗

hoben , als in der ganzen Oeffentlichkeit ſich ein Sturm des Unwillens
gegen dieſe unter Beihilfe des Reichskanzlers geſchlagene „ Brücke “ erhob;in den Einzellandtagen wurde gegen dieſen Beſchluß mobil gemacht ; die
geſamte Preſſe erhob ſich gegen ihn . Noch nie iſt ein Kompromiß ſo ſchnell
verworfen worden , wie dieſes . In der zweiten Leſung ( am 19 . Mai 1909 )
wurde es ſchon gar nicht mehr ernſt genommen ; ſo erklärte der Abg. Raab
(Wirtſch . Ver . ) : „ Mit dem Beſitzſteuerkompromiß brauche man ſich nicht
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mehr ernſthaft zu beſchäftigen , da es kaum noch ſehr viele Befürworter in
der Kommiſſion finden werde und ſchon der Widerſtand der Bundesſtaaten
ihm im Wege ſtehe . Es belaſte die mittleren Exiſtenzen in ganz außer⸗
ordentlichem Maße , da leider die Zahl der großen Vermögen noch nicht
ſo groß in Deutſchland ſei , daß man darauf ſchon einen ungemeſſenen
Betrag packen könne . “

Der Antragſteller Frhr . von Gamp führte dagegen aus : „ Die Be —
ſchlüſſe erſter Leſung würden von der Preſſe auch zu den Toten geworfen ,
und doch ſeien es Grundſätze , über die ſich eigentlich alle Parteien einig
ſeien , und der ganze Reichstag würde der dort vorgeſchlagenen Regelung
zuſtimmen . Leider halte der Bundesrat dieſen Weg nicht für gangbar .
Er bedaure aufs lebhafteſte , daß durch den Widerſpruch der verbündeten
Regierungen und des Bundesrats diefer Geſetzentwurf zu Grabe getragen
werde . “

Der Reichsſchatzſekretär erklärte daraufhin das Beſitzſteuerkompromiß
förmlich als unannehmbar und führte hierfür folgende Gründe an : „ Die
Art der Regelung dieſer Beſitzſteuern ſchaffe Landesſteuern , die durch
Reichsgeſetze geregelt würden ; denn der § 4 des Entwurfs weiſe die
einzelnen Bundesſtaaten an , die auf ſie entfallenden Beträge nur durch
allgemeine Steuern auf Einkommen , Vermögen oder Erbſchaften aufzu⸗
bringen , und der § 5 beſtimme des weiteren , daß die Beträge , ſoweit ſie
nicht durch neue Steuern der in §

4
bezeichneten Art erhoben werden ,

durch Zuſchläge zu beſtehenden Steuern dieſer Art nach näherer Be —
ſtimmung des Bundesrats aufzubringen ſeien . Ferner ſehe der § 3 des
Entwurfs vor , daß der Bundesrat für die Verteilung der aufzubringenden
Beträge auf die Bundesſtaaten einheitliche Grundſätze aufſtelle . Dies ſei
eine kaum lösbare Aufgabe . Endlich ſtehe die Idee des Entwurfs aber
auch im Widerſpruch mit dem Artikel 70 der Reichsverfaſſung , nach welchem
zur Beſtreitung aller gemeinſchaftlichen Ausgaben zunächſt die eigenen
Reichseinnahmen ( Zölle uſw . ) und , inſoweit dieſe nicht reichten , die nach
der Kopfzahl zu bemeſſenden Matrikularbeiträge dienen ſollten . Daß das
Kompromiß überdies einen erheblichen Eingriff in die Einkommens - und
Vermögensſteuerverhältniſſe der Einzelſtaaten bedeute , habe er bereits
wiederholt betont . “

Am 21 . Mai 1909 wurde der ganze Beſitzſteuerantrag Gamp debatte⸗
los einſtimmig abgelehnt . So ging es mit der Geſetzmacherei des Blocks .

4. Unterſchied zwiſchen Antrag Gamp und Antrag Herold .

1. Der Antrag Gamp verlangt eine Beſitzſteuer im Höchſtbetrag von
100 Millionen , der Antrag Herold eine ſolche im Höchſtbetrag von
150 Millionen . Wie viel von dieſer Summe wirklich eingehoben werden
ſoll , wird nach beiden Anträgen durch den Reichshaushaltsetat beſtimmt .
Die im Antrag Gamp vorgeſehene Summe iſt nur ſcheinbar niedriger als
im Antrag Herold . Nach dem Antrag ſollen nämlich neben der neuen
„Beſitzſteuer “ die bisherigen Matrikularbeiträge noch beibehalten werden ;
dieſelben ſind im Geſetz über die Finanzreform auf 50 Millionen feſt⸗
geſetzt ; damit ergibt ſich auch hier eine Höchſtſumme von 150 Millionen .
Der Hauptträger der Blockpolitik Dr . Müller ( Meiningen ) hatte außerdem
in der Kommiſſion angekündigt , daß er beantragen werde , die Begrenzung
der Matrikularbeiträge auf 50 Millionen wieder zu beſeitigen , ſo daß die —
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ſelben in beliebiger Höhe könnten feſtgeſetzt werden . Nach dem Antrag
Herold tritt die Beſitzſteuer an die Stelle der bisherigen Matrikularbeiträge ,
welche damit beſeitigt werden . Nach dem Antrag Gamp würde es künftig
zweierlei Matrikularbeiträge geben , ſolche , die wie bisher nach der Kopf⸗
zahl der Bevölkerung erhoben werden und die nach den neuen Beſtimmungen
„veredelten “ Beiträge , welche erhoben werden nach dem Maßſtabe des in
den einzelnen Bundesſtaaten vorhandenen Einkommens und Vermögens .
Nach dem Zentrumsantrag würde es nur mehr die „veredelten “ Matrikular⸗

beiträge geben , die reichen Bundesſtaaten würden damit mehr belaſtet ,
ſpeziell Hamburg und Bremen . Außerdem haben die Vertreter des

Zentrums erklärt , daß Beiträge , welche etwa durch andere Beſitzſteuern
aufgebracht werden , auf die obengenannte Summe zur Anrechnung kommen ;
Dr . Müller ( Meiningen ) dagegen hat betont , die 100 Millionen müßten
unter allen Umſtänden bezahlt werden und dazu noch eine alljährlich feſt —
zuſetzende Summe an Matrikularbeiträgen .

2. Der Antrag Herold verlangt nur ganz allgemein , daß die neuen
Steuern in den Einzelſtaaten durch Beſteuerung des Beſitzes ( „ Einkommen ,
Vermögen oder ſonſtiger Beſitz “) aufgebracht werden , diefer Forderung iſt
durch jede direkte Steuer genügt . Der Antrag Gamp dagegen gibt für
die Steuergeſetzgebung und Steuereinhebung in den Einzelſtaaten beſtimmte
Direktiven : Einkommen unter 3000 M. und Vermögen unter 20000 M.
darf zu dieſer neuen Steuer nicht herangezogen werden . Erbſchaften
dürfen nur nach Maßgabe des Reichserbſchaftsſteuergeſetzes beſteuert werden ;
außerdem , und darin liegt das allerbedenklichſte , wird dem Bundesrat die
Kontrolle über den richtigen Vollzug dieſer Beſtimmungen übertragen und
die Vollmacht erteilt , nötigenfalls über die Regierungen und Landtage der
einzelnen Staaten hinweg zu beſtimmen , wie die neuen Steuern eingehoben
werden müſſen . Darin liegt eine ſchreiende Verletzung der Reichsverfaſſung ,
ein tiefer Eingriff in die ſelbſtändige Steuergeſetzgebung und Steuer⸗
verwaltung der Bundesſtaaten , wie man ihn bisher kaum für möglich ge⸗
halten hätte . Das war dem „Block “ vorbehalten und ſeinem Patron , dem
Reichskanzler Fürſten Bülow .

3. Ein weiterer Unterſchied liegt darin , daß der Antrag Herold ſofort
mit den übrigen neuen Steuergeſetzen in Kraft treten ſollte . Nach dem
Antrag Gamp ſoll die neue Beſitzſteuer am 1. April 1911 eingeführt
werden , bis dahin werden die notwendigen Summen einfach auf die
Matrikularbeiträge gelegt .

Es wird ſich kaum ein Gegenſtück in der Geſchichte des Reichstages
finden zu dem Blockkompromiß : erſt zeigt das Zentrum einen gangbaren
Weg , um die Finanzreform vorwärts zu bringen , aber der Reichskanzler und
die Mehrheit wehrt ſich , dieſen zu gehen . Man arbeitet einen eigenen
Kompromißantrag aus , der unter großem Hallo angenommen wird . Sofort
ſtellt ſich der Katzenjammer ein und dieſe Frucht der Blockpolitik wird ein⸗
mütig verworfen . Vier Monate ſpäter mußte dann das zuerſt zurück⸗
geſtoßene Zentrum die Reform machen .

E . Börſenſteuern .

Ohne Heranziehung der Leiſtungsfähigen , insbeſondere auch des
Großkapitals , gibt es keine Finanzreform ! Dieſer Leitſatz der Zeutrums⸗
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fraktion führte bei den Beratungen der Finanzreform zu einer ganzen
Reihe von Vorſchlägen und zur Unterſtützung der von konſervativer
Seite eingebrachten Geſetzentwürfe über die Beſteuerung des Wert⸗
zuwachſes , die Kotierungsabgabe , die Erhöhung des Euiſſions⸗
ſtempels und die Zinsbogenſteuer . Es hat viel Arbeit gekoſtet , bis man
die verbündeten Regierungen von der Richtigkeit dieſes Satzes überzeugt
hat ; nur daraus iſt die Mannigfaltigkeit der Vorſchläge zu verſtehen .
Aber dieſer Satz hat auch in liberalen Kreiſen und in der Induſtrie
Beifall gefunden , wie folgende Auslaſſung der nationalliberalen Rheiniſch⸗
Weſtfäliſchen Zeitung ( Nummer vom 21 . Mai 1909 ) beweiſt : „ Von dieſem
Standpunkte aus können wir nicht umhin , rund heraus zu erklären , daß
die Tendenz der Konſervativen , endlich einmal von der Heranziehung des
immobilen Beſitzes abzuſehen und den mobilen Werten ſchärfer zu Leibe zu
gehen, in Induſtriekreiſen anerkannt und mit großer Sympathie verfolgt wird .
Es iſt eine beklagenswerte Neigung des Staates und der Gemeinden ,
die Koſten auf die arbeitende und kämpfende Produktion zu werfen . “

Einige Beiſpiele aus einer Induſtrieſtadt des Weſtens ( Eſſen ) ſollen
dartun , wie ſehr das immobile Kapital ſchon mit Steuern belaſtet iſt .

50 Arbeiter mit je 2000 Mark Einkommen :

50 mal Staatsſteuer zu 31 Mark 1550 , Mark

Plozent Zuſchlaggs . ; 6789 „
Geiteindeſtee
Kitchenſtelerr 1489

5347/,50 Mark
oder etwa 5½¼ Prozent .

20 Staatsbeamte mit je 5000 Mark Einkommen :

20 mal Staatsſteuer zu 132 Mak 2040 Mart
10 Prozent Zuſchlagg 23641

Gemeindeſteuer vom Satze 44 Makk 1760 „
Kirchenſteuer . jn 1656

5720 Mark
oder etwa 55 Prozent .

20 Privatbeamte mit je 5000 Mark Einkommen :

20 mal Staatsſtener zu 132 Mak 236410 Maärk
10 Pedzent Juſchlachggg
Gemeindeſteren
Kisthenſeree ß

oder etwa 9½ Prozent .

Ein Rentner mit 100000 Mark Einkommen :

Staatsſteulsdsdsds NNPNRNRee

2Pedzenk Züſchgsg 4gC11-

VeEiihgensſt /

Zuſchluahhggg . g ç4L
Gemeiftdeſtentenn
Kirchenſteuer

15 900 Mark
oder etwa 16 Prozent .
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Ein Fabrikant mit 100000 Mark Einkommen :

Laſten des Neiitters fRee
Dazut : Geiißß
Gewerbeſteuer 2,2 Prozent vom Ertrage . . 3300 „

22200 Mark
90oder etwa 22,2Prozent .

Die Endergebniſſe ſprechen für ſich ! Bei gleichem Einkommen werden

Arbeiter mit 5¼ Prozeut , Beamte mit 5 bezw . 9¼ Prozent , Rentner

mit 16 Prozent , Fabrikbeſitzer aber jetzt ſchon mit 22,2 Prozent herangezogen .

a ) Wertzuwachssteuer auf Wertpapiere .

1. Der Antrag der Konſervativen .

Nach der Ablehnung der Nachlaßſteuer fühlten ſich die Konſervativen

verpflichtet , für Erſatzſteuern zu ſorgen und ſchlugen zu dieſem Zwecke am
23 . April 1909 eine Wertzuwachsſteuer auf Wertpapiere ( nebſt einer ſolchen

auf Immobilien ) vor , evtl . eine Erhöhung des Umſatzſtempels für Wert⸗

papiere , um aus dieſen Steuern rund 100 Millionen Mark zu erzielen .

„ Der Nennwert des Kapitals der deutſchen Aktiengeſellſchaften beträgt
14 Milliarden ; dazu kommt der Beſitz an ausländiſchen Dividendenpapieren ,
die mit ſechs Milliarden angeſetzt werden ſollen . Nimmt man an , daß
die Durchſchnittskurſe dieſer Papiere in den fünf - oder ſechsjährigen Perioden
des wirtſchaftlichen Aufſchwungs um etwa 30 bis 40 Prozeut ſteigen , und

rechnet man zwei Jahre des Stillſtandes oder Sinkens des Kurſes hinzu ,
ſo würde in dieſer achtjährigen Periode auf jedes Jahr ein durchſchnitt⸗
licher Wertzuwachs von etwa 40 : 8 - 5 Prozent entfallen . Es ſtünde
hiernach alſo etwa eine Milliarde Wertzuwachs in Frage . Die Steuer
würde in Form eines Zuſatzſtempels zum Schlußnotenſtempel zu erheben
ſein . Die Unterlage für die Berechnung des Wertzuwachſes würde etwa

dadurch zu beſchaffen ſein , daß bei jedem Verkauf ein den Preis und das
Datum enthaltender Auszug aus der Schlußnote unlöslich mit dem Wert⸗

papier verbunden wird . Der Börſenumſatzſtempel für Schlußnoten uſw .
betrug ſeit dem Geſetz von 1900 niemals unter 9 Millionen , ſteigt zeit⸗
weiſe aber auf über 20 Millionen . Rechnet man hiervon nur 5 Millionen

auf die Dividendenpapiere , ſo ergibt ſich bei dem Stempelſatz von 0,3 pro
1000 auf dieſe Papiere ein jährlicher Umſatz von 162 / Milliarden . Wendet
man nun ferner hierauf den oben errechneten Wertzuwachs von jährlich
5 Prozent an , ſo würde jährlich ein Zuwachs von mindeſtens 830 Millionen
Mark zur Verſteuerung gelangen . Dieſer Wertzuwachs ergibt , ebenſo wie
bei den Immobilien mit 6 Prozent verſteuert , einen Ertrag von jährlich
49,8 Millionen Mark . “

2. Die ablehnende Haltung der Regierung .
Die Vertreter der Regierung erklärten in der Kommiſſion dieſe Steuer

für undurchführbar ; die Reichsfinanzverwaltung lehnte es ab , dieſem Projekt
geſetzgeberiſch näherzutreten . Die Freunde der Steuer konnten hingegen die

Durchführbarkeit dartun . Der Antrag der Konſervativen wurde mit 14

gegen 14 Stimmen abgelehnt ; dann aber nahezu einſtimmig beſchloſſen :
Die verbündeten Regierungen zu erſuchen , „ in Erwägungen darüber
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einzutreten , wie zum Ausgleiche der den Grundbeſitz belaſtenden Wert⸗

zuwachsſteuer eine entſprechende Beſteuerung des Zuwachſes am beweglichen
Kapitalvermögen erfolgen könne “ .

b) Die Kotierungsabgabe .

1. Was iſt die Kotierungsabgabe ?
Die Kotierungsabgabe iſt die Abonnementsgebühr dafür , daß Wert⸗

papiere zum Börſenhandel zugelaſſen werden ; ſie iſt eine Zulaſſungsgebühr ,
wie ſchon das Wort coter - zulaſſen oder anmelden ſagt . Dieſe Steuer

beſteht in Frankreich ſeit 1857 , hat in den letzten Jahren immer 85 bis

90 Millionen gebracht , beträgt dort 2d %0 für die Papiere und iſt am

1. Januar 1909 um 25 % auf 2,5 % erhöht worden . ( In Frankreich

erhebt man daneben noch eine Dividendenſteuer in Höhe von 4¼ . ) Die

Kotierungsabgabe iſt alſo die konſequente Weiterbildung des Gedankens

der Beſteuerung der Wertpapiere ; dieſe haben einen nicht zu unter⸗

ſchätzenden Vorteil davon , daß ſie zum Börſenhandel zugelaſſen ſind , und ſollen
dem Reiche hierfür eine Abgabe entrichten . Am 19 . Mai 1909 brachten
die Konſervativen einen entſprechenden Antrag ein ; hiernach ſollte die Ab⸗

gabe für inländiſche feſtverzinsliche Papiere ( Obligationen uſw . ) 1⅜0 , für
Aktien 20 und für zum Börſenterminhandel zugelaſſene Papiere 3 /00

betragen ; die ausländiſchen Papiere ſollen mit 20 , 3 % 0 und 4⅝0 be⸗

ſteuert werden . Dabei ſollte dieſe Stener nicht vom Nennwerte berechnet
werden , ſondern vom Kurswerte des Papieres . Reichs - und Staats⸗

papiere ſollten ſteuerfrei ſein , und ebenſo Dividendenpapiere für das Jahr ,
in welchem keine Dividende gegeben wurde . Die nicht zum Börſenhaudel

zugelaſſenen Wertpapiere ſollten einen Umſatzſtempel von 2 reſp . 3 % be⸗
zahlen . Das Geſamterträgnis dieſer Steuer wurde von den Konſervativen
auf 86 Mill . M. beziffert . Die Wirkung dieſer Steuer ſei an folgendem

Beiſpiel gezeigt : eine Aktiengeſellſchaft hat ein Kapital von 20 Mill . M. ;

der durchſchnittliche Jahreskuͤrs iſt 150 / es ſind ſomit 30 Mill . M. zu

beſteuern ; 2 % hiervon iſt 60000 M. Dieſe Abgabe würde jedes Jahr

zu entrichten ſein . Die Geſellſchaften , welche Papiere ausſtellen , könnten

dieſe Abgabe entweder ſelber tragen oder ſie von der Dividende zum Abzug
bringen . In allen objektiv denkenden Kreiſen herrſchte Uebereinſtimmung
darin , daß eine beſſere Form der Beſteuerung des mobilen Kapitals ſich

gar nicht finden läßt .

2. Der Bundesrat aber gegen die Kotierungsabgabe .

Am 18 . Januar 1883 hat der nationalliberale Abg . Büſing als

erſter im Reichstage die Kotierungsabgabe empfohlen mit den Worten :

„ Man könnte in Nusſicht nehmen eine Kotierungsſteuer , alſo eine nicht
unbedeutende Abgabe dafür , daß ein Papier zur amtlichen Notiz im

Börſengeſchäft zugelaſſen wird , wie das in Paris der Fall iſt . “ Die

Konſervativen griffen mit ihrem Antrag nur einen Vorſchlag zur Be⸗
ſteuerung des mobilen Kapitals auf , der ſchon vor 16 Jahren von . den

verbündeten Regierungen ſelbſt erörtert worden iſt , als ſie im

Jahre 1893 einen Geſetzentwurf zur Erhöhung der Börſenſteuern vor⸗

legten . In der Begründung zu dem damaligen Geſetzentwurf ( Nr. 52

der Druckſachen 9. Leg. ⸗Per. II . Seſſion 1893è94 ) heißt es wörtlich :
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„ Es iſt in Auregung gekommen , ſtatt der Emiſſionsſteuer die
in⸗ und ausländiſchen , zur Kursnotierung an der Börſe zugelaſſenen
Effekten mit einer Kotierungsſteuer zu belegen , wie ſie in Ländern
mit zentraliſiertem Börſenweſen beſteht . Dieſelbe würde die
Nachteile der Emiſſionsſteuer unzweifelhaft nicht haben und in
dem Vorteil , welcher aus der Zulaſſung zur Börſennotiz für die
betreffenden Papiere erwächſt , ihre ſachliche Begründung finden .
Gleichwohl wird auf eine ſolche Steuer ſo lange verzichtet werden
müſſen , als Deutſchland einheitlicher feſter Börſenordnungen auf
geſetzlicher Grundlage entbehrt . “

Durch die Novelle zum Börſengeſetz vom 27 . Mai 1908 iſt nun eine
einheitliche , feſte , auch von den Börſenkreiſen durchaus gebilligte Börſen —
ordnung auf geſetzlicher Grundlage geſchaffen . Daher glaubten die kon—
ſervativen Kommiſſionsmitglieder ganz im Sinne und in voller Ueber⸗
einſtimmung mit den verbündeten Regierungen zu handeln , wenn ſie eine
Kotierungsſteuer , wie ſie ſchon in anderen Ländern , vor allem in Frank —
reich , beſteht , zur Einführung auch in Deutſchland und als eine Steuer —
quelle zur Ordnung der Reichsfinanzen und Tilgung der Reichsſchuld vor⸗
ſchlugen . Eudlich hatte noch am 21 . November 1908 in ſeiner ſcharfen Rede
gegen die Erbſchaftsſteuer der nationalliberale Abg . Dr . Paaſche geſagt :

„ Heute findet die Nachlaßſteuer ſelbſt in den Kreiſen der Beſitzenden bei
manchen nur deshalb Anklang , weil ſie ſagen : wenn ich jetzt pro Jahr eins pro
Mille bezahlen ſoll , ſo iſt mir das unbequem ; ob meine Erben hoffentlich in
recht ferner Zukunft das Zwanzig - bis Dreißigfache zu zahlen haben , iſt mir
gleichgültig . Das iſt aber volkswirtſchaftlich kein richtiger Standpunkt . “

Trotz alledem erklärte aber der Bundesrat dieſe Steuer für un⸗
annehmbar , und die Börſen - und Bankenwelt erhob einen furchtbaren
Lärm , der zur Gründung des Hauſabundes führte . Der Bundesrat ſprach
ſich gegen dieſe Steuer aus , da ſie 1. eine Vermögensſteuer ſei ; 2. nur
einen Teil des Beſitzes treffe ; 3. die ausländiſchen Papiere von der Börſe
vertreibe ; 4. die Aktien zu ſchwer belaſte und dadurch einen Kursſturz
herbeiführe .

3. Das Zentrum für die Kotierungsabgabe .
Die Zentrumsfraktion ſtimmte geſchloſſen für die Kotierungsabgabe ,

weil ſie zunächſt in derſelben eine Steuer auf das mobile Großkapital ſah , die
recht hohe Erträgniſſe abwerfe , jedenfalls mehr als die Erbſchaftsſteuer . Wer
Staatspapiere kaufe , bleibe ſteuerfrei , und dadurch hebe ſich der Kurs der
Anleihen . Die Kotierungsabgabe iſt nach der Anſicht des Zentrums nur
ein gerechter Ausgleich dafür , daß das in der Landwirtſchaft und dem
Gewerbe arbeitende Kapital ſchon ſtark vorbelaſtet iſt ( ſiehe Seite 99 f. ).
Dieſe Abgabe trifft nur leiſtungsfähige Schultern und zwar bei Lebzeiten ,
ſo daß die jetzige Generation zahlen muß , und zwar ſieht ſie jedes Jahr
in dem Rückgang der Dividenden , welche Laſten die Reichspolitik mit ſich
bringt . Das Zentrum ſah daher die Kotierungsſteuer als die beſte und
gerechteſte aller Steuern an. Die Annahme dieſer Steuer wurde auch mit
202 gegen 156 Stimmen beſchloſſen ; gegen dieſe Steuer auf das Großkapital
ſtimmten die Nationalliberalen , ein Teil der Reichspartei , die Freiſinnigenund die Sozialdemokraten , dafür Zentrum , Polen , Wirtſchaftliche Ver⸗
einigung und die Konſervativen . Da aber der Bundesrat leider dieſe
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Steuer ablehnte , ſo mußte die Mehrheit ſie preisgeben , um eine weniger
gute Börſenſteuer an ihre Stelle zu ſetzen .

c) Die Talonsteuer .

Die Talonſteuer iſt die Beſteuerung der Gewinnanteilbogen und Zins⸗
bogen ; alſo nicht die Beſteuerung des einzelnen Dividendenſcheines oder

Coupons ; ſie wird vielmehr bei der Aushändigung der Zinsſcheinbogen , die in
der Regel für zehn Jahre ausgegeben werden , im voraus erhoben , und zwar
vom Nennwert der Wertpapiere . Die Steuer beträgt bei Aktien 1 % , bei

Schuldverſchreibungen und Obligationen ½ ¼ , für Pfandbriefe / 0 %
für die 10jährigen Perioden . Von der Steuer befreit ſind :

1. Zinsbogen von Renten und Schuldverſchreibungen des Reichs und
der Bundesſtaaten ;

2. Gewinnanteilſcheinbogen von Aktien gemeinnütziger uſw . Aktien —

geſellſchaften ;
3. Gewinnanteilſchein - und Zinsbogen , die bei der erſten Ausgabe der

Wertpapiere mit dieſen in Verkehr geſetzt werden . Die Befreiung
greift nicht Platz , ſoweit die Bogen für einen längeren als zehn—⸗
jährigen Zeitraum ausgegeben werden ;

4. Gewinnanteilſchein - und Zinsbogen , die vor dem 1. Auguſt 1909 aus⸗

gegeben ſind , was rund 300 Geſellſchaften ausnutzten , um ganz neue

Zinsbogen an Stelle der noch nicht abgelaufenen vor dem 1. Auguſt aus⸗

zugeben . Sie ſchädigten das Reich um mindeſtens 80 Millionen M. ;
aber im Herbſt wird dieſer Steuerdrückebergerei begegnet werden .

Das Geſamterträgnis dieſer Steuer wurde auf 24 —27 Mill . Mark

berechnet . Die Talonſteuer iſt eine Abgabe , die nur das mobile Kapital
trifft und den Vorteil hat , daß ſie ſich leicht erhöhen läßt . Dieſe Steuer
wurde gegen die Stimmen der Nationalliberalen , Freiſinnigen und Sozial⸗
demokraten angenommen . Die liberale Köln . Zeitung ſchreibt in Nr . 762
vom 18. Juli 1909 über die Wirkung dieſer Steuer :

„ Faſt ſämtliche deutſchen Hypothekeubanken haben denn auch bereits

erklärt , die Zinsbogenſteuer ihrer Pfandbriefe ſelbſt übernehmen , alſo dem

Beſitzer dieſer Schuldverſchreibungen nicht in Abzug bringen zu wollen . .
es kann nicht ausbleiben , daß dieſer Schritt der Hypothekenbanken auch

auf die Haltung anderer Unternehmungen in der Steuerfrage zurückwirken
wird . Induſtrielle Geſellſchaften zum Beiſpiel , die Schuldverſchreibungen
ausgegeben haben , werden nunmehr kaum anders verfahren können , als
die Zinsbogenſteuer ebenfalls zu übernehmen . . . Auch die Eiſenbahn⸗
geſellſchaften , Gemeinden , Landſchaften uſw . werden nunmehr in eine

Prüfung der Frage einzutreten haben , wie ſie ſich bezüglich der Ent⸗

richtung der Steuer verhalten wollen . Entſchließen ſie ſich zu demſelben
Verfahren wie die Hypothekenbanken , ſo kann das der Kursentwicklung
ihrer Schuldverſchreibungen wie dem ganzen Verkehr in dieſen Werten
nur zuſtatten kommen , denn es iſt einleuchtend , daß ein Papier , auf dem
eine bei jedem Verkaufsgeſchäft in Anrechnung zu bringende Abgabe
laſtet , eine weit geringere Marktgängigkeit beſitzt als ein anderes , das

abgabenfrei erworben werden kann . Dieſe Erwägung ſpricht auch dafür ,
daß die Steuer für die Gewinnanteilſcheine von Aktien von den Geſell⸗
ſchaften übernommen wird . Die Endwirkung iſt ſchließlich dieſelbe , wie



bei der Entrichtung der Steuer durch den Beſitzer der Wertpapiere , aber
der Verkehr geſtaltet ſich einfacher bei Uebernahme der Steuer durch die
Geſellſchaften . “

d) Die Erhöhung des Emissionsstempels .

Nach Ablehnung der Nachlaßſteuer brachte die Regierung einen Geſetz —
entwurf ein , der die Stempel bei Ausgabe von Aktien und Schuld⸗
verſchreibungen dergeſtalt erhöhte , daß eine Mehreinnahme von 10 Mill.
Mark in Ausſicht zu nehmen war . In der Finanzkommiſſion beſchloſſen
Zentrum , Konſervative , Reichspartei , Wirtſchaftliche Vereinigung und Polen
eine weitere Erhöhung des Emiſſionsſtempels , ſo daß gegenüber dem
heutigen Ertrage mindeſtens 23 Mill . M. mehr einkommen . Wie die Er⸗
höhung vorgenommen wurde , zeigt folgende Zuſammenſtellung :

Steuerſatz
nach dem nach der nach dem

Gegenſtand der Beſteuerung geltenden Regierungs⸗ neuen
Geſetze vorlage Geſetze

Gidiſh Aliftftf 275% 0%/ 3070
iffalattfeekkk 110 30 /
Ausländiſche Aktieten 2½ % 70 3 0%/
Inländ . Schuldverſchreibungen 0,6 % 10 2 0%
Ausländiſche Staatspapiere uſw . 0,6 6 / 66%/0 1/0
Ausländiſche Obligationen . . 1 % —N⁰0 2 %
Inländiſche Obligationen und

Pfendbriefß , % 0,3 0 % 0,5 %
Von den Mehreiunahmen fällt der größte Teil auf die Ausgabe von

Aktien und Obligationen ; aber bei der Gründung der Aktiengeſellſchaften
ſpielt dieſe Erhöhung des Stempels keine entſcheidende Rolle . Die Pfand⸗
briefe ſind nur ganz mäßig erhöht worden und unterliegen noch immer
dem niedrigſten Stempel , der nur den ſechſten Teil des Aktienſtempels
beträgt . Nationalliberale , Freiſinnige und Sozialdemokraten ſtimmten auch
im Plenum geſchloſſen gegen dieſe Steuer auf das mobile Kapital .

e) Sehlussergebnis der Börsensteuer .
Die Reichstagsmehrheit bemühte ſich , auf die Börſe und das mobile

Kapital eine Steuerlaſt von 86 Mill . M. zu legen , um dadurch den Aus⸗
fall der Nachlaßſteuer vollſtändig zu decken . Der Bundesrat trägt die
Verantwortung dafür , daß dieſe Steuer nicht angenommen wurde . Nach⸗
dem die Nachlaßſteuer in der Kommiſſion gegen die ſechs Stimmen der
Freiſinnigen und Sozialdemokraten abgelehnt worden war , zog der Bundes⸗
rat dieſe zurück und ſchlug eine Erbanfallſteuer vor , welche im günſtigſten
Falle 50 —55 Mill . M. eingebracht hätte . Die Mehrheit lehnte dieſe ab
und ſchuf dafür neue Börſen - und Kapitalſteuern , welche mindeſtens70 Mill . M. einbringen . Zentrum und Konſervative haben ſomit ' die
Beſitzſteuerfrage in einer weſentlich beſſeren Form gelöſt , als es die
Regierung und die Liberalen wollten ; wenn ſie dem mobilen Kapital nicht
höhere Summen auferlegten , ſo geſchah es nur , weil der Bundesrat ein
abſolutes Unannehmbar hiergegen hatte . Statt den Familienbeſitz zu be⸗
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laſten , hat die jetzige Reichstagsmehrheit die Börſe und das Großkapital

herangezogen ; der geſamte Liberalismus und die Sozialdemokratie ſtimmten

dagegen . Aber das iſt eben die Kehrſeite im „Blockreichstag “, daß

Zentrum und Konſervative zuſammen eine Mehrheit bilden können , ohne

daß die Nationalliberalen notwendig ſind . Hätte man dieſe zur Mehr⸗

heit gebraucht , dann wäre das Großkapital günſtiger weggekommen ; denn

die Nationalliberalen kündigten zwar , als ſie noch mit der Reichstags⸗

auflöſung rechneten , eine Dividendenſteuer an ; als dann feſtſtand , daß

nicht der Reichstag , ſondern der Reichskanzler gehen mußte , da haben ſie
den Antrag nicht mehr eingebracht . Die vielen Bemühungen auf Heran⸗

ziehung des mobilen Kapitals ſind alſo von Erfolg gekrönt worden . Die

Zukunft kann auf dieſer Grundlage weiter bauen .

F . Verkehrsſteuern .

à ) Die Grundstücksumsatz⸗ und Wertzuwachssteuer .

1. Der erſte Antrag der Konſervativen .

Gleichzeitig mit dem Antrage auf Beſteuerung des Wertzuwachſes
der Wertpapiere brachten die Konſervativen am 23 . April 1909 ( S. 100 f. )
einen Antrag auf Beſteuerung des Wertzuwachſes der Immobilien ein

oder Wertzuwachs - und Umſatzſteuer zu verbinden und den gebundenen
Beſitz ( Fideikommiſſe ) in entſprechender Weiſe zur Steuer heranzuziehen .
Sie berechneten dabei für das Reich bei einer Steuer von 6 des Wert⸗

zuwachſes eine Reineinnahme von 52,8 Mill . M. Zur Begründung des

Antrages wurde darauf hingewieſen , daß die Wertzuwachsſteuer von allen

Parteien gebilligt werde ; der Wertzuwachs ſtelle einen müheloſen Gewinn

dar , er werde von dem einzelnen nicht durch ſeine Arbeit erworben , ſondern
in erſter Linie deshalb , weil das Reich einen großen Aufſchwung ge⸗
nommen habe , weil das Reich durch ſeine Machtmittel den Frieden

garantiere . Eine Reihe von Fällen wurde mitgeteilt , wie ſchnell oft

Grundſtücke im Werte ſteigen .

2. Die Stellung der Parteien zu dieſem Antrage .

Am 29. , 30 . April und 1. Mai 1909 wurde über dieſen Antrag ver⸗

handelt . Das Zentrum erklärte ſich für dieſe Steuern und wies auf die

jahrelangen Bemühungen des Abg . Dr . Jäger um die Einführung der

Steuer hin ; es trat auch darin dem Antrage bei , daß das Reich die Wert⸗

zuwachsſteuer einführen müſſe .
Die Nationalliberalen ſtellten am 29 . April 1909 den Antrag

( Komm. ⸗Druckſ . Nr . 170 ) eine Erbaufallſteuer vorzulegen und ſoweit dieſe

nicht 100 Mill . M. einbringe , „ einen weiteren Entwurf eines Geſetzes zur

Beſteuerung des Wertzuwachſes von Immobilien im Reiche vorzulegen “ .
Am 29 . April 1909 erklärte der nationalliberale Abg . Dr . Weber in der

Finanzkommiſſion :
„ Für durchführbar hielten ſeine Freude die Wertzuwachsſteuer für

Immobilien , ſie lehnten es aber ab, ſie an Stelle der Erbanfallſteuer zu
ſetzen . Da jedoch einmal die Anregung gegeben ſei , richteten ſie an die
Regierung das Erſuchen , in die Ausarbeitung eines ſolchen Entwurfes
einzutreten , da ſie die Tendenz des Gedankens außerordentlich ſympathiſch
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begrüßten , daß eben der Spekulationsgewinn für die Allgemeinheit nutzbar
gemacht werde . Eine Steuer auf Immobilien wäre bereits in Deutſch⸗
Oſtaſien vorhanden . Vielleicht könnte man das Geſetz der Stadt Breslau ,
das den Gedanken der Wertzuwachsſteuer mit einer Umſatzſteuer in ſehr
geſchickter Weiſe verbunden habe , als Unterlage benutzen . Die Kommunen
müßten mindeſtens dieſelben Erträgniſſe weiter behalten , die ſie bereits
jetzt bekämen . “ ( Protokoll S . 10. )

Am 1. Mai 1909 führte derſelbe Abg . Dr . Weber aus :

„ Gegen die Immobilienwertzuwachsſteuer hat eigentlich kein Mitgliedder Kommiſſion und kein Vertreter der verbündeten Regierungen ſich aus⸗
geſprochen , wir ſind alle mit ihm der Ueberzeugung , daß die Wertzuwachs⸗
ſteuer auf Immobilien geſetzt werden kann und ſoll ; wir haben ja auchden Antrag geſtellt . “ ( Protokoll S . 5. )

Wenn daher die Nationalliberalen jetzt erklären , daß ſie Gegner der
Wertzuwachsſteuer ſeien , ſo iſt das unzutreffend . In der Kommiſſiontraten die Nationalliberalen für dieſe ein ; freilich ließen ſie dann am
23 . Juni 1909 im Plenum erklären : „ Wir halten die Ausdehnung der
Wertzuwachsſteuer auf das Reich in dieſem Augenblick für verfrüht , da
ſichere Grundlagen für einheitliche Veranlagung und Erhebung unſtreitig
noch nicht gewonnen ſind . “

Die Freiſinnigen ſtellten am 29 . April in der Kommiſſion den
Antrag , den konſervativen Antrag über die Beſteuerung des Wertzuwachſes
abzulehnen und eine Erbanfall⸗ und Vermögensſteuer vorzulegen . ( Komm. ⸗
Druckſ . Nr . 171 . ) Aber Abg . Dr . Wiemer erklärte an demſelben Tage , „ daßder Gedanke einer Reichswertzuwachsſteuer für Immobilien ſehr wohl er⸗
wogen werden könne . Er glaube freilich , daß die Schwierigkeiten bei der
Ausführung ganz außerordentlich groß ſein würden , daß man vor allem
nicht ſo leicht über die Frage hinwegkäme , ob eine ſolche Steuer nicht in
erſter Linie den Gemeinden gebühre . Auf alle Fälle werde dabei das
Anrecht der Kommune berückſichtigt werden müſſen . “

Abg . Dr . Müller ( Meiningen ) meinte am 30 . April 1909 : „ Wir
ſind grundſätzlich keine Gegner der Wertzuwachsſteuer auf Immobilien ;wir unterſtützen ſie auch für das Reich , wenn ſie praktiſch ausführbar iſt .Aber wir warnen vor jeder Ueberſchätzung der Ergebniſſe dieſer auf den
erſten Blick populären Steuer ! Freilich die Schwierigkeit der rechtlichen
Konſtruktion , für ein ſo großes Wirtſchaftsgebiet eine allgemeine Formel
zu finden , wird die Sache immens ſchwer machen , daher wird ſie für das
Reich wenig Erfolg verſprechen . “

Abg . Mommſen ſprach ſich ähnlich aus .
Die Sozialdemokraten beantragten am 29 . April 1909 als Erſatzder indirekten Steuern eine Reichsvermögensſteuer , eine Reichseinkommen⸗ſteuer , die Nachlaßſteuer und das Erbrecht des Staates ſowie „eine Geſetzes⸗vorlage auszuarbeiten , die eine Beſteuerung des Wertzuwachſes bei Grund⸗

ſtücken und Staatspapieren zum Gegenſtande hat “ . ( Komm. ⸗Druckſ . Nr . 172 . )Die Wirtſchaftliche Vereinigung ſtellte den Autrag , für den
Fall der Ablehnung des konſervativen Antrages die verbündeten Regierungen
zu erſuchen , „ ohne Verzug eine Geſetzesvorlage auszuarbeiten , die eine
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des Wertzuwachſes von Immobilien vorſieht “. ( Komm. ⸗Druckſ .8



3. Stellung der Regierung .

Am 29 . April erklärte der Reichsſchatzſekretär : „ Was die Wert⸗

zuwachsſteuer für Immobilien betrifft , ſo iſt die Frage in der öffentlichen

Meinung ſeit langer Zeit erörtert worden , und auch die Reichsfinanz⸗
verwaltung hat ſich gerade in den letzten Wochen mehrfach mit ihr be⸗

ſchäftigt , aus dem Gedanken heraus , daß es nötig werden könnte , ſich mit

dieſer Frage genauer zu befaſſen , um die nach allgemeiner Meinung auf

den Beſitz zu legenden etwa 100 Millionen Mark voll zu erzielen . Ich
verkenne durchaus nicht , daß die Wertzuwachsſteuer für Immobilien eine

Reihe von Argumenten für ſich hat , daß dieſer Wertzuwachs im großen

und ganzen in einem höheren Maße als irgend ein anderes Vermögens⸗

objekt durch die Mitwirkung der öffentlichen Inſtitutionen zuſtande kommt

und es daher gerechtfertigt erſcheinen kann , daß auch die öffentlichen

Inſtitutionen einen gewiſſen Anteil daran erhalten . Freilich ſind in aller⸗

erſter Linie hier die Gemeinden von Bedeutung für die Förderung des

Wertes , wenn auch daneben dem Staat und auch dem Reich ein Verdienſt

an der Wertſteigerung beizumeſſen iſt . Der wirtſchaftliche Aufſchwung in

Deutſchland würde nicht oder doch nicht annähernd in dem Maße ge⸗
kommen ſein , wenn wir uns nicht dieſer Zuſammenfaſſung unſerer wirt⸗

ſchaftlichen Kräfte , dieſer Sicherheit und dieſes Anſehens nach außen hin

erfreuten , die wir ſeit nunmehr faſt vierzig Jahren dem geeinten Reiche

verdanken . Je mehr man ſich aber mit der Materie der Wertzuwachs⸗

ſteuer für Immobilien befaßt , deſto größer erſcheinen die Schwierigkeiten ,
die einer einheitlichen Regelung von Rechts wegen entgegenſtehen , ins⸗

beſondere , weil auf dieſem Gebiete eine läugere Erfahrung noch fehlt und

erſt verhältnismäßig wenige Gemeinden in Deutſchland , und dieſe auch

erſt ſeit kurzer Zeit , die Wertzuwachsſteuer eingeführt haben .
Was die Wertzuwachsſteuer für Immobilien betrifft , ſo iſt die Reichs⸗

finanzverwaltung bereit , ſofort der Frage näherzutreten , muß den ver⸗

bündeten Regierungen die Stellungnahme allerdings vorbehalten . Zu

einem Erſatz für die Erbaufallſteuer und deren Ausdehnung eignet ſich

dieſe Steuer nicht , weil ihre Erträgniſſe nicht höher als allenfalls auf

20 bis 30 Millionen Mark geſchätzt werden können , und weil dieſe Erträg⸗

niſſe überdies ſo ſchwankend ſind , daß darauf eine Finanzwirtſchaft nicht

baſiert werden kann . “

Nachdem der konſervative Antrag mit Stimmengleichheit abgelehnt
worden war , wurde der Antrag der Wirtſchaftlichen Vereinigung am

1. Mai 1909 einſtimmig angenommen .

4. Der zweite konſervative Antrag über die Wertzuwachsſteuer .

Trotz dieſes einſtimmigen Beſchluſſes der Finanzkommiſſion legte der
Bundesrat keinen entſprechenden Geſetzentwurf auf Beſteuerung des Wert⸗

zuwachſes bei Immobilien vor . Als man daher in der Kommiſſion an

die zweite Leſung der Beſitzſteuerfrage kam , unterbreiteten die Konſervativen
einen Geſetzentwurf ( Komm. ⸗Druckſ . Nr . 203 ) , der eine Verbindung von

Umſatzſteuer und Wertzuwachsſteuer enthielt und am 21 . Mai 1909 beraten

wurde . Hiernach ſollten an Reichsſteuern erhoben werden : 1. eine

Grundſtückumſatzſteuer in Höhe von // , wobei der Uebergang im Wege

des Erbes zwiſchen Eltern und Kindern ſteuerfrei bleiben ſollte . Dieſe

——

—
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Steuer ſollte 30 Millionen Mark einbringen . 2. eine Wertzuwachsſteuer
von 10 bis 25 der Wertſteigung , ſofern bei der letzten Veräußerung
mindeſtens fünf Jahre verfloſſen ſind . An die Stelle des früheren Erwerbs⸗
preiſes ſollte für diejenigen Grundſtücke , bei welchen ſeit dem 1. Oktober
1884 kein Beſitzwechſel durch Kauf oder Tauſch ſtattgefunden hat , der auf
letzteren Termin zu ermittelnde gemeine Wert treten .

Die Steuer ſollte von den Gemeinden erhoben werden , welchen eine
Vergütung von 50 / des Ertrages zugedacht war , ſofern die Landes⸗
regierung nicht anders beſtimmte . Der Ertrag dieſer Steuer wurde
gleichfalls auf 30 Millionen Mark berechnet und von den Antragſtellern
betont , daß ſie dieſe Belaſtung des immobilen Kapitals nur empfehlen
könnten , wenn gleichzeitig das mobile Kapital nach Art der Kotierungs⸗
ſteuer oder in ähnlicher Form herangezogen würde .

5. Die Beratung dieſes Antrages .
Die Regierung ſtellte ſich zu der Frage der Umſatzſteuer freundlich ,

erklärte aber die Frage der Wertzuwachsſteuer noch nicht für ſpruchreif .
Das Zentrum gab zu, „ daß die Wertzuwachsſteuer wohl viele große
Schwierigkeiten habe , man könne aber nicht warten , bis ſie allſeitig als
ſpruchreif anerkannt ſei und von anderen in Anſpruch genommen werde .
Die Städte hätten ſich bisher der Wertzuwachsſteuer gegenüber nur
deshalb ſo kalt verhalten , weil ſie meiſtens von den hierbei Intereſſierten
beherrſcht waren ; jetzt dagegen , wo das Reich ſie in die Hand nehmen
wolle , treten ſie zu einem Städtetag zuſammen , um Proteſt zu erheben .
Selbſt aus einer Stadt wie Plauen kommt die Nachricht , daß man dort
großen Wert auf die Wertzuwachsſteuer lege , deren bisherige nicht ent⸗
ſprechenden Ergebniſſe auf die ungeuügenden Statuten zurückzuführen
ſeien . Nach einer Schrift von Dr. Roſt in Augsburg habe z. B. in
Pirmaſens , einer Stadt von 35000 Einwohnern , von 1887 bis 1907 eine
Wertſteigerung um 1670 %è ſtattgefunden , ein Beweis , daß ſelbſt in
kleineren Städten , wo Induſtrie und gewerbliches Leben herrſcht , der
Wert vor Grund und Boden bis zum 16fachen ſich erhöht habe .Das beſte ſei , ein Geſetz zu machen und dann diejenigen Nachbeſſerungen,
welche ſich bei der ferneren Erprobung ergeben würden , ſpäter hinzuzufügen . “

In der Kommiſſion wurde der Geſetzentwurf mit großer Mehrheit
angenommen und ebeuſo im Plenum in zweiter Leſung am 23 . Juni 1909 ,wobei der Zentrumsabgeordnete Dr . Jäger eine treffliche Darlegung über
dieſe Steuer gab . Die Regierung hatte inzwiſchen eine Denkſchrift über
die Frage der Wertzuwachsſteuer publiziert , welche ſich gegen die ſofortige
Einführung der Steuer ausſprach .
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6. Reichsſteuer oder Gemeindeſteuer ?
Der Zentrumsabgeordnete Dr . Jäger , der beſte Kenner dieſer Frage ,hat darüber im Reichstage ausgeführt :

„Die Denkſchrift geht davon aus , daßes in erſter Linie die Gemeinden
geweſen ſeien , die den koloſſalen Wertzuwachs des deutſchen Bodens in
einer Menge von Gemeinden und Städten herbeigeführt hätten . Die
Denkſchrift beſtreitet , daß das Reich in einem näheren Zuſammenhang mit
dieſem Wertzuwachs ſtehe . Umgekehrt behaupte ich im Einverſtändnis miteiner Menge Herren , die ſich damit beſchäftigt haben : das Reich iſt es in



erſter Linie , das den Wertzuwachs geſchaffen hat und heute noch ſchafft ;
die gemeindliche Tätigkeit kommt erſt in zweiter Linie . Der wirtſchaftliche

Aufſchwung einer Nation , wie er für Deutſchland faſt beiſpiellos daſteht
in der Geſchichte , ſchlägt ſich ſtets nieder in dem Zuwachs des Bodenwerts ,

und im Zuwachs der Bodenwerte haben wir den Maßſtab für den Auf⸗

ſchwung der Nation . Wo ſich Kapital ſammelt , um etwas zu verdienen ,

wo Arbeiter hinſtrömen , um ihren Erwerb zu finden , da iſt es in erſter
Linie der Bodenwert , der das Aufſteigen des Wirtſchaftslebens anzeigt ,
aus dem einfachen Grunde , weil jeder Betrieb einen Boden haben muß ,
und weil jeder Menſch eine Stätte haben muß , wo er arbeitet , und wo

er nachts ſein Haupt niederlegen kann . Der Boden hat alſo ein Monopol ,
viel mehr als andere Gebrauchsgegenſtände . Sie können die Luft be⸗

ſchneiden — die ſchlechten Wohnungen zeigen es ja —, Sie können den

Nahrungsſpielraum einſchränken — den Bodengebrauch können Sie nicht

beſeitigen . Darin liegt der Grund , weshalb der Maßſtab für das Auf⸗

ſteigen einer Nation in den ſteigenden Bodenpreiſen liegt . Sowie die

Konjunktur zurückgeht , zeigt ſich ein Stillſtand im Wert der Gelände ,

manchmal ein Rückgang . Ich muß alſo ganz entſchieden betonen , daß das

Reich es in allererſter Linie iſt , welches dieſe einzig daſtehende Boden —

wertſteigerung geſchaffen hat . Auch iſt es nach meiner Auffaſſung un

richtig , wenn die Denkſchrift weiter von der Auffaſſung ausgeht , als ob

die Gemeinden nach dieſer Steuer bisher gehungert hätten und nur durch

böſe Zufälle an der Einführung dieſer Steuer gehindert ſeien . Gerade

umgekehrt liegt es : die Gemeinden wollten dieſe Steuer nicht . Wie viele

Gemeinden in Preußen und Sachſen ſind es denn , die dieſe Steuer eingeführt
haben ? Ein verſchwindend kleines Häuflein ! In Preußen haben ſeit

dem Kommunalabgabengeſetz von 1893 die Gemeinden das Recht , dieſe

Steuer einzuführen , in Sachſen auch ſeit ziemlich lange . Wir haben im

Deutſchen Reich etwa 55000 Gemeinden , davon ſind gut 5000 an der

Bodenwertſteigerung beteiligt ; denn überall , wo Gewerbe hinkommt , wo

Induſtrie ſich entwickelt , wo eine Lokalbahn gebaut wird , ſteigen die

Bodenwerte . Von dieſen 5000 Gemeinden liegt die gute Hälfte , mehr
als die Hälfte in Preußen und Sachſen . Im ganzen Reich haben wir

aber noch nicht 200 Gemeinden , die dieſe Steuer eingeführt haben . Und

für dieſe wehren ſich die verbündeten Regierungen gegen die Einführung
einer Reichswertzuwachsſteuer , als wollten wir ſie den Gemeinden weg⸗

nehmen . Nein , es liegt anders ; wir wollen ſie den Gemeinden ver⸗

ſchaffen , weil dieſe ſie ſonſt doch nicht einführen würden . Nehmen wir

Berlin ! Die Herren kennen den Streit in Berlin um die Wertzuwachs —

ſteuer . Magiſtrat und Gemeindekollegium ſagen : nein ! es iſt keine Mehr⸗

heit dafür . In Kaſſel , Poſen und vielen anderen Städten iſt es ähnlich .
Nur einige wenige Städte haben mit richtigem Verſtändnis die Wert⸗

zuwachsſteuer eingeführt : Frankfurt a. M. , Köln , neuerdings auch Ham⸗

burg . Aber gerade das ſind nur Ausnahmen von der großen Maſſe der

Städte , von den großen volksreichen induſtriellen Mittelpunkten , die die

Steuer nicht eingeführt haben und ſie überhaupt auch nicht einführen

werden , weil das Dreiklaſſenwahlſyſtem das Hindernis dagegen bildet und

immer bilden wird . Seit Jahrzehnten ſind die Bodenreformer tätig in
Deutſchland , dieſe Steuer den Gemeinden begrifflich nahezulegen und ſie

den Gemeindeverwaltungen zu empfehlen — alles vergebens , und die



paar Ausnahmen beſtätigen gerade die Regel. Dieſe Steuer wird über⸗
haupt nicht kommen ohne den Reichstag . Wir Bodenreformer feiern nun
den Triumph , daß hier im Reichstag unſer Gedanke fruchtbringendenBoden gefunden hat . Ich darf ſagen : auch die Parteien , die ſich heute
ablehnend verhalten , ſind doch in ihrer grundſätzlichen Auffaſſung mit
dieſer Steuer einverſtanden . . . . . Ich darf vielleicht bemerken , daß ich
der erſte geweſen bin , der vor Jahren ſchon betonte, das Reich und der
Staat hätten ein Recht , an der Wertzuwachsſteuer teilzunehmen , während
die Bodenreformer vorher immer nur von den Gemeinden geſprochen
hatten . Die Bewegung geht nunmehr dahin , es ſei zu begrüßen , daß das
Reich endlich einmal die Sache in die Hand nimmt und damit den Ge⸗
meinden über die Schwierigkeiten , die im Wahlſyſtem liegen , hinweghilft .
Wir in Bayern können uns mit der Steuer leicht tun . Wir haben in
Bayern für die Gemeinden die allgemeine direkte geheime Wahl mit der
Verhältniswahl ; in den Städten ſind dann drei Parteien , die in den
ſozialen Wohlfahrtsbeſtrebungen konkurrieren . Auch in Württemberg , in
Baden , in Heſſen , in Elſaß - Lothringen , in Oldenburg ſind oder werden
wie in Bayern Geſetze über die Steuer vorbereitet . Wo dieſe Steuer
aber wegen des Dreiklaſſenwahlſyſtems nicht oder nicht richtig zuſtandekommen kann , alſo im größeren Teile des Reichs , muß das Reich den
Gemeinden helfend beiſpringen . Eine Stadt wie Köln z. B. , die den
Wertzuwachs erſt von 1905˙ an rechnet , wird durch unſer heutiges Geſetzweit größere Summen erhalten als durch ihre jetzige Steuerordnung .Und doch hat dieſe ſchonende Steuerordnung der Stadt Köln einmal in
einem Jahre eine halbe Million Mark verſchafft . “

Die Kommiſſionsanträge wurden in zweiter Leſung gegen die Stimmen
der Linken angenommen .

7. Die Vorlage der Regierung .
Am 14. Juni 1909 unterbreitete dann die Regierung eine Vorlage .

welche auf Grundſtücksübertragungen / ¼ Stempel vom Kaufpreis legteund die Ueberlaſſungsverträge zwiſchen Eltern und Kindern ſteuerfrei ließ .Der Ertrag der Steuer wurde auf 30 Millionen Mark berechnet . Die
Einführung einer Wertzuwachsſteuer wurde für ſpäter in Ausſicht geſtellt .

8. Verbindung von Umſatz - und Wertzuwachsſteuer .
Angeſichts der Haltung des Bundesrats handelte es ſich für die

Reichstagsmehrheit nur darum , die Reichswertzuwachsſteuer wenigſtens fürdie nächſte Zukunft zu ſichern und das wurde in der dritten Leſung auch er⸗
reicht : man kehrte zu dem Grundgedanken des konſervativen Antrageszurück und verband nun Umſatzſteuer und Wertzuwachsſteuer durch folgendeVorſchriften :

1. Die Grundſtücksumſatzſteuer wurde auf / ⅜ herabgeſetzt .2. Die Reichswertzuwachsſteuer wurde in folgender Form in das
Geſetz aufgenommen :

„ Bis zum 1. April 1912 ſoll eine Reichsabgabe von der unverdienten
Wertſteigerung bei Grundſtücken ( Zuwachsſteuer ) eingeführt werden , welcheſo zu bemeſſen iſt , daß ſie einen Jahresertrag von mindeſtens 20 MillionenMark erwarten läßt .

Ueber dieſe iſt durch beſonderes Geſetz mit der Maßgabe Beſtimmung



zu treffen , daß denjenigen Gemeinden und Gemeindeverbänden , in denen

eine Zuwachsſteuer am 1. April 1909 in Geltung war , der bis zu dieſem

Zeitpunkt erreichte jährliche Durchſchnittsertrag dieſer Abgabe für einen

Zeitraum von mindeſtens fünf Jahren nach dem Inkrafttreten der Reichs⸗

abgabe belaſſen wird . Das Geſetz iſt dem Reichstag bis zum 1. April
1911 vorzulegen . “

3. Für die Uebergangszeit bis zum Inkrafttreten der Wertzuwachs⸗
ſteuer wird die Grundſtücksumſatzſteuer mit einem Zuſchlag in Höhe von

100 % berechnet .
4. Nach dem Inkrafttreten des Wertzuwachsgeſetzes wird die Grundſtücks⸗

umſatzſteuer von ſechs zu ſechs Jahren durch den Bundesrat einer Nach —

prüfung unterzogen . Ueberſteigt innerhalb des ſechsjährigen Zeitraums
der durchſchnittliche Jahresertrag der Zuwachsſteuer den Betrag von

20 Millionen , ſo iſt die Grundſtücksumſatzſteuer mit Wirkung vom Beginn
des der Feſtſtellung folgenden Rechnungsjahres für die folgenden ſechs

Jahre nach näherer Beſtimmung des Bundesrats entſprechend herabzuſetzen .
Mit anderen Worten : wenn die Wertzuwachsſteuer allein 40 Mill .

Mark einbringt , dann fällt die Grundſtücksumſatzſteuer ganz fort ; ſie iſt

alſo nur als eine vorübergehende Maßnahme gedacht . Dieſe Verbindung
beider Steuern erſcheint als ein ſehr guter Gedanke .

9. Steuerbefreiungen .

Da die Grundſtücksumſatzſteuer auch kleinere Leute treffen kann und

das Anſiedeln von Arbeitern erſchweren könnte , ſo ſind folgende Steuer —

befreiungen in das Geſetz aufgenommen worden :

Befreit ſind auf Antrag :

1. Grundſtücksübertragungen , wenn der ſtempelpflichtige Betrag bei

bebauten Grundſtücken 20 000 M. , bei unbebauten Grundſtücken 5000 M.

nicht überſchreitet und der Erwerber weder den Grundſtückshandel ge—

werbsmäßig betreibt noch ein Jahreseinkommen von mehr als 2000 M. hat .
Damit ſind alle Arbeiter und Kleinbauern von der Steuer befreit und

ebenſo die meiſten Handwerker .
2. Kaufverträge zwiſchen Teilnehmern an einer Erbſchaft zum Zwecke

der Teilung der Erbſchaftsmaſſe .
3. Ueberlaſſungsvertäge zwiſchen Eltern und Kindern ;
4. Zwangsverſteigerung , wenn der Gläubiger durch das Meiſtgebot

ſeine Hypothek ſichert .

10 . Steuer auf Fideikommiſſe .

Gegen das Zentrum und die Konſervativen wird von den Liberalen

und Sozialdemokraten der Angriff erhoben , daß ſie den Großgrundbeſitz
geſchont hätten und darum die Erbſchaftsſteuer ablehnten . Wie falſch

dieſe Behauptung iſt , beweiſt allein die Tatſache , daß in beiden konſervativen

Anträgen auf Beſteuerung des Wertzuwachſes eine Beſtimmung enthalten
war , welche die Fideikommiſſe zu einer beſonderen Steuer heranzog ; das
Zentrum ſtimmte für dieſe Fideikommißſteuer , obwohl auch ein großer Teil

ſeiner Mitglieder ſchwer belaſtet wird . In der dritten Leſung wurde dieſe

Steuer auf konſervativen Antrag ( Druckf . Nr . 1588 ) in folgender Form
ins Geſetz aufgenommen :

„ Von einem Grundſtücke , das auf Grund der landesgeſetzlichen Vor⸗



ſchriften über Familienfideikommiſſe , Lehn - und Stammgüter (Artikel 59
des Einführungsgeſetzes zum Bürgerlichen Geſetzbuch ) gebunden iſt , iſt im
voraus in Zeitabſchnitten von dreißig Jahren eine Abgabe von ½ vom
Hundert des zur Zeit der Fälligkeit nach den Beſtimmungen des 8 16
des Erbſchaftsſteuergeſetzes vom 3. Juni 1906 (Reichs⸗Geſetzbl . S. 620 )
zu ermittelnden Wertes zu entrichten . Der erſte dreißigjährige Abſchnitt
beginnt mit dem Zeitpunkte , in welchem das Grundſtück der Bindung
unterworfen wird , und ſofern dieſer vor dem Inkrafttreten des Geſetzes
liegt , mit dem 1. Oktober 1909 . Wird das Grundſtück vor Ablauf des
dreißigjährigen Zeitabſchnitts veräußert , ſo iſt ein entſprechender Teil der
Abgabe zu erſtatten . Die Abgabe ruht auf dem Grundſtück und gilt als öffent⸗
liche Laſt im Sinne des § 10 Ziffer 3 des Geſetzes über die Zwangsverſteigerung
und Zwangsverwaltung . Die Steuerbehörde hat auf Antrag des Beſitzers zu
geſtatten , daß die Abgabe während des dreißigjährigen Zeitraums in jähr⸗
lichen Geldbeträgen von gleicher Höhe entrichtet wird . Die Jahresbeträge
ſind ſo zu bemeſſen , daß die Steuerſchuld bei einer Verzinſung von 4 vom
Hundert innerhalb des vorbezeichneten Zeitabſchnitts getilgt wird . Bis
zum Inkrafttreten des Reichsgeſetzes über die Erhebung einer Zuwachs⸗
ſteuer wird zu der in Abſ . 1 vorgeſehenen Abgabe ein Zuſchlag von 100
vom Hundert erhoben . Die Vorſchriften des Abſ . 4 Satz 2 und 3 des
Artikels 5 a dieſes Geſetzes finden entſprechende Anwendung . Grundſtücke
oder Teile von Grundſtücken , deren Veräußerung zu ihrer rechtlichen
Gültigkeit weder der landesherrlichen Geuehmigung noch der Zuſtimmung
Dritter bedarf , unterliegen nicht der in Abfſ. 1 vorgeſehenen Abgabe . “

Hiernach haben ſomit die Beſitzer der alten Fideikommiſſe am
1. Oktober 1909 / /ͤ Fideikommißabgabe zu entrichten , d. h. , wenn ein
Fideikommiß einen Wert von 9 Millionen Mark hat , muß eine Steuer
von 60 000 Mark bezahlt werden . Die Bauern jedoch , die auf ihren
Höfen und angeſtammten Gütern ſitzen , werden von dieſer Abgabe nicht
getroffen . Gerade die Einführung dieſer Steuer beweiſt am deutlichſten ,
daß bei der Mehrheit keine Abſicht beſtand , den Großgrundbeſitz zu ſchonen .
Es muß aber hervorgehoben werden , daß die große Mehrheit der national⸗
liberalen Fraktion am 10. Juli 1909 gegen dieſe Steuer geſtimmt hat .

5) Die Scheeksteuer .

Was eine Beſteuerung der Schecks anlangt , ſo unterliegen dieſe in
faſt allen außerdeutſchen europäiſchen Staaten und in einer Anzahl außer⸗
europäiſchen Staaten einer Stempelabgabe , ſei es , daß ſie dem Wechſel⸗
ſtempel im vollen oder ermäßigten Betrag oder daß ſie einer feſten
Stempelgebühr unterworfen ſind . In Deutſchland iſt die Verſteuerungder Schecks ſchon mehrmals , zuletzt in den Jahren 1881 und 1893 beim
Reichstag in Anregung gebracht , es iſt aber immer wieder davon Abſtand
genommen worden , vor allem mit Rückſicht darauf , daß der Scheckverkehr
trotz ſeiner erfreulichen Entwickelung , doch beim Mangel eines Scheck —
geſetzes , das ihm die nötige ſichere Rechtsgrundlage zu geben geeignet
wäre , bei weitem noch nicht diejenige Ausdehnung erlangt habe , die ſeiner
volkswirtſchaftlichen Bedeutung entſpreche . Inzwiſchen iſt das Scheckgeſetzvom 11. März 1908 in Kraft getreten , und ſein Einfluß auf die Hebungdes Scheckverkehrs iſt deutlich erkennbar . Es erſcheint danach die Er⸗



wartung gerechtfertigt , daß der Scheckverkehr die Auferlegung eines ge⸗
ringen feſten Stempels von 10 Pfennig ohne Schaden für ſeine weitere

Entwickelung ſchon jetzt zu tragen in der Lage iſt . Dabei iſt aber eine

Befreiung zugunſten des Poſtſcheckverkehrs vorgeſehen , weil hierfür bereits

von der Poſt Gebühren erhoben werden und der Inhaber eines Scheck —
kontos bei der Poſt keine Verzinſung ſeines Guthabens erhält , in beiden

Beziehungen alſo an ſich etwas ungünſtiger als der Inhaber eines Bank⸗

guthabens geſtellt iſt . Um den aus dem Scheckſtempel erhofften Ertrag
ſicherzuſtellen , iſt erforderlich , gleichzeitig auch Quittungen über Geld —

ſummen , die aus Guthaben des Ausſtellers bei ſolchen Anſtalten und

Firmen , denen nach dem Geſetze die paſſive Scheckfähigkeit beigelegt iſt ,

gezahlt werden . Zu dieſen Anſtalten gehören zwar auch die Sparkaſſen ,
ſoweit ſie die nach Landesrecht für ſie geltenden Aufſichtsbeſtimmungen er⸗

füllen . Sie werden indeſſen von dem Quittungsſtempel inſofern nicht be⸗

rührt , als die Auszahlungen nicht gegen beſonderes Empfangsbekenntnis
des Sparers , ſondern lediglich unter Buchungsbeſcheinigung des Spar —
kaſſenbeamten zu erfolgen pflegen .

In der Kommiſſion wurde vom Zentrum angeregt , den Scheckſtempel

zu ſtaffeln nach der Höhe der abgehobenen Summe und Schecks unter
150 Mark freizulaſſen . Von allen Seiten wurde jedoch erklärt , daß es

nicht richtig ſei , die kleinen Schecks zu begünſtigen ; der Verkehr leide heute
ſehr unter einer Ueberzahl der kleinen Schecks . Die kleinen Schecks ſollten
auf den Poſtverkehr gedrängt werden . Auch ſei eine Differenzierung des

Stempelſatzes praktiſch undurchführbar , da man künftig geſtempelte Scheck⸗

hefte ausgeben werde ; wenn nun verſchiedene Stempelſätze geſchaffen
würden , dann müſſe man ebenſoviele Scheckhefte mit ſich führen . Darauf⸗

hin verfolgte das Zentrum ſeine Anregung nicht weiter . Der Ertrag aus
der Scheckſteuer wird auf 13 Millionen M. berechnet . Die Steuer wird

jetzt von liberaler Seite als eine Maßregel gegen Handel und Induſtrie

hingeſtellt , der Scheckſtempel iſt jedoch gerade auf Anregung eines des

erſten Berliner Bankiers von der Regierung vorgeſchlagen worden .

c) Die Erhöhung der Wechselstempelsteuer .

Die Vorlage der Regierung ging dahin , daß Wechſel , die länger als

drei Monate laufen , erneut der Wechſelſtempelſteuer zu unterliegen haben .
Ein großer Teil der langſichtigen Wechſel erfüllt die dem Wechſel

urſprünglich innewohnende Beſtimmung , dem Zahlungsausgleiche zu dienen ,

nicht . Als Kautions - und Avalwechſel werden dieſe Wechſel in weitem

Umfange zur Sicherheitsleiſtung verwendet und ſie haben als ſolche häufig
eine langjährige Laufzeit . Hauptſächlich dienen als ſolche Sicherheit die

Sichtwechſel , doch kommen dabei ebenſo auch Wechſel mit langfriſtiger
feſter Zahlungszeit in Betracht . Dieſe Wechſel für die Zeit , die ſie länger
als drei Monate laufen , zu einer weiteren Abgabe heranzuziehen , erſcheint

durchaus gerechtfertigt , zumal bei derartigen Wechſelkrediten kapitalkräftige
Kreiſe in Betracht zu kommen pflegen . Insbeſondere darf an die Ver⸗

wendung der Sichtwechſel als Sicherſtellung für die Anſprüche der Ver⸗
ſicherungsgeſellſchaften gegen ihre Aktionäre erinnert werden , von denen
in der Regel nicht höhere Einzahlungen auf die Aktien als 20 v. H. des

Aktienkapitals gefordert werden . Der Entwurf ſchlug daher vor , für
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Wechſel , welche länger als drei Monate laufen , und zwar im erſten Jahre
für neun , dann für je fernere ſechs Monate der Laufzeit eine weitere Ab⸗

gabe in Höhe des bisherigen Stempels einzuführen .
Daneben wurde eine ſchärfere Begriffsbeſtimmung für den Wechſel

feſtgeſtellt , um auch unvollſtändig ausgeführte Wechſel der Stempelpflicht
zu unterſtellen . Das Erträgnis dieſer Erhöhung wurde auf 7 —8 Mill . M.
berechnet .

Zunächſt wurde auch vom Zentrum befürchtet , daß dieſe Erhöhung
des Wechſelſtempels für den Geſchäftsmann nachteilig ſei ; aber der Reichs⸗
bankpräſident teilte mit , daß erſt kürzlich eine Umfrage über die Geſamt⸗
laufzeit der Wechſel in Deutſchland vorgenommen worden ſei . Dieſe
Statiſtik hat die ſämtlichen Wechſel , die zur Zeit ihrer Vornahme ſich im
Beſitz der Reichsbank , von 77 größeren Genoſſenſchaften , 85 Provinz⸗
bankiers , 5 Berliner Bankiers , 8 Berliner Großbanken und 82 Provinz⸗
aktienbanken befunden haben , und insgeſamt 256 509 Wechſel über
704 607027 M. , alſo etwa 10 % des geſamten Wechſelumlaufs umfaßt
und darf daher wohl als allgemein gültig angeſehen werden . Es hat
ſich dabei ergeben , daß von den in Umlauf geſetzten Wechſeln eine Geſamt⸗
umlaufzeit gehabt haben : bis zu 3 Monaten 68, % Pund über 3 Monate
31, . % und zwar : über 3 Monate bis unter 4 Monate 25 , , von
4 bis 6 Monaten 4 , %, über 6 Monate 0, ) ſ%0,

Von mehreren Seiten , auch von Gegnern des Entwurfes wurde zu⸗
gegeben , daß die Geſchäftswelt nur ſelten Wechſel mit mehr als drei
Monaten ausſtellt .

d) Die Besteuerung der Uersicherungs⸗ - Prämienquittungen .
Unter den Erſatzſteuern des Bundesrates befand ſich auch eine Steuer

auf die Feuerverſicherungsquittungen ; ſie ſollte jährlich in Höhe von „ 4 0
von dem verſicherten Werte erhoben werden und 35 Millionen M. ab⸗
werfen . Verſicherungen unter 5000 M. ſollten ſteuerfrei gelaſſen werden .
Dieſe Steuer wurde vom Zentrum —ebenſo von den andern Parteien —
abgelehnt , weil ſie beſonders den Mittelſtand getroffen hätte , da der
Handwerker , Kaufmann und Fabrikant alle ſeine Vorräte verſichert , da die
allergrößten Betriebe , welche Selbſtverſicherung haben , ſteuerfrei ſein würden .

e ) Ergebnis der Besitzsteuerfrage .
Während die Liberalen immer nur von 100 Millionen M. Beſitzſteuern

ſprachen und darin ſchon 25 Millionen M. Matrikularbeiträge ein⸗
begriffen waren — ſomit nur 75 Millionen M. Beſitzſteuern forderten ,
iſt nun ein ganz anderes Ergebnis durch das Zuſammenarbeiten von
Zentrum und Konſervativen erzielt worden . Es wurden insgeſamt auf
den Beſitz gelegt :

1. eine Wertzuwachsſteuer auf Gewinn an Grundſtücksverkäufen , die
jedoch erſt ſukzeſſive zunächſt in drei Jahren in Kraft tritt und bis
dahin durch einen Umſatzſtempel auf dieſe Geſchäfte erſetzt wird ,
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ſowie einen Stempel auf gebundenen Großgrundbeſitz ( Fideikommiſſe )
0 ll

durch Erhöhung der Börſenſteuer ( des Stempels
auf neu auszugebende Aktien , Obligationen und

ausländiſche Papiere ) in Höhe votn 23000000 „
3. durch einen Talonſtempel ( Zinsbogenſteuer auf

bereits im Verkehr befindliche Wertpapiere ) . 27000 000 „
4. durch einen Stempel auf Bankſchecks und Bank⸗

guthabenauszahlungen in Höhe von . . . 13 000 000 „
5. durch Erhebung einer Nachſteuer auf langfriſtige

Wechſel , wie ſolche für Bankkautionen , Feuer⸗
verſicherungsgeſellſchaften und Bankkreditopera⸗
kidnen üblich ſind ; in Höhe 9offß 7 000 000 „

zuſammen 110 000 000 M.

Hierdurch werden alſo die Grundſtücksgeſchäfte mit 40 Millionen , die
Bank⸗ und Börſengeſchäfte und Wertpapierbeſitzer mit insgeſamt 70 Mill .

jährlich betroffen .
Die Bank⸗ und Börſenkreiſe und die Vertreter des mobilen Groß —

kapitals halten ſelbſtverſtändlich das Programm der Liberalen , welches
ihren Geldbeutel ſchont , für das beſſere und erheben ein lautes Geſchrei

gegen die Börſen - und Wertpapierſteuern , weil ſie dadurch etwas ſtärker
getroffen zu werden fürchten . Vom Standpunkt der ausgleichenden
Gerechtigkeit wird man jedoch zugeben müſſen , daß das mobile Kapital
recht gut eine höhere Belaſtung tragen kann , ja daß es vielleicht bei den

endgültigen Beſchlüſſen des Reichstages noch zu glimpflich weggekommen iſt .

VI . Nonſumſteuern .

400 Millionen M. indirekter Steuern und 100 Millionen M. Beſitz⸗
ſteuern war das Schlagwort der Liberalen geworden . Dutzendmal erklärte

ſich ihre Preſſe bereit , 400 Millionen M. Konſumſteuern dem Volke auf⸗

zulegen . Die Mehrheit von Konſervativen und Zentrum hat jedoch dieſe
Summe auf 310 Millionen M. herunterzudrücken vermocht ; ſie hat alſo
35 Millionen M. mehr Beſitzſteuer und 90 Millionen M. weniger neue
indirekte Steuern beſchloſſen ; das allein rechtfertigt ſchon die Mitarbeit

und Zuſtimmung des Zentrums .

A. Die Vierſteuer .
1. Die Vorlage der Regierung .

Die Bierſteuer bringt der Reichskaſſe ſeit ihrer im Jahre 1906 für
die Brauſteuergemeinſchaft erfolgten Erhöhung einſchießlich des Bierzolls ,
der Bierübergangsabgabe und der von den Reſervatſtagten an die Reichs —

kaſſe zu zahlenden Ausgleichungsbeträge rund 75 Millionen M. oder

1,23 M. vom Kopf der Bevölkerung . Dieſer Ertrag ſteht nicht im Ein⸗

klange mit der Bedeutung und der Ertragsfähigkeit dieſer Steuerquelle ,
aus der z. B. England 258 Millionen M. oder 5,87 M. auf den Kopf
der Bevölkerung und die Vereinigten Staaten von Amerika 250 Mill . M.
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oder 2. 94 M. auf den Kopf der Bevölkerung ( nach den Ergebniſſen des

Fiskaljahres 1907 ) ziehen . Auf den Kopf der Bevölkerung kamen nach
den Rechnungsergebniſſen des Jahres 1906 :

im Brauſteuergebiet 1,23 M.
in Bayern jnn
izszszds ,
in Baden 3,85
in Elſaß⸗Lothringen
im deutſchen Zollgebiet überhaupt . 192

Die Vorlage ging dahin , die Einnahmen aus dem Bier um rund
100 Millionen M. zu ſteigern , und eine Erhöhung der geltenden Steuer⸗

ſätze von 4 bis 10 M. auf 14 bis 20 M. je nach der Größe der Betriebe

zu fordern . Dieſe Erhöhung ergibt eine Durchſchnittsbelaſtung des Doppel⸗ Autn
zentners Malz von 17,20 M. gegenüber 7,11 M. zurzeit und des Hekto⸗ 10
liters untergärigen Bieres mit 20 Kg. Malzverwendung von 3,44 M. 5

gegenüber 1,42 M. bisher ; ſie ſteigert die Belaſtung des Hektoliters Bier
um 2 M. , des Liters alſo um 2 Pf .

2. Die Staffelung der Steuer .

Von keiner bürgerlichen Partei wurde gegen die Erhöhung der
Bierſteuer an und für ſich Stellung genommen , um ſo lebhafter aber ent⸗
brannte der Kampf um die Staffelung der Steuer . Das geltende Geſetz
ſieht folgende Staffel vor : ſite

von den erſten 250 Doppelzentnern 4, — M.

Nö⁴ folgenident 250 5 450 „
W „ 50⁰0 5 5 ,
„„ 77 1 1000 „ 5,50 „
53 „ 1000 5

„ 1000 6,50 „
5 1000 7 15

5 „ 5 1000 5 8, — „
„5 „ 5 1000 9, . — „

von dem Reſte 103 „

„ Die neue Vorlage ſchloß ſich der badiſchen Staffelung an und
ſchlug vor :

von den erſten 250 Doppelzentnern 14 M.
„ folgenden 1250 15ů „
3 5 1500 6 165
„ 5 2000 5 18

en ,,, . . 20 „

In der Kommiſſion brachte nun zunächſt ( Komm. ⸗Druckſ . 71 ) der
Abg. Freiherr von Gamp einen Antrag ein , der die Staffel in folgender
Weiſe feſtſetzen wollte :

von den erſten 250 Doppelzentnern 10 M.
„ „ folgenden 750

500
12

7 · * 16
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Vom Zentrum wurde ſofort entgegengehalten , daß dieſer Antrag die
f0
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Mittelbetriebe am meiſten beeinträchtige und daher brachte dieſes nach —

ſtehenden Abänderungsantrag ein :

von den erſten 250 Doppelzentnern 10 M.

folgenden 750 5 12 „

„ 500

„ 5 1500 5 63 *
2000 18

von dem Reſte . 20

( Komm. ⸗Druckſ . 84) . Dieſer Antrag lag mehr im gleichmäßigen Intereſſe

der Mittel⸗ und Kleinbrauereien und hätte 90 Millionen M. Geſamteinnahme

erzielt . Die Blockmehrheit lehnte aber am 12 . März 1909 den Antrag des

Zentrums ab und nahm den Antrag Gamp an . Eine mittlere Brauerei mit

5000 Doppelzentnern Malzverwertung ( etwa 25 Mill . Hektoliter Bier⸗

produktion ) hätte hiernach zu zahlen .

bish 838
M.

Bnah der Vörligge
c) nach dem Beſchluſſe der Kommiſſion . 89 500 „

d) nach dem Zentrumsanutrag . . . 78 500 ,

In der zweiten Leſung der Kommiſſion brachte das Zentrum wieder

ſeinen Antrag ein , der jedoch von keiner Seiter unterſtützt wurde . Der

nationalliberale Abg. Dr . Weber beantragte eine Staffel von 14 —22 M.

( Komm. ⸗Druckſ . Nr . 220 ) , ſein Fraktionslollege Fuhrmann von 12 —21 M. ;

der reichsparteiliche Abg . Schultz von 12 —22 M. ( Komm. ⸗Druckſ . Nr . 223 ) ,

der freiſinnige Abg . Dr . Wiemer von 14 —20 M. Nach langer Debatte

über die Vorteile und Nachteile der einzelnen Staffeln erklärte der frei⸗

ſinnige Abg . Dr . Wiemer , „ daß er ſeinen Antrag vorläufig zurückziehe ;
am zweckmäßigſten erſcheine es ihm , daß Vorſchläge angenommen würden ,

die der Regierungsvorlage möglichft nahekämen , am beſten wohl die

Regierungsvorlage ſelbſt . “ ( Protokoll vom 25 . Mai 1907 S . 4. )

Die Regierungsvorlage wurde dann auch mit allen gegen die Stimmen

der Sozialdemokraten und Polen angenommen ; Nationalliberale und Frei⸗

ſinnige ſtimmten für die Steuer .

Im Plenum des Reichstages brachte das Zentrum ſeinen ſchon

mitgeteilten Antrag wieder ein ( Druckſ . Nr . 1533 ) ; die Nationalliberalen

ſchlugen nun folgende Staffel vor :

1 — 250 Doppelzentner . . . 14 Mark

250 —1500 „

15003000
3000 —5000

5000 —7000 8

über 7000 77 20

(Druckſ. Nr. 1528 . )

Der Antrag des Zentrums wurde mit 188 gegen 161 Stimmen ab⸗
gelehnt , da nur Zentrum , Polen , einige Antiſemiten und die Sozial⸗
demokraten für dieſen ſtimmten . Der Zentrumsautrag hätte den Mittel⸗

ſtand am meiſten geſchützt , wie folgende Tabelle beweiſt :
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Bei einem Malzverbrauch iſt an Steuer zu bezahlen in Mark

von dz Regierungs⸗ Nationallib . Antrag des

vorlage Antrag Zentrums
250 35500 3 500 2 500

1000 14
750

11500
2 000 30 250 25 500
3 000 46 250 41500
4000 63 250 58 500
5 000 80 250 76 500
7000 116 250 116 500

10 000 182 250 176 250 176 500

Man ſieht : nach dem liberalen Antrag iſt die Steuer für die erſten 3000 da
Malz genau ſo hoch , wie nach der Regierungsvorlage , von da iſt die Steuer
geringer und bleibt geringer auch für die Großbrauereien ; nach dem Zentrums⸗
antrag iſt die Steuer für die kleineren Brauereien erheblich ermäßigt ; von
7000 dz an geht ſie über den liberalen Antrag hinaus . Der liberale
Antrag bedeutet alſo einen Schutz für die großen Brauereien gegen die
kleinen — das iſt liberale Sozialpolitik und liberale Fürſorge für den
Mittelſtand !

Die Regierungsſtaffel wurde dann mit 196 gegen 138 Stimmen und
15 Enthaltungen ( Polen ) angenommen . Nationalliberale , Freiſinnige und
Sozialdemokraten ſtimmten mit Nein ; ferner die bayeriſchen Zentrums⸗
abgeordneten : Häusler , Dr . Heim , Irl , Ranner , Schefbeck , Schirmer , Sir
und Steindl .

3. Verhalten der liberalen Parteien .
Nationalliberale und Freiſinnige ſtimmten in zweiter und dritter Leſung

gegen die Bierſteuer , nicht aber , weil ſie dieſe Steuer überhaupt bekämpften ,
ſondern aus rein politiſchen Gründen ; beide Parteien hätten die Bierſteuer
angenommen , wenn der Block weiter beſtanden hätte ; dies beweiſen zunächſtdie ſchon mitgeteilten Anträge in der Kommiſſion wie im Plenum . In der
Kommiſſion ſtimmten ſie auch in erſter und zweiter Leſung für die Bier⸗
ſteuer . Sie haben aber auch offen erklärt , daß ſie die Erhöhung der
Bierſteuer für gerechtfertigt halten .

Von Ausſprüchen der nationalliberalen Redner ſeien nur
folgende mitgeteilt . Abg . Dr . Paaſche : „ Will man eine Bierſteuer haben ,
ſo muß man die Steuer ſo machen , daß ſie vom Konſumenten getragenwird . ( Zuruf links : Das Biertrinken iſt auch keine Sünde ! — Heiterkeit . )— Gewiß nicht , der Biertrinker mag ruhig weiter trinken , aber er ſoll —
dafür eine Steuer zahlen . Ich halte es deshalb bei dem maßloſen
Bierverbauch für durchaus berechtigt , eine Steuer einzuführen , wie ſie
vorgeſchlagen wird . Man mag über die Staffelung noch ſtreiten , man kann
ſich fragen , ob es nicht zweckmäßiger iſt , den Kleinen etwas mehr Vorteile
zu gewähren . Aber daß man eine Steuer auferlegen muß , die abgewälztwerden kann , das , glaube ich, iſt eine durchaus berechtigte Forderung. “

( 165 . Sitzung des Reichstages vom 21 . November 1908 S . 5623 . )
Abg . Dr . Weber : „ Wenn meine politiſchen Freunde auch der An —

ſchauung ſind , daß ebenſo wie Branntwein und Tabak auch das Bier als
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ein Genußmittel zurzeit zur Steuer herangezogen werden muß , ſo halten
wir doch die Brauſteuervorlage , wie ſie uns von der Regierung übermittelt

worden iſt , nicht für den geeigneten Weg , beſonders die mittleren und

kleinen Brauereien im Deutſchen Reiche in ihrer Exiſtenz im Kampfe mit

den Großbrauereien zu erhalten . “ ( 169 . Sitzung des Reichstages vom

26. November 1908 S . 5765 . )

Abg . Dr . Weber : „ Meine politiſchen Freunde ſind gewillt , unter

gewiſſen Kautelen aus dem Brauereigewerbe neue Mittel herauszuholen .
Eine Sondergewerbeſteuer darf man nicht einführen . Man muß dafür

ſorgen , daß die Bierſteuer auf die Konſumenten abgewälzt wird . “ ( 29. Sitz .
der Finanzkommiſſion vom 11. März 1909 . )

Abg . Dr . Weber : „ Die Annahme der Regierungsvorlage und ihre
Beurteilung in der erſten Plenarſitzung hier , im November vorigen Jahres ,
die Annahme in der erſten und zweiten Leſung in der Kommiſſion haben

gezeigt , daß der große Teil des Reichstags der Anſicht iſt , daß es viel⸗

leicht kein geeigneteres Steuerobjekt gibt als das Bier . Nun ſind wir

gewiß auch der Anſicht , daß das Bier eine ſtärkere Belaſtung vielleicht

ertragen kann . “ ( 272 . Sitzung des Reichstages vom 1. Juli 1909 S . 8913 . )

Dieſe Worte bekunden genau , daß das Bier bei einer liberalen Finanz⸗
reform ebenſo , vielleicht noch höher beſteuert worden wäre .

Freiſinnige Abgeordnete ſprachen ſich in ganz derſelben Weiſe

aus . Abg . Mommſen : „ Meine politiſchen Freunde betrachten die Staffel

lediglich vom Geſichtspunkte der Abwälzung der Steuer auf die Konſumenten
und deshalb iſt der Antrag Gamp nicht unberechtigt . Gerade die mittleren

Betriebe von etwa 5000 dz bis zu 10000 dz haben durch ihre Konkurrenz
die Abwälzung der Steuer auf das Publikum verhindert . “

( 30 . Sitzung der Kommiſſion vom 12 . März 1909 . )

Abg. Dr . Wiemer : „ Es müſſen auch auf dem Gebiete der indirekten

Steuern Opfer gebracht werden . Da wird man an einer Erhöhung der

Bierſteuer nicht vorbeikommen können . Auch das Gewerbe hatte ſich bereits

mit dem Gedanken vertraut gemacht . “
( 29 . Sitzung der Finanzkommiſſion vom 11. März 1909 . )

Abg . Dr . Wiemer : „ Am zweckmäßigſten erſcheint es mir , daß Vor⸗
ſchläge angenommen würden , die der Regierungsvorlage möglichſt nahe⸗

kämen , am beſten wohl die Regierungsvorlage ſelbſt . “
( 67 . Sitzung der Kommiſſion vom 25 . Mai 1909 . )

4. Abwälzung der Bierſteuer .

Bei dieſer Bierſteuervorlage war man von Anfang darin ſich einig ,

daß es nicht durchführbar ſei , die 100 Mill . M. Bierſteuer den Brauereien
und Wirten aufzuerlegen , ſondern daß die Steuererhöhung , die 2 Pf .

auf den Liter ausmacht , abgewälzt werden müſſe . Vom Zentrum wurde !

die erſte Anregung hierzu gegeben , indem es beantragte , für die vor dem

1. Oktober 1908 betriebsfertig hergerichteten Brauereien werden die neuen

Steuerſätze für drei Viertel der Geſamtmenge des in ihnen im Durchſchnitt
der Rechnungsjahre 1906 , 1907 und 1908 jährlich verwendeten Malzes

um 5 M. vom Doppelzentner ermäßigt .

Damit ſollte einem Wunſche der Brauinduſtrie Rechnung getragen



werden . Der Antrag wurde aber vom Block abgelehnt , auch von den
Liberalen . In der zweiten Leſung der Kommiſſion beantragte dann die
Reichspartei , daß alle nach dem J. Oktober 1909 errichteten Brauereien
den Steuerſatz von 20 M. zu entrichten hätten , um dadurch die Bildung
neuer Brauereien zu erſchweren , und ſo die Abwälzung herbeizuführen .
Von nationalliberaler Seite kam nun im Plenum der Autrag :

„ Für die nach dem 1. Oktober 1909 betriebsfähig neu errichteten
Brauereien beträgt in den erſten fünf Jahren nach Inkrafttreten des
Geſetzes der Steuerſatz 20 M. für jeden Doppelzentner der ſteuerpflichtig
gewordenen Brauſtoffe . “ (Druckſ. 1531 . )

Gegen dieſen Antrag führte der freiſinnige Abg . Mommſen aus :
„ Der Antrag hat eine ganz merkwürdige Wirkung . Er verhindert

nicht , ganz große Brauereien neu zu gründen , denn dieſe zahlen ohnehin
die 20 Mark Steuern nahezu . Er verhindert aber die Errichtung von
kleinen und mittleren Brauereien . Es ſcheint mir doch nicht gerade zweck—
mäßig , nun gar noch ein Kontingent zu ſchaffen , das den Großen die volle
Gewerbefreiheit bietet , die Kleinen und Mittleren aber daran hindert . “

Die Nationalliberalen wollten alſo hier ein neues „ Kontingent “
ſchaffen ; ihr Antrag wurde aber abgelehnt . In der dritten Leſung ge⸗

langte dann ein Antrag zur Annahme , der für alle neu ſich bildende
Brauereien die Steuer bis 31. Mai 1915 um 50 9%, von da bis 31. Mai
1918 um 25 ½ erhöht , für beſtehende kleine Brauereien mit weniger als
150 Doppelzentner Malz ſie auf 12 M. herabſetzt .

5. Eine Vergünſtigung für Süddeutſchland .
Das neue Brauſteuergeſetz gilt bekanntlich für Süddeutſchland nicht;die ſüddeutſchen Staaten haben daher an das Reich ſogenannte Ausgleichs⸗

beiträge zu zahlen ; dieſe belaufen ſich auf den Kopf der Bevölkerung
2,79545 M. nach Annahme der Steuer , was für Bayern , Württembergund Baden im Jahre insgeſamt 30,2 Mill . M. ausmacht . 1909 hätten
dieſe Staaten an das Reich ohne Erhöhung der Bierſteuer nur 12,5 Mill .
Mark zu zahlen gehabt ; 1908 zahlten ſie nur 7 Mill . M. , alſo 23 Mill .
Mark weniger . Da nun die ſüddeutſchen Staaten nicht ſofort die er⸗
forderlichen Gelder aufbringen können — ſie ſind nicht verpflichtet , die
Bierſteuer zu erhöhen — ſo wurde beſtimmt , daß ſie 1909 nicht höhere
Ausgleichsbeiträge zu zahlen haben , wie 1908 . Das bedeutet gegenüberdem verabſchiedeten Etat ein Geſchenk an die ſüddeutſchen Staaten von
5¼ Mill . M. und gegenüber dem neuen Geſetz ein ſolches von 18 Mill .
Mark . Die bayriſchen Zentrumsabgeordneten haben ſomit durch ihre Zu⸗
ſtimmung zum Geſetze fuͤr ihr Heimatland einen Vorteil von über 11 Mill .
Mark herausgeſchlagen . Dabei ſei nochmals hervorgehoben , daß für die
ſüddeutſchen Staaten keinerlei Zwang beſteht , nun die Bierſteuer zu er⸗
höhen ; ſie können die höheren Ausgleichungsbeiträge hernehmen , wo immer
ſie wollen .

Leider gelangte ein weiterer Antrag des Zentrums , die Uebergangs⸗
abgabe für aus Süddeutſchland eingeführtes Bier auf 4,50 Mark proHektoliter feſtzuſetzen , nicht zur Annahme , da nur Zentrum , Polen und
Sozialdemokraten dafür ſtimmten .
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Am Schluſſe ſei nochmals hervorgehoben , daß infolge der Bier⸗

ſteuererhöhung der Preis des Bieres nur um 2 Pfennig pro Liter

ſteigen darf .

B. Die Cabakſteuer .

1. Die Vorlage der Regierung .

Der Tabak brachte dem Reich im Jahre 1906 aus Zoll und Inlands⸗

ſteuer rund 70 Mill . M. ; durch das Zigarettenſteuergeſetz von 1906 iſt

dieſe Summe auf 85 Mill . M. erhöht worden . Dieſes letztere Geſetz , das
für die Zigarette die Banderole einführt , hat ſich glänzend bewährt , und

alle die düſteren Vorausſagungen der Gegner desſelben ſind nicht ein⸗

getroffen . Während 1906 in der Zigaretteninduſtrie 9507 Arbeiter be⸗
ſchäftigt waren , fand man 1907 — alſo im erſten Jahre der Wirkung
dieſes Geſetzes — ſchon 11832 Arbeiter . Die Arbeiterſchaft hat alſo um

nahezu 25 ½ zugenommen . Ganz ähnlich ging es mit den Zigaretten⸗

betrieben ; 1907 waren 35 mehr vorhanden als 1906 und zwar hat —

entgegen allen freiſinnigen und ſozialdemokratiſchen Behauptungen von

1906 — die Zahl der Betriebe mit reiner Handarbeit am meiſten zu⸗

genommen , nämlich um 40 . Die von Intereſſenten veröffentlichte Tabelle

über eingegangene Betriebe iſt vollſtändig falſch , wie amtliche Erhebungen

feſtſtellten . Fachblätter der Zigaretteninduſtrie hatten behauptet , daß in⸗

folge des Zigarettenſteuergeſetzes 109 Betriebe eingegangen ſeien . Die
Erhebungen der Bundesregierungen haben ergeben , daß von dieſen

genannten 109 Firmen 49 ſchon beim Inkrafttreten des Geſetzes nicht

mehr beſtanden haben , 21 dagegen noch heute beſtehen , und acht an, andere

Orte verlegt wurden ; die anderen Firmen gingen aus ganz anderen Gründen

ein , nicht eine einzige wegen der Zigarettenſteuer .
Es iſt nun leicht begreiflich , daß dieſes glänzende Reſultat des

Zigarettenſteuergeſetzes den Bundesrat ermunterte , wieder eine höhere

Tabakbeſteuerung vorzuſchlagen , und zwar auch für die Zigarren die Form

der Banderole .
Die Mehrzahl der größeren europäiſchen Staaten , wie Frankreich ,

Italien , Oeſterreich - Ungarn , Spanien , Portugal , Rumänien , Serbien und

die Türkei , haben die Tabakbeſteuerung in der Form des Monopols durch⸗

geführt , und zwar faſt durchweg in der Form des Fabrikationsmonopols
in Verbindung mit Rohtabak - und Verkaufsmonopol . Nachdem im Jahre
1882 der Verſuch der verbündeten Regierungen , dieſe Beſteuerungsform
auch in Deutſchland einzuführen , mißlungen iſt , muß davon abgeſehen
werden , jetzt wieder hierauf zurückzukommen .

Die Vorlage ſchlug vielmehr das Banderoleſyſtem vor , wie ſolches
bei den Zigaretten beſteht . Die Steuer ſollte insgeſamt 77 Mill . Mark

einbringen . Zur Begründung der höheren Belaſtung des Tabaks wurde
beſonders auf die Steuererträgniſſe anderer Länder hingewieſen ; dieſe ſind

folgendermaßen :
Steuererträgniſſe auf den Kopf

insgeſamt der Bevölkerung

Feteicß 1 Mill⸗ M. 7,68 M.

Oeſterreichh 3 „5 4,95 „

Higse 64 F„553 372135
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65110 Steuererträgniſſe auf den Kopf3 5
insgeſamt der Bevölterung

l 4,37 M.
Spüftteß,ß 113 6,16 „
Ruüßlatd 132 3 079
Belgien 655 ůRͤ᷑Eᷣ:.. 0093
Vereinigte Staaten . . 327 „ 3787
Größbriteniien 282 5 6,43
Deliiſches Reichh 97 „ 15756

Durch Annahme der Banderoleſteuer wäre die Belaſtung pro Kopf
um 1,25 M. geſtiegen , hätte ſomit künftig 2,81 M. betragen .

2. Ablehnung der Banderoleſteuer .
Die Banderoleſteuer wurde von allen Parteien mit Ausnahme der

Konſervativen und Reichspartei abgelehnt ; das Zentrum ſprach ſich ſofort
mit aller Entſchiedenheit gegen dieſe Steuer aus , weil dieſe :

1. den Tabak viel zu hoch belaſte ; 12. zu viele Kontrollkoſten erfordere , da die Zahl der Betriebe über J Ei7000 ausmacht , die Kontrolle alſo nahezu unmöglich iſt ;
3. die Banderole dem großen Fabrikanten ein Uebergewicht gibt , ſomit

leicht zur Monopoliſierung führt ;
4. dadurch wird wiederum die Heimarbeit vertreiben , viele Tabakarbeiter

auf dem Lande finden dann keine Beſchäftigung mehr und die
Arbeiternot für die Landwirtſchaft wächſt ;

5. die Zahl der Arbeiterentlaſſungen eine ſehr bedeutende werden
würde ;

6. kleinen Fabrikanten es ganz unmöglich ſein würde , ſich emporzuarbeiten ,
da die Marken der Großfabrikanten alles beherrſchen würden ;
die vorgeſchlagene Staffel auch ganz ungerecht war und die 4 —7 Pf .
Zigarre in eine Steuerklaſſe verſetzte .

In der Kommiſſion wurde daher auch dieſe Vorlage mit großer
Mehrheit abgelehnt .

3. Erhöhung des Gewichtszolles und der Inlandsſteuer .
Um zu einer gerechten und beſſeren Beſteuerung des Tabaks zukommen wurde dann eine Subkommiſſion gebildet , welche ſich mit den

einzelnen Steuerarten zu befaſſen hatte . Hier ſchlugen die AbgeordnetenDr . Weber und Momſen einfach eine Erhöhung des Zolles von 85 M.
auf 140 M. und der Inlandsſteuer von 45 M. auf 75 M. vor . Im Plenum
beantragten die Freiſinnigen eine Erhöhung des Zolles von 85 M. auf150 M. und der Inlandsſteuer von 45 M. auf 80 M. ( Druckſ . Nr . 1539) .Für dieſe Steuer wurde angeführt , daß ſie ſehr einfach ſei , keine weitere
Kontrolle erfordere und dem Reich über 50 Millionen M. mehr einbringe .
Gegen die Steuer wurde ausgeführt :

Gegen die Gewichtsſteuer ſpreche insbeſondere , daß das Reich aus
der zunehmenden Verfeinerung des Rauchauſwands gar keine Mehrerträge
gewinnen würde , während eine Wertſteuer eine reelle Beſteuerung herbei —
führe , dem Staate dauernd mit dem ſteigenden Wohlſtand und der zu⸗
nehmenden Genußſucht wachſende Einnahmen und vor allem der Induſtrie



ſelbſt Ruhe und Stetigkeit bringen werde . Wie wenig empfehlenswert
und unſozial eine Gewichtszollerhöhung ſei , gehe daraus hervor , daß die

Annahme des nationalliberal⸗freiſinnigen Antrages die 6 Pf . - Zigarre mit

18,7 %ä des Wertes , die 10 Pf . ⸗Zigarre mit 11,2 % und die 20 Pf . ⸗
Zigarre mit 5,6 % belaſten würden . Auch würden die 1 und 10 Pf . ⸗

Zigaretten vollkommen gleichmäßig mit 60 bis 70 Pfg . für 1000 Stück

belaſtet .
Gegen dieſe ungerechte Beſteuerung hat ſelbſt die liberale National —

zeitung ( Nr . 189 v. 24 . April 1909 ) geſchrieben :
„Billiger , brauchbarer Einlagetabak aus Braſilien , Java , Domingo

für 5 und 6 Pfg . ⸗Zigarren koſtet bei großen Ernten etwa 60 M. für den

Doppelzentner , edle Havanna - Einlagen 600 M. Erhöht man den Zoll
für allen ausländiſchen Zigarren - Rohtabak nach dem Vorſchlag des

Deutſchen Tabakvereins gleichmäßig und ohne etwelche Wertſteuerergänzung
um 55 M. für den Doppelzentner , ſo bedeutet das bei dem billigen Ein —

lagetabak 90 Prozent vom Wert , bei dem von verwöhnteren Rauchern be⸗

gehrten Einlagetabak nur 9 Prozent vom Wert . Sumatra⸗Deckblatt für
4 Pf . ⸗Zigarren iſt leicht für 200 M. für den Doppelzentner zu haben ,

feine Sumatra - Decken für 10 —20 Pf . ⸗Zigarren werden nicht ſelten mit

2000 M. für den Doppelzentner bezahlt . Die Zollerhöhung , wie ſie der

Deutſche Tabakverein ( Antrag Weber und Mommſen ) vorſchlägt , bedeutet

im erſteren Falle für das Zigarrendeckblatt , wie es für die Zigarren der

ärmeren Raucher verwertet wird , etwa 27 Prozent vom Wert , im zweiten

Fall für das feine Deckblatt der Zigarren wohlhabender Raucher nur

27/10 Prozent vom Wert . Noch erſchreckender und unſozialer wird der Gegen⸗

ſatz , wenn man einen billigen ausländiſchen Einlagetabak im Werte von

60 M. für den Doppelzentner mit einem feinen Sumatra⸗Deckblatt im

Werte von 2000 M. für den Doppelzentner vergleicht . Nach dem Vor⸗

ſchlage des Deutſchen Tabakvereins würde der geringe Tabak einer Neu —

belaſtung von 90 Prozent vom Wert , der feine Sumatra aber einer von

nur 27/10 Prozent vom Werte zu unterwerfen ſein . “
Das ſagt genug !
Dieſe nationalliberal⸗freiſinnigen Anträge wurden in der Kommiſſion

und im Plenum gegen die Stimmen der Autragſteller abgelehnt .

4. Die Einführung des Wertzolles .

Anläßlich der Beratung der Tabakſteuervorlagen von 1894/95 wurde

in der Kommiſſion des Reichstags von den Abgeordneten Dr . Paaſche,
Müller ( Fulda ) , Dr . Schultz - Lupitz und von Maſſom ein Antraggeſtellt ,
nach dem der ausländiſche Rohtabak außer dem geſetzlichen Gewichtszolle
von 85 M. für 100 Kilogramm noch einem prozentual nach dem Werte

der Ware bemeſſenen Zollzuſchlag unterliegen ſollte . Dieſer Antrag
war damit begründet worden , daß dabei die unerwünſchten Folgen, die
von der Einführung einer Fabrikatſteuer in der Form , wie ſie

damals von den verbündeten Regierungen vorgeſchlagen war (Fakturen⸗
wertſteuer ) , zu befürchten wären , im weſentlichen vermieden blieben , weil
die von der inländiſchen Induſtrie erzeugten billigen Zigarren durch einen
mäßigen Zollzuſchlag auf Rohtabak nur unmerklich mehr belaſtet würden,
während der nach dem Werte bemeſſene Zollzuſchlag vorwiegend ſolche

Tabake treffen würde , aus denen die dem Konſume der anſpruchsvolleren
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Raucher dienenden Fabrikate hergeſtellt würden , welche die höhere Abgabe u Vb.
mit Leichtigkeit zu tragen vermöchten . 0 ft

Seither wurde dieſe Anregung nicht weiter verfolgt .
In der Subkommiſſion für die Tabakſteuervorlage war es der

nationalliberale Abg . Dr . Weber , der am 17. März 1909 der Kommiſſion
folgenden „ Vorſchlag Dr . Weber “ ( Komm. - Druckſ . Nr . 14 ) machte :

„ Ausländiſche Tabakblätter ( unbearbeitete und bearbeitete , aber nicht
Tabakrippen , Tabakſtengel , Tabaklaugen ) unterliegen einer beim Ueber⸗

gang an den Verarbeiter eintretenden Zollzuſchlagspflicht von 80 Prozent
ihres Wertes und ſtehen bis zum Eintritt derſelben unter Zollaufſicht .
Als Verarbeiter gilt auch der Kleinhändler , welcher unbearbeitete Tabak —
blätter ( auch bearbeitete ) an den Verbraucher zu Zwecken des unmittelbaren

Genuſſes verkauft . “
In der Subkommiſſion wurde dieſer Gedanke weiter verfolgt ; aber

ſtatt 80 % Wertzoll , erſt 30 , dann 400 % feſtgeſetzt , was eine Mehr⸗
einnahme von 43 Millionen M. ergibt . Für den Wertzoll wurde be⸗
ſonders ins Feld geführt , daß er ſozial gerechter ſei und die billigen
Zigarren weniger ſtark belaſte . Selbſt der Deutſche Tabakverein , der

ſich gegen dieſes Syſtem ausſprach , hat in ſeiner Eingabe an den Reichs —
tag folgende Belaſtungen nach den verſchiedenen Anträgen zugegeben
die Steuerſätze gelten für 1000 Stückh ) :

Zigarren im Belaſtung nach dem

Kleinverkaufspreis Antrag Weber u. Mommſen Kommiſſionsantrag
4 Pf. ⸗Sorte 2,65 M. 1,64 M.
8 2,84 „
6 5 11, „15
„ „ 2 1280
8 12 13,60 „

10. „ 15,60 %
12 16320 177660
1 1520 „ 19,60 „

11,20 24,80 „
Daß dieſe Steuer ſozial gerechter iſt , ſieht jedes Kind ein .

5. Schwierigkeiten in der Durchführung des Wertzolles .
Freiſinnige und Nationalliberale haben immer wieder erklärt , daß es

ganz unmöglich ſei , den Wertzoll überhaupt durchzuführen ; man könne
den Wert nicht ermitteln uſw . Die kleinen Fabrikanten hätten darunter
beſonders zu leiden , wurde ausgeführt ; da iſt es aber ſehr ſonderbar , daß
die Nationalliberalen ſelbſt den Antrag auf Einführung der Wertzuwachs⸗
ſteuer ſtellten und daß gerade kleine Fabrikanten die Zentrumsfraktion
gebeten haben , für dieſe Steuerart einzutreten ; ſie ſage ihnen am meiſten
zu. Wie es aber mit der Durchführbarkeit ſteht , hat eine „hervorragend
kaufmänniſche Seite “ in dem nationalliberalen „Leipziger Tageblatt “
( Nr . 144 v. 25. Mai 1909 ) folgendermaßen geſchildert :

„ Ein Falturen - Wertzuſchlag entſpricht der Gerechtigkeit und auch dem
Volksempfinden , daß die billige Ware weniger getroffen werden muß , als
teure . Normiert man dieſen Zuſchlag auf 80 Prozent zum Fakturenwert ,
läßt im übrigen den Zoll unverändert auf 85 M. per 100 Kilogramm



und verdoppelt die inländiſche Steuer , ſo kann man nach der Eiufuhr und

dem Verbrauch der letzten Jahre mit einem Mehrertrag von 80 Mill . M.

jährlich rechnen . Um darzutun , daß der Tabak eine ſolche Belaſtung ver⸗

tragen kann , ſei hier der Geſchäftsgang im Tabakhandel kurz ſkizziert .
Rund 95 Prozent ſämtlicher Zigarren werden jetzt mit Java - oder Sumatra⸗

deckblatt verſehen . Dieſe Decktabake gelangen zum größten Teil in Amſter⸗

dam , zum kleineren Teil in Rotterdam auf den Markt . Dort werden die

Proben der von den holländiſchen Pflanzern eingeführten Tabake ausgelegt ,

jeder Käufer taxiert ſie und gibt ſein Preisangebot in verſchloſſenem

Kuvert ab, worauf ſich der Verkäufer erkläkrt . Da die Proben etwa acht

Tage ausliegen , ſchrauben ſich die Käufer in der Hitze des Gefechts gegen⸗

ſeitig von Tag zu Tag höher undes iſt nichts Seltenes , daß ſie die von

ihnen kalkulierten Verkaufspreiſe als Einkaufspreiſe einſchreiben . Damit

iſt es aber nicht genug , ſondern man ſchraubt ſich gegenſeitig mehr und

mehr , ſo daß zwiſchen 50 und 300 Prozent über die an ſich ſchon hohen

Maklertaxen bezahlt werden . In den letzten Jahren iſt wiederholt für

Tabak , der von den vereidigten , ſachverſtändigen Maklern auf 100 Cents

per Pfund taxiert wurde , 300 und 350 Cents bezahlt worden . Die

Herren aber , die ſolche Preiſe anlegen , ſind deutſche Händler und

Fabrikanten ! Auch an Einlagetabaken kann man ähnliches erleben . Z. B. -

koſtete St . ⸗Felix⸗Braſil⸗Einlage Tertia aus 1894er Ernte 30 Pf . pro

Pfund ( der Tabakhandel rechnet nicht nach Kilogramm , ſondern nach

Pfunden ) , aus der 1896 er Ernte koſtete dasſelbe , durchaus nicht beſſere

Material 90 Pf . pro Pfund , 1906/07 das gleiche Material 80 —90 Pf .

pro Pfund .
Muß der deutſche Einkäufer damit rechnen , daß er bei der Einfuhr

nach Deutſchland außer dem Zoll noch einen Wertzuſchlag von 80 Prozent

zu zahlen hat , ſo wird er naturgemäß ſein Preisgebot niedriger ſtellen ,

und da Deutſchland immer noch der größte Verbraucher , alſo Hollands

beſter Kunde für Tabak iſt , ſo werden die holländiſchen Verkäufer nach⸗

geben müſſen . Die Preiſe werden ſicher um 30 —40 Prozent gegen die
jetzigen Notierungen finken , mit anderen Worten : bei dem Wertzuſchlag

trägt etwa die Hälfte der Laſt der ausländiſche Verkäufer , während

bei Verwirklichung des Antrages Weber - Mommſen der Holländer nach
wie vor in der Lage iſt , die Preiſe zu diktieren und , durch die Sachlage
veranlaßt , zu erhöhen . Der Mehrertrag für das Deutſche Reich wird ſich

bei Annahme dieſer Vorſchläge , wenn man den jetzigen Verbrauch zugrunde
legt , auf 80 Millionen Mark jährlich ſtellen . Die höheren Schätzungen

überſchätzen die Einfuhr der letzten Jahre und laſſen auch das zu er⸗

wartende Sinken des Preisniveaus auf den holländiſchen Mäͤrkten
außer acht .

Zolltechniſch iſt die Durchführung des Wertzuſchlags ſo

einfach wie nur möglich . Die Zollbehörde erhält vom Verkäufer ein

Duplikat der dem Käufer überſandten Faktur , und auf Grund der darin

euthaltenen Angaben wird der Zuſchlag feſtgeſtelll . Sind in einer Sendung
verſchiedene Sorten Tabak enthalten , die nach Durchſchnittspreis gekauft
ſind , ſo iſt in der Faktur anzugeben , wie ſich der Durchſchnittspreis aus
den verſchiedenen Einzelpreiſen zuſammenſetzt . Das gleiche Verfahren iſt
ja bereits bei der Seeverſicherung üblich . Zur übertriebenen Sicherheit
wird dem Frachtbrief noch ein von der abfendenden Firma ( Chef oder



Prokuriſten ) unterſchriebener Begleitbrief beigegeben , aus dem der Wert
jedes einzelnen Kollis hervorgeht . Chef oder Prokuriſt der empfangenden
Firma hat die Richtigkeit der Angaben darunter zu beſcheinigen . Mani⸗
pulationen unlauterer Elemente ſind mit Strafen zu bedrohen, wie ſolche
ſchon jetzt für die Hinterziehung von Steuern vorgeſehen ſind . Für
zweifelhafte Fälle iſt eine Kommiſſion ( am beſten in Bremen ) zu beſtellen ,
die aus vereideten Sachverſtändigen beſteht und ſofort Klarſtellung herbei⸗
führen kann . Da , wie oben ausgeführt , der Wertzuſchlag nicht voll ,
ſondern nur etwa zur Hälfte deutſcherſeits zu tragen iſt , ſo wird auch die
Belaſtung des Konſums nur unwefentlich ſein . Die 6 Pf . - Zigarre würde
danach etwa ſo belaſtet werden , daß man drei davon für 20 Pf. kauft .
Höhere Preislagen würden auch ſchärfer heranzuholen ſein . Wer z. B.
jetzt drei Stück zu 25 Pf . raucht , würde in Zukunft für drei Stück wohl
30 Pf . anlegen müſſen . Das Pfeifchen , Prieschen und Priemchen des
armen Mannes würden bei dieſer Form der Belaſtung auch geſchont , denn
zu Pfeifen⸗ , Kau⸗ und Schnupftabakfabrikaten werden in der Hauptſache
nur deutſche Tabake , von ausländiſchen nur Tabake in den unteren ,
höchſtens in den mittleren Preislagen verwendet . Auf dieſe Weiſe wird
eine Spannung hergeſtellt zwiſchen Rauch - , Kau - und Schnupftabak gegen⸗
über der Zigarre , und für die Spannung zwiſchen der Zigarre und der
Zigarette ſorgt die Zigarettenbanderole . Die vielfach befürchteten Arbeiter⸗
entlaſſungen en masse werden auch nicht eintreten . Schon bei normalem
Geſchäft herrſcht in der Zigarrenbranche ein unglaublicher Arbeitermangel .
Die Unterlaſſungsſünde der Fabrikanten , in den letzten Jahrzehnten nicht
genügend Arbeiter angelernt zu haben , ſchlägt in dieſem Falle zum Segen
aus . Selbſt in der kurzen Uebergangsperiode wird jeder Fabrikant ſich
hüten , zu Arbeiterentlaſſungen zu ſchreiten , ſondern lieber fürs Lager
arbeiten laſſen , um prompt liefern zu können , wenn das Geſchäft nach
kurzer Zeit wieder in normale Bahnen einlenkt . “

Soweit ein hervorragender Sachverſtändiger in dem erſten national⸗
liberalen Blatte des Königreichs Sachſen ; damit ſind alle Einwände gegen
die Steuer zerſtreut . Kaum iſt auch die von den Liberalen ſo ſchwer
bekämpfte Wertſteuer angenommen worden ,ſo ſchreibt ſchon am 18. Juli
1909 die liberale Kölner Zeitung ( Nr . 762 ) über den Bremer
Tabakmarkt :

„ Bremen , 15. Juli . Im allgemeinen hat ſich die Marktlage nicht
geändert . Nach Annahme der Wertſteuer , die zweifellos für unſeren
Markt von Vorteil ſein wird gegenüber Holland , ſind billige
Preislagen ſtärker begehrt als zuvor . Größere Poſten Braſil wurden zu
feſten Preiſen verkauft . “

Dieſe Konſtatierung ſagt genug .

6. Unterſtützung geſchädigter Arbeiter .
Auf Antrag des Zentrums wurde in das Geſetz folgende Beſtimmung

aufgenommen :
„ Die mehr als ein Jahr im Tabakgewerbe beſchäftigt geweſenen

Hausgewerbetreibenden und Arbeiter , welche nachgewieſenermaßen infolge
dieſes Geſetzes innerhalb des erſten Jahres nach deſſen Inkrafttreten ent⸗
weder vorübergehend oder für längere Zeit arbeitslos werden , ohne
anderweit entſprechende Beſchäftigung zu finden , oder wegen notwendig S
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gewordenen Berufswechſels oder wegen Einſchränkung des Betriebes ge—
ſchädigt werden , erhalten Unterſtützungen bis zu einem Zeitraum von

zwei Jahren . Zu dieſem Zweck werden den Einzelſtaaten die erforderlichen
Mittel bis zum Geſamtbetrage von vier Millionen Mark , dem feſtgeſtellten
Bedürfnis entſprechend , überwieſen . Die näheren Vorſchriften über Umfang
und Bedingungen der Zuwendungen erläßt der Bundesrat , jedoch mit der

Maßgabe , daß die Unterſtützung im Falle eingetretener Arbeitsloſigkeit
nicht weniger betragen darf als drei Viertel des entgangenen Arbeits —

verdienſtes . “ (Druckſ. Nr . 1599 . )
Durch dieſen Antrag hat das Zentrum dem Notſtande vorgebeugt ,

der 1879 infolge der Tabakſteuererhöhung eingetreten iſt . Wenn die

Bundesregierungen und die Fabrikanten zuſammenwirken , braucht man

dieſe vier Millionen Mark nicht einmal ; denn es iſt in erſter Linie Sache
der Regierungen , darauf hinzuarbeiten , daß die beſchäftigungslos werdenden
Arbeiter anderweitig unterkommen . Die Organiſationen der Arbeiter

ſollen dabei gehört werden . Gerade dieſe Beſtimmung iſt im Tabakſteuer⸗
geſetz ein weiteres ſozial verſöhnendes Moment .

7. Was das Zentrum erreichte .

Das Zentrum hat 1893 und 1906 die Erhöhung der Tabakſteuer
abgelehnt ; diesmal ſtimmte es zu, da eine Mehrheit für eine Tabak⸗

ſteuervorlage auch ohne das Zentrum da war und ohne deſſen Mitwirkung
die Belaſtung höher geworden wäre ; ſo aber hat das Zentrum erreicht :

2) die Ablehnung der Banderoleſteuer ;
b) die Ablehnung des nationalliberalen Vorſchlags auf 80 Millionen

Mark und des freiſinnigen Antrags auf 60 Millionen Mark Mehr⸗
belaſtung des Tabaks , es iſt nur eine Mehrbelaſtung von 40 Millionen
Mark für den Tabak und 5 Millionen Mark für die Zigaretten eingetreten ;

c) eine ſozial gerechte Steuer , die die wohlhabenden Kreiſe mehr trifft ;

d) eine Entſchädigung der beſchäftigungslos werdenden Arbeiter ;

e) eine geringere Belaſtung des Inlandstabaks , den die National⸗
liberalen mit 80 M. beſteuern wollten , während er jetzt nur mit 57 M.

belaſtet wird ;
f ) für inländiſchen Zigarettentabak eine Steuer von nur 45 M.

C. Die Branntweinſteuer .

1. Die Vorlage der Regierung .

Die Vorlage des Bundesrates wollte aus dem Branntwein , der

bisher 120 —140 Millionen Mark für das Reich abwirft , 80 —100 Mil⸗
lionen Mark mehr herausholen und verwies zur Rechtfertigung dieſer
Steuerbelaſtung auf die Steuerverhältniſſe in anderen Staaten , worüber

folgende Zuſammenſtellung Aufſchluß gibt :
8l o der

Geſamteinnahme
Auf den Kopf der

Bevölkerung

Deutſches Reich . . . 144 Mill . M. 2,34 M.

Belgiemm 4„5„ 6,59 „
Dänemarrk 33 733

ff 035
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Geſamteinnabme
Auf den Kopf der

Bevölkerung

Großbritannin 3345 Mill . M. 7,92 M.
Nisderlandsßß 4 7,96

Norihee ; ßß 48 2,09

Oeſtetteſh ! 9 3,03
Ri111966 848
Sihh 2 5 3,60
Schweiz . 5 „ 146

Ungarn 6 5 3773
Vökeinigte Stägten 575 „ 67 ,

Während in der Belaſtung auf den Kopf der Bevölkerung Deutſch —
land an elfter Stelle ſteht , hat es im Trinkverbrauch die dritte und im

Verbrauche zu gewerblichen Zwecken die zweite Stelle inne .

Eine Reform der Branntweinſteuergeſetzgebung war vom Zentrum
ſeit 1904 immer gefordert worden , weil beſonders die Maiſchbottichſteuer
vollſtändig veraltet war . Die Brennereibeſitzer zahlten nur 11 —12 M.

Maiſchbottichſteuer pro Hektoliter , erhielten aber für denaturierten Spiritus
16 M. pro Hektoliter erſetzt , ſo daß die Reichskaſſe einen ſtets wachſenden
Verluſt erlitt .

In Anknüpfung an die Spirituszentrale und die beſtehenden wirtſchaft —
lichen Verhältniſſe wollte der Eéutwurf nun den Zwiſchenhandel mit Brannt⸗
wein verſtaatlichen und ebenſo die Reinigungsanſtalten , alſo ein Monopol ein⸗

führen . Die Materialſteuer , Maiſchbottichſteuer , Verbrauchsabgabe und Brenn⸗
ſteuer ſollten beſeitigt werden , die Steuervergütungen bei der Denaturierung
und der Ausfuhr wegfallen ; der Brennereibetrieb von den Beſchränkungen
in Beziehung auf Dünn - und Dickmaiſchung , Bottichraum und Gärdauer
befreit und nur noch den Ueberwachungsmaßregeln unterworfen ſein , die

für die Durchführung des ſtaatlichen Zwiſchenhandels unbedingt erforderlich
ſind . Die Kleinbetriebe ſollten teils grundſätzlich , teils auf Antrag von
der Ablieferung ihres Branntweins entbunden werden , Brennereien , die

Qualitätsbranntwein herſtellen , die gleiche Erleichterung erfahren , die
Kontingente des gegenwärtigen Geſetzes wegfallen , den daran beteiligten
Brennereien der Uebergang durch Entſchädigungen erleichtert werden , die
auf die Dauer von 10 Jahren vorgeſehen waren . Die landwirtſchaftliche
Brennerei ſollte in ihrer volkswirtſchaftlichen Bedeutung gewürdigt , der
Kleinbetrieb gegenüber dem Großbetriebe durch eine Staffelung des An⸗
kaufspreiſes geſchützt werden . Die Branntweinerzeugung ſollte ſachgemäß
geregelt und dem Inlandsverbrauch angepaßt werden ; darüber hinaus
hergeſtellter Branntwein ſollte regelmäßig nur einen Preis erhalten , der

die Herſtellungskoſten nicht voll deckt . Die Reinigung des Branntweins
ſowie ſeine vollſtändige Denaturierung zu gewerblichen, Putz⸗ , Heizungs⸗ ,
Koch⸗ oder Beleuchtungszwecken ſollte die Verwaltung übernehmen ; die
Reinigungsanſtalten und Lagerinhaber entſchädigt werden . Weiter ſollte
die Verwaltung die Lagerung des Branntweins ordnen und die Bildung
eines dauernden Beſtandes in die Wege leiten , der zum Ausgleiche von
Erzeugung und Bedarf bei wechſelnder Ernte dient . Im übrigen ſollte
der Branntweinverkehr weſentlichen Einſchränkungen nicht unterworfen
werden ; die Einfuhr aus dem Ausland jedermann geſtattet ſein . Die



Ausfuhr ſollte nicht ausgeſchloſſen ſein , ſoweit ſie ſich ohne Verluſte für
die Reichskaſſe durchführen läßt .

Der Branntweinkaufspreis ſollte ſo bemeſſen werden , daß das Reich
eine Reineinnahme von 220 Millionen Mark erhält . Den Ankaufspreis
für den Branntwein ſollte der Beirat des Betriebsamtes nach den durch —

ſchnittlichen Herſtellungskoſten einer mittleren landwirtſchaftlichen Brennerei

feſtſetzen ; für kleinere Brennereien ſollte der Ankaufspreis bis zu 6 M.

erhöht , für größere bis zu 8 M. ermäßigt werden . Den ſüddeutſchen
Brennern war bis 1919 für den innerhalb des früheren Kontingents

erzeugten Branntwein ein Zuſchlag von 7 M. pro Hektoliter in Ausſicht

geſtellt .

2. Ablehnung des Monopols .

Die Monopolvorlage der Regierung fand nur bei der Rechten und

den Nationalliberalen Unterſtützung ; Zentrum , Polen , Freiſinnige und

Sozialdemokratie lehnten ſie ab. Für das Zentrum waren hierbei folgende
Gründe maßgebend :

1. Die Ablehnung geſchah aus politiſchen Gründen , weil das Monopol
die Produzenten und die Konfumenten vom Staate abhängig macht und

dieſem Monopol eine Reihe weiterer Monopole folgen würden . Das

Reich aber könnte durch niedrige Branntweinpreiſe die Brenner und Land⸗

wirte ſich politiſch gefügig machen ; es haben auch liberale Führer es offen

ausgeſprochen , daß man durch das Monopol den Bund der Landwirte

mürbe machen könne .

2. Das Monopol würde einen ſtarken Intereſſenkampf hervorrufen :
die Brenner würden vom Reiche recht hohe Preiſe fordern , die Induſtrie
aber für den denaturierten Spiritus recht niedrige . Jedes Jahr hätte

man im Reichstage darüber Debatten und die Wahlen würden in vielen

Gegenden lediglich unter dem Geſichtspunkt des Schnapspreiſes geführt
werden , was auf das politiſche Leben vergiftend wirken müßte .

3. Dieſes Monopol hatte einen ſozialiſtiſchen Charakter , indem es dem

Brenner für ſein Produkt einen beſtimmten Preis garantierte ; mit dem⸗

ſelben Rechte könnten andere Erwerbsſtände (Bierbrauer, Tabakfabrikanten
uſw. ) kommen und vom Reiche eine ähnliche Garantie fordern .

4. Für die Verſtaatlichung von Spritfabriken und Schaffung eines

Betriebskapitals ſollten 190 Millionen Mark Anleihen aufgenommen
werden , die Finanzreform alſo mit einer neuen Schuldenwirtſchaft be⸗

ginnen ; dabei ſind manche Spritfabriken infolge einer neuen . Erfindung
( Traube , Charlottenburg ) ſo gut wie wertlos . Auch an die Angeſtellten
der Fabriken und der Spirituszentrale ſollten hohe Abfindungen gezahlt

werden .
5. Die erhoffte Reineinnahme von 220 Millionen Mark war mehr

als unſicher , ſchon wegen des ſteten Intereſſenkampfes . Dann war für

vollſtändig denaturierten techniſchen Spiritus ein Preis von 25 Mark pro
Hektoliter feſtgeſetzt ; dieſer Preis deckt die Produktionskoſten nicht . Was
das Reich hier zuſetzen mußte , ſollte der Trinkbranntwein mehr ein⸗

bringen : Bei einer ſolchen Erhöhung des Preiſes für dieſen mußte ein
erheblicher Konſumrückgang eintreten , ſo daß das Ende dieſes Monopols

ein großer finanzieller Mißerfolg ſein müßte .
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6. Die Intereſſen der ſüddeutſchen Brenner waren nicht genügend
berückſichtigt ; wohl ſollten dieſe einen Preiszuſchlag von 7 M. pro Hekto⸗
liter erhalten ; aber dieſe Summe wurde als ungenügend bezeichnet ; man
berechnete , daß mindeſtens 9 M. zu geben ſeien , um den Vorſprung der
öſtlichen Brennereien auszugleichen . Weiter war die Regelung der Brenn —
rechte ſehr zuungunſten Süddeutſchlands vorgeſehen . An die Stelle der
Kontingente wollte man die Geſamtproduktion der letzten drei Jahre als
Brennrecht ſetzen ; wer alſo eine koloſſale Ueberproduktion hatte , follte eine
Prämie in Geſtalt des Brennrechts erhalten ; Brandenburg , Poſen und
Schleſien haben allein 1905/06 1062 000 Hektoliter über ihr Kontingent
gebrannt , während man im Süden ſich im allgemeinen an das Kontingent
hielt , zur Strafe dafür ſollten die ſüddeutſchen Brenner nur das Kontingeut
als Brennrecht erhalten . Wenn der Konſum zurückgeht , ſollten die Brenn —
rechte gekürzt werden und zwar prozentual , in gleicher Weiſe bei ſämt —
lichen Brennereien des Reiches , das bedeutete wiederum eine Schädigung
der ſüddeutſchen Brenner . Aus allen dieſen Gründen rechtfertigte ſich
die Ablehnung des Monopols .

3. Die neue Vorlage der Kommiſſion .
In einer Subkommiſſion der Finanzkommiſſion wurde dann ein voll —

ſtändig neuer Geſetzentwurf ausgearbeitet , der die geſamte Branntwein⸗
beſteuerung einheitlich regelt , ſo daß an Stelle der bisherigen drei Geſetze
eines treten ſollte . Dieſer Geſetzentwurf ſollte dem Reiche rund 100 Mill .
Mark mehr einbringen und ſtellte ſich im allgemeinen als ein Brannt⸗
weinfabrikatſteuergeſetz heraus . Der erſte Teil befaßte ſich mit der Ver —
brauchsabgabe , worüber in der Subkommiſſion keine Verſtändigung erzielt
wurde . Die einen wollten die Spannung von 20 M. beibehalten , andere
ſie bis auf 5 M. herabſetzen . Die Reg lung der Kontingente ſollte nach
den beſtehenden Verhältuiſſen erfolgen und in 10 Jahren eine Neu⸗
feſtſetzung eintreten . Der dritte Abſchnitt befaßte ſich mit der Betriebs⸗
auflage , zu deren Begründung angeführt wurde :

Es könne kein Zweifel darüber beſtehen , daß dem Brennereigewerbedie Möglichkeit gewährt werden müſſe , aus ſich ſelbſt heraus unter ſtaat⸗
licher Kontrolle in der im dritten Abſchnitte vorgeſehenen Weiſe diejenigenMittel aufzubringen , die es gebrauche , um den Abſatz an Branntwein
nach Möglichkeit annähernd im bisherigen Umfang aufrecht zu erhalten .
Es dürfte ferner keinem Zweifel unterliegen , daß die im § 2 enthaltene
enorme Mehrbelaſtung des Branntweins einen erheblichen Rückgang des
Konſums an Trinkbranntwein zur Folge haben würde . Wenn daher die
Brennereien jeder Art in der Lage ſein ſollten , ihre Produktion wie bisher
aufrecht zu erhalten , ſo ſei dies nur durch eine Bevorzugung des gewerb —
lichen Spiritus zu erreichen , die durch eine Denaturierungsprämie von
18 M. bezw . 9 M. erreicht werden ſolle . Im Einklange mit der Tendenz
der bisherigen Geſetzgebung ſollten mittels dieſer Betriebsauflage die kleinen
und mittleren Betriebe den größeren gegenüber geſchützt werden ; weiter
ſollte der Brennerei der Charakter als landwirtſchaftliches Nebengewerbe
erhalten , der Obſt⸗ und Weinbrennerei die nötige Berückſichtigung gewährt
und dafür Sorge getragen werden , daß eine übergroße Branntwein —
erzeugung und die in ihr liegenden Gefahren für das Gewerbe verhütet
würden . Die Beiträge des Gewerbes für ſeine eigene wirtſchaftliche



Förderung würden nicht als Steuer , ſondern als Betriebsauflage erhoben ;
der wirtſchaftliche Gedanke , der in dieſer Betriebsauflage liege , würde nicht
verfehlen , dem Gewerbe ihre Aufbringung zu erleichtern .

Von den beſtehenden Brennereien mit einer Erzeugung von nicht
mehr als 10 hl - Alkohol ſolle eine Betriebsauflage nicht erhoben werden .
Bei allen Brennereien , die mehr als 10 hl herſtellen , ſolle die Auflage
vom erſten Hektoliter ab beginnen . Die Erhebungsſätze ſollten geſtaffelt
und es ſolle angeſtrebt werden , daß die Einnahmen aus der Betriebs⸗

auflage in ähnlicher Weiſe mit den daraus zu beſtreitenden Vergütungen
ausgeglichen werden , wie bei der bisherigen Brennſteuer .

Die ſog „ Liebesgabel .

In den Reihen der Gegner weiſt man gern darauf hin , daß ver —

ſchiedene Zentrumsabgeordnete ſich früher für die Beſeitigung der Liebes —

gabe ausgeſprochen hätten . ( Dieſe ſog . Liebesgabe beſteht darin , daß
bisher für den innerhalb des Kontingents gebrannten Spiritus 50 Mark

Verbrauchsabgabe bezahlt werden mußte , für außerhalb des Kontingents
70 M. Der Preis für den Branntwein aber richtet ſich annähernd
nach der höheren Steuer . ) Wenn einzelne Zentrumsabgeordnete ſich früher
für die Beſeitigung dieſer Spannung ausgeſprochen hatten , ſo geſchah dies
immer unter der einen Vorausſetzung , daß man dem Brennereigewerbe
nicht gleichzeitig höhere Laſten auferlege , und daß man dieſe Spannung
allmählich beſeitige . Es iſt aber ganz klar , daß man in demſelben Momente ,
in dem man einem Gewerbe eine neue Laſt von 80 —100 Millionen M.

auflegt , nicht auch noch alle beſtehenden Verhältniſſe umſtürzen kann ,
ſondern daß man dabei ſchonend vorgehen muß .

Das Kontingent mit der Spannung von 20 Mark iſt nichts anderes
als eine Ermäßigung der Produktionskoſten , die in der Preisbildung
naturnotwendig zum Ausdruck kommen muß . Das Kontingent hat außer⸗
dem den Zweck , einen Ausgleich zu ſchaffen zwiſchen den großen Ungleich —
heiten der Produktionskoſten an den verſchiedenen Produktionsſtätten . Es
war die Abſicht des Geſetzgebers vom Jahre 1887 , das Gewerbe gegen
Eingriffe und Härten zu ſchützen , welche die große Steuerbelaſtung mit

ſich brachte . Ohne den Kontingentsvorteil wäre das landwirtſchaftliche

Brennereigewerbe durch die Verbrauchsabgabe des Geſetzes von 1887 zu⸗
grunde gegangen . War ſomit die Kontingentsſpannung im Geſetze von
1887 zum Schutze des Gewerbes berechtigt , ſo iſt ſie auch jetzt bei der neuen

Steuerbelaſtung notwendig . Die landwirtſchaftlichen Brennereien erzeugten
157 %, alſo 57 % Ueberkontingent , die gewerblichen Hefebrennereien ins⸗

geſamt aber 332 / , alſo 232 d Ueberkontingent . Bei den letzteren
ſtellten ſich die 20 M. Kontingentswert in Wirklichkeit auf 5 bis 6 M. ,
bei den anderen auf 13 M. für jedes Hektoliter der Geſamterzeugung .
Bei Beſeitigung des Kontingents würden die gewerblichen Breunereien

mit 5 —6 M. , die landwirtſchaftlichen mit 13 M. belaſtet werden. Würden
die Kontingente aufgehoben , ſo würden damit die Brennereien als land⸗
wirtſchaftliches Gewerbe beſeitigt . Die großen gewerblichen Hefebrennereien
haben im weſentlichen nur Intereſſe an der Hefe , daher könnten ſie von
einem höheren Preiſe für Spiritus abſehen . Daher brächte ihre Ent⸗
wicklung eine ganz beſonders große Gefahr für die landwirtſchaftlichen
Brennereien . Bei einer Spannung von 5 M. würden die kleineren
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Brennereien bald verſchwinden . Gerade bei der ſo ungeheuren Belaſtung
darf man den Schutz der einzelnen Brennereien nicht noch verkleinern .

5. Die ſüd deutſchen Jutereſſen an der „ Liebesgabe “ .

Die ſüddeutſchen Brenner ſtellen den Branntwein unter weſentlich
ungünſtigeren Bedingungen her als die oſtelbiſchen ; das hatte noch im

Juli 1909 die nationalliberale „ Wormſer Zeitung “ durch folgende Aus —

laſſung dargetan :
„ Die Beſeitigung der „ Liebesgabe “ wäre ein Unglück für die mittleren

und kleineren Breunereien im Süden zugunſten der Großbrenner des

Oſtens , die weit billigere Kartoffelu zur Verfügung haben . Bei einer

täglichen Ausbeute , wobei der Betrieb einer tadellos geleiteten Brennerei
zugrunde gelegt wird , erzielt der norddeutſche Brenner einen Reingewinn
von 87,40 M. , der ſüddeutſche nur von 33,40 M. Wird die „Liebesgabe —
weggenommen , ſo bleiben dem norddeutſchen Brenner immer noch 4,94 M.
am Hektoliter , während der ſüddeutſche einen Verluſt von 10,46 Mark
erleidet . “

Dieſe Verſchiedenheit der wirtſchaftlichen Verhältniſſe — im Süden
ſind die Kartoffeln teurer und die Arbeitslöhne höher — war auch die

Urſache , warum die ſüddeutſchen Staaten bei der Gründung des Reiches
die Branntweinbeſteuerung als Reſervat ſich vorbehielten . Erſt 1887 traten
ſie in die Branntweinſteuergemeinſchaft ein , aber unter der Vorausſetzung ,
daß die Spannung in der Höhe von 20 M. für 1 pl1 Alkohol feſtgeſetzt
werde und in dieſer Höhe auch aufrecht erhalten bleibe .

Seit 1887 haben ſich dieſe Verhältniſſe nicht geändert , ſondern eher
zuungunſten Süddeutſchlands verſchlechtert .

Allerdings iſt damals ſchon die Möglichkeit einer ſpäteren Veränderung
dieſer Spannung ſchon zugegeben und demgemäß der Antrag eines
bayeriſchen Abgeordneten , auch die Differenz zwiſchen den beiden Abgabe⸗
ſätzen unter Reſervat zu ſtellen , abgelehnt worden . Hierbei iſt jedoch von
dem damaligen preußiſchen Finanzminiſter v. Scholz ausdrücklich betont
worden , „ daß die Dinge , welche an dem Geſetzentwurfe für Bayern be—⸗
ſonders wichtig ſeien und beſonders die Garantie der Aufrechterhaltung
der dortigen jetzt befriedigenden Verhältuiſſe enthielten , unter dem Schutze
der verbündeten Regierungen ſtänden , von welchen doch nicht vorausgeſetzt
werden könne , daß ſie in einem ſpäteren Stadium minder beſorgt für die
Aufrechterhaltung der Intereſſen der kleineren Brennereien in Süddeutſch —
land ſein ſollten wie damals “ . Zu der Auffaſſung , daß auf eine Aenderung
der Spannung nur einzugehen iſt , wenn die ſüddeutſchen Regierungen
damit einverſtanden ſind , hatte man ſich auch bisher in leitenden Kreiſen
bekannt . Es iſt in dieſen Beziehungen an die wiederholten Erklärungen
des bayeriſchen Finanzminiſters v. Riedel , wie auch an die des ſpäteren
preußiſchen Finanzminiſters v. Miquel zu erinnern . Loyalerweiſe könnte
man danach nicht ohne Zuſtimmung der ſüddeutſchen Regierungen die
Spannung herabſetzen . In Württemberg hat das Kontingent annähernd
ſeinen vollen Wert von 20 M. , während es im Norden nur einen Wert
von 11 bis 12 M. hat . Die Herabſetzung der Spannung auf 10 M.
würde dieſen Mehrwert von ca. 8 auf 4 M. herabſetzen und damit für
die württembergiſchen Brenner verderblich wirken . Denn dieſer Mehrwert
bedeutet für die württembergiſchen Brenner nicht etwa ein Geſchenk , ſie



bedürfen vielmehr dieſes Vorzugs für ihre Exiſtenzfähigkeit , da ſie unter

viel ungünſtigeren Produktionsbedingungen arbeiten als die norddeutſchen

Brenner . Die württembergiſchen Brenner vermögen ſchon jetzt kaum eine

knappe Rente zu erzielen , viele arbeiten direkt mit Verluſt , und es muß

jede weitere Verſchlechterung ihrer Lage für ſie ruinös wirken .

Die Vertreter der ſüddeutſchen Staaten haben daher auch mit aller

Entſchiedenheit gegen jede Verminderung der 20 M. Spannung proteſtiert .

6. Die jetzige Spannung .

Die klare Erkenntnis dieſer Verhältniſſe hatte die Wirkung , daß auch

nicht eine einzige Fraktion die ſofortige und vollſtändige Beſeitigung der

Spannung beantragte , ſondern daß vielmehr von der äußerſten Rechten

bis zur äußerſten bürgerlichen Linken Anträge auf Beibehaltung der

Spannung geſtellt wurden und zwar ſowohl in der Kommiſſion wie im

Plenum ; die Differenzen waren nur vorhanden bezüglich der Höhe der

Spannung und des Zeitraums der Verminderung derſelben , wie folgende

Anträge erkennen laſſen :

a) Antrag des Zentrums :

„ Die Verbrauchsabgabe beträgt von der innerhalb des Kon —

tingents hergeſtellten Alkoholmenge 1,20 M. , von der außer⸗

halb des Kontingents hergeſtellten Menge 1/40 M. für das Liter

Alkohol . “ ( Am 24 . März 1909 in der Kommiſſion geſtellt . Komm . ⸗

Druckſ . Nr . 118 . )

p) Anträge der Konſervativen :
1. „ Die Verbrauchsabgabe beträgt von der innerhalb des Kon⸗

tingents hergeſtellten Alkoholmenge 1,10 M . vom 1. Oktober 1914

ab 1,15 M. , von der außerhalb des Kontingents hergeſtellten

Menge 1,30 M. für das Liter Alkohol . “ ( Am 20 . März 1909

in der Kommiſſion geſtellt . Komm . Druckſ . Nr . 99. )

2. „ Die Verbrauchsabgabe beträgt von der innerhalb des

Kontingents hergeſtellten Alkoholmenge 0,95 M. , von der außer⸗

halb des Kontingents hergeſtellten Menge 1,15 M. für das Liter

Alkohol . “ ( Am 23 . März 1909 in der Kommiſſion geſtellt . Komm . ⸗

Druckſ . Nr . 109 . )

3. „ Die Verbrauchsabgabe beträgt von der innerhalb des Kon⸗

tingents hergeſtellten Alkoholmenge 1! 00 M. , vom 1. Oktober 1918

ab 1,05 M. , von der außerhalb des Kontingents hergeſtellten

Menge 1,20 M. “ ( Am 24. März 1909 in der Kommiſſion geſtellt .

Komm. ⸗Druckſ . Nr . 117 . )

c) Antrag der Reichspartei :

„ Die Verbrauchsabgabe beträgt von der innerhalb des Kon⸗

tingents hergeſtellten Alkoholmenge 1,15 M. , vom 1. Oktober 1919
ab 1,20 M. , von der außerhalb des Kontingents hergeſtellten
Menge 1,30 M. für das Liter Alkohol . “ ( Am 24 . März 1909

in der Kommiſſion geſtellt . Komm . Druckſ . Ne . 122



43 000 Perſonen unter dieſe Vergünſtigung.

d) Anträge der Nationalliberalen :

1. „ Die Verbrauchsabgabe beträgt von der innerhalb des Kon⸗
tingents hergeſtellten Alkoholmenge 1,20 M. , vom 1. Oktober 1911
ab 1,25 M. , vom 1. Oktober 1921 ab 1,30 M. , von der außer⸗
halb des Kontingents hergeſtellten Menge 1,40 M. für das Liter
Alkohol . “ ( Am 20 . März 1909 in der Kommiſſion geſtellt . Komm. ⸗
Druckſ . Nr . 102 . )

2. „ Die Verbrauchsabgabe beträgt von der innerhalb des Kon⸗
tingents hergeſtellten Alkoholmenge 1,20 M. , vom 1. Oktober 1912
ab 1,25 M. , vom 1. Oktober 1922 ab 1,28 M. , von der außer⸗
halb des Kontingents hergeſtellten Menge 1,40 M. für das Liter
Alkohol . “ ( Am 25 . Mai 1909 in der zweiten Leſung der Kom⸗
miſſion geſtellt . Komm. ⸗Druckſ . Nr . 231 . )

3. „ Die Verbrauchsabgabe beträgt von der innerhalb des Kon—⸗
tingents hergeſtellten Alkoholmenge 1,10 M. , vom 1. Oktober 1912
ab 1,15 M. , vom 1. Oktober 1915 ab 1,18 M. , von der außer⸗
halb des Kontingents hergeſtellten Menge 1,30 M. für das Liter
Alkohol . “ ( Am 1. und 9. Juli 1909 im Plenum zur zweiten
und dritten Leſung beantragt . Druckſ . Nr . 1529 und 1393 . )

Man beachte wohl , wie die Nationalliberalen in jeder Leſung etwas
anderes beantragten .

e) Antrag der Freifinnigen :
„ Die Verbrauchsabgabe beträgt von der innerhalb des Kon —

tingents hergeſtellten Alkoholmenge 1,10 M. , vom 1. Oktober 1914
ab 1,15 M. , vom 1. Oktober 1919 ab 1,20 M. , von der außer⸗
halb des Kontingents hergeſtellten Menge 1,25 M. für das Liter
Alkohol . “ ( Am 23. Mai 1909 in der Kommiſſion [ Komm. ⸗
Druckſ . Nr . 108 ] und am 2. Juli im Plenum [Druckſ. Nr . 1542]
eingebracht . )

Greifen wir aus dieſen Anträgen die Spaunung heraus , ſo finden
wir , daß

eine Spannung von 20 Pf . das Zentrum ,
„ „ 15 —20 „ die Konſervativen ,
„ 1 10 —15 „ die Reichspartei ,
„ „ „ 8 8

5 12 205
die Nationalliberalen ,

„ 5 - 10 —15 „ die Freiſinnigen
beantragten . Die Kommiſſion und der Reichstag haben die Sätze von
1,05 und 1,25 M. feſtgeſetzt und zwar mit 205 gegen 142 Stimmen der
Linken und ſechs Enthaltungen .

7. Vergünſtigung für Kleinbrenner .
Für die Obſtbrennereien und Beſitzer von ſelbſterzeugtem Obſt ,

die eine fremde Brennvorrichtung benutzen , iſt auf Antrag des Zentrums
( Komm. ⸗Druckh . Nr . 106 und 252 ) erreicht worden , daß ſie bei einer
Jahreserzeugung von nicht mehr als 30 Hektoliter Alkohol eine um /10
ermäßigte Verbrauchsabgabe zu bezahlen haben . In Baden fallen allein
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Die Frage der Abfindungsbrennereien ſpielte in den Verhand —
lungen eine große Rolle .

Brennereien , die in einem Betriebsjahre nicht mehr als 10 Hektoliter

Alkohol herſtellen ( Kleinbrennereien ) , können abgefunden werden . Die

Verbrauchsabgabe iſt nach näherer Beſtimmung des Bundesrats von der⸗

jenigen Alkoholmenge , welche aus dem angemeldeten Maiſchbottichraum
oder der zur Verarbeitung auf Branntwein angemeldeten Stoffmenge her⸗

geſtellt oder welche während der erklärten Abtriebszeit mit der zum Ge—⸗

brauche beſtimmten Brennvorrichtung nach ihrer Leiſtungsfähigkeit gewonnen
werden kann , im voraus durch die Verwaltungsbehörde bindend feſtzuſetzen

und , ſoweit nicht Stundung eintritt , drei Monate nach Herſtellung des

Branntweins vom Brennereibeſitzer zu entrichten . In gleicher Weiſe können

auf Antrag Brennereien abgefunden werden , die in einem Betriebsjahre

mehr als 10 Heltoliter , aber nicht mehr als 30 Hektoliter Alkohol erzeugen .
Von konſervativer und nationalliberaler Seite wurde beantragt , die

Grenze auf 50 Hektoliter zu erhöhen ( Druckſ . Nr . 1554 und 1530 ) . Die

Regierung erklärte aber die Grenze von 50 Hektoliter für „nicht annehmbar “ ,
da die Sicherheit der Kontrolle dann beeinträchtigt werde und es ſich hier
nicht mehr um Kleinbrenner handle .

8. Die Betriebsauflage .

Neben der Verbrauchsabgabe wird eine Betriebsauflage erhoben ,
welche bis zu 50 Hektoliter Alkoholerzeugung 4 M. pro Hektoliter beträgt
und bis auf 14 M. ſteigt . Kleinbrenner unter 10Hektoliter ſind hiervon

befreit ; für gewerbliche Brennereien erhöht ſie ſich um 4 M. , für land⸗

wirtſchaftliche unter gewiſſen Vorausſetzungen um 3 M. ; für die am

1. Sttober 1908 vorhandenen Brennereien tritt eine Ermäßigung von

20 —90 ½ ein je nach der Größe der Produktion (3. B. bei ſolchen mit
einer Jahreserzeugung von 10 —50 Hektoliter um 90 J ; ein erheblicher

Schutz der Kleinbrennerl ) . Für den Ueberbrand tritt eine weſentliche Er⸗

höhung ein . Die aus der Betriebsauflage erzielten Einnahmen werden

zugunſten des gewerblichen Spiritus verwendet , um dieſem behufs leichteren

Abſatzes eine Vergütung zu gewähren . Bei der geſamten Betriebsauflage

handelt es ſich nicht um eine Steuer , die dem Reiche zugute kommt , ſondern
um eine Auflage , die das beteiligte Gewerbe ſelbſt in Anregung gebracht

hat und die ſeinem eigenen Intereſſe dienen ſoll . Je höher die Betriebs⸗
auflage iſt , deſto größer kann die Vergütung werden . In ſachverſtändigen
Kreiſen nimmt man an , daß eine Prämie von 18 M. geboten ſei .

9. Vergällungspflicht .
Das Geſetz ſchreibt für gewiſſe Quantitäten Branntwein die Ver⸗

gällungspflicht vor . Dieſe Maßnahme iſt im Intereſſe des Branntwein⸗
gewerbes gelegen . Ohne einen Zwang zur Vergällung eines Teiles der
Spiritusproduktion würde naturgemäß die geſamte Produltion zunächſt
ungetrennt als einheitliches Angebot an den Markt kommen . In dieſem
Falle wäre es unvermeidlich , daß beide Verbrauchskategorien ( das heißt :
der ſpäter zum Trintverbrauch beſtimmte wie der zu gewerblichen Zwecken
dienende Spiritus ) ſich von vornherein gegenſeitig ſcharfe Konkurrenz
beim Angebot im Markte machen würden , was einen ſtarken Preis⸗
druck bedingen müßte . Ein ſolcher Preisdruck müßte ſich künftig
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Unkenntnis ; es ſei daher dieſe durch folgende Zahlen erläutert :

um ſo verhängnisvoller geſtalten , als durch die außerordentlich hohe
Neubelaſtung des Trinkverbrauchs zweifellos ein ſtarker Konſum⸗
rückgang eintreten wird , durch den erhebliche Mengen des jetzt dieſem
Verbrauch dienenden Branntweins frei werden und ſo dem Angebot im
Markte für gewerbliche Zwecke hinzutreten . Deshalb erſcheint es unter
dieſem neuen Geſetz mehr als bisher nötig , eine Beſtimmung dahin zu
treffen : daß ein entſprechender Teil der Geſamtproduktion , und zwar in
der Hauptſache der für den gewerblichen Verbrauch beſtimmte Teil , dieſer
ſeiner tatſächlichen Zweckbeſtimmung von vornherein durch einen entſprechenden
Vergällungszwang zugeführt werde . Nur durch dieſes Prinzip iſt es
möglich , die beiden in ihrer Verbrauchsrichtung ſich wirtſchaftlich ja voll —
kommen ſcheidenden Märkte ( den Markt für Trinkbranntwein und den für
gewerblichen Branntwein ) von vornherein einigermaßen abzugrenzen und
ſo jeden Markt in der Hauptſache ſeinen eigenen volkswirtſchaftlichen Preis⸗
beſtimmungsfaktoren zu unterwerfen . Auf dieſen grundſätzlichen Erwägungen if0
beruht das in der Vorlage ausgeſtaltete Prinzip : —11

a) den erſten Teil der Geſamtproduktion ( das Kontingent ) für den
Trinkbranntwein zu reſervieren ,

b) den letzten Teil durch die vollſtändige Vergällungspflicht nur für
den gewerblichen Verbrauch zu beſtimmen , und

c) zwiſchen beiden Teilen einen gewiſſen Spielraum zu laſſen , in
den je nach der allgemeinen Produktions - und Abſatzgeſtaltung
der einzelnen Betriebsjahre einerſeits der Trinkverbrauch über⸗
greifen kann , andererſeits der Bedarf an unvollſtändig vergälltem
Branntwein ſeine Deckung ſuchen ſoll .

Ueber die Wirkungen dieſer von der großen Mehrheit der Zentrums⸗
ſenen Maßnahme herrſcht in den weiteſten Kreifen völlige

Nicht vergällungspflichtig ſind :
a) Kontingent 2 301 773 Hektoliter
b) Suverkontingent der Obſtbrennereien 9285 5
c) Superkontingent der landwirtſchaftlichen

Brennereien bis 100 Hektoliter Erzeugung 17 789 6
d) Superkontingent der gewerblichen Brenne⸗

reien bis 100 Hektoliter Erzeugung . . 5 949 1
e) Superkontingent der Kornbrennereien . . 40 000 16
t ) freigegebene 35 bezw. 70 Proz . außerhalb

des Kontingents und ſonſt freigegeben . 863 000

3 232 766 Hektoliter
Die von der Vergällungspflicht befreiten Mengen werden in Anſpruch

genommen wie folgt :

durch Trinkbranntwein .
durch unvollſtändige Denaturierung für

chemiſche Jnduſtrie uuww . 300000
durch Denaturierung mit Eſſigg . . 160 000
durch Schwund verlorengehende Mengen 60 000
durch Export . „„ 40000

2560 000 Hektoliter

2 000 000 Hektoliter

„ö

,
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Somit ein vergällungsfreier Ueberſchuß von 6272 766 Hektoliter
Bei einer Produktion von ca. 4000 000 ‚

bleiben nicht vergällungspflichtig . . 3232 766 5

ſomit vergällungspflichtiꝶg . . . 7167234

ändig vergälltemJetziger Abſatz an vollſtän

Spiritus „„ 1200 000 5

Von einer beſonderen Beläſtigung der Induſtrie kann angeſichts dieſer

Zahlen gar keine Rede ſein .

10 . Die Parfümſteuer .

In dem Branntweinſteuergeſetz war der Zoll auf äther - und wein⸗

geiſthaltige Riech⸗ und Schönheitsmittel erhöht worden ; dies gab dem

Zentrum Veranlaſſung , auch eine Banderoleſteuer auf Riech - und Schön⸗

heitsmittel zu beantragen . Nach den eigenen Angaben der Induſtrie be⸗

trägt die Jahreserzeugung an ſolchen Mitteln — die Ausfuhr abgerechnet
—30 Mill . M. , welche mit 60 —100 J½ Aufſchlag im Kleinhandel ver⸗

kauft werden . Es handelt ſich ſomit um einen Umſatz von 60 Mill . M.

Die Steuer ſollte im Durchſchnitt 331 / betragen , hätte alſo rund

20 Mill . M. ergeben . Heilmittel ſollten von der Steuer befreit bleiben ,

ebenſo ſolche Gegenſtände , die weniger als 50 Pf . koſten ; die gewöhnliche

Seife blieb ſomit ſteuerfrei , ſie wurde nur bei den hohen Preislagen

herangezogen . Der Bundesrat erklärte die Steuer für ſehr ſchwer durch —

führbar wegen der Kontrolle ; die Rechte gab daraufhin die Steuer preis

und ſo erklärte auch das Zentrum , daß es im jetzigen Stadium kein

Gewicht auf die Weiterberatung lege . Die Steuer wurde dann einſtimmig

abgelehnt .

11. Beſteuerung der Eſſigeſſenz .

Zwiſchen der Eſſigeſſenzinduſtrie und der Gärungseſſiginduſtrie herrſcht

ſchon ſeit Jahrzehnten ein ſchwerer Kampf , da die Eſſigeſſenzinduſtrie den

Eſſigpreis gewaltig unterboten hat . Die Gärungseſſiginduſtrie hat nicht

mehr konkurrieren können . Es ſind im ganzen nur 13 Eſſigeſſenzfabriken ,
während die Gärungseſſigfabriken nach vielen Hunderten zählen . Unter der

gegenwärtigen Geſetzgebung wird die Eſſiginduſtrie mit fortdauernd hohen

Spirituspreiſen zu rechnen haben , und deshalb mußte ein billiger Ausgleich

in den Produktionsverhältniſſen geſchaffen werden .

Das Geſetz ſetzte für die Eſſigeſſenz eine Steuer von 30 Pf. für das

Kilogramm waſſerfreier Säure feſt . Die Eſſigeſſenzfabriken hielten den

Satz von 17 Pf . für ausreichend ( was die Nationalliberalen beantragten ) ,

die Gärungseſſiginduſtrie forderte 50 Pf . Das Geſetz hat einen guten

Ausgleich zwiſchen beiden geſchaffen .

D. Die Steuer auf Beleuchtungsmittel .

In der Regierungsvorlage über die Gas⸗ und Elektrizitätsſteuer war

auch eine Beſteuerung der Beleuchtungsmittel enthalten . Nachdem die

Elektrizitätsſteuer ſelbſt abgelehnt worden war , griff ein konſervativer

Antrag die Beſteuerung der Beleuchtungsmittel heraus . Die Steuer wurde

in folgender Weiſe feſtgeſetzt :



Ffür elektriſche Glühlampen und Brenner zu ſolchen :

b) Metallfaden⸗
a) Kohlenfaden - lampen , Nernſt —

lampen lampenbrenner und
andere Glühl empen

für das Stück

e Pfennig 10 Pfennigvon über 15 bis 25 Watt 10 5 20
la 40

RF 60
„ 100 2006 „ 50 1 1 Mark

Ffür ſolche von höherem Verbrauche zu a) je 25 Pfennig , zubje 40 Pfennig mehr für jedes weitere angefangene Hundert
Watt ;

B. für Glühkörper zu Gasglühlicht - und ähnlichen Lampen : 10 Pfennigfür das Stück ;
C. für Brennſtifte zu elektriſchen Bogenlampen :

1. aus Reinkohle : 60 Pfennig für das Kilogramm ,2. aus Kohle mit Leuchtzuſätzen und für alle übrigen Brennſtifte : 1151 Mark für das Kilogramm ;
D. für Brenner zu Queckſilberdampf - und ähnlichen Lampen bis100 Watt : 1 Mark für das Stück , für ſolche von höherem Verbrauche 91je 1 Mark mehr für jedes weitere angefangene Hundert Watt .

Dieſe Abſtufung der Steuer trägt den Wünſchen der beteiligten In⸗duſtrie Rechnung ; vom ſozialen Standpunkt aus iſt beſonders zu begrüßen ,daß die billigen Kohlenfadenlampen erheblich geringer beſteuert werden , alsdie teuren Metallfadenlampen . Ein Autrag des Zentrums und der Kon⸗ſervativen hat dieſe Scheidung herbeigeführt . Man berechnet den Ertrag ˖0⁰der Steuer , der in Form der Banderole erhoben wird , auf 20 Mill . M. 1
65Eine Beſteuerung der Beleuchtungskörper, welche beſonders von wohlhabendenLeuten , größeren gewerblichen , warenhausmäßigen Betrieben ſowie großenReſtaurationen und Vergnügungslokalen gebraucht werden , erſcheint durchauszweckmäßig und gerecht , wenn auch nicht zu verkennen iſt , daß der Mittel⸗ſtand vielfach Gas und Elektrizität zu Beleuchtungszwecken verwendet . Aberdas Licht ſelbſt — und noch mehr die Kraft — ſind von jeder Steuer be⸗5 freit . Wenn man das Petroleum , das doch immerhin in ganz anderem

à
Maße die Beleuchtung des armen Mannes iſt als das elektriſche Licht ,ziemlich hoch heranzieht und daraus 75 Mill . M. für das Reich holt ,0 dann werden auch wohl die Beleuchtungskörper das ertragen können , da

‚
es jedenfalls weit überwiegend nicht von Aermeren gebraucht wird . Dazukommt noch , daß das elektriſche Licht von Jahr zu Jahr verbilligt wird ;durch die Zunahme der großen zentralen Anlagen wird der elektriſcheStrom billiger , durch Vervollkommnung der Lampen wird eine beſſereAusnutzung der Elektrizität erzielt , und der Lampenpreis iſt erheblichzurückgegangen . Man erinnere ſich , was urſprünglich dieſe Kohlenfaden⸗lampen koſteten , und wie billig ſie jetzt ſind ! Daß der Siegeslauſ deselektriſchen Lichts durch die Steuer zurückgehalten würde , wird man mit1 Grund nicht behaupten können .

εε



E. Die Steuer auf Hündwaren .
Ein konſervativer Antrag in der Finanzkommiſſion ging dahin , eine

Steuer auf Zündhölzer einzuführen und zwar mit folgenden Sätzen :

1. für Zündhölzer , für Zündſpänchen und für Zündſtäbchen aus Stroh⸗

halmen oder aus Pappe

a) in Schachteln oder andern Behältniſſen mit einem Inhalt von

weniger als 30 Stück 1 Pfennig und mit einem Inhalt von

30 bis 60 Stück 1½ Pfennig für jede Schachtel oder jedes

Behältnis ;
b) in Schachteln oder andern Behältniſſen mit einem Inhalt von

mehr als 60 Stück 1¼ Pfennig für 60 Stück oder einen Bruch⸗
teil davon .

2. für Zündkerzchen aus Stearin , Wachs oder ähnlichen Stoffen

a) in Schachteln oder andern Behältniſſen mit 20 oder weniger

Zündkerzchen 5 Pfennig für jede Schachtel oder jedes Be —

hältnis ;
b) in größeren Packungen für je 20 Zündkerzchen oder einen Bruch⸗

teil davon 5 Pfennig .
Die höheren Steuerſätze treten nicht ein , wenn die vorſtehend an⸗

gegebenen Stückzahlen um nicht mehr als 10 vom Hundert überſchritten

werden .

Der Ertrag dieſer Steuer wurde auf 25 Mill . M. berechnet .

1. Begründung der Steuer .

Zur Begründung dieſer Steuer wurde angeführt :

Frankreich , Spanien , Portugal , Rumänien , Serbien , Griecheuland ,
Rußland und Italien haben eine Beſteuerung von Zündhölzern , ſei es in

der Form des Monopols , ſei es in der Form der Steuer . Die Be⸗

ſteuerung empfiehlt ſich , weil der Preis der Zündhölzer in Deutſchland

niedriger iſt als in irgend einem anderen Lande . Es haben deshalb ſogar

vom Standpunkte der Feuergefahr aus die Feuerverſicherungsgeſellſchaften

darauf hingewieſen , daß der niedrige Preis der Zündhölzer erhebliche

Nachteile bietet . Die vom Königlich Preußiſchen Statiſtiſchen Landesamt

herausgegebene „Statiſtiſche Korreſpondenz “ ( Nummer vom 23 . Juni 1909 )

ſagt über die Schadenbrände in Preußen u. a. : „ Die Fahrläſſigkeit im

Umgange mit Streichhölzern hat im Jahre 1906 für 6 359 448 , im

Jahre 1907 für 6 465 637 M. Schaden verurſacht . Davon betrug der

wirklich nachgewieſene Schaden bei Fahrläſſigkeit durch Erwachſene

1395 643 , bei Kinderfahrläſſigkeit 3 766 188 M. Wenn alſo eine Be⸗
ſchränkung dieſer Fahrläſſigkeitsmöglichkeit durch Beſteuerung im allgemeinen

wirtſchaftlichen Intereſſe geboten wäre , ſo dürfte dies hier der Fall ſein . “

Es läßt ſich nicht in Abrede ſtellen , daß infolge des Spielens mit Zünd⸗
hölzchen im Reiche jährlich mindeſtens für 10 —12 Mill . M. Schaden⸗
brände entſtehen , ganz abgeſehen von den Menſchenopfern . Die Billigkeit
des Artikels iſt die Urſache , daß man ſo wenig achtſam mit Zündhölzern

umgeht . Allerdings ſind die Zündhölzer ein unentbehrlicher Haushaltungs —
ß

heute darin Verſchwendung ge—
gegenſtand ; aber es iſt keine Frage , daf
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trieben wird , ſo daß die Benutzung ohne Beeinträchtigung des wirtſchaft⸗
lichen Zweckes eingeſchränkt werden kann . Den Verbrauchsrückgang , den
eine derartige Steuer herbeiführt , kann man keinesfalls höher als 25 0,
einſchätzen . Die Belaſtung pro Kopf wird im Jahre höchſtens 40 Pf .
betragen . Für die ſogenannten Schweden werden allerhöchſtens die Peiſe „ R
wiederhergeſtellt werden , die ſie vor gar nicht langer Zeit gehabt haben . A
Im Lande wird geradezu eine ſolche Beſteuerung verlangt . Die Normal⸗
ſchachtel , die 60 Streichhölzer enthält , wird in ein Paket von 10 Schachteln
gebracht , und dieſes koſtet zurzeit bis zu 10 Pf . herunter . Früher koſtete
es 20 bis 30 Pf . Eine Verteuerung des Pakets von 15 Pf . kann kaum

N als eine zu große Belaſtung der Bevölkerung angeſehen werden . Für
kleinere Schachteln iſt ein verhältnismäßig höherer Steuerſatz vorgeſchlagen0J0 worden , weil die kleinen Schachteln mehr von den bemittelten Klaſſen 5
benutzt werden . Die Zündkerzchen aus Wachs ſind eine Luxusware ; es
iſt deshalb hier ein erheblich höherer Satz vorgeſchlagen , weil die Zünd⸗
kerzchen als Luxusware wohl dieſen höheren Steuerſatz tragen können , und
weil ſie ferner keine Ware ſind , die im Inland hergeſtellt wird , ſondern

er hauptſächlich Importware . Bei der Beſteuerung der Zündhölzchen kommt
„ 0 es auf die Größe der einzelnen Hölzer nicht an , weil jedes Zündhölzchen , 15

einmal angeſteckt , ſeine Beſtimmung erfüllt hat . Deshalb hat man bei der
Feſtſetzung der Steuer nur die Anzahl ins Auge zu faſſen .

2. Verhalten der Nationalliberalen .
Die Nationalliberalen beantragten , die Steuer mit ½ Pf . reſp . 1 Pf .

für die Schachtel anzuſetzen ; wenn ſie aber bei der Mehrheit geweſen
wären , dann würden ſie eine weit höhere Steuer durch das Monopol R
eingeführt haben ; denn die Konſervativen ſprachen ſich ſchon in der

W Kommiſſion für das Monopol aus . Der nationalliberale AbgeordueteDr . Oſann aber erklärte am 6. Juli 1909 bei der Beratung dieſer Steuer :
„ Wir hätten in der Kommiſſion in erſter Linie auch darüber ſprechen

können , ob nicht , wenn man ſich überhaupt auf den Standpunkt der Be⸗
ſteuerung ſtellt , die geeignetſte Form der Beſteuerung die des Monopols
geweſen wäre , und wir hätten mit Rückſicht auf andere Länder , in welchendas Monopol eingeführt iſt , vielleicht zu der Ueberzeugung kommen können ,
daß auch bei uns das Monopol die richtigſte Art der Beſteuerung ſeinkönnte . Es kommt dabei in Betracht , daß wir es nur mit einer geringen
Anzahl von Betrieben zu tun haben . Heute beſtehen nur noch 50 Betriebe
in dieſem ganzen Gewerbe , und es wäre eine Leichtigkeit geweſen , dieſesGewerbe auszulöſen und von Staats wegen gegen Entſchädigung ab⸗ izulöſen und dann zum Staatsbetriebe überzugehen . Der Staatsbetrieb 20hätte dabei auch die Möglichkeit geboten , wenn es notwendig geweſenwäre , in ſpäteren Jahren zu einer Ausdehnung der Steuer zukommen , die ja vielleicht ja doch noch ſpäter erfolgen muß . Wir be⸗
ſcheiden uns aber damit , daß zurzeit ein Monopol doch nicht eingeführtwerden kann , und gehen dazu über , zu lritiſieren , was an diefem Eutwurf
zu kritiſieren iſt . “ ( 276 . Sitzung vom 6. Juli 1909 S . 9135 )Daraus geht ganz klar hervor , daß die Nationalliberalen Anhängerdes Monopols ſind . Das Monopol aber hätte keinen Sinn , wenn mandamit nicht höhere Erträgniſſe erzielen wollte . So hat die Mitarbeit des
Zentrums eine weitere Belaſtung auf dieſem Gebiete verhindert.

2.525,ç



3. Fürſorge für die Arbeiter .

Bei der Beratung des Geſetzes nahm man allgemein an , daß ein

Konſumrückgang von 25 / eintreten werde . Die Sozialdemokraten be⸗

antragten , für die beſchäftigungslos werdenden Arbeiter eine Entſchädigung

feſtzuſetzen .
Das Zeutrum aber nahm folgenden Antrag ins Geſetz auf :

„ In den erſten fünf Jahren nach dem Inkrafttreten dieſes Artikels
tritt eine Erhöhung der Zündwarenſteuer um zwanzig vom Hundert ein :

1. für Zündwaren , welche in Fabriken hergeſtellt ſind , die erſt nach

dem 1. Juni 1909 betriebsfähig hergerichtet worden ſind ;
2. für Zündwaren aus den vor dem 1. Juni 1909 in Betrieb ge⸗

weſenen Fabrilen , ſoweit deren Jahreserzeugung die nachweisliche

Durchſchnittserzeugung der letzten drei Betriebsjahre vor dem

1. Juni 1909 , oder , falls die Fabriken noch nicht volle drei

Betriebsjahre vor dem 1. Juni 1909 beſtanden haben , die nach⸗

weisliche jährliche Durchſchnittserzeugung der vor dem 1. Juni 1909

liegenden Betriebszeit überſteigt .

Die näheren Beſtimmungen zur Ausführung dieſer Vorſchrift erläßt

der Bundesrat . “

Durch dieſen Autrag wird zunächſt die Gründung neuer Fabriken er⸗

ſchwert und zudem verhindert , daß die vorhandenen großen Fabriken vom

Konſumrückgang nicht getroffen werden und die kleinen beſeitigen . Der

Konzentration der Betriebe wird dadurch vorgebeugt und ſo Fürſorge ge⸗

troffen , daß Arbeiterentlaſſungen in erheblichem Umfange nicht eintreten .

Das Geſetz wurde mit 193 gegen 152 Stimmen der Linken , der

Polen , einiger Zentrumsabgeordneter und Konſervativen angenommen .

F . Erhöhung des Raffee — und Teezolles .

1. Inhalt des Geſetzes .

In der Finanzkommiſſion brachten die Konſervativen den Antrag ein ,

die beſtehenden Zollſätze folgendermaßen zu erhöhen :

1. für Kaffee von 40 M. auf 60 M. ,

2. für gebrannten Kaffee von 60 M- auf 80 M. lin der dritten Leſung
wurde 85 M. feſtgeſetzt ),

3. für Tee von 25 M. auf 100 M.

Der Ertrag aus dieſer Zollerhöhung wurde auf 37 Millionen Mark

berechnet . Auf den im freien Verkehr befindlichen Kaffee wurde die Nach⸗

verzollung eingeführt . Das Geſetz wurde gegen die Stimmen der Linken ,

der Polen und einiger Zentrumsabgeordneten angenommen .

2. Die Begründung dieſer Zollerhöhung .
Deutſchland hat einen niedrigeren Kaffeezoll als die meiſten Länder .

Frankreich hat einen Minimalzoll von 110,16 M. pbro Doppelzentner
bezw . einen Höchſtzoll von 243 M. , Oeſterreich einen ſolchen von 80,75M. ,

Rußland von 77,14 M. , Italien von 105,30 M. bezw. 121,50 M. ,

Griechenland von 63,28 M. , Portugal von 81,65 M. , Spanien von
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113,40 M. Mit dem Zollſatz von 40 M. pro Doppelzentner hat Deutſch⸗land alſo von den genannten Ländern den geringſten Zoll auf Kaffee .Der Kaffeezoll beſteht ſeit 1879 unverändert . Aus den Preisliſtenvon 1889 ab ergibt ſich , daß bei großen Schwankungen im allgemeinenein Niedergang ſtattgefunden hat . Während 1881 noch Santos good
average in Bremen 107 M. für den Doppelzentner koſtete , ging der Preisin den nächſten Jahren auf 88 , 89 , 96 , 81Pund 88 herunter . Dann tratwieder eine Steigerung ein . Der höchſte Preis wurde 1890 mit 174 M.
erreicht , und im Jahre 1897 beginnt ein ſtarker Abfall zunächſt mit85 M. , dann bis auf 72 M. im Jahre 1907 . In dieſer ganzen Zeitiſt trotz des großen Schwankeus der Preiſe , die in einzelnen Jahren das
Doppelte von dem betragen haben , was in anderen Jahren bezahlt wurde ,der Kaffeekonſum in Deutſchland nicht zurückgegangen , ſondern hat ſich,wenn auch mäßig , gehoben . Im Durchſchnitte der Fahre 1880 bis 1884
betrug der Konfum pro Kopf der Bevölkerung 2,32 kg , in den nächſten
Jahren von 1885 bis 1889 : 2,40 kg , in den Jahren 1890 bis 1894 :
2,43 kg , 1895 bis 1900 : 2,60 kg , 1900 bis 1906 : 2,99 kg , und in den
letzten Jahren hat ſich der Konſum pro Kopf der Bevölkerung für 1905
auf 2,99 kg , 1906 auf 3,03 kg und 1907 ebenfalls 3,03 Kg geſtellt .Man ſieht , wie ſtetig eine Steigerung ſtattgefunden hat , während die
Preiſe durchaus ſchwankten .

Da die Erhöhung auf 1 Pfund nur 10 Pf . ausmacht , läßt ſich garnicht ſagen , ob und wie dieſer im Kleinvertriebspreis zum Ausdruck
kommt , denn die Engrospreiſe weiſen in der Vergangenheit weit größereSchwankungen auf . Selbſt wenn man annimmt , daß durch das Geſetzder augenblickliche Preis um 20 M. pro Doppelzentner erhöht wurde , würde
ſolcher noch um 33 M. niedriger ſein als der Preis im Jahre 1896 , um65 M. niedriger als im Jahre 1895 und um 68 M. niedriger als imJahre 1894 . Es ergibt ſich , daß eine ſtarke Einwirkung auf den Konſumaus der Erhöhung nicht zu befürchten ſein würde . Es kann jetzt die
Steigerung von 20 M. nicht von Einfluß ſein , wenn die früheren hohenPreiſe , die unter Umſtänden 80 —90 M. mehr betragen haben , nicht vonſolchem Einfluß waren .

Hervorragende Sachverſtändige haben daher auch der Zentrumsfraktionmitgeteilt , daß eine Zollerhöhung von 10 Pf . per Pfund gut zu ertragenſei . Da die Familien den Kaffee ſelten nach der Marke einkaufen , ſonderndas Pfund zu 1, 1,10 , 1,20 M. uſw . wünſchen , ſo iſt es dem gewandtenKaufmann möglich , auch ferner ſolche Miſchungen herzuſtellen .
3. Verhalten der Liberalen .

Im Reichstage iſt feſtgeſtellt und vom Reichsſchatzſekretär beſtätigtworden , daß von liberaler Seite die erſte Auregung auf Erhöhung desKaffeezolles ausgegangen iſt und zwar wurde eine Verdoppelung des be⸗ſtehenden Zollſatzes von 40 auf 80 M. vorgeſchlagen , dieſe ſtarke Erhöhungiſt alſo durch Annahme des konſervativen Antrages vereitelt worden . Beiden Verhandlungen am 25 . Juni wünſchte der freiſinnige AbgeordneteDr . Pachnicke auch eine Beſprechung der Beſteuerung der Surrogate desKaffees ( Malzkaffee , Zichorien uſw. ) . In welchem Sinne dieſe Beſprechungerfolgen ſollte , hat der freiſinnige Abgeordnete Hormann im Tag ( Nr . 146vom 25 . Juni 1909 ) erzählt , als er forderte:



„ Man verzichte darum auf die Erhöhung des Kaffeezolls und belege

dafür ſämtliche Surrogate mit dem gleichen Zollſatz , wie er heute für

Kaffee in Kraft iſt . Durch eine ſolche Maßnahme kommen wir keiner

ausländiſchen Macht irgendwie zu nahe . Der Konſum an Kaffeeſurrogaten
beträgt rund 2 Millionen Doppelzentner , ſo daß ein Steuerſatz von

40 M. pro Doppelzentner einen Ertrag von 80 Millionen

ergeben würde . Ob ein Rückgang im Konſum von Surrogaten über⸗

haupt eintreten wird , iſt ſehr zweifelhaft , da einmal der Kaffee un—⸗

verhältnismäßig viel teurer iſt als die Surrogate , zum andern einen er⸗

heblichen Zuckerzuſatz und viel mehr Milch und Sahne erfordert , als dies

bei den Surrogaten der Fall iſt . . . . Durch eine gleichmäßige Zoll⸗ ,

bezw . Steuerbelaſtung würden die Surrogate auf durchſchnittlich 77 Mark

zu ſtehen kommen . Dabei iſt zu berückſichtigen , daß der billigſte Kaffee

im geröſteten Zuſtand einen Preis von 80 M. plus 40 M. Zoll , das ſind

120 M. , zuſchläglich / Verluſt gleich 30 M. , auf 150 M. pro Doppel⸗

zentner Engroseinkaufspreis zu ſtehen kommt . Es koſtet alſo der billigſte

Tropenkaffee noch 73 M. pro Doppelzentner mehr als das Surrogat . . . .

Jedenfalls trifft eine Beſteuerung der Surrogate , ſoweit ſie nicht von

der Induſtrie getragen wird , alle Kreiſe der Bevölkerung und wäre darum

in demſelben Maße als eine allgemeine Konſumſteuer anzuſprechen wie der

Kaffeezoll . Nach alledem ſollte der Reichstag noch in letzter Stunde die Frage

einer Erhöhung des Kaffeezolles unter dem Geſichtswinkel einer Heran⸗

ziehung der Kaffeeſurrogate ventilieren . Wir würden auf dieſe Weiſe un⸗

nötige Spannung zwiſchen uns und den Produktionsländern des Tropen⸗

kaffees vermeiden , dadurch Schädigungen unſeres Exportes verhüten , dem

Kaffeehandel keinen Abbruch tun , dagegen eine ſtark emporgeblühte

Surrogatinduſtrie , die ungezählte Millionen an Gewinnen abgeworfen hat ,

gerechterweiſe zum Steuerbedarf heranziehen . Kann man da noch zweifel⸗

haft ſein ?“
Die Liberalen wollten alſo die billigen Surrogate , welche nur die

ärmſte Bevölkerung verwendet , mit 80 Millionen Mark belaſten , den

Kaffee aber , von dem am meiſten in beſſer geſtellten Kreiſen, Hotels ,
Reſtaurants und Cafés getrunken wird , nicht ſtärker heranziehen .

G. Erhöhung der Schaumweinſteuer .

In der Finanzkommiſſion des Reichstags brachte das Zentrum einen

Antrag auf Erhöhung der Schaumweinſteuer , die bisher 50 Pf . pro

Flaſche beträgt , ein ; dieſer Antrag wurde ſchließlich mit 199 gegen

125 Stimmen in folgender Form angenommen :

für anderen Schaumwein und ſchaumweinähnliche Getränke

bei einem Preiſe der Flaſche von

he ak 1,00 Mark ,

mehr als 4 Mark und nicht mehr als 5 Mark 0

für die Flaſche .
Die Steuer für Schaumweine aus Fruchtweinen , ohne Zuſatz von

Traubenſaft , bleibt unverändert ( 10 Pfennig die Flaſche ) .
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V

Das Ergebnis aus dieſer Steuer wird auf 5 Millionen Mark be⸗
rechnet , wird aber jedenfalls weit höher ſein .

Nationalliberale , Freiſinnige und Sozialdemokraten
ſtimmten auch gegen dieſe Steuer , was ihnen in der Preſſe den
Namen „Sektblock “ eintrug .

VII . Beibehaltung beſtehender Steuern .

A. Die Fahrkartenſteuer .
Die Regierung ſchlug die Aufhebung der 1906 auf nationalliberalen

Antrag eingeführten Fahrkartenſteuer vor , was einen Ausfall von
20 Millionen Mark im Jahre gehabt hätte . Das Zentrum lehnte dieſe
Aufhebung ab, da die hierdurch entſtehende Lücke hätte ſofort wieder aus⸗
gefüllt werden müſſen und zwar durch viel weniger genehme Steuern . Es
fand ſich auch in der Kommiſſion keine Mehrheit für die Beſeitigung dieſer
Steuer , da der Reichsſchatzſekretär ausdrücklich erklärte :

„ Die Regierungsvorlage wollte die Fahrkartenſteuer unter der Be⸗
dingung aufheben , daß dafür Erſatzmittel bewilligt würden ; der Herr
Abgeordnete Gyßling und ſeine Freunde wollen die Finanzreform in der
Weiſe machen , daß ſie dieſe Steuer beſeitigen und neue Mittel nicht
bewilligen . “

In einer Denkſchrift an die Finanzkommiſſion machte die Regierung
folgenden Vorſchlag :

„ Um zu einem der bisherigen Einnahme aus der Fahrkartenſteuer
annähernd gleichkommenden Ertrage zu gelangen , würde bei Freilaſſung
der Fahrten im Preiſe von 1 Mank einſchließlich und unter Einbeziehungder IV . Wagenklaſſe mit einem Steuerſatze von 3½ vom Hundert auszu⸗
kommen ſein . “

Dieſe Anregung wurde nicht weiter verfolgt , da hiernach nur die
I. und II . Klaſſe entlaſtet , die IV. aber belaſtet worden wäre .

Wenn man der Fahrkartenſteuer nachſagt , daß ſie auf die Eiſenbahn⸗
einnahme ſchlecht gewirkt habe , ſo iſt das unzutreffend ; die Fahrkarten⸗
ſteuer hat nicht die Abwanderung aus den höheren Klaſſen herbeigeführt ,
ſondern ganz andere Momente ( Einführung der III . Klaſſe in P⸗Züge
uſw . ) . Für das Zentrum beſtehen dieſelben Gründe , die 1906 für Ein⸗
führung dieſer Steuer ſprachen , noch heute fort . Wenn man neue Steuern
der Allgemeinheit auferlegt , ſchafft man nicht ſolche ab , die in erſter Linie
beſitzende Kreiſe treffen .

ö

B. HBerabſetzung der Suckerſteuer .
Die Herabſetzung der Zuckerſteuer von 14 auf 10 Mark konnte zu dem im

Artikel 1 des Geſetzes vom 19 . Februar 1908 bezeichneten Termin
(I . April 1909 ) nicht eintreten , weil Geſetze , die eine Erhöhung der eigenen
Einnahmen des Reichs um mindeſtens 35 Millionen Mark jährlich be⸗
zwecken , bis dahin noch nicht in Geltung getreten waren . Der ermäßigte
Steuerſatz ſollte vielmehr , je nach dem Zeitpunkte des Inkrafttretens
ſolcher Geſetze, erſt kürzere oder längere Zeit nach dem 1. April 1909
Geltung erlangen können .



Das Zentrum hatte ſeinerzeit gegen die Herabſetzung der Zuckerſteuer ge⸗

ſtimmt , weil es der Meinung war , daß es ſich ſchon bei der damaligen Finanz⸗

lage des Reichs nicht empfehle , eine nicht als drückend empfundene be⸗

ſtehende Steuer herabzuſetzen . Das Zentrum war um ſo mehr bei der

gegenwärtigen Lage der Finanzen der Meinung , daß es ſich empfiehlt ,

dieſe damals beſchloſſene Herabſetzung der Steuer nun um fünf Jahre zu

verſchieben und hat einen entſprechenden Antrag eingebracht , dem die Rechte

ſchweren Herzens zuſtimmte . Auf dieſe Weiſe konnte die Bedarfs —

berechnung um 55 Millionen Mark herabgedrückt werden . Es erübrigt
die Beifügung , daß Nationalliberale , Freiſinnige und Sozialdemolraten

für die Aufhebung und Herabſetzung dieſer Steuern ſtimmten , alle neuen

Steuern ablehnten , ſomit das Endreſultat ihrer Abſtimmungen war , daß
das Reich , das 500 Millionen Mark neue Einnahmen wollte , keine Mehr⸗

einnahme , aber 55 Millionen Mark weniger Einnahmen erhalten ſollte .

VIII . Abgelehnte Steuern .

A . Die Weinſteuer .
1. Die Vorlage der Regierung .

Die Regierung ſchlug eine Flaſchenweinſteuer vor , nach welcher jede

Flaſche Wein mit 5 Pf . Steuern belegt werden ſollte ; dazu ſollte ein

Weinſteuerzuſchlag treten , der betragen ſollte :

für Wein in ganzen Flaſchen bei einem Preiſe der Flaſche von

mehr als 1 Mark und nicht mehr als 2 Mark : 0,10 Mark ,

„ 2 „ „ 4 „ 0„20
„ „ 4 „ „ „ „ „ 6 7 0,50 „

7 6 0 5 10 „ 1,00
6 1 10 1 1 U 0/ 20 7 2,00 7

. „ 20 „ 3,00 „

für Wein in halben Flaſchen die Hälfte .
Der Ertrag der Steuer wurde auf 16 Millionen Mark berechnet .

2. Ablehnung der Weinſteuer .

Preußen hatte früher eine Weinſteuer , es hat ſie ſchon in den ſechziger

Jahren aufgegeben . Heſſen hatte eine Weinſteuer und hat ſie nach langen
erbitterten Kämpfen abgeſchafft . In Württemberg , Baden, Elſaß⸗Lothringen
beſteht noch eine Weinſteuer ; hier wird aber überall gekämpft gegen die
Weinſteuer , wegen ihrer Ungerechtigkeit , es iſt nur ſchwierig , in dieſen

lleinen Staaten eine Erſatzſteuer für dieſe Steuer zu finden . Bayern , das
auch weinbautreibende Gegenden hat , hat bis jetzt keine Weinſteuer ein⸗

geführt . Wenn eine allgemeine Reichsweinſteuer eingeführt würde , dann
würden dieſe drei ſüddeutſchen Staaten ihre Landesweinſteuer verlieren
und dafür eine größere Reichsweinſteuer erhalten , und anderſeits würden

Preußen , Bayern und Heſſen , die gegenwärtig keine Weinſteuer mehr haben ,

nun wieder eine Weinſteuer , aber für das Reich erhalten . 8
Die Weinſteuer wurde aber vom Zentrum auch wegen der Rück⸗

wirkung auf die Winzer abgelehnt . „ In die kleinen Winzerorte kommt im
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Herbſt , nachdem der Wein gekeltert iſt , der Weinhändler hinaus , der iſt
geldlräftiger , und der macht den Preis . Darin liegt der Uebelſtand für
die kleinen Winzer , daß ſie nicht in der Lage ſind , den Wein halten und
damit den Preis einigermaßen in ihrem Intereſſe beeinfluſſen zu können .
Sie ſind auf das angewieſen , was der Weinhändler bietet ; ſie haben viel .
fach nicht einmal die nötigen Fäſſer , vor allem nicht die nötigen Keller ,
um den Wein aufzubewahren , bis er einen höheren Wert erreicht hat.
Wenn in den wenigen Wochen , um die es ſich handelt , kein Händler kommt
und einen annehmbaren Preis bietet , dann ſind die Winzer verloren .
Darin liegt die Uebermacht des Weinhändlers , der da als Weinkäufer
kommt . Das iſt der Grund , warum die Winzer , ſobald von einer Wein⸗
ſteuer die Rede iſt , in die allergrößte Aufregung geraten . Wenn in einer
Weinbaugegend jemand von der Weinſteuer redet , hört jede ruhige Be⸗
ſprechung auf , da kommen die Winzer in eine derartige Erregung hinein ,
daß von der äußerſten Rechten bis zur äußerſten Linken kein Unterſchied
in der Stellungnahme zwiſchen den Abgeordneten iſt . Wer die Verhält⸗
niſſe in den Weinbezirken kennt , kann unmöglich für eine Weinſteuer ſein ,
und zwar wegen der kleinen Winzer , nicht wegen der Konſumenten . Es
iſt eine vollſtändig falſche Auffaſſung , wenn man immer deduziert : weil
das Bier und der Branntwein höher beſteuert und der Konſument ſtärker
belaſtet wird , muß auch der Konſument von Wein ſtärker belaſtet werden .
Da vergißt man den Produzenten des Weins . Wegen der Weinkonſumenten
würde gar kein Hindernis vorliegen , eine Weinſteuer zu machen . Solange
aber der Produzent unter der Konkurrenz des gefälſchten Weins ſowie
unter der des Auslandes leidet , kann dieſe Steuer nicht eingeführt werden . “
Auch hat man Württemberg beim Abſchluß der Verſailler Verträge in
Ausſicht geſtellt , daß das Reich den Wein nicht beſteuern werde .

3. Einführung einer allgemeinen Weinſteuer .
Die große Mehrzahl der Konſervativen und der Reichspartei ſtellte

den Antrag auf Einführung einer allgemeinen Weinſteuer :
„ Die Weinſteuer beträgt für Wein und Traubenmoſt im Werte

von mehr als 40 M. für das Hektoliter 7¼ Pfg . für das Liter . “
Dazu ſollte noch eine Flaſchenweinſteuer treten . Staatsſekretär Sydow

ſprach ſich gegen dieſen Antrag aus : „ Die Nachteile , die mit der Annahme
dieſes Antrags verbunden ſein würden , liegen in verſchiedenen Punkten .
Zunächſt trifft der Antrag ganz beſonders die kleinen Weine im Werte
von weniger als eine Mark , da dieſe hauptſächlich vom Faß getrunken
zu werden pflegen , während die Faßweine nach der Regierungsvorlage
freigelaſſen ſind . Sodann würde dieſe Steuer nach dem Antrage des
Grafen Kanitz bei den Winzern erhoben werden müſſen , denn der Winzer
iſt im Sinne dieſes Antrags Großhändler , weil er den Wein in Quanti⸗
täten von mehr als zehn Litern verkauft . Nun war ja gerade das Be⸗
denken , welches die Vorlage zu Fall gebracht hat , daß man fürchtete , dem
Winzer , über deſſen ſchwierige Lage niemand im Zweifel iſt , würde die
Steuer ſchließlich doch aufgebürdet werden . Wir unſererſeits befürchtendas nicht , weil wir die Erhebung der Steuer erſt , wenn er auf Flaſchen
gefüllt wird , überwiegend alſo beim Händler , meiſt eine ganze Zeit ſpäter ,
nachdem der Wein aus den Händen des Winzers gegangen iſt , vor⸗



geſchlagen haben . Wenn nun ſchon in dieſem Falle eine Abbürdung der

Steuer auf den Winzer befürchtet iſt , ſo iſt dieſe Befürchtung jedenfalls
dann nicht von der Hand zu weiſen , wenn der Winzer ſelber der Steuer —

pflichtige ſein würde . “

Der Antrag wurde mit großer Mehrheit abgelehnt , nur Teile der

Rechten ſtimmten für denſelben .

B. Die Gas - und Elektrizitätsſteuer .
1. Die Vorlage der Regierung .

Die Steuer ſollte betragen :
a) für die elektriſche Arbeit , die gegen Entgelt abgegeben wird , fünf

vom Hundert des Abgabepreiſes , jedoch nicht über 0,4 Pfennig für
die Kilowattſtunde ;

b) für die elektriſche Arbeit , die für den eigenen Bedarf des Erzeugers

beſtimmt iſt , 0,4 Pfennig für die Kilowattſtunde . Auf Antrag tritt

eine Ermäßigung auf fünf vom Hundert der für die Erzeugung der

elektriſchen Arbeit aufgewendeten Selbſtkoſten ein , wenn auf Grund

geordneter Buchführung nachgewieſen wird , daß jener Steuerſatz
dieſen Prozentſatz überſteigt .

Die Steuer follte 31 Millionen Mark einbringen .

2. Die Ablehnung der Steuer .

Dieſe Steuer wurde in der Kommiſſion mit allen gegen vier konſer⸗

vative Stimmen und im Plenum einmütig abgelehnt . Gegen dieſe Steuer

ſprechen hauptſächlich folgende Gründe :

1. Dieſe Steuer ſteht in Widerſpruch mit den Grundregeln einer

richtigen Wirtſchaftspolitik , die ihre Aufgabe darin ſuchen muß , die

Vorteile der modernen Betriebsmittel immer weiteren Kreiſen der erwerbs⸗
tätigen Bevölkerung zugänglich zu machen ; ſie ſteht in Widerſpruch mit

der deutſchen Zollpolitik , welche den möglichſten Schutz der deutſchen
Arbeit gegenüber den Produkten des Auslandes zum Ziele hat ; ſie ſteht
endlich in Widerſpruch mit großen nationalen Intereſſen ; es bedarf in

Deutſchland des einmütigſten Zuſammenwirkens von Wiſſenſchaft , Technit
und Kapital , um den eroberten Vorſprung auf elektrotechniſchem Gebiete

gegenüber dem unaufhaltſamen Voranſtreben der übrigen Nationen zu be⸗

haupten , es darf deshalb die Elektrizität in Deutſchland nicht mit Steuern
belaſtet werden , welche dieſe Induſtrie in anderen Ländern nicht zu

tragen hat .
2. Ein Hauptbedenken richtet ſich gegen den Umſtand , daß in Elektrizität

und Gas wichtige und unentbehrliche Produktionsm ittel belaſtet werden .

Bei der bisherigen Steuergeſetzgebung iſt es unumſtößlicher Grundſatz ge⸗

weſen , daß die Produktionsmittel der Induſtrie und dem Gewerbe un⸗

verkümmert erhalten und daher von jeder Steuer befreit bleiben ſollen .

Dieſes Prinzip ſollte nun durchbrochen werden; es ſollte die Arbeit be⸗

ſteuert werden ohne Rückſicht darauf , ob ſie Gewinn bringt oder nicht.
Das wirkt um ſo bedenklicher und ungerechter, als nur zwei , Energie⸗

träger beſteuert werden , welche zurzeit etwa 1 / der in Deutſchland vor⸗

handenen Kraftmengen darſtellen , während 5è unbeſteuert bleiben und

damit einen erheblichen Vorzug erhalten .



3. Ein weiteres ſchweres Bedenken liegt in der außerordentlich un —
gleichmäßigen Belaſtung der Gas - und Elektrizitätsanlagen ſelbſt .
Zentralen mit beſcheidenem Gewinn haben dieſelben Steuern zu bezahlenwie Werke mit hohen Strompreiſen und großen Ueberſchüſſen . Eine
Aktiengeſellſchaft , welche bei einer Produktion von 10000000 Kilowatt —
ſtunden und einem Abgabepreis von 60 Pfg . pro Kilowattſtunde einen
Gewinn von 300000 M. erzielt , hätte 40000 M. Steuer zu entrichten ;
dieſelbe Steuerſumme trifft eine gemeinnützige Genoſſenſchaft oder eine
ſtädtiſche Zentrale , welche bei gleicher Produktion und bei einem Preisvon 55 Pfg . einen Ueberſchuß von nur 50000 M. erwirtſchaftet hat ; die
Steuer beträgt bei der Aktiengeſellſchaft 13,5 %, bei der Genoſſenſchaft80 % des Reingewinns .

4. Bei Anlagen , welche für den eigenen Bedarf arbeiten , kann die
Steuer nach den Selbſtkoſten berechnet werden ; je höher die Selbſtkoſtenund je geringer infolgedeſſen der Reingewinn , deſto höher die Steuer ; je
billiger einer produziert , deſto mehr wird er auch ſteuerlich gegenüber
ſeinem teurer arbeitenden Konkurrenten begünſtigt . Der teuer arbeitende
Gasmotor wird mit Steuer belegt , der wirtſchaftlich vorteilhaftere Saug⸗
gasmotor wird geringer , der billigſte Motor — die Dampfmaſchine —
gar nicht belaſtet .

5. Sehr ſchwere Bedenken gegen dieſe Steuer ergeben ſich aus den
großen Schwierigkeiten bei Durchführung des Geſetzes . Der Verband
deutſcher Induſtrieller hat eine eigene Kommiſſion zum Studium dieſerSteuer eingeſetzt , welche nach eingehenden Beratungen einſtimmig zum Be⸗
ſchluſſe kam, „ daß dieſe Beſteuerung wegen ihrer ungemein ſchwierigen
praktiſchen Durchführbarkeit und der bei ihrer praktiſchen Handhabungunvermeidbaren Unbilligkeiten und Ungerechtigkeiten auf das entſchiedenſte
zu verwerfen iſt . Als ganz beſonders ſchwierig und als geſetzgeberiſchwahrſcheinlich unslösbar muß die Kommiſſion alle auf die Selbſtkoſten⸗vermittlung ſowie ſpeziell bei der Gasſteuer alle auf die differenzielle Be⸗
handlung der verſchiedenen Gasarten bezüglichen Beſtimmungen und Vor⸗
ſchriften auſehen . “

6. Süddeutſchland mit ſeinen großen und reichen Waſſerkräften würde
ſehr ſtark getroffen , während andere Antriebsmittel ( Dampfmaſchinen uſw. )nicht getroffen werden .

7. Dem Einwande , daß das Petroleum den armen Mann belaſte , iſtteilweiſe Rechnung getragen durch die Beſteuerung der Beleuchtungsmittel .

C. Die Anzeigenſteuer .
J. Die Vorlage der Regierun g.

Nach der Vorlage ſollte die Steuer betragen für Anzeigenblätter , die
mehr als einmal wöchentlich erſcheinen ,

bei einer Auflage bis zu 5000 Stück 2 vom Hundert
„ „ „ „ 40800

„ „ 50000 %
1 .5 „ „ „ ½ „ 100000 „

über 100000
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Für Anzeigenblätter , die wöchentlich einmal oder in größeren Zwiſchen⸗

räumen erſcheinen , beträgt die Steuer 10 vom Hundert der Einrückungs⸗

gebühr . Bei Sonderbeilagen beträgt die Steuer 20 vom Hundert der

Beilagegebühr .
Daneben war noch eine Plakatſteuer vorgeſehen . Dieſe Steuer ſollte

betragen bei gedruckten oder in anderer Weiſe durch mechaniſche oder

chemiſche Vervielfältigung auf Papier oder Pappe hergeſtellten Ankündigungen

für je 1000 Quadratzentimeter des verwendeten Stoffes oder für einen

Bruchteil davon

in Orten bis zu 50000 Einwohnern 1 Pfennig
160006 5

„ über 100000 3 75

Bei anderen Ankündigungen beträgt die Steuer für je 1000 Quadrat⸗
zentimeter der von der Ankündigung eingenommenen Fläche oder für einen

Bruchteil davon das Zwanzigfache der vorſtehenden Sätze .

Das Geſamterträgnis aus der Steuer wurde auf 35 Millionen Mark

berechnet .

2. Die Ablehnung der Steuer .

Die Kommiſſion lehnte dieſe Steuer mit allen gegen die ſechs Stimmen

der Konſervativen und der Reichspartei ab , im Plenum wurde ſie ohne

Debatte einſtimmig abgelehnt . Das Zentrum lehnte die Steuer ab , weil

es befürchtete :

1. eine Schädigung der kleinen Preſſe und der Parteipreſſe , die weniger

Aufträge erhalten , wenn das Inſerieren verteuert wird ; die große

Preſſe erhält immer ſolche Aufträge ;
2. eine Beläſtigung und Schikane der Zeitungsverleger , die der Steuer⸗

kontrolle unterſtellt worden wären ;

3. daß die Steuer gar nicht gerecht durchzuführen ſei ;

4. der Mittelſtand ganz beſonders unter der Steuer zu leiden haben

werde .

D. Die Mühlenumſatzſteuer .

In der Finanzkommiſſion brachten die Konſervativen den Antrag auf

Einführung einer Mühlenumſatzſteuer durch das Reich ein ; die Steuer

ſollte zwölf Millionen Mark einbringen und den Doppelzenter Mehl durch⸗

ſchnittlich mit neun Pfennig belaſten . Im Plenum ſtellten dann Zentrum
und Konſervative einen Antrag , der nur ſieben Millionen Mark ein⸗

bringen follte und 500 Tounen Mehl in jeder Mühle ſteuerfrei laſſen

wollte . Das bedingt eine Durchſchnittsbelaſtung der Tonne vermahlenen
Getreides von 50 Pfennig , das macht pro Zentner Getreide 2,50 Pfennig ,
pro Pfund Brot ½/80 Pfennig . Es würde daher irgend eine Belaſtung
des Konſums in keiner Weiſe eintreten ; denn niemand wird behaupten

wollen , daß ¼ Pfennig pro Pfund Brot irgendwie dem Konſum gegen —

über in die Erſcheinung treten kann . V 5

Die verbündeten Regierungen erklärten einſtimmig dieſe Steuer für

unannehmbar . Sie wurde in zweiter Leſung mit 188 gegen 170 Stimmen

Zentrum , Konſervative und Wirtſchaftliche Vereinigung ) abgelehnt .
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E . Der Nohlenausfuhrzoll .
Auf Antrag der Konſervativen war in der Kommiſſion der Beſchluß

gefaßt worden , einen Ausfuhrzoll auf Kohlen (1 M. pro Tonne ) und Koks
( 1,50 M. pro Tonne ) einzuführen . Der — Ausfuhrzoll ſollte 25 Millionen
einbringen . Die verbündeten Regierungen erklärten das Geſetz für abſolut
unannehmbar , worauf es einſtimmig abgelehnt wurde .

IX . Das Geſamtbild der Finanzreform .
Von der vom Bundesrat aufgeſtellten Forderung von 500 MillionenMark neuer Einnahmen hat die Reichstagsmehrheit von Konſervativenund Zentrum zunächſt 55 Millionen Mark abgeſetzt durch die Beibehaltungder Fahrkarten⸗ und Zuckerſteuer , ſo daß ſtatt 500 Millionen Mark nur445 Millionen Mark neuer Einnahmen erſchloſſen werden mußten . DieſelbeMehrheit war ſich auch darüber einig , daß dieſer Bedarf nicht ganz durchneue Steuern aufgebracht , ſondern daß davon ſeitens der deutſchen Bundes⸗

ſtaaten mindeſtens jährlich 25 Millionen an erhöhten Matrikularbeiträgenan das Reich gezahlt werden ſollten . Hiernach beſchränkte ſich der Bedarfauf rund 420 Millionen , während die Liberalen 475 Millionen außer der
Erhöhung der Matrikularbeiträge bewilligen wollten .

A Verteilung der Steuerlaſten im allgemeinen .
Die Liberalen wollten 400 Millionen durch neue indirekte Steuern ,75 Millionen durch Erbſchaftsſteuer und 25 Millionen durch Beiträge der

Bundesſtaaten aufgebracht ſehen , während die neue Mehrheit nur310 Millionen durch indirekte Steuern , dagegen 110 Millionen durchSteuern auf den Beſitz ( außer 25 Millionen Matrikularbeiträgen ) zu be⸗
willigen entſchloſſen waren . Das Finanzprogramm der Liberalen unterſchiedſich von dem der neuen Mehrheitd ſehr weſentlich ; erſtere wollten 400 Mil⸗lionen auf den Maſſenkonſum und nur 75 Millionen auf den Beſitz, dieRechte und das Zentrum dagegen nur 310 Millionen auf den Maſſen⸗konſum und 110 Millionen auf den Beſitz nehmen . Die Polen ſchloſſenſich der neuen Mehrheit an , weil auch ſie erkannten und dies in einerfeierlichen Erklärung ausdrücklich ausſprachen , daß das Steuerprogrammder Rechten und des Zentrums mehr geeignet war , die breiten Volksmaſſenzu ſchonen und die Leiſtungsfähigen heranzuziehen , als das Programm derLiberalen und Freiſinnigen . Die Polen behielten ſich jedoch vor , gegeneinzelne Steuern zu ſtimmen , auch wenn ſie das Programm der neuenMehrheit im ganzen unterſtützten , um nicht das volksfeindliche Steuer —

programm der Linken ſiegen zu laſſen .

B. Verteilung der Steuerlaſt im einzelnen .
Weis ſich die Liberalen und Freiſinnigen die Verteilung der Steuerlaſt

im einzelnen dachten , iſt nicht vollſtändig in die Erſcheinung getreten , daſie mit ihren ſchließlichen Projekten nicht mehr herausrückten , nachdem ſie
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bei der Frage der Beſitzſteuer in der Minderheit geblieben waren . Feſt⸗

geſtellt muß jedoch werden , daß die Nationalliberalen gegen die urſprünglich

geplante allgemeine Nachlaßſteuer ſtimmten , dagegen für eine Ausdehnung

der Erbſchaftsſteuer auf Kinder und Ehegatten in Höhe von 55 Millionen

und für Einführung des Erbrechts des Staates mit einem Ertrag von

20 Millionen . Das nannten ſie ihre „ allgemeine Beſitzſteuer “, obwohl

es feſtſtand , daß durch dieſe Steuern in der Hauptſache nur der ſtädtiſche

und ländliche Grundbeſitz und das in der Induſtrie und im Handwerk

angelegte Kapital , nicht aber das ohnehin durch unſere ganze Steuergeſetz⸗

gebung ſo außerordentlich begünſtigte mobile Großkapital , die Bank⸗ ,
Börſen⸗ und Kapitaliſtenkreiſe getroffen würden . Die 400 Millionen

indirekter Steuern wollte die Linke

durch die Erhöhung der Brauſteuer um 100 000 000 M.

5 „ Branntweinſteuer . 100 000 000 „

7 „ Tabakſtener 70000 60⁰—

„ 5 des Tee - und Kaffee⸗

zolls um 75 000 000 „

der Schaumweinſteuer
um 5 000 000 „

und durch eine Steuer auf Zündhölzer mit 23 000 000 „

decken, wie die andern 27 Millionen von der Linken aufgebracht werden

ſollten , iſt nicht offenbar geworden , doch iſt es wahrſcheinlich , daß ſie auch

hierfür die Beleuchtungskörper ( Glühſtrümpfe uſw . ) in Ausſicht genommen

hatten , da ſie andere poſitive Vorſchläge nicht gemacht haben .
Die Rechte und das Zentrum haben zuerſt verſucht , den Bedarf

an indirekten Steuern noch geringer als 310 Millionen zu bemeſſen , indem

ſie einen Kohlenausfuhrzoll und höhere Börſenſteuern vorſchlugen ; ſie

konnten jedoch hiermit nicht beim Bundesrat durchdringen und entſchloſſen

ſich ſchließlich , die indirekten Steuern wie folgt aufzubringen :

Erhöhung der Braufteuer um 100 000 000 M.

„ Branntweinſteuer uttt 80 000 000 „

1 „ Tabak⸗ und Zigarettenſteuer um 45 000 000 „

„ des Tee⸗ und Kaffeezolls um . . . 37 000 000 „

5 der Schaumweinſteuer um 5 000 000 „

hie ündhölzſtene
23 000 000 „

220000000
zuſammen 316000 000 M.

Gegenüber dem Programm der Liberalen ergibt dies ein Weniger :

„ „ Glührörperſteuer

in der Belaſtung von Branntwein mit . 20 000 000 M.

65 i Taek ttt . . . 25 000 000 „

„ 775 „ Kaffee⸗ und eeollE 38 000 000 „

ii eeenn , 70000⁰¶ .
alſo zuſammen eine Minderbelaſtung von 90000 000 M.

gegenüber dem Programm der liberalen Parteien .

Dagegen beſchloſſen die Rechte und das Zentrum die Aufbringung

der Steuern auf den Beſitz in folgender Weiſe :

1. eine Wertzuwachsſteuer auf Gewinn an Grundſtücks⸗

verkäufen , die jedoch erſt ſukzeſſive zunächſt in drei



Jahren in Kraft tritt und bis dahin durch einen
Umſatzſtempel auf dieſe Geſchäfte erſetzt wird , ſowieeinen Stempel auf gebundenen Großgrundbeſitz ( Fidei⸗
kommiſſe ) in Höhe von e2. durch Erhöhung der Börſenſteuer ( des Stempels aufnen auszugebende Aktien , Obligationen und aus⸗
ländiſche Papiere ) in Höhe von 23 000 000 M.3. durch einen Talonſtempel ( Zinsbogenſteuer auf bereits
im Verkehr befindliche Wertpapiere ) 27 000 000 M.4. durch einen Stempel auf Bankſchecks und Bankgut⸗
habenauszahlungen in Höhe voen 13 000 000 M.5. durch Erhebung einer Nachſteuer auf langfriſtige
Wechſel , wie ſolche für Bankkautionen , Feuerverſiche⸗
rungsgeſellſchaften und Bankkreditoperationen üblichſind , in Höhe von . 7 000 000 M.

zuſammen 110000 000 M.
Hierdurch werden alſo die Grundſtücksgeſchäfte mit 40 Millionen , dieBank⸗ und Börſengeſchäfte und Wertpapierbeſitzer mit insgeſamt 70 Mil⸗lionen jährlich betroffen .
Von einer allgemeinen Vermögens⸗ oder Beſitzſteuer haben die Rechteund das Zentrum um ſo mehr abgeſehen , als ſolche ein Eingriff in dieSteuerhoheit der Bundesſtaaten geweſen wäre , welchen dieſe unter keinenUmſtänden zugeben wollten .
Die Verteilung der Einzelſteuern ergibt alſo :

nach den Beſchlüſſen der nach den liberalen
Rechten u. des Zentrums Vorſchlägenindirekte Steuern auf den

Verbrautßh , 310 000 000 M. 400 000 000 M.Beſitzſteuennßn 110 000 000 „ 75 000 000 „
420 000 000 „ 475 000 000 „

GWelche Verteilung die gerechtere , die breiten Volksmaſſen ſchonendere ,die leiſtungsfähigeren Schultern ſchärfer heranziehende iſt , die Verteilungnach dem Programm der Rechten und des Zentrums oder die Verteilungnach den liberalen Vorſchlägen , mag jeder Unbefangene ſelbſt beurteilen .„ Die Bank⸗ und Börſenkreiſe und die Vertreter des mobilen Groß⸗kapitals halten ſelbſtverſtändlich das Programm der Liberalen , welchesihren Geldbeutel ſchont , für das beſſere und erheben ein lautes Geſchreigegen die Börſen⸗ und Wertpapierſteuern , weil ſie dadurch etwas ſtärkergetroffen zu werden fürchten . Vom Standpunkt der ausgleichenden Ge⸗rechtigkeit wird man jedoch zugeben müſſen , daß das mobile Kapital rechtgut eine höhere Belaſtung tragen lann , ja daß es vielleicht bei den end⸗
noch zu glimpflich weggekommen iſt .

gültigen Beſchlüſſen des Reichstages

C. Die einzelnen Steuern .
a) Die Brauſteuer wurde ſehr ſtark erhöht ; während ſie bisher perDoppelzentner Malz je nach Größe der Brauerei 4 M. bis 10 M. betrug ,wurde ſie auf 14 M. bis 20 M. erhöht , alſo durchſchnittlich um 10 M.



pro Doppelzentner , was einer Verteuerung des Bieres um 2 M. vom

Hektoliter oder 2 Pf . auf das Liter Bier entſpricht . Dieſe Steuer⸗

erhöhung ſoll einſchließlich der von den ſüddeutſchen Staaten , welche ihre

eigene Bierſteuer beſitzen , zu zahlenden Ausgleichsabgaben jährlich
100 Millionen Mark Ertrag bringen . Die Brauereibeſitzer hatten ſich

ausdrücklich für die Regierungsvorlage und gegen jede Abſchwächung der

Steuer erklärt , weil eine ſolche ihnen nichts nütze und ſie nur hindere , die

Steuer auf den Konſum abzuwälzen . Auch die Liberalen und Freiſinnigen
ſtimmten in der Kommiſſion für dieſe Erhöhung der Brauſteuer .

b) Die Branntweinſteuer . Die Regierung hatte ein Schnaps⸗

monopol vorgeſchlagen , die Mehrheit des Reichstages lehnte dieſes ab und

beſchloß , eine einheitliche Verbrauchsabgabe von 125 M. auf das Hekto⸗
liter einzuführen , alſo eine Erhöhung um 55 M. pro Hektoliter . Dagegen

fällt die bisher erhobene Maiſchraumſteuer weg , ſo daß die tatſächliche

Steuererhöhung nur etwa 40 M. pro Hektoliter Alkohol oder 10 Pfennig

pro Liter Trinkbranntwein von 25 Prozent Gehalt beträgt . Die liberalen

Parteien hatten eine noch höhere Steuer beantragt . Die Behauptung , daß

den Brennereibeſitzern durch das Geſetz neue Liebesgaben zugewandt worden

ſeien , iſt falſch , im Gegenteil ſind denſelben durch die Aufhebung
der Maiſchraumſteuer und der daraus bisher gezahlten zu hohen Rück⸗

vergütungen etwa 12 Millionen Extranutzen jährlich in Wegfall gekommen .

Außerdem wird ſich der Ertrag der ſogenannten Liebesabgabe für die

Brenner durch den aus der höheren Steuer zu erwartenden Konſum⸗

rückgang erheblich vermindern , vielleicht um 6 —10 Millionen jährlich , ſo

daß ihr Geſamtſchaden 17 —21 Millionen Mark jährlich beträgt .

c) Die Tabakſteuer . Während die Regierung die Zigarren⸗

banderoleſteuer mit einem Ertrag von 70 Millionen Mark jährlich und

eine Erhöhung der Zigarettenſteuer um 7 Millionen Mark jährlich forderte,
wollten die Nationalliberalen eine Wertzuſchlagsſteuer auf Rohtabak in

Höhe von 80 Millionen und außerdem noch eine Erhöhung der Zigaretten⸗
ſteuer bewilligen , die Freiſinnigen eine Erhöhung der Rohtabak - Gewichts⸗
ſteuer um 60 Millionen neben der Erhöhung der Zigarettenſteuer . Dem

Zentrum gelang es , durch Entgegenkommen der Konſervativen die Be⸗
laſtung des Tabaks wie folgt zu beſchränken : 40 Millionen Mark auf

Rohtabak in Form der Wertzuſchlagsſteuer und 5 Millionen auf Zigaretten .

d) Die Erhöhung des Tee - und Kaffeezolls beträgt 10 Pf.
auf das Pfund Kaffee ; für Tee wurde der alte Zollſatz , wie er bis zum

Jahre 1906 beſtand , wiederhergeſtellt . Die Liberalen hatten ſich ſchon

dem Reichsſchatzamt gegenüber bereit erklärt , den Kaffeezoll noch weit mehr
zu erhöhen ( 20 Pf . pro Pfund ) . Dieſe Abſicht wurde durch das Ein⸗

greifen des Zentrums verhindert . Auch ſprachen ſie ſich für eine Steuer

auf Kaffeeſurrogate aus .

e) Die Schaumweinſteuer ( Sekt⸗ oder Champagnerſteuer ) wunde
auf Autrag des Zentrums für billigere Sorten von 50 Pf. auf

1 M.

pro Flaſche erhöht , teuere Sorten zahlen künftig 2 —3 M. Steuer pro

Flaſche . Dieſe Steuer wurde in der Kommiſſion einſtimmig angenommen .
Im Plenum des Reichstags ſtimmten die Liberalen , Freiſinnigen und

Sozialdemokraten dagegen .

t ) Die neue Steuer auf Glühſtrümpfe und elektriſche
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Lampen im Betrage von 20 Millionen trat an Stelle der Regierungs⸗
vorlage , welche eine Gas - und Elektrizitätsſteuer in Höhe von 50 Mill .
Mark einführen wollte . Mit Rückſicht darauf , daß das Beleuchtungs⸗
mittel der großen Maſſe der Bevölkerung , das Petroleum , ſchon ſeit
30 Jahren ſehr hoch beſteuert iſt , wurde es für gerecht erachtet , das
elektriſche und Gaslicht durch Beſteuerung der Glühſtrümpfe und elektriſchen
Lampen auch etwas zu den Laſten heranzuziehen —

OdDie Steuer auf Zündhölzer im Betrage von 1¼ Pf . für
jede Schachtel iſt verhältnismäßig ſehr hoch , ſie beſteht in ähnlicher Weiſe
jedoch in vielen anderen Ländern und hat den guten Nebenzweck , daß ſie
zur ſparſameren Verwendung und ſorgfältigeren Aufbewahrung der Zündhölzer
veranlaßt . Alljährlich entſtehen in Deutſchland hunderte von Bränden
durch die „ mit Streichhölzer ſpielenden Kinder “ , wobei viele Millionen
an Eigentum und auch viele Menſchenleben dem Feuer zum Opfer fallen .
Wenn dieſem Mißſtand durch die hohe Steuer auf Zündhölzer künftig
geſteuert werden ſollte , wäre das nur mit Freuden zu begrüßen .

Dieſe ſieben Steuern bilden alſo die bewilligten indirekten Steuern
auf den Konſum in Höhe von 310 Millionen Mark .

Die Beſitzſteuern in Höhe von 110 Millionen ſind folgende :
h) Die Wertzuwachsſteuer auf Grundſtücke , welche den Spekulations⸗

gewinn an Grundſtücksverkäufen , alfo namentlich die Güterſchlächter und
Grundſtücksſpekulanten treffen ſoll , wurde zwar prinzipiell beſchloſſen und
muß bis zum 1. April 1912 eingeführt ſein . Da die Vorarbeiten für
das Geſetz jedoch längere Zeit erfordern , ſoll für dieſe Zeit bis zum1. April 1912 einſtweilen ein Umſatzſtempel von zwei Drittel Prozent auf
Grundſtücksverkäufe als Erſatz erhoben werden , vom 1. April 1912 an
beträgt ſolcher nur noch ein Drittel Prozent , und ſobald die Wertzuwachs⸗
ſteuer nach dieſem Datum den Ertrag von 40 Millionen Mark jährlich
bringt , fällt der Umſatzſtempel wieder fort .

i) Die Erhöhung des Stempels auf Abgabe neuer Wert⸗
papiere , Aktien , Obligationen und ausländiſche Staatspapiere ſoll
23 Millionen Mark jährlich erbringen ; ſie trifft hauptſächlich die Bank⸗
und Börſenkreiſe , alſo die kapitalkräftigſten Leute .

10 Der Zinsſchein - und Dividendenſtempel wird von den
Zinsbogen der Aktien , Obligationen und ausländiſchen Staatspapiere lin⸗
ländiſche Staatspapiere bleiben frei ) erhoben , nicht allein von neu aus⸗
zugebenden , ſondern auch von allen jetzt ſchon beſtehenden jedesmal , wenn
neue Zinsbogen ausgegeben werden . Er beträgt für je 1000 M. Kapital⸗
betrag für den zehnjährigen Zinsſcheinbogen

ö

jedesmal 10 Mr. bei Aktien ,
5 5 „ bei ausländiſchen Anleihen und Induſtrieobligationen ,

2 „ bei Stadtanleihen und Hypothekenbankenpfandbriefen.
Obwohl dieſe Sätze recht niedrige ſind , kann der Ertrag bei richtiger

Handhabung des Geſetzes doch auf 27 Mill . M. veranſchlagt werden .
Dieſe Steuer trifft hauptſächlich die Kapitaliſten .

9 Die Stempel auf Schecks ( Bankanweiſungen ) und Quittungen
über Auszahlung von Bankguthaben beträgt 10 Pf . pro Stück ohne Rück⸗
ſicht auf die Höhe des Betrages . Die Steuer ſoll nach Anſicht der Re—

„
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gierung 13 Millionen Mark jährlich erbringen , was wir jedoch ſtark be⸗

zweifeln möchten .

m) Die Stempelerhöhung auf langfriſtige Wechſel iſt ſo

gedacht, daß es für Wechſel , welche 90 Tage ( drei Monate ) laufen , bei

dem bisherigen Stempel ( 50 Pf . vom Tauſend ) bleibt , Wechſel über drei

Monate Laufzeit bis zu einem Jahre weitere 50 Pf . pro Tauſend zahlen
und Wechſel, die über ein Jahr laufen , alle ſechs Monate nochmals den

Stempel zahlen müſſen . Auch dieſer Stempel trifft mehr die Banken und

Großhandelskreiſe , die Feuerverſicherungsgeſellſchaften für ihre Kautions⸗

wechſel , weil es im gewöhnlichen Geſchäftsleben nicht üblich iſt , Wechſel

von längerer Laufzeit als 90 Tagen auszuſtellen .
n) Der Verlauf der Finanzreformberatung hat gezeigt , daß das Be —

ſtreben der Nationalliberalen und freiſinnigen Parteien dahin ging , 1. die

Steuerlaſt ſo hoch als nur möglich zu ſchrauben , 475 bezw . 500 Millionen

wollten ſie bewilligen ; 2. die Verbrauchsſteuern auf den Maſſenkonſum

aufs äußerſte anzuſpannen ; 400 Millionen indirekter Verbrauchsſteuern
waren ſie bereit zu bewilligen ; 3. die Börſe , die Bankwelt und das mobile

Kapital gänzlich mit neuen Steuern zu verſchonen .
Dem Zuſammenwirken der Rechten mit dem Zentrum iſt es gelungen ,

die neue Steuerlaſt auf 420 Millionen zu beſchränken , die Verbrauchs⸗

ſteuern auf 310 Millionen Mark zu ermäßigen ; die kapitalkräftigen Kreiſe :

Banken , Börſe , Altiengeſellſchaften , Kapitaliſten und Grundſtücksſpekulanten

kräftig heranzuziehen . Deshalb kann man das Endergebnis als ein er⸗

freuliches begrüßen .

X . Zentrum und indirekte ſSteuern .

1. Zentrumsabgeordnete früher gegen indirekte Steuern .

Die Gegner des Zentrums ſind jetzt eifrig damit beſchäftigt , die Reden

früherer und jetziger Abgeordneter nachzuleſen und finden dann manche

Stellen , die gegen die Erhöhung indirekter Steuern lauten . Manche dieſer

Auslaſſungen ( Windthorſt , Huene , Schorlemer und Lieber ) liegen bis zu

22 Jahren zurück . Vor 15 und mehr Jahren aber waren die Verhältniſſe
bei uns ganz anders ; das Reich hatte nicht die großen Ausgaben wie

heute . Unſere geſamten wirtſchaftlichen Verhältniſſe haben ſich geändert

und zwar infolge der raſch wachſenden Bevölkerung und der zunehmenden
induſtriellen Eutwicklung des Reiches . Solche Auslaſſungen müſſen ſtets

nach den Verhältniſſen und der Zeit beurteilt werden , in denen ſie ge⸗

halten ſind . Wenn bei den letzten Wahlen ſich Zentrumsabgeordnete gegen

neue indirekte Steuern ausſprachen , ſo iſt zu bemerken , daß damals niemand

auch nur ahnen konnte , daß man 1909 über 400 Millionen Mark neue

Einnahmen nötig haben werde ; man rechnete höchſtens mit 100 Millionen
Mark und dieſe ſind dem Beſitze aufgeladen worden . Gerade durch die

Finanzmißwirtſchaft der Blockmehrheit ſiud ſo viele neuen Steuern erforder⸗
lich geworden ; das ſtete Bewilligen der Mehrheit zwang einfach zur

Annahme neuer indiretter Steuern . Hätte das deutſche Volk 1907 eine

andere Mehrheit in den Reichstag geſendet , dann wäre tatſächlich dieſe

Erhöhung der indirekten Steuern nicht eingetreten , ſo wie es Zentrums⸗
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abgeordnete ſchon in der Wahlbewegung ſagten. Jetzt aber mußte das
Zentrum für Ordnung ſorgen , nachdem die Liberalen das Reich an den
Abgrund geführt hatten . In der letzten Wahlbewegung haben freilichliberale Führer überhaupt beſtritten , daß neue Steuerforderungenkommen würden , ſo erklärte der Abg . Baſſermann am 6. Januar 1907
in der erſten Wahlrede in ſeinem neuen Wahlkreiſe : „ Weiter ſpricht
Herr Erzberger auch von neuen Steuern . Das wird ja immer geſagt ,wenn Wahlen kommen . Man ſpricht von einer Bier - und Tabakſteuer.Da kann ich erklären : die Tabatſteuer iſt ſeit einer Reihe von Jahren im
Reichstag aus den verſchiedenſten Bedenken heraus , auf die ich hier nicht
eingehen will , nicht durchzuſetzen geweſen ; eine Bierſteuer haben wir ſo⸗
eben gemacht , und ich glaube , daß im Reichstag kein Menſch daran denkt ,
heute neue Steuern zu bewilligen , nachdem wir mit ſchweren Mühen unter
großen Kämpfen und zum Teile unter ſehr ſtark abfälliger Kritik unſerer
eigenen Wähler die Reichsfinanzreform gemacht haben . Deren Reſultatewerden wir zunächſt abwarten , und es kann Jahre dauern ,
bis wir die notwendigen Erfahrungen geſammelt haben , wasdie neu beſchloſſenen Geſetze einbringen . Man ſagt ja , es
wird nie mehr gelogen , als bei der Jagd und bei Wahlen
( Heiterkeitl ) , das trifft auch auf das Steuergeſpenſt zu . “
( Nationalzeitung Nr . 10 vom 7. Januar 1907 . )

Das Baſſermannſche „ Steuergeſpenſt “ hat aber ſchon ein Jahr ſpäter
greifbare Geſtalt angenommen und zwei Jahre ſpäter anerkannte derſelbe
Abg . Baſſermann die Notwendigkeit von 500 Millionen Mark Mehr⸗
einnahmen und wollte 400 Millionen M. indirekter Steuern bewilligen.

2. Ohne indirekte Steuern geht es nicht .
Bei einer Forderung von 500 Millionen Mark iſt es ganz ſelbſt —

verſtändlich , daß dieſe Rieſenſumme nicht nur auf Einkommen und Ver⸗
mögen gelegt werden kann ; da müſſen die indirekten Steuern auch her —
halten , das haben alle bürgerlichen Parteien des Reichstages anerkannt ,
auch der Freiſinn , der ſich in ſeinem Programm gegen die indirekten Steuern
verpflichtet hat . In einem Bundesſtaate wie dem Reiche müſſen die direkten
Steuern den Einzelſtaaten vorbehalten bleiben und ſie werden dort tüchtig
angezogen . „ Es iſt doch zu bedenlen , meine Herren , daß das , was das
Reich leiſtet , für die Allgemeinheit in erſter Linie beſtimmt iſt . Das Reich
ſchützt uns in unſerer Stellung nach außen ; das Reich iſt es , das uns die
große Bedeutung als Weltmacht geſchaffen hat : die Vorzüge des Reichs
kommen allen zugute , und eben deshalb lann man von vorneherein nicht
ſagen , daß nicht alle auch nach dem Maß ihrer Kräfte zu dem Beſtanddes Reichs und zur Aufbringung der Reichsmittel beizutragen hätten .Meine Herren , wir müſſen uns nach dieſer Richtung durchaus von Ueber —
treibungen fernhalten . Es iſt nicht richtig , daß im Deutſchen Reiche der
größte Teil der Steuern durch die Beſitzloſen aufgebracht wird . Sie
dürfen nicht ſo einſeitig zu Werke gehen , daß Sie die hier im Reichstag
zur Heranziehung gekommenen Steuern allein zum Maßſtabe machen . “

( Abg. Frhr . von Hertling am 10. Juli 1909 S . 9344 . )
Der Blick auf andere Kulturſtaaten beweiſt , daß wir auch nach An—

nahme der neuen Steuern noch erheblich hinter England und Frankreich
zurückſtehen .



3. Immer ſtärkere Heranziehung des Beſitzes .

Seit den Ausſprüchen Windthorſts über die indirekten Steuern hat

das Zentrum immer für Heranziehung des Beſitzes geſorgt , ſoweit das im

Reiche möglich iſt . 1894 drang es auf Erhöhung der Börſenſteuern ,
ebenſo 1900 ; 1906 erreichte es die Einführung der Reichserbſchaftsſteuer
und verſchiedener Stempelſteuern , welche den Beſitz belaſten . Das Geſamt⸗

erträgnis dieſer Beſitz - und Verkehrsſteuern läuft 1909 im Etat mit rund

170 Millionen Mark . Jetzt treten neu 110 Millionen Mark hinzu . Von

dieſer großen Auſpannung des Beſitzes ſchweigen die Gegner . Aber gerade

Zentrumsabgeordnete haben früher immer erklärt , daß der Beſitz zu den

Reichslaſten heranzuziehen ſei .

4. Belaſtung durch indirekte Steuern .

310 Millionen Mark Konſumſtenern ſind neu geſchaffen worden . Da

lieſt man in gegneriſchen Blättern , daß eine Arbeiterfamilie mit fünf

Köpfen jährlich 120 Mark und darüber an neuen indirekten Steuern zu

zahlen haben würde . Das iſt ein plumper Schwindel . Wenn man die

neuen Steuern ganz ſyſtematiſch auf den Kopf der Bevölkerung verteilt ,

dann trifft es auf eine Perſon 310 : 64 ⸗ 5 Mark alſo auf eine fünf⸗

köpfige Familie 25 Mark , nicht 120 Mark . In Wirklichkeit kann auch

dieſe Belaſtung nicht eintreten , weil die Schaumweinſteuer von den Be⸗

ſitzenden getragen wird , die Tabakſteuer die feinſte Zigarre am höchſten

belaſtet und die billige Zigarre zu 5 Pfennig nur zu 0,2 Pfennig , der

Kaffeezoll überwiegend reichere Familien trifft , wo man zu einer Taſſe

Kaffee mehr Bohnen nimmt , als in der Arbeiterfamilie .

5. Das Zentrum verhinderte weitergehende Belaſtung .

Hätte das Zentrum an der Finanzreform nicht mitgearbeitet , dann

wären die indirekten Steuern doch gekommen , denn das Reich mußte Geld

haben . Die Steuerlaſt aber wäre noch viel größer geworden . Die

Liberalen ſprechen immer von 400 Millionen Mark indirekter Steuern ,

das Zentrum bewilligte nur 310 Millionen . Die Liberalen hätten nur

noch drückendere Laſten dem Volke auferlegt . So hat das Zentrum in

der Tat durch ſeine Mitarbeit eine weitergehende Belaſtung des Volkes

verhindert .

XI . Die Baltung der Liberalen .

Die Nationalliberalen und Freiſinnigen haben zwar gegen , alle Steuern
im Reichstage geſtimmt und ſind dafür eingetreten , daß 55 Millionen Mark
beſtehender Steuern aufgehoben werden . Aber alle Welt weiß , daß dieſe

Stellungnahme nur aus politiſchen Gründen erfolgt iſt , weil die Erb⸗
ſchaftsſteuer abgelehnt wurde , weil Reichskanzler Fürſt Bülow ſeinen

Abſchied nehmen mußte und weil der Reichstag nicht aufgelöſt wurde .

1. Die Nationalliberalen wollten nur 100 Millionen Mark
Beſitzſteuern .

Am 16. Juni 1909 erklärte der Abg . Baſſermann ! „ Was die

anderen Vorlagen anlangt , ſo kann ich das eine ſagen : daß meine politiſchen



— 158

Freunde es für richtig erachten , daß neben dieſer Erbanfallſteuer zur Auf⸗
füllung des Betrags von 100 Millionen Mark Beſitzſteuern auch
das mobile Kapital herangezogen wird , daß wir da auch übergreifen auf
den Verkehr der Börſen und Banken , wie das in dem Geſetzentwurf über
die Abänderung des Reichsſtempelgeſetzes geſchehen iſt . Das erkennen wir
ohne weiteres als richtig an . “ ( 262 . Sitzung vom 16 . Juni 1909 S . 8597. )

Der Reichstag hat bekanntlich mit Einſchluß der Matrikularbeiträge
135 Millionen Mark Beſitzſteuern beſchloſſen , alſo 35 mehr , als die
Nationalliberalen wünſchten .

2. Die Nationalliberalen traten für höhere indirekte
Steuern ein .

Schon am 21 . November 1908 hat der Abg . Dr . Paaſche erklärt :
„ Wennes ſich jetzt darum handelt , viele Hunderte von Millionen aufzu⸗
bringen , ſo wird man freilich den alten Standpunkt , den wir früher bei
der Flottenvorlage noch vertreten haben , daß nicht Gegenſtände des Maſſen⸗
konſums verteuert werden ſollen , nicht aufrecht erhalten können . Wenn
es ſich um einen Bedarf von wenigen Millionen handelt , kann man ver —
ſuchen , ihn durch kleine Steuern zu decken , wie wir ſie leider Gottes ſo
viel geſchaffen haben , kleine Steuern , die nur wenige Millionen oder gar
nur Hunderttauſende einbringen , als Nadelſtiche empfunden werden und
Unzufriedenheit ſchaffen . Bei großem Bedarf wird man an die Maſſen⸗
artikel , die entbehrlichen Genußmittel herantreten müſſen . Daß da Vier ,
Branntwein und Tabak nicht umgangen werden können , das iſt —viel⸗
leicht mit Ausnahme der Sozialdemokratie , ich habe nicht genau darauf
geachtet — wohl von allen Seiten des Hauſes zugeſtanden . “

( 165 . Sitzung vom 21 . November 1908 S . 5621 . )
Demgemäß war auch das Verhalten der Liberalen in der Kommiſſion.

Dann hat noch am 25 . Juni 1909 der Abg . Baſſermann feierlich erklärt :
„ Wir , die nationalliberale Reichstagsfraktion , ſtehen nach wie vor

auf dem Standpunkt , daß wir bereit ſind , 400 Millionen indirekte
Steuern , darunter 250 aus Branntwein , Bier und Tabak zu bewilligen .
Wir ſind im übrigen , wie das wiederholt auch in der Kommiſſion ſchon
ausgeſprochen iſt , der Meinung und ſind gerne bereit , auch einer be⸗
ſonderen Heranziehung des mobilen Kapitals zuzuſtimmen , und wir werden
Ihnen infolgedeſſen auch hier bei dieſem Geſetz einen Abänderungsantrag
unterbreiten , der verteilt werden wird , einen Fraktionsantrag , der die
Beſteuerung der Dividenden vorſchlägt , alſo die Einführung einer
Reichskapitalrentenſteuer . Diefer Antrag wird noch beſonders be—
gründet werden . “ ( 270 . Sitzung vom 25 . Juni 1909 S . 8838 . )
Der angekündigte Fraktionsantrag über die Dividendenſteuer iſt nie
im Reichstage eingegangen . Die Nationalliberalen wollten alſo 400 Mill . M.
indirekte Steuern bewilligen , der Reichstag hat nur 310 Millionen be⸗
ſchloſſen . Die Nationalliberalen waren ſomit bereit , dem Volke90 Millionen M. mehr indirekte Steuern aufzulegen und zwar
gerade auf die Konſumſteuern einen ſehr großen Teil ; denn Branntwein ,
Bier und Tabak ſind von der Mehrheit nur mit 225 Mill . M. mehr be⸗
laſtet worden ; die Nationalliberalen wollten 250 Mill . M. feſtſetzen . Wo⸗
her ſie den Reſt von 150 Mill . M. indirekter Steuern nehmen wollten ,
haben ſie nie deutlich geſagt .
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3. Die Nationalliberalen haben auch für indirekte Steuern

geſtimmt .

In der Finanzkommiſſion nämlich , wo ſie für die Bierſteuer rundweg

ſtimmten und teilweiſe noch höhere Sätze beantragten , für die Branntwein⸗

ſteuererhöhung und für eine ungerechte Tabakſteuer traten ſie ebenfalls ein .

4. Auch der Freiſinn für indirekte Steuern .

Am 18. Juni 1909 führte der freiſinnige Abg. Dr . Wiemer im

Reichstage aus :

„ Wir ſind nach wie vor der Meinung , daß das Syſtem der indirekten

Beſteuerung mangelhaft und inſonderheit für die breiten Volksſchichten

nachteilig iſt . Aber , meine Herren , wenn 500 Millionen neuer Steuern
aufgebracht werden ſollen — und es iſt den Bemühungen der Steuer⸗

kommiſſion nicht gelungen , von dem Bedarf etwas Weſentliches herab⸗

zuſetzen —, ſo müſſen wir doch unſererſeits anerkennen , daß die große
neue Laſt nicht durch direkte Steuern allein aufgebracht werden kann .

( Sehr richtig ! links . ) Auch die direkten Steuern haben ihre Grenzen ; es

kommt hinzu , daß es ſich nicht bloß um Reichs - und Staatsſteuern handelt ,
ſondern auch um die Zuſchläge zu der Staatsſteuer , die Gemeinde “ , Kreis⸗

ſteuern und anderes , die jedenfalls mit in Betracht gezogen werden müſſen .

In Preußen bringen die direlten Steuern , Einkommenſteuer , Vermögens⸗
ſteuer , Wandergewerbeſteuer , jetzt zuſammen 287 Millionen auf ; dieſer

Betrag müßte alſo für Preußen zum mindeſten verdoppelt werden , wenn

500 Millionen des Reichsbedarfs durch neue direkte Steuern aufgebracht
werden ſollen , und ähnlich wird es in den anderen Einzelſtaaten liegen .

. . Unſere Haltung in der Kommiſſion hat —das wird jeder anerkennen

müſſen — unzweideutig dargetan , daß wir , wenn die Vorausſetzungen

erfüllt werden , auch bereit ſind , einen entſprechenden Auteil an indirekten
Steuern zu bewilligen . Das gleiche gilt von den Nationalliberalen . “

( 264 . Sitzung vom 18 . Juni 1909 S . 8649 und 8650 . ) Der freiſinnige

Abg . Dr . Pachnicke meinte am 25 . Juni 1909 : „ Wir haben nie — in

leinem Stadium der Verhandlung — einen Zweifel darüber ge⸗

laſſen , daß wir die halbe Milliarde , die zur Deckung nachweisbar

notwendiger Ausgaben fehlt , nicht ausſchließlich aus Einkommen , Ver⸗

mögen oder Erbſchaften entnehmen können , daß vielmehr auch der Ver⸗
brauch heranzuziehen iſt , heranzuziehen allerdings in Formen , die wir für
vertretbar halten , und die Leiſtungsfähigkeit der beteiligten Induſtrien

nicht gefährden . “ ( 270 . Sitzung vom 25 . Juni 1909 S . 8843 . )

5. Der Freiſinn hat für indirekte Steuern geſtimmt .

In der Finanzkommiſſion ſtimmten die freiſinnigen Vertreter : 1. für

die Bierſteuer ; 2. für die Branntweinſteuererhöhung nach ihren Anträgen ;

3. für die Tabakſteuer nach ihren Anträgen .

6. Die Liberalen haben nie mehr als 100 Millionen M.

Beſitzſteuern beantragt .

Durch die vorerwähnten Ausſprüche der nationalliberalen Abgeordneten
iſt klar dargetan , daß dieſe nur 100 Millionen M. Beſitzſteuern ſchaffen
wollten ; ſie ſtimmten auch gegen die Nachlaßſteuer und nahmen nur die



kleinere Erbanfallſteuer mit 55 Millionen M. an und kündigten eine
Dividendenſteuer an , die ſie nicht einbrachten .

Aber auch die Freiſinnigen haben nie mehr als 100 Millionen Beſitz⸗ſteuern gefordert ; denn
1. ſtimmten ſie der Nachlaßſteuer zu mit den Ergänzungen der Erbſchafts⸗

ſteuer mit 92 Millionen M. Ertrag , ohne einen weiteren Antrag zu ſtellen .2. ſtimmten ſie dem Beſitzſteuerantrag von Gamp zu mit 100 Mill .Mark Ertrag .
3. erklärte der Abg . Dr . Müller Meiningen ) , als er nach Ablehnungder Nachlaßſteuer am 11. Februar 1909 in der Finanzkommiſſion den

„Verzweiflungsakt “ des 62½ „Pſigen Erbſchaftsſteuerantrages beging : „ Die
hohen Sätze bei den Seitenverwandten ſind nötig , wenn 100 Mill “ M.
mehr herauskommen ſollen . “ ( Protokoll S . 3. ) Und in derſelben Sitzungfügte der freiſinnige Abg . Mommſen hinzu : „ 100 Millionen müſſen ausder Beſteuerung des Beſitzes herauskommen . Dieſe allein aus der Ver⸗
mögensſteuer zu ziehen , halte ich für unwahrſcheinlich . “ ( Protokoll S. 3. )4. erklärte der freiſinnige Abg . Dr . Müller ( Meiningen ) am 22. Juni1909 in der Finanzkommiſſion , als die verkleinerte Erbanfallſteuer mit55 Millionen M. Ertrag vorlag : „ Im allgemeinen werde er für die
Regierungsvorlage eintreten . “ ( Protokoll S . 3. ) Er ſtellte in derſelbenSitzung einen Antrag auf Erhöhung der Erbſchaftsſteuer für Seiten⸗verwandte und fügte zur Begründung bei : „ Wenn 100 oder wenigſtens80 Millionen durch die Erbſchaftsſteuer herauskommen ſollen ,dann müſſe man die Seitenverwandten ſtärker heranziehen , wenn man die
Deſzendenten und Ehegatten ſchonen wolle . “ ( Protokoll S . 5. )5. haben die Freiſinnigen nie einen Antrag eingebracht , der an
Beſitzſteuern mehr als 100 Millionen M. bringen ſollte . Das genügt !Die beſte Antwort auf alle liberalen Einwände gegen die Reform hataber ſchon im Jahre 1906 der nationalliberale Abg . Büſing gegeben ,der gegenüber den damaligen freiſinnigen Angriffen am 27 . März' 1906im Reichstage erklärte :

Meine Herren , es iſt außerordentlich leicht, an den einzelnen Be⸗
ſchlüſſen der Kommiſſion , an den einzelnen von ihr vorgeſchlagenen Steuerneine abſprechende Kritik zu üben . ( Sehr richtigl ) Meine Herren , das kann
jeder ; dazu gehört nicht viel ! ( Sehr richtig ! bei den Nationalliberalen und
links . , Jede Steuer iſt unpopulär , und gegen jede Steuer wird mobil
gemacht , und im ganzen Lande werden alle Intereſſenten aufgerufen , um
gegen jede der vorgeſchlagenen Steuern Widerſpruch zu erheben . ( Sehrrichtig !l ) Dabei handelt es ſich aber doch nur um das eine , meine Herren ,um das Beſſermachen . ( Sehr gut ! in der Mitte ) Wer da kommt und
ſagt : ich kann es beſſer machen , der ſoll mir , der ſoll der Kommiſſionwillkommen ſein ; aber mit der bloßen Negative in dieſen Steuerſachenverſchonen Sie uns . “

Heute gelten dieſe Worte auch für die Nationalliberalen .

. A

imtt

hr uen,

erſ
I1
*



T

161 —

XII . Arbeiterſtand und neue Steuern .

1. Die neuen Stenern ſichern dem Arbeiter die Eriſtenz .

Gewiß iſt es eine nicht geringe Laſt , welche die neuen Steuern auch

dem Arbeiter auferlegen . Aber Zentrum und Konſervative haben doch

erreicht , daß dieſe um 90 Millionen geringer iſt , als als wenn die Liberalen

die Reform gemacht hätten . Dieſe Parteien , einſchließlich der Sozial⸗

demokratie , haben auch keinen anderen gangbaren Weg gezeigt , auf dem

ſich eine Mehrheit vereinigen kann und wobei eine Uebereinſtimmung mit

dem Bundesrat zu erzielen iſt . Die Arbeiterſchaft aber weiß auch , daß

die neuen Einnahmen in erſter Linie dazu dienen , dem Reiche die Mittel

zu geben, um durch ſein Heer und ſeine Flotte den Frieden aufrecht zu

erhalten . Im Schutze dieſer Machtfaktoren und im Beſitze des Friedens
kann der Arbeiter ſeinem Erwerbe nachgehen und für ſich und die Seinigen

das Brot verdienen . Er hat alſo die neue Laſt , die übrigens jeder ſich

ſelbſt zumißt , als eine Art Verſicherungsprämie anzuſehen , um ſein Aus⸗

kommen zu haben . Eine einzige Mobilmachung oder gar ein Krieg

würde die Arbeiter ſchwerer ſchädigen als die neue Steuerlaſt .

2 . Die neuen Steuern dienen auch ſozialen Zwecken .

Zunächſt werden von den aufkommenden 420 Millionen nicht weniger

als 117 Millionen M. zur Aufbeſſerung der Beamten , in erſter Linie der

Unterbeamten verwendet ; an deren auskömmlicher Bezahlung hat auch der

Arbeiter ein Intereſſe . Die Löhne des Arbeiters ſind ſeit 1897 erheblich
geſtiegen , die Beamtenſchaft blieb auf demſelben Gehaltsſatz . Ferner ſoll
der Reichszuſchuß für die Witwen⸗ und Waiſenverſicherung in Form einer

feſten Rente — ſtatt der ſchwankenden Zollerträgniſſe — auf den Etat
genommen werden ; hätte man dieſe Ausgabe nicht , ſo ließen ſich 40 Mill .
Mark weniger Steuern fordern .

3 . Die Steuern ſind ſozial gerecht .

Die Tabakſteuer belaſtet die billigen Zigarren nur unerheblich, die

beſſeren dagegen ſehr . Die Steuer auf Beleuchtungskörper trifft den
Arbeiter nicht hart , die Schaumweinſteuer ihn gar nicht . Bei der Bier⸗

ſteuer fällt nur 2 Pf . auf das Liter .

4 . Unterſtützung der arbeitslos werdenden Arbeiter .

In das Tabakſteuergeſetz iſt ein Antrag des Zentrums aufgenommen

worden , wonach Arbeiter , die infolge des Geſetzes beſchäftigungslos werden ,

eine Unterſtützung erhalten . Vorerſt ſind 4 Mill . M. hierfür ausgeſetzt .

Eine ſolche Fürſorge für die Arbeiter iſt noch nie getroffen worden , auch

in keinem anderen Lande . Sie iſt eingeführt mit Rückſicht auf die be⸗

ſonderen Verhältniſſe in der Tabakinduſtrie . Bei den andern Steuern war

eine ſolche Fürſorge nicht geboten , da die Arbeiterſchaft dort kaum Ent⸗

laſſungen zu befürchten hat oder durch eine Art Kontingentierung der

Arbeiterentlaſſung vorgebeugt wird .
11¹
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XIII . Mittelſtand und neue Steuern .

1. Die mittelſtandsfeindlichen Steuern ſind abgelehnt .
Durch die neue Mehrheit iſt erreicht worden , daß alle jene Steuern ,

die beſonders den Mittelſtand treffen , gefallen ſind , z. B. a) die Wein⸗
ſteuer ( Winzer ) , b) die Anzeigenſteuer ( kleine Blätter ) , c) die
Elektrizitätsſteuer ( Handwerker ) , d) die Erbſchafts - und Nachlaßſteuer ,
welche namentlich den landwirtſchaftlichen und gewerblichen Mittelſtand
ſchwer getroffen hätte .

2 . Mittelſtandsfreundliche geſtimmungen in den Steuern .
In allen den beſchloſſenen Steuergeſetzen finden ſich eine Reihe von

Vorſchriften , die im Intereſſe des Mittelſtandes liegen :
a) im Bierſteuergeſetz iſt die Staffel nach den Wünſchen des Mittel⸗

ſtandes eingerichtet , während der Block durch ſeine Staffel gerade die
mittleren Brauereien ſchwer geſchädigt hätte . Durch Steuerzuſchlag für
neue Brauereien iſt den mittleren und kleinen Brauereien die Abwälzung
garantiert ; dieſes Geſetz trägt einen ausgeſprochen mittelſtandsfreundlichen
Charakter .

b) Das Branntweinſteuergeſetz iſt in allen ſeinen Teilen
( Spannung , Kontingent und Betriebsauflage ) daraufhin zugeſchnitten
worden , die mittleren und kleinen Brenner zu ſchonen . Die Obſtbrenner
und Materialbrenner haben beſondere Vergünſtigungen erhalten ; die kleinen
Brenner ſind als Abfindungsbrenner geſchützt . In keinem Gewerbe konnten
ſich unter dem alten Geſetze ſo viele kleine Exiſtenzen halten wie hier und ſo
bleibt es auch in Zukunft .

c) Das Tabakſteuergeſetz belaſtet den mittleren Fabrikanten , der
die Zigarren für den Maſſenkonſum herſtellt , weniger als den Groß —
fabrikanten , der feine Ware herſtellt .

d) Beim Beleuchtungsmittelgeſetz iſt die Kohlenfadeninduſtrie ,
die den Mittelſtand darſtellt , geſchont , ebenſo die mittleren und kleinen
Zündholzfabriken durch das fünfjährige Kontingent .

e) Die neuen Börſenſteuern entſprechen den Wünſchen des Mittel⸗
ſtandes , der durch das Beſitzſteuerkompromiß ſehr ſchwer belaſtet worden
wäre .

) Bei der Grundſtücksumſatzſteuer ſind Steuerbefreiungen ge—
ſchaffen worden , die dem gewerblichen und landwirtſchaftlichen Mittelſtande ,
wie auch der Arbeiterſchaft , ausſchließlich zugute kommen .

XIV . Was hat das Sentrum durch ſeine
Mitarbeit erreicht ?

A. Auf ſteuerpolitiſchem Gebiete .

1 . Die Annahme der geſamten Neform .
Hätten Zentrum und Konſervative ſich zur Verabſchiedung der Reform

nicht gefunden , dann wäre dieſe geſcheitert ; die erforderlichen Einnahmen
hätten durch Umlagen auf die direkten Steuern aufgebracht werden müſſen ,
der Mittelſtand wäre am ſchlimmſten hierbei getroffen worden .

lh
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„ Wenn wir vor neuen Steuern zurückſchrecken oder , was genau auf

dasſelbe hinauskommt , wenn wir uns über die neuen Steuern nicht einigen ,

wenn wir die Anleihewirtſchaft fortſetzen , wenn der Kursſtand unſerer

Anleihen weiter ſinkt , ſo geführden wir unſer Anſehen , ſo gefährden wir

unſere Sicherheit , ſo gefährden wir unſeren Frieden . Wir gefährden
unſeren Frieden , denn die finanzielle Bereitſchaft iſt gerade ſo wichtig wie

die militäriſche , ſie zu vernachläſſigen iſt ebenſo gefährlich und kann gerade

ſo verhängnisvolle Folgen haben , als weun die militäriſche Bereitſchaft

außer acht gelaſſen wird . . . Der Bau des Reiches iſt feſtgefügt und

wohnlich eingerichtet , Wälle und Gräben ſchützen ihn . Jetzt heißt es , die

Baugelder regeln , die Hypotheken abtragen und in geordnetem Haushalt

durch erhöhte Beiträge der Bewohner zum gemeinſamen Wohl der Zulunft

vorſorgen . Es iſt keine Zeit zum Warten , auch keine Zeit zum Nörgeln

und Lamentieren . Die verbündeten Regierungen ſind der feſten Zuverſicht ,
daß dieſes hohe Haus die Dringlichkeit und die Größe dieſer Aufgabe

erkennt , daß die Vertreter der Nation dieſe Aufgabe ſo erfüllen werden ,

wie es eines großen , friedlich vorwärtsſtrebenden und ſtarken Volkes

würdig iſt . “ ( Fürſt Bülow zur Einleitung der Reichsfinanzreform am

19. November 1908 S. 5544 . )
„ Die Entwicklung des Deutſchen Reiches und des deutſchen Volkes

ſteht in einem gewiſſen Sinne an einem Scheidewege . Die Frage iſt :

will Deutſchland , will das deutſche Volk die Laſten übernehmen , die nötig

ſind , wenn es politiſch , wenn es wirtſchaftlich die Stellung aufrecht erhalten
ſoll , die ſeiner kulturellen Bedeutung entſpricht ? oder ſoll das Deutſche

Reich allmählich auf die Bahn herabgleiten , die das alte deutſche Reich

verfolgt hat , das nicht zuletzt an der Schwäche ſeiner finanziellen Lage
geſcheitert iſt ? Ich habe keinen Zweifel , daß die Mehrheit des Volles ,
daß auch dieſes hohe Haus die Alternative im Sinne der erſten Richtung
bejahen wird . “ Schatzſekretär Sydow zur Einleitung der Reichsfinanz⸗
reform am 19. November 1908 S . 5565 . )

Nun iſt durch das Zentrum dieſes Ziel erreicht worden , während die

geſamte Linke es vereiteln wollte und mit Nein ſtimmte .

2 . Nuhe und Sicherheit im Erwerbsleben .

Würde die Reform nicht jetzt verabſchiedet worden ſein , dann hätte
die Unſicherheit in allen Induſtrien weiter gedauert ; jeder Zweig wäre in

Erregung geweſen , keine Branche wäre ſicher geweſen , ob ſie nicht auch
herangezogen werden könnte . Unſer ganzes Wirtſchaftsleben hätte unter

dieſer Unſicherheit ſehr gelitten ; an eine Aufwärtsbewegung wäre gar nicht

zu denken geweſen . Tauſende von Gewerbetreibenden baten und flehten,
10 Reform zu verabſchieden , damit die Induſtrie in Ruhe ſich entwickeln

önne .

3 . Die Erhöhung der Leamtengehälter⸗

Ohne die Verabſchiedung der Reform wäre es einfach ein Ding der
Unmöglichkeit geweſen , Reichsbeamte und Reichsheer um 117 Mill. Mark

aufzubeſſern ; damit iſt gar alles geſagt , was die Reform für dieBeamten⸗
ſchaft bedeutet . Würde die Reform nicht jetzt gemacht worden ſein , fondern
erſt ſpäter — eine Reichstagsauflöſung oder Vertagung der Reform
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wünſchten die Liberalen — ſo hätten die Beamten keine Rückdatierung er⸗

fahren und damit wären ihnen rund 180 Mill . Mark verloren gegangen .

4 . Eine gerechte Verteilung der Steuerlaſt .
Die Liberalen wollten 400 Millionen Mark indirekte Steuern und

100 Mill . Mark Beſitzſteuern ; jetzt ſind beſchloſſen worden : 310 Mill .
Mark indirekte Steuern und 135 Mill . Mark Beſitzſteuern ( ſiehe S . 150ffj .

B. Auf politiſchem Gebiete .

1 . Ein neuer KRulturkampf wurde verhindert .
Um was es ſich bei dem Ringen zwiſchen links und rechts gehandelt

hat , ſagte uns der Abg. Baſſermann am 4. Juli 1909 in ſeiner
Rede auf dem in Berlin ſtattgehabten nationalliberalen Parteitag :

„ Die Verbrüderung mit dem Zentrum , daß das die Konſervativen
getan haben , das iſt ihre große hiſtoriſche Schuld ( lebhafte Zuſtimmung ) ,
und dieſe Verbrüderung muß ſchwere und verderbliche Folgen haben für
das Land . Die Konſervativen haben das Zentrum wieder in den Sattel
geſetzt . Von neuem beginnt eine Periode der Zentrumsmacht . Ein großer
Aufwand ſchmählich iſt getan . Das Reſultat der Blockwahlen iſt beſeitigt .
Wer wird nochmals wie Bülow den Kampf gegen Rom wagen ? Und
wenn Sie heute hineinſehen in die konſervativen Kreiſe im Lande und die
Gärung dort ſehen , die ſich entwickelt hat , dann muß man ſagen : da hat
Fraktionspolitik geſiegt und nicht Parteipolitik . ( Sehr richtigl ) Und denken
wir noch eins . Rom macht eine zielbewußte Politik , das iſt eine
Politik , bewährt und feſt geworden durch die Jahrhunderte
in zäher Kraft und Willensſtärke verfolgt und die Rechnungen
für die Leiſtungen , die heute vom Zentrum erfolgen , die
werden präſentiert werden ( ſehr wahrl ) , die werden präſentiert

5 ßen ſie Toleranzantrag oder Jeſuiten⸗
geſetz , wir werden ſie wieder aufſteigen ſehen , die Revenants ,
die wir kennen aus früheren Perioden . “ ( Protokoll auf Grund
ſtenographiſcher Aufnahme ; herausgegeben von der Buchhandlung der
nationalliberalen Partei , Berlin 1909 , Seite 1

5

Aber in derſelben Rede kommt die Kampfesſtimmung gegen Rom ,
d. h. die Katholiken nochmals zum Ausdruck , als der Abg . Baſſermann
den Fürſten Bülow in folgender Weiſe feierte :

„ Und vor allem eins — auch das , glaube ich, wird dem Kanzler
unvergeſſen bleiben in deutſchen Landen —: er hat den Kampf gegen das
Zentrum gewagt . Als in jenen Dezembertagen ſich herausſtellte , wie ſtark
und ſtärker der Druck des Zentrums und der Nebenregierung wurde , da
hat er den Fehdehandſchuh hingeworfen und hat , wie einſt Bismarck , den
Kampf gegen das Zentrum aufgenommen . Daß er heute den Kampf ver⸗
loren hat dadurch , daß die Konſervativen in das feindliche Lager über —
gingen und ſich dem ſchwarzen Block zugeſellten , das iſt tief beklagenswert ;
und wenn wir es auch beklagen müſſen , daß der Kanzler es nicht ver⸗
mochte , die Auflöſung herbeizuführen — dieſer Sonnenfleck in ſeinem

bhh,



Bilde , der wird nach meiner Auffaſſung in der Geſchichte verſchwinden,
und er wird der Kanzler bleiben , der nochmals in großer Stunde den

Kampf gegen Rom gewagt hat . ( Minutenlanger Beifallsſturm . ) Das

wird das Große ſein , das übrig bleiben wird aus ſeiner Verwaltungs —

periode , und dieſes eine , daß er geeint hat Konſervative und Liberale aller

Schattierungen im Kampfe gegen das Zentrum , das wird ihm einen

unvergänglichen Platz in dem Herzen des deutſchen Volkes und der Ge⸗

ſchichte ſichern . (Beifall . ) Und ich glaube noch eins . Wenn die Wogen

höher und höher ſteigen , und wenn immer mehr im deutſchen Volke der

Gedanke wieder wach wird , daß es unerträglich wird , wie Roms und

Zeutrums Einfluß wächſt und ſich immer mehr erſtreckt bis hinein in alle

Verwaltungsorgane , dann wird der Gedanke , den der Kanzler geboren

hat , der Blockgedanke , ſeine Wiedergeburt in deutſchen Landen feiern , und

dann wird man von Bülow reden , der in der Einigung von Konſervativen

und Liberalen das einzige Mittel erblickte , um den Einfluß des Zentrums

zu beugen . “ ( Protokoll des Vertretertages der nationalliberalen Partei auf

Grund ſtenographiſcher Aufzeichnungen , herausgegeben von der Buch —

handlung der nationalliberalen Partei , Berlin 1909 , Seite 19. )

So Herr Baſſermann , der ſich öffentlich rühmt , kein Kulturkämpfer

zu ſein .
Aber mit ſeinem Kampfruf gegen Rom ſtand der Abg . Baſſermann

nicht allein ; denn in einem Stimmungsbild des nationalliberalen Schwäbiſchen

Merkur ( Nr. 304 ) zu dieſem nationalliberalen Parteitage finden wir

folgend
„ Es kann nicht die Aufgabe dieſes kurzen Ueberblicks ſein , den Ge⸗

dankengängen der einzelnen Redner nachzugehen und ſie in anderer Form

aufzuzeichnen . Wir wollen nur die Geſamtſtimmung feſthalten , wie ſie

ſich in dem Verhalten der Delegierten , in ihren Aeußerungen der Zu —

ſtimmung und des Mißfallens widerſpiegelte . Und da können wir feſt⸗

ſtellen : zwar kam der Unwille über die Geſetzesmacherei der neuen Mehr⸗

heit und über einzelne beſonders ungerechte , volks⸗ und mittelſtandsfeindliche
Steuern zum Ausdruck ; zwar hob ſich die Stimmung in dem Gedanken
an den Aufſchwung der Partei , den man jetzt ſchon empfindet und für die

nächſte Zeit noch ſtärker erwartet . Aber die Hauptſache war dies alles

nicht . Die ſtärkſten Stürme durchbrauſten den Saal , wenn es gegen den

Bund der Landwirte und vor allem gegen das Zentrum , gegen die

Römlinge auf deutſchem Boden ging . Der Zorn über die wieder⸗

kehrende Zentrumsherrſchaft war — neben der Ueberzeugung , daß ein

gewaltiges Anwachſen der Sozialdemokratie verhindert werden muß — die

Triebfeder , die auf allen Seiten die Zuſtimmung zu dem Verhalten der

Reichstagsfraktion emporſchnellen ließ . Mancher eingefleiſchte Berliner

Skeptiker hat vielleicht mit Ueberraſchung geſehen , wie ſtark noch der

Blockgedanke in den Herzen da „draußen “ iſt , wie lebendig auch die

Sympathie für den Fürſten Bülow als den Schöpfer des Blocks und den

Kämpfer wider Rom . Dies waren die tiefſten Eindrücke des heutigen

Tages ; der tiefſte und ſchönſte aber , in dem ſich alle anderen kriſtalliſierten ,
war der : Die Partei iſt einig und geſchloſſen wie nie zuvor!“

In der Diskuſſion lounte auch ein Herr Falkenhagen aus Hannover
unter dem ſtürmiſchen Beifall der Verſammlung erllären : „ Es wird die
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Zeit kommen , wo uns die Führer endlich zu dem Kampf gegen das
Zentrum loslaſſen werden , und wir werden in den Turm Breſche legen . “
Bei dem Bankett erklärte der Führer der nationalliberalen . Jugendvereine ,
Rechtsanwalt Fiſcher in Köln , daß „die Jugend treu zu der Partei ſtünde ,
die ſich gerade in dieſen Tagen als ein großes Bollwerk gegen den
Ultramontanismus und Realtion erwieſen habe “ . Im Anſchluß hieran
dürfen wir wohl hinzufügen , daß auch der nationalliberale Reichstags⸗
abgeordnete für Dresden⸗Altſtadt , der Landgerichtsdirektor Heinze , auf
einer Verſammlung des Reichsvereins in Dresden ähnliche Töne anſchlug,
indem er bemerkte , daß die Zentrumsmitglieder „ſich im Grunde als
Delegierte Roms fühlen ; der Kanzler iſt geſtürzt , der es nach Bismarck
verſucht hatte , den Kampf gegen Rom aufzunehmen “ . ( Dresdner Nach —
richten Nr . 184 . )

Nach dieſen Vorkommniſſen wird man es verſtehen , wenn das Zeutrum
lachte , als am 10. Juli 1909 der . nationalliberale Abg . Hieber erklärte :
„ Es iſt unter uns niemand , der in die Zeiten des früheren Kultur⸗
kampfes zurückkehren möchte . “ Alſo wohl „ein neuer Kulturkampf “ . So
ſprach der Abg . Baſſermann auch am 17. März 1907 nach den Berichten
liberaler Blätter in Dresden vom „ſchönen , neuen Kulturkampf “ , in welchem
man nicht die Fehler des alten Kulturkampfes wiederholen werde .
Ganz anders klingen die Worte im Munde des konſervativen Führers
von Heydebrand : „ Was wir nicht wünſchen , meine Herren , das iſt —
das ſage ich ganz offen —eine zweite Auflage Kulturkampfs . “

( 280 . Sitzung vom 10. Juli 1909 S . 9377 . )

2 . Die Zertrümmerung des Blocks .
„Tatſache iſt , daß die große Aufgabe , die der neuen Partei⸗

kombination , die aus den Wahlen von 1907 hervorgegangen war , zu—
gefallen war — einer Parteikonſtellation , die recht eigentlich gegen meine
Jroe 5 oyichte N 0Freunde gerichtet war — nicht durch jene Parteikonſtellation , ſondern nur
mit Hilfe meiner Freunde zuſtande gekommen iſt . “

( Abg . Frhr . v. Hertling am 10. Juli 1909 S. 9343 . )
„ Wir wünſchen die Vorherrſchaft keiner einzelnen Partei in dieſem

hohen Hauſe , weder eine Vorherrſchaft des Liberalismus noch des
Zentrums , noch nehmen wir für uns ſelbſt eine ſolche in Anſpruch .
Guruf links : Sie haben ſie ſchon ! ) Aber , meine Herren , was wir mit
ebenſolcher Entſchiedenheit abweiſen , iſt die grundſätzliche Ausſchaltung
einer dieſer bürgerlichen Parteien , und wir haben die grundſätzliche
Ausſchaltung des Zentrums nicht nur für einen politiſchen
Fehler gehalten , ſondern wir ſagen es auch offen , daß wir ſie bedauert
haben im Intereſſe des konfeſſionellen Friedens ( ſehr richtig ! rechts ) und
der Vaterlandsliebe . “ ( Abg . v. Heydebrand am 10. Juli 1909 S. 9327 . )

Hiegegen Abg . Baſſermann am 16 . Juni 1909 :
„ Was wir allerdings nicht wollen , meine Herren , das iſt , daß das

Zentrum in dieſe präponderierende Machtſtellung wiederum einrückt , die
es früher beſaß . ( Sehr richtig ! bei den Nationalliberalen . ) Wir wollen
nicht, wie wir es früher erfahren mußten , daß das Zentrum dem
Reichstag ſeinen Willen aufdrängt . Das werden die Herren vom Zentrum
uns nachempfinden können . “ ( 262 . Sitzung vom 16. Juni 1909 S . 8602 . )
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3 . Die liberale Aera verhindert .

„ Ich habe nie geglaubt , daß Fürſt Bülow den Reichstag aufgelöſt
hatte , weil er ſich über die Partei geärgert hatte , mit der er bis daher

große Erfolge davongetragen hat ( ſehr richtig ! in der Mitte ) , ſondern ich

habe mich ſtets gefragt : wo mag der tiefere Grund für den Wechſel der

Politik liegen ? — und , ich möchte glauben , daß jetzt die Frage ſehr ge⸗

llärt iſt . Meine Herren , worum es ſich damals handelte , das war , das

Aufkommen eines liberalen Regimes im Reiche und in Preußen zu

befördern . ( Zuſtimmung links . ) Meine Herren , erinnern Sie ſich doch

daran , daß der Herr Abgeordnete Baſſermann in den Monaten , die der

Auflöſung vorangegangen ſind , verſchiedentlich bedeutungsvolle Reden in

ſeinen Parteiverſammlungen gehalten hat . Erinnern Sie ſich an die eine

Rede , in der er von dem Machthunger des Liberalismus geſprochen hat

( ſehr richtig ! in der Mitte ) , in der er davon geſprochen hat , daß der

Liberalismus nach rechts und links vorwärts gehen , Raum gewinnen

müſſe . . . . Meine Herren , wenn alſo dem Liberalismus nun noch

einmal irgend eine mehr oder weniger lauge Periode der Vorherrſchaft

zugewendet werden ſollte , ſo konnte das nicht geſchehen durch die eigene

Kraft des Liberalismus , ſondern nur auf dem Umwege des Blocks .

( Hört ! hört ! rechts . ) Meine Herren , ich habe am erſten Tage nach den

Wahlen , als wir uns wieder hier verſammelt hatten , einem Mitgliede der

konſervativen Partei geſagt : wenn dieſe neue Politik gelingt , wenn ſie zu

Ende geführt wird , dann haben Sie die Zeche zu bezahlen . ( Sehr

richtig ! in der Mitte . Zuruf links : Aha! ) So liegt meines Erachtens
die Sache , das war der letzte Grund jener Auflöſung ! Und dieſer Zweck,

meine Herren , iſt allerdings nicht erreicht worden . “

( Abg . Frhr . v. Hertling am 10 . Juli 1909 S . 9347 . )

4 . Fürſt gülow geſtürzt .
Eine nicht unerfreuliche Nebenwirkung der Verabſchiedung der Reichs⸗

finanzreform iſt der Sturz des Blockreichskanzlers Fürſt Bülow , der am

28. Oktober 1908 , 11 . März und 26 . Juni 1909 ſeine Entlaſſung ein⸗

gereicht hatte , und am 14. Juli 1909 ſie genehmigt erhielt . Unter ſeiner

Reichskanzlerſchaft ſind die Reichsſchulden von 2,2 Milliarden auf

4 Milliarden geſtiegen ; er iſt unter den modernen Staatsmännern der

—größte Schuldenmacher .
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